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VORWORT

Der „technischen Idee" gehört die Zukunft, sie ist der Lebensquell der kommenden Wirtschaft, sie befreit uns aus Ulend und aus Armut.

Der Krieg hat über Naclit das Geistesleben der Völker

Europas vollständig verändert. Die Hoffnung, daß durch eine kurzeKriegsdauer das aus seinen Bahnen geworfene Wirtschaftsleben bald wieder in die normalen Geleise kommen werde, hat sich nicht erfüllt. So mußte denn die den kulturellen und friedlichen Zielen zugewendete Technik sich bald ausschließlich jenen Zwecken widmen, welche im europäischen Völkerstreite durch die entsetzlichsten Verwüstungen die Entscheidung in diesem furchtbaren Ringen der großen Kulturnationen bringen sollen. In dieser sturmbewegten Zeit mußten sich die gesamten geistigen und physischen Kräfte der kriegführenden Völker sammeln und ihre ehedem friedliche Tätigkeit verlassen. Die Wissenschaft als Träger des Fortschrittes in der Entwicklung der Weltwirtschaft mußte der Forschung im Dienste dieses Krieges weichen.

Als im Jahre 1914 der Krieg plötzlich ausgebrochen war, glaubte man, daß die großen Schlachten dem Kampfe bald ein Ende machen werden; als aber die Hoffnung auf eine baldige Entscheidung immer mehr zu schwinden begann, kam man zur Ueberzeugung, daß Europa zum Schauplatze einer Völkerkatastrophe werden müsse, bevor es der Menschheit wieder gegönnt sein könne, ein friedliches Leben zu führen. So stehen wir nun mitten in diesem unaufhaltsam fortschreitenden Prozeß, der Europa nach diesem Kriege vor eine ungeahnte Fülle von Problemen stellen wird, um wieder aufzubauen, was zerstört wurde, und neue Kräfte der schwer geprüften Menschheit zuzuführen.

Von der Fülle der Probleme hat vom Beginn dieses entsetzlichen Völkerkampfes die wichtige Frage der Kohlen Versorgung ein fortdauerndes Interesse hervorgerufen. Nach mehrmonatiger Dauer dieses Krieges waren die ersten Klagen der auf Kohleneinfuhr angewiesenen Staaten zu vernehmen. In einem Vortrag über ,, Kohlenbergbau und Wirtschaftspolitik“ habe ich am 8. April 1915 in der Wiener Urania“ die - große politische und wirtschaftliche Bedeutung der Kohlenversorgung zu erörtern versucht. In meinen damaligen Ausführungen habe ich die Frage der Kohlenwirtschaft in der dem Kriege vorangegangenen Zeit im Zusammenhänge mit den politischen Vorgängen zu beleuchten mich bemüht. Inzwischen war das öffentliche Interesse an der Kohle immer mehr gewachsen; es kam die Zeit der Kohlennot aller auf die Einfuhr von englischer Kohle angewiesenen Staaten. Immer reger wurde das Interesse am internationalen Kohlenbergbau und man erkannte an den im Wirtschaftsleben der kohlenarmen Staaten eingetretenen Folge Wirkungen immer mehr die große Bedeutung der Kohle für die Kriegswirtschaft. Am 9. Dezember 1916 versuchte ich in einem Vortrage über „Bisenbahn und Kohlenbergbau im Lichte der Volkswirtschaft“ im Oesterr. Ingenieur- und Architekten-Verein in Wien die im Kriege entstandenen Schwierigkeiten der Kohlenversorgung zu erörtern. Bs war dies die Zeit, in welcher durch die Transportschwierigkeiten auch in den Kohlenstaaten Europas eine Kohlennot eingetreten war. Im vierten Kriegs] ahr steht nun Europa im Zeichen einer allgemeinen Kohlennot. Die Produktionsschwierigkeiten werden, wie auf allen Gebieten, so insbesondere auch auf jenem des Kohlenbergbaues immer größer; die Minderförderungen in Verbindung mit der Transportnot führen Kuropa einem Zustande entgegen, dessen unheilvolle Folgen zu den schwersten Sorgen Anlaß gibt.

Der Aneinanderreihung der in den angeführten Zeitpunkten in öffentlichen Vorträgen gegebenen, hier noch ausgearbeiteten Darlegungen, die zuerst in der „Zeitschrift des Oesterr. Ingenieur-undArchitekten-Vereines" erschienen sind, lasse ich in dem vorliegenden Buche ein drittes Kapitel über „Die Kohlennot Europas" folgen, in welchem ich die großen Kohlenfragen der Gegenwart in einer, dem engen Rahmen dieser Zeilen entsprechenden Weise einer Erörte-rung zu unterziehen versuche. Insbesondere habe ich die Bergschadensfrage von der wirtschaftlichen Seite zu beleuchten mich bemüht und schließlich aus dem ganzen Material Folgerungen gezogen, welche auf die Behandlung der großen wirtschaftlichen Probleme der kommenden Zeit hinüberleiten und Gelegenheit gaben, der kommenden Wirtschaftsentwicklung die Aufmerksamkeit zu widmen. Die Technik hat in diesem Kriege die furchtbarsten Mittel ersonnen und dazu geliefert, in Jahrzehnten geschaffene kolossale Werte zu vernichten. Es wird die hervorragende Aufgabe der Technik sein, das zerstörte Europa aufzubauen, die vernichteten Werte entsprechend zu ersetzen und das europäische Wirtschaftsleben in geregelte Bahnen zu bringen. Noch ist nicht abzusehen, wann dieser große Krieg sein Ende finden wird, doch werden derzeit schon die Fragen einer neuen Zeit erörtert, die kommen muß, nach jahrelangen schweren Kämpfen.

Wie soll die Wirtschaft dieser kommenden Zeitperiode sich gestalten ? Darüber ist ein ernster Streit im Gange. Der Staat als Unternehmer, so wollen die einen, soll sich erhöht betätigen; die freie zwanglose wirtschaftliche Entwicklung, so meinen andere, wird das beste Mittel sein, um die Gesundung der schwer erkrankten Volkswirtschaft so rasch als möglich zu bewirken. Nur eine neue Wirtschaftsform, so behaupten wieder andere, wird imstande sein, alle Kräfte zu vereinen zur Erreichung des gemeinsamen großen Zieles, der Wiederbelebung und Erstarkung der schwer erschütterten Staatswirtschaft. Sollen wir die freie Friedenswirtschaft tatsächlich verwerfen, die gebundene staatssozialistische Zwangswirtschaft an ihre Stelle treten lassen und dem ehemals zügellosen Erwerbstrieb ein jähes Ende nun bereiten ? Ist tatsächlich ein Grund vorhanden, das Altbewährte zu verlassen und Neues, nicht Erprobtes zu beginnen, weil wir in diesem Kriege durch die Verhältnisse gezwungen waren, ein neues Wirtschaftsnetz zu spinnen, um uns zu wehren gegen unseren Untergang. Die Schleusen unseres Wirtschaftslebens werden wir nach diesem Kriege öffnen und die Verbindung suchen mit allen Kulturnationen dieser Welt. Der Staat wird uns die Richtung geben, er wird der Hüter unserer Wirtschaft sein, doch frei und auf gesetzlich vorgeschriebenen Bahnen soll jedermann schaffen helfen, um aus der Not zu kommen, die uns der Krieg gebracht. Das Individuum soll sich entwickeln können, es wird der Träger alles Fortschritts sein.

Wien, im April 1918

Ingenieur A. H. Goldreich
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KOHLENBERGBAU UND WIRTSCHAFTSPOLITIK

Ing. A. H. Goldreich: Die Kohlenversorgung Europas

	
1. Einleitung



Ich habe mich bisher mit der technisch-wissenschaftlichen Erforschung der nachteiligen Wirkungen befaßt, welche der Kohlenbergbau an der Tagesoberfläche hervot-ruft. In meinen bisher veröffentlichten Arbeiten habe ich die bergbaulichen Folgewirkungen zu erforschen versucht, die an den verschiedensten Objekten der Erdoberfläche sich einstellen, welche gezwungen sind, den durch den Bergbaubetrieb in den Erdmassen hervorgerufenen Bodenbewegungsprozeß mitzumachen. Die technisch-wissenschaftliche Erörterung dieses, insbesondere für die öffentliche Sicherheit der obertägigen Verkehrsunternehmungen wichtigen Pro-blemes hat einen innigen Zusammenhang mit der Frage der Oekonomie, welcher, wie fast auf allen Gebieten der Technik, auch hier eine bedeutende Rolle zukommt. Die technische Wissenschaft und die technische Wirtschaft befinden sich in einer innigen Wechselwirkung zueinander; mit der Entwicklung der Wissenschaft kann auch die Wirtschaft sich vervollkommnen. Ich hatte vielfach Gelegenheit, in großen bergbaulichen Wirtschaftsfragen die interessante Tatsache zu konstatieren, daß in der Aufklärung technischer Probleme die beste Förderung der materiellen Wohlfahrt der Gesamtheit eines Staates gelegen ist.

Dieser große Krieg, den die engverbündeten Zentral-mächte Oesterreich-Ungarn und Deutschland behufs Verr teidigung ihrer Existenz auskämpfen müssen, hat unsere Technik und Industrie vor eine Reihe der kompliziertesten Probleme gestellt, deren dringende Lösung im vitalsten Interesse dieser Staaten notwendig war. Die Zentralmächte haben diese Probleme gelöst, dank der hervorragenden Errungenschaften der Technik und Industrie, und der plötzlich notwendig gewordene Wandel von der Friedens- zur KriegsIndustrie hat sich ohne besondere Störung der militärischen Operationen vollzogen, so daß den Anforderungen des komplizierten Mechanismus der Heeresorganisation rechtzeitig entsprochen werden konnte. Die großen Fortschritte der technischen Wissenschaften verleihen dieser Epoche des gigantischen Völkerringens ein eigenes Gepräge. Schon längst sind jene Zeiten vorüber, wo die Tapferkeit der Krieger für den Erfolg allein maßgebend war; der Krieg von heute ist ein anderer als der von ehemals. Der Weltkrieg ist eine Messung technischer Arbeit der gegnerischen Gruppen; die Zentralmächte haben die großen Errungenschaften der Technik in unvergleichlicher organisatorischer Arbeit entsprechend rasch zu verwerten verstanden. Wir wollen unseren Feinden gewiß nicht die Verdienste auf den verschiedensten Gebieten technischer Forschung absprechen; Frankreich und England haben bedeutende technische Leistungen vollbracht, doch sie vermochten nicht, jene zielbewußte Ausnützung derselben organisatorisch zu bewirken, wie dies die Zentralmächte auf allen Gebieten der Technik in mustergültiger Weise getan haben.

Für die Beurteilung der technischen und wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit eines Staates ist die Frage der Kohlenversorgung unzweifelhaft von grundlegender Bedeutung. Der Kohle als Kraftquelle kommt eine Bedeutung zu, welche insbesondere im gegenwärtigen Völkerkampfe so voll und ganz erkannt wird. Das derzeitige Leben ist eine unendliche Summe von Arbeit, für welche der Aufwand einer unendlichen Menge von Kräften erforderlich ist, welcher sich die Völker bedienen müssen, um im gegenseitigen-Wettbewerbe ihre Stellung zu behaupten. Diese Kräfte muß die Menschheit aus Quellen schöpfen, die in mehr oder weniger reichem Maße zur Verfügung stehen. Der Reichtum an diesen, für das Gedeihen eines Staates notwendigen Kraftquellen und die Fähigkeit, diese Quellen zu erschließen, verleihen den Völkern ihre materielle Wohlfahrt. Wir haben Völker auf dieser Erde, deren Staaten mit reichen Naturschätzen versehen sind, welche diese aber nicht entsprechend zu verwerten verstehen. So soll z.B.China nach verbürgtenNachrichten Kohlenschätze besitzen, deren Ausbeutung eine gewaltige Umwälzung der Weltwirtschaft hervorrufen könnte. Der rühmlich bekannte Weltkraftwirtschaftsforscher Professor Sch w e m a n n meinte, da China auch über billige Eisenerze verfügen soll, könnte es die gesamte Kultur verschieben. Wir haben auch Völker auf unserem Planeten, deren Staaten weniger reich an natürlichen Kraftquellen sind, doch eine derartige rationelle Ausnützung derselben betreiben, daß diese Völker ihren Rang unter den Kulturstaaten an erster Stelle behaupten. Hier ist Deutschland zu nennen, das mit seinen reichen Kohlenschätzen bezüglich der Ausbeutungsmöglichkeit und der Situation auf dem Weltmarkt bedeutend ungünstiger daran ist als England. Und doch hat Deutschland im letzten Jahrzehnt vor dem Weltkrieg einen Aufschwung zu verzeichnen, der ihm die führende Rolle in Europa verleihen muß.

Um nun die Bedeutung der Kohle als Kraftfaktor in der Weltwirtschaf t1) erfassen zu können, müssen wir die der Menschheit zur Verfügung stehenden Kraftquellen untereinander vergleichen. Wir haben 4 Gruppen von Kraftarten, welche für die Verwertung in der Weltwirtschaft hauptsächlich in Betracht kommen, u. zw. die Erdöle (Petroleum), die Erdgase, die Wasserkräfte und die Kohle. Die übrigen kleinen Kraftquellen, wie die des Holzes, der vegetabilischen Oele, des Spiritus u. dgl., müssen wir aus unserer Erörterung als zu unbedeutend ausscheiden. Auch die zeitweise zur Verfügung stehenden Kräfte des Windes, der Ebbe und Elut und der Wellenbewegung des Meeres werden wir hier nicht anführen, weil diese Kräfte für die Erzeugung größerer und stetiger Energiequellen nicht in Betracht kommen.

Als Einheit für die Berechnung der Kraftmengen soll hier stets die von Professor Schwemann angenommene Pferdestärke für das Arbeitsjahr, d. h. für 300 Arbeitstage von je 24 h 7200 Arbeitsstunden im Jahr, angeführt werden.

Die Produktion der Welt an Erdölen betrug im Jahre 1909 41 Mill. t. Schwemann berechnet aus der angeführten Menge der Produktion an Erdölen 11'4 Mill. Jahres-Pferdestärken. Diese Mengen von Oelen werden jedoch zum großen Teil für Leuchtzwecke und als Schmiermittel verwendet. Für Kraftzwecke in Form von Gasolin, Benzin und Benzol für Explosionsmotoren und in Form von Rohöl und Rückständen als Brennstoff für Dampfkessel stehen nur 30% der angeführten Pferdestärken, also za. 3'5 Mill. PS, im Dienste der Weltwirtschaft zur Verfügung. In den Jahren 1900 bis 1909 ist die Gewinnung an Erdölen von 19*5 Mill, auf 41 Mill, t gestiegen. Insbesondere war in den Vereinigten Staaten von Nordamerika eine ganz außerordentliche Steigerung zu verzeichnen (von 8 auf 24 Mill. t). Es ist nicht möglich, auch nur schätzungsweise die Vorräte der Welt an Petroleum festzustellen, es läßt sich aber als sehr wahrscheinlich voraussagen, daß die Erdölgewinnung in den nächsten Jahren sich noch wesentlich vergrößern wird. Es ist also damit zu rechnen, daß wir einen bedeutenden Kräftezuwachs in den nächsten Jahren zu verzeichnen haben werden. Schwemann gibt an, daß unter der Voraussetzung friedlicher Entwicklung in den Jahren 1909 bis 1919 eine Steigerung von 3*5 Mill, auf 8'7 Mill. PS wahrscheinlich zu verzeichnen gewesen wäre.

Zur zweiten Gruppe der Kraftquellen wollen wir das Erdgas (Naturgas) rechnen, das derzeit fast nur in den Vereinigten Staaten von Nordamerika in Betracht kommt. Diese Gasquellen bestehen aus leichten und schweren Kohlenwasserstoffen, sie können gefaßt und technisch genutzt werden. Im Jahre 1908 betrug die Menge des verwendeten Naturgases 13'4 Milliarden m3 im Werte von 232 Mill. Mark; 35% wurden für Beleuchtungszwecke, 65% für Kraftzwecke, meistens in der Metallurgie, verwendet. Es waren also für die Weltkraftwirtschaft 8'7 Milliarden m3 Erdgas in Verwendung, was eine Kraftmenge von 2'4 Mill. PS ergibt. Über die Verwendung von Erdgasen in den nächsten Jahren läßt sich auch annähernd nichts vorhersagen. Es wäre noch zu erwähnen, daß die Verwertung des Methans der Grubengase (schlagende Wetter) eine große Kraftquelle bieten würde, wenn die zur Verhinderung der Explosionen notwendige Verdünnung dieser Gase nicht stattfinden müßte.

Wir kommen nun zur dritten Gruppe der Kraftquellen, d. s. die „weißen Kohlen“ oder Wasserkräfte. Es ist schwer, eine brauchbare Statistik über diese Kräfte zu erhalten. Der englische Ingenieur C a m p b e 11 S w i n t o n schätzt in „The Electrical Review“ vom 2. September 1904 die im Jahre 1904 ausgenützten Wasserkräfte mit za. 1'5 Mill, bis 2 Mill. PS. Schweman n schätzt für das Jahr 1909 die ausgenützten Wasserkräfte mit 3'422 Mill. PS.

Wie aus Abb. 1 zu ersehen ist, marschieren bezüglich der verfügbaren Wasserkräfte an der Spitze der europäischen Staaten Schweden und Norwegen mit zusammen za. 14*2 Mill. PS, Oesterreich-Ungarn mit 6'13Mill. PS, Frankreich mit 5*857 Mill. PS, Italien mit 5*50 Mill. PS, die Schweiz mit 1*50 Mill. PS, Deutschland mit 1*425 Mill. PS und England mit 0*963 Mill. PS. In Europa, außer Rußland, sind insgesamt, einschließlich der schon ausgenützten,
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Abb. 1. Verfügbare und 1909 ausgenützte Wasserkräfte Europas (Nach der Karte von Schwemann)

Die schwarzen Sektoren bezeichnen die ausgenützten Teile der Wasserkräfte.


rund 40 Mill. PS in Wasserkräften vorhanden. Sch w e-m a n n schätzt die Zunahme der Wasserkräfte unter der Voraussetzung friedlicher Entwicklung für die Jahre von 1909 bis 1919 von 3*422 Mill. PS auf 5*9 Mill. PS.

Die vorgeführten Darlegungen ergeben für das Verhältnis der Erdölkräfte zu den Erdgas- und Wasserkräften die Zahlen 3*5 Mill. PS: 2*4 Mill. PS: 3*4 Mill. PS. Was bedeuten jedoch diese Zahlen gegenüber der Kohle, d. i. der vierten Gruppe der Kraftquellen, welche nach der Berechnung von Schwemann für das Jahr 1909 135*3Mill. PS geliefert hat, von welchen 127*6 Mill. PS für die Weltkraftwirtschaft zur Verfügung standen? Aus den angeführten Zahlen geht die ganz gewaltige Ueberlegenheit der Kohle als Kraftfaktor hervor. Auch wenn man eine ansehnliche Steigerung in der Ausnützung aller Kraftquellen in Rechnung zieht, muß man zur Überzeugung gelangen, daß die Kohle durch keine andere Kraftquelle ersetzt werden kann. Die
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Abb. 2. Verfügbare Mengen von Hochofen- und Koksofengas (Nach der Karte von Schwemann)


Kohle wird bei ihrer ganz außergewöhnlichen Bedeutung als Kraftfaktor die Grundfeste unserer Weltkraftwirtschaft auch für die fernste Zukunft bleiben. Die Kohle möchte ich sagen, ist der Betriebsmotor der Weltwirtschaft.

Mit der Kohle als Kraftquelle eng verbunden, müssen wir auch jene Quellen in Betracht ziehen, welche sich bei der Kokserzeugung als Koksofengase ergeben (Abb. 2). Im Jahre 1908 wurden z. B. 82 Mill, t Koks auf der Welt erzeugt, welche za. 11*3 Milliarden m3 Gas lieferten und als Kraft 2*8 Mill. PS hätten liefern können. Hievon wurden jedoch nur za. 0*8 Mill. PS verwertet, während 2 Mill. PS in die Luft gegangen sind, ohne ausgenützt worden zu sein. Deutschland hat im Jahre 1900 za. 30% der gewonnenen Koksofengase verwertet, im Jahre 1909 bereits 82% in Kraft und Licht unigesetzt, während England nur 18%, Amerika nur 16% im Jahre 1909 aüsgebeutet haben. Die bei der Eisenerzeugung entstehenden Hochofengase werden ebenfalls, insbesondere in Deutschland, ausgenützt, wo bereits weit über die Hälfte der überschüssigen Energie gewonnen wird. Im
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Abb. 3. Voraussichtlicher Zuwachs des Kraftverbrauches von 1909 bis 1919 unter Annahme der bisherigen Entwicklung


Jahre 1909 wurden 61*2 Mill, t Roheisen auf der Welt erzeugt; dabei hätten za. 10*2 Mill. PS aus den gewonnenen Hochofengasen erzeugt werden können; 7 Mill. PS wurden durch die Hochofenwerke selbst verbraucht. Schwemann meint, daß mit Rücksicht auf den immer steigenden Verbrauch der Hochofengase für den eigenen Verbrauch der Eisenhütten mit größeren Kraftreserven für die Weltwirtschaft nicht gerechnet werden kann. Die Vorschläge, diese Eisenhütten in der Nähe großer Städte zu errichten, um diese mit Kraft aus den Hochofengasen zu versorgen, ,sind,

10 Goldreich: Die Kohlenversorgung Europas abgesehen von den Schwankungen in der Roheisenerzeugung in der Zukunft, nicht brauchbar.

In Abb. 3 wurde das angeführte Verhältnis der erwähnten Kraftquellen sichtbar zum Ausdrucke gebracht.

Im Falle die friedliche Entwicklung keine Störung erfahren hätte, wäre ein Anwachsen fast aller Kraftquellen zu verzeichnen gewesen. Die Erdöle hätten, wie bereits erwähnt, im Jahre 1919 den Betrag von 8'7 Mill. PS an die Weltkraftwirtschaft abgegeben. Die Erdgase hätten die gegen das Jahr 1909 unveränderte Menge von 2:4 Mill. PS abgeliefert. Die Wasserkräfte hätten die ansehnliche Menge von 5'9 Mill. PS, die Kohle hätte jedoch die ganz kolossale Menge von 160'6 Mill. PS der Weltwirtschaft zur Verfügung gestellt.

Ich will nun den bescheidenen Versuch anstellen, eine beiläufige Vorstellung zu verschaffen über die Bedeutung der Kohle als Kraftquelle in der Weltwirtschaft.

Ich kann im Rahmen dieser Ausführungen über die Methoden des Kohlenabbaues keine Mitteilungen machen, ich muß als bekannt voraussetzen, daß die Kohle mittels Bohrlöchern in der Erde erspäht wird, in welcher sie hauptsächlich in Form von Schichten, sogenannten Flözen, abgelagert erscheint. Auch über die verschiedenen Theorien der Entstehung der Kohle sei hier keine Erwähnung getan. Um von den Größenverhältnissen, um die es sich hier handelt, ein einigermaßen zutreffendes Bild zu erhalten, muß man sich klar machen, daß die Erde einen mittleren Durchmesser von rund 12.730 km hat, so daß der höchste Berg der Erde, der 8840 m hohe Gaurisankar in Vorderindien, im Verhältnis zur Erdkugel nicht größer ist als eine Erhöhung von Kirschkerngröße auf einer Kugel von 10 m Durchmesser und das tiefste bisher niedergebrachte Bohrloch, das 2239'7 m tiefe Bohrloch in Czuchow in Preuß.-Schlesien, nur einem Eindruck in diese Kugel von der Länge eines Zündholzköpfchens entspricht. Die ganze Erdrinde selbst stellt, wenn man ihre Stärke zu 300 km annimmt, im Verhältnis zum Erddurchmesser eine Schicht dar, welche vergleichbar ist der 2 mm starken Wandung eines Gummiballes von etwa 8 cm Durchmesser; die Erdrinde hat also ihrer an sich gewaltigen Mächtigkeit den Kräften des Erd-innern nur einen verhältnismäßig geringen Widerstand entgegenzusetzen.

Die Kohle wurde dort entdeckt, wo sie zutage trat und als anstehendes Gebirge den Anlaß zur Erkenntnis ihrer Heizkraft gegeben hat. Die Kohle ist ein brennbarer Körper, der aus der Zersetzung pflanzlicher Stoffe hervorgegangen ist. Sie besteht aus Kohlenstoff, Wasserstoff, Sauerstoff und Stickstoff, deren Mengenverhältnis je nach der Bildungszeit verschieden ist. Der Gehalt an Kohlenstoff ist um so größer, je älter die Kohle ist, während umgekehrt die Mengen an Wasserstoff, Sauerstoff und Stickstoff um so größer sind, je jüngeren Alters die Kohle ist. Diese Schwankungen in den Anteilverhältnissen der Gase und des Kohlenstoffes bringen die Verschiedenheiten hervor, welche sich in bezug auf die Eigenschaften der Kohlen bemerkbar machen. Der Anthrazit stellt die älteste Kohle dar, während der Torf eine noch im Entstehen begriffene Kohle ist. Der Reihe nach unterscheiden wir bezüglich des Alters der Kohlen folgende Varietäten: 1. Anthrazit, 2. magere Kohle, 3. Fettkohle, 4. Flammkohle, 5. Braunkohle und 6. Torf. Der Anthrazit enthält 94% an Kohlenstoff, 3% an Wasserstoff und 3% an Sauerstoff und Stickstoff. Der Torf enthält nur 50% Kohlenstoff, 6% an Wasserstoff und 44% an Sauerstoff und Stickstoff. Der Koks ist der Rückstand von der Destillation der Kohle, welche durch dieses Verfahren die gasförmigen Bestandteile verliert; er enthält daher 100% Kohlenstoff.

Die Heizkraft der Kohle nimmt im allgemeinen mit der Zunahme der gasförmigen Bestandteile ab. Sie schwankt zwischen 8200 Wärmeeinheiten bei Gaskohlen, bis 9600 WE bei Magerkohlen. Die Fettkohle ist die einzige Kohlenart, welche sich zur Destillation, d. i. zur Verkokung, eignet. Der Koks findet seine hauptsächliche Verwendung in der Eisenindustrie, bei seiner Herstellung ergibt sich eine Reihe von Nebenprodukten (wie schwefelsaures Ammoniak, Teer, Benzol, Phenol usw.). Um die bei der Förderung sich ergebenden Rückstände der Kohle zu verwerten, mengt man dieselben mit einem Bindemittel (Teer oder Pech) und stellt daraus die sogenannten „Briketts“ her.

	
2. Der Kohlenvorrat der Erde



Es sei nun ein kurzes Bild über die Kohlenvorräte der Erde entworfen, um über die Verteilung der Kohlenschätze einen Begriff zu erhalten. Hiezu seien die Daten des Komitees des Internationalen Geologenkongresses in Toronto in Kanada vom Jahre 1913 angeführt. Der nachgewiesene Kohlenvorrat der Welt (Anthrazit, Steinkohle und Braunkohle) wurde mit 716.154,000.000 t berechnet; der wahrscheinliche und mögliche Kohlenvorrat der Welt mit 6,,681.399,000.000 t. Der gesamte nachgewiesene und wahrscheinlich mögliche Kohlen vorrat der Welt berechnet sich also mit 7,,397.553,000.000 t.

	
a) Die Staaten Europas



Wenn wir nun die Kohlenvorräte Europas in Betracht ziehen und dieselben wieder in der angeführten Weise unterscheiden, so ersehen wir, daß die Staaten Europas bezüglich der nachgewiesenen Kohlenschätze folgender

maßen rangieren:

	
1. England (Großbrit. u. Irland) . . 141.499,000.000 t


	
2. Deutschland104.178,000.000,,


	
3. Oesterreich-Ungarn17.259,000.000,,


	
4. Spanien   6.220,000.000,,


	
5. Frankreich   4.504,000.000 ,,


	
6. Niederlande      209,000.000,,


	
7. Schweden     . 106,000.000,,


	
8. Rußland (europäisches)      69,000.000,,


	
9. Serbien ............ 60,000.000,,


	
10. Italien       52,000.000,,


	
11. Portugal      20,000.000,,


	
12. Griechenland. . .       10,000.000,,


	
13. Rumänien........... 3,000.000,,



Für Belgien, Bulgarien und Dänemark sind keine bezüglichen Schätzungswerte vorhanden.

Bezüglich der wahrscheinlichen und möglichen Ko hie n Vorräte rangieren die europäischen

Staaten wie folgt:

	
1. Deutschland 319.178,000.000 t


	
2. Rußland (europäische) 60.037,000.000 ,,


	
3. England (Großbrit. u. Irland). . . 48.034,000.000,,


	
4. Oesterreich-Ungarn


	
5. Frankreich


	
6. Belgien


	
7. Spitzbergen


	
8. Niederlande 


	
9. Spanien


	
10. Serbien 


	
11. Bulgarien 


	
12. Italien


	
13. Dänemark


	
14. Rumänien......


	
15. Griechenland


	
16. Schweden 


42.010,000.000 t'

13.079,000.000 ,,

1 1.000,000.000 ,,

8.750,000.000 „

4.193,000.000 ,,

2.548,000.000

469,000.000 ,,

388,000.000 ,,

191,000.000 ,,

50,000.000 ,,

36,000.000 ,,

30,000.000 ,,

8,00.0000 ,,



[image: ]

Abb. 4. Die Kohlenvorräte Europas






Wenn wir die Gesamtbeträge an bereits nachgewiesener, wahrscheinlicher und möglicher Kohlenvorräte für die einzelnen Staaten ermitteln, so ergibt sich folgendes Bild (Abb. 4):

	
1. Deutschland...     423.356,000.000 t


	
2. England (Großbrit. u. Irland) . . 189.533,000.000,,


	
3. Rußland (europäisches)  60.106,000.000,,


	
4. Oesterreich-Ungarn 59.269,000.0001


	
5. Frankreich17.583,000.000,,


	
6. Belgien    11.000,000.000,,


	
7. Spanien   8.768,000.000,,


	
8. Spitzbergen (für Norwegen) . . .   8.750,000.000


	
9. Niederlande     4.402,000.000,,


	
10. Serbien ............ 529,000.000,,



1 L Bulgarien      388,000.000 ,,

	
12. Italien............. 243,000.000,’


	
13. Schweden      114,000.000,’


	
14. Dänemark ...... 50,000.000 ,,


	
15. Griechenland      40,000.000,,


	
16. Rumänien      39,000.000,,


	
17. Portugal      20,000.000,,



Deutschland hat also einen mehr als doppelt so großen Kohlenvorrat als England.

	
b) Die einzelnen Erdteile



Wir wollen ein Bild der Kohlen Vorräte aller Erdteile vorführen (Abb. 5), u. zw.:

	
c) Nachgewiesen:



	
1. Amerika 416.891,000.000 t


	
2. Europa 274.189,000.000,,


	
3. Asien ............. 20.502,000.000 ,,


	
4. Australien   4.073,000.000 ,,


	
5. Afrika      499,000.000,,



	
3) Wahrscheinlich und möglich:


	
1. Amerika  4,,688.637,000.000 t


	
2. Asien1,,259.084,000.000 ,,


	
3. Europa. . .    510.001,000.000,.,


	
4. Australien    166.337,000.000,,


	
5. Afrika     57.340,000.000,,





Vergleichen wir nun die Gesamtvorräte der einzelnen Erdteile an nachgewiesenen, wahrscheinlichen und möglichen Kohlenvorräten, so erhalten wir folgendes Bild:

	
1. Amerika5„ 105.528,000.000 t


	
2. Asien1„279.586,000.000 „


	
3. Europa   784.190,000.000,,


	
4. Australien


	
5. Afrika 


170.410,000.000 t '

57.839,000.000 „



[image: ]

Abb. 5. Die Kohlenvorräte der Erde

(Die gesamte Kreisfläche stellt den Totalvorrat dar; die zunächst kleinere Kreisfläche gibt den wahrscheinlichen und möglichen Kohlenvorrat an; die kleinste Kreisfläche bezeichnet den nachgewiesenen Vorrat. Bei einzelnen Erdteilen kommen wegen des kleinen Maß-stabes nicht alle drei Vorratsmengen zum Ausdruck )






Es wird interessieren, daß China einen nachgewiesenen Kohlenvorrat von 18.666,000.000 t und einen wahrscheinlichen Vorrat von 976.921,000.000 t besitzen soll. Der totale Kohlenvorrat von China (995.587,000.000 t) würde also größer sein als jener von Europa, Australien und Afrika zu-sammengenommen. Japan hat einen nachgewiesenen Vorrat von 968,000.000 t und einen wahrscheinlichen Kohlenvorrat von 7.002,000.000 t. Die Vereinigten Staaten von Nordamerika haben einen fünfmal so großen Kohlenvorrat (3.838,657.000 t) als ganz Europa. Bezüglich Sibiriens ist noch keine nachgewiesene Menge bekannt, hingegen soll es eine wahrscheinliche Menge von 173.879,000.000 t zu verzeichnen haben.

Es seien nun die Kohlenvorräte der im gegenwärtigen Weltkriege in Europa gegenüberstehenden, feindlichen Mächtegruppen Europas miteinander verglichen.

	
c) Die Mächtegruppen Europas


	
A. Nach gewiesener Kohlenvorrät


	
a) Die Staaten der Entente


	
1. England (Großbrit. u. Irland) . . . 141.499,000.000 t


	
2. Frankreich    4.504,000.000 ,,


	
3. Rußland        69,000.000,,


	
4. Serbien          60,000.000,,


	
5. Italien       52,000.000 „


	
6. Portugal         20,000.000,,


	
7. Rumänien . .       3,000.000 ,,









Zusammen . . 146.207,000.000 t

ß) Die Zentral m ächte

	
1. Deutschland104.178,000.000 t


	
2. Oesterreich-Ungarn17.259.000.000,,



Zusammen . . 121.437,000.000 t

	
v) Die Neutralen


	
1. Spanien 6.222,000.000 t


	
2. Niederlande   209,000.000 ,,


	
3. Schweden   106,000.000,,


	
4. Griechenland     10,000.000,,





Zusammen : . . 6.547,000.000 t

	
B. Wahrscheinlich und möglich


	
a) Die Staaten der Entente


	
1. Rußland  60.037,000.000 t


	
2. England (Großbrit. u. Irland) . . . 48.034,000.000,,


	
3. Frankreich 13.079,000.000,,


	
4. Belgien11.000,000.000,,







3) Die Zentralmächte und Verbündete'

	
1. Deutschland 319.178,000.000 t


	
2. Oesterreich-Ungarn 42.010,000.000,,


	
3. Bulgarien     388,000.000,,



Zusammen . . 361.576,000.000 t

y) Die Neutralen

	
5. Griechenland       30,000.000,,


	
6. Schweden       8,000.000 ,,



Zusammen . . 15.579,000.000 t

	
C. Nachgewiesener und wahrscheinlich möglicher Kohlenvorrat


	
a) Die Staaten derEntente





146.207,000.000 t

132.846,000.000 ,,

’ 279.053,000.000 t

P) Die Zentral machte und Verbündete

121.437,000.000 t

361.576,000.000 ,,

483.013,000.000 t

7) Die Neutralen

6.547,000.000 t

15.579,000.000 „

22.126,000.000 t

Es ergibt sich folgendes Verhältnis der Kohlenvorräte: Zentralmächte

Entente und Neutrale

Verbündete


	
Nachgewiesen ......
	
1-46    :
	
1*21
	
:   0-06


	
Wahrscheinlich u. möglich .
	
1-32
	
3-61
	
:   0-15


	
Gesamte an nachgew. und
			

	
wahrscli. und möglich . .
	
2-79
	
:   4-83
	
:   0*22.
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Die Zentralmächte rind ihre Verbündeten sind in der glücklichen Lage, einen Kohlenvorrat zu besitzen, der jenen derEntente um den ansehnlichenBetrag von203. 960,000.0001 übertrifft, demgegenüber der Kohlenvorrat der Neutralen Europas gar nicht in Betracht kommt. Es ergeben sich also für das zukünftige Wirtschaftsbündnis „Mitteleuropa“ bezüglich d.er zur Verfügung stehenden, für die Kraft Wirtschaft so wichtigen Kohlenvorräte die großartigsten Perspektiven. Wenn wir nun die beiden Kohlenriesen der im Kampfe stehenden Mächtegruppen miteinander vergleichen, können wir die Tatsache konstatieren, daß der gesamte Kohlenvorrat Deutschlands jenen Englands um den Riesenbetrag von 233.823,000.000 t übertrifft.

Der K o h 1 e n v o r r a t der von den Zen-t r a 1 m ä c h t e n im Weltkriege okkupierten Gebiete beträgt 26.254,245.000 t, u. zw. in

	
1. Frankreich


12.100,000.000 t

11.100,000.000 „

2.525,245.000 ,,

529,000.000 „

39,000.000 ,,




	
2. Belgien .


	
3. Rußland


	
4. Serbien .


	
5. Rumänien 



Die Zentralmächte haben im derzeitigen Weltkriege den ansehnlichen Kohlenvorrat (nachgewiesen, wahrscheinlich und möglich) von 26.290,245.000 t in den eroberten Gebieten okkupiert.

	
3. Die Kohlenproduktion Europas



Im Jahre 1913 wurden auf der Erde insgesamt 1.350,000.000 t Kohle gefördert. Seit dem Jahre 1885, in welchem diese Förderung nur 413,000.000 t betragen hat, hat sich also die Kohlenproduktion der Welt mehr als verdreifacht. Wir wollen die Staaten Europas, welche hauptsächlich für die Kohlenerzeugung in Betracht kommen, miteinander vergleichen. Es soll das letzte Jahrzehnt vor dem Weltkrieg 1903 bis 1913 angenommen werden, um einen Maßstab für die Entwicklung dieser Produktion gewinnen zu können.

a) Die Staaten der Entente:*)

	
1. England:



1903  234,020.000 t Zunahme: 58,024.000 t

1913  292,044.000 „) (Steinkohle)

	
2. Frankreich:



1903 ..   34,217.000 11 Zunahme: 5,912.000t

1913  40,129.000 ,, (Steinkohle)

	
3. Rußland (europäisches):



1903   17,868.000 1 1 Zunahme: 12,877.000 t

1913  30,745.000 ,,] (Stein- u, Braunkohle)
[image: ]

Abb. 6. Die Kohlenproduktion Europas im Jahre 1913

Die gesamteKreisfläche bedeutet die Kohlenproduktion im J ahre 1913.

Die innereKreisfläche bezeichnet dieKohlenproduktion im J ahre 1903. Der Kreisring stellt die Produktionszunahme 1903 bis 1913 dar. Bei einzelnen Staaten kommt dieser Kreisring wegen der Kleinheit des Maßstabes nicht zum Ausdruck.



	
*) Die Kohlenproduktion Italiens, Serbiens, Rumäniens und Portugals wurde wegen ihrer geringen Menge außer Betracht gelassen.



	
4. Belgien:



1903   23,797.000t


Abnahme: 951.000 t (Steinkohle)



1913  22,846.000 ,J

5) Die Zentralmächte:*)

	
1. Deutschland:



1903  162,457.000 t Zunahme: 116,529.000 t

1913  278,986.000 ,,] (Stein-u. Braunkohle)

	
2. Oesterreich-Ungarn:



1903  40,161.000 t 1 Zunahme: 13,264.000 t

1913  53,425.000 ,,(Stein-u. Braunkohle)

Die gesamte Kohlenproduktion der Staaten der Entente ergab für das Jahr

1903  309,902.000 t

1913  386,557.000 ,,

so daß sich im letzten Jahrzehnt vor dem Weltkriege eine Produktionszunahme um 76,655.000 t ergibt. Die Kohlenproduktion der Zentralmächte ergab für das Jahr

1903 ........ 202,618.0001

1913  332,411.000 ,,

so daß sich im genannten Jahrzehnt eine Produktionszunahme um 129,793.000 t ergibt. In Abb. 6 ist die Entwicklung der Kohlenproduktion Europas veranschaulicht.

Wenn wir nun die beiden Kohlenriesen der gegnerischen Mächtegruppen miteinander vergleichen, so können wir den ungeahnten wirtschaftlichen Aufschwung Deutschlands bemerken, dessen Produktion im Jahre 1913 278,986.000 t betragen und gegen das Jahr 1903 einen Zuwachs von 116,529.000 t erfahren hat. Englands Kohlenerzeugung betrug im Jahre 1913 292,044.000 t; dieselbe hat gegen das Jahr 1903 nur einen Zuwachs von 58,024.000 t, also beiläufig die Hälfte der deutschen Produktionszunahme im letzten Jahrzehnt vor dem Weltkrieg ausgemacht.

Die Kohlenerzeugung der Vereinigten Staaten von Amerika hat im Jahre 1903 bereits 357,356.000t betragen;



	
*) Die Kohlenproduktion Bulgariens und der Türkei wurde wegen ihrer geringen Menge außer Betracht gelassen.



sie ist im Jahre 1913 auf 569,960.000t2) gestiegen und hat somit im letzten Jahrzehnt vor dem Weltkriege den erstaunlichen Zuwachs von 212,604.000 t erhalten.

Die Kohlenförderung der Welt hat, wie bereits angeführt, im Jahre 1913 1.350,000.000 t betragen, im Jahre 1900 betrug sie 768,000.000 t; in den Jahren 1900 bis 1913 ist die Weltförderung um eine Menge von 582,000.000 t, also um za. 75%, gestiegen. Im Jahre 1900 hatte England (228,295.000 t) einen Anteil von za. 30% an der Weltförderung, im Jahre 1913 ist dieser Anteil auf 22% gefallen. Deutschland war im Jahre 1900 (149,780.000 t) mit za. 20% an der Weltförderung beteiligt und ist trotz des ungeheueren Zuwachses derselben im Jahre 1913 mit 20% beteiligt geblieben. Die Vereinigten Staaten hatten im Jahre 1900 (269,684.027 t) einen Anteil von 32% an der Weltförderung, welcher im Jahre 1913 auf za. 38% gestiegen ist.

	
4. Der Kohlenverbrauch Europas



Wir wollen nun jene Kohlenmengen unserer Betrachtung unterziehen, welche die einzelnen Staaten Europas in ihren eigenen Ländern verbrauchen, um einerseits einen Maßstab zu gewinnen für die Entwicklung der Industrie dieser einzelnen Staaten und um andererseits beurteilen zu können, welche Mengen für die Ein- und Ausfuhr von Kohle zur Verfügung stehen. Wir werden für den Kohlenverbrauch ebenfalls das letzte Jahrzehnt 1903 bis 1913 vor dem Weltkriege für die Berechnungen annehmen, um auch ersehen zu können, ob dieser Verbrauch eine Zu- oder Abnahme erfahren hat (Abb. 7).

	
a) Die Staaten der Entente:3)


	
1 Pn o-l .                 Auf den Kopf der


	
1. —8-d-c .                  Bevölkerung


1903 . . 169,194.000 t 399t 1

1913 . . 192,129.000 ,, 401 „j

2. Frankreich:

1903.. 48,749.000 t 1-24t

1913..  62,895.000,,  1-59,,









Zunahme: 22,935.000 t


Zunahme: 14,146.000 t




	
3. Rußland:



1903 . .

1913 

	
4. Belgien:



1903 . .

1913 . .

	
5. Italien:



1903 . .

1913 . .




20,792.000 t

41,567.000 ,,




Auf den Kopf der Bevölkerung




0.31 Zunahme:




20,775.000 t




21,193.000 t 3-03t),   ,

26,640.000 ,, 3-55 „j-unahme




5,447.000 t




4,920.000 t

12,128.000 ,,




0-15 t

0'34 ,,




Zunahme:




7,208.067 t



[image: ]

Abb. 7. Der Kohlenverbrauch Europas

Die gesamteKreisfläche bedeutet denKohlenver brauch im Jahre 1913.

Die innere Kreisfläche bedeutet den Kohlenverbrauch im J ahre 1903.

Der Kreisring stellt die Zunahme des Verbrauches 1903 bis 1913 dar.




Der Gesamtverbrauch der Entente hat im Jahre 1903 den Betrag von 264,848.000 t, im Jahre 1913 jenen von 335,359.000 t ergeben, so daß sich im letzten Jahrzehnt eine Zunahme im Verbrauch der Entente im Betrage von 70,511.000 t herausstellt.

	
b) Die Zentralmächte-4)


	
1. Deutschland :          Auf den Kopf der





Bevölkerung

	
1903 .. 156,027.000 t 2‘661 U .      E_,


	
1913 .. 250,581.000, 3.85j [Zunahme :94,554.000 t 2. Oesterreich-Ungarn:


	
1903 .. 37,657.000 t 0-77t),   ,


	
1913 ..  60,004.000, 1-17,2:22,347.000



Der Gesamtverbrauch der Zentralmächte hat also im Jahre 1903 193,684.000 t, im Jahre 1913 310,585.000 t betragen, so daß im letzten Jahrzehnt vor dem Weltkriege eine Zunahme des Verbrauches um 1 16,901.000 t stattgefunden hat. Die Zentralmächte haben also in der angeführten Zeit ihren Bigenverbrauch um 46,390.000 t mehr erhöht als die Entente. Die Kohlenproduktion der Entente hat sich im letzten Jahrzehnt, wie bereits erwähnt, um 76,655.000 t, der Eigenverbrauch um 70,511.000 t erhöht. Die Zentralmächte haben im letzten Jahrzehnt ihre Produktion um 129,793.000 t, den Eigenverbrauch um 116,901.000 t erhöht.

Diese Ziffern geben einen unwiderleglichen Beweis für die enorme Entwicklung der Industrien der Zentralmächte, welcher gegenüber jene der Entente in beträchtlichem Maße zurückgeblieben ist.

Wenn wir nun gewohnterweise die beiden Kohlenriesen Deutschland und England in Vergleich bringen, so müssen wir wiederholen, daß Deutschland im letzten Jahrzehnt vor dem Weltkriege seine Kohlenproduktion um 116,529.000 t, seinen Eigenverbrauch um 94,554.000 t erhöht hat. England hat in dieser Zeit seine Kohlenerzeugung um 58,024.000 t, seinen Eigenverbrauch nur um 22,935.0001 erhöht. Die Zunahme des Eigenverbrauches Deutschlands hat im letzten Jahrzehnt za. 80% der Produktionszunahme betragen, während in England der Eigenverbrauch nur um za. 40% der Produktionszunahme zugenommen hat. Die angeführten . Zahlen sprechen deutlich für die ganz außergewöhnliche wirtschaftliche Entwicklung Deutschlands, so daß eine weitere diesbezügliche Erörterung erspart bleibt.

Die Vereinigten Staaten von Amerika haben im Jahre 1903 318,801.000 t (3-971 auf den Kopf der Bevölkerung), im J ahre 1913494,85 1.000t (5-1 Ot auf den Kopf der Bevölkerung) verbraucht, was einer Zunahme des Eigenverbrauches um den ansehnlichen Betrag von 176,050.000 t entspricht. Die Produktionszunahme im angegebenen Zeitraum hat 192,969.000 betragen, so daß die Zunahme des Eigenverbrauches za. 90% der Produktionszunahme ausgemacht hat.

	
5. Die Kohlen-Ein- und -Ausfuhr Europas



Die Notwendigkeit der Einfuhr von Kohle ist gewiß nicht allein von der Differenz zwischen dem Eigenverbrauch und der Eigenerzeugung eines Staates abhängig. Es kann sich die Notwendigkeit dieser Einfuhr z. B. ergeben, wenn ein Staat einen Mangel an einer gewissen Kohlenqualität besitzt. So ist z. B. die oberschlesische Kohle für die Zwecke der Hochofenindustrie geringwertig und teuer. Während aus der westfälischen Kohle 75% Stückkoks ausgebracht werden können, liefert die oberschlesische Kohle ein Ausbringen von nur 60%. Die Einfuhr wächst in dem Maße, als die Qualitätskohlen fehlen, sie ist aber auch eine Funktion der Kohlenpreise, welche von den Ge-stehungs- und Frachtkosten abhängig sind.

Für den Bergbau ist es charakteristisch, daß er, verglichen mit anderen Zweigen der Großindustrie, einen ganz ungewöhnlichen Aufwand menschlicher, physischer Arbeitskraft verlangt. Daher spielen in den Betriebskosten des Bergbaues die Löhne eine besonders wichtige Rolle. Es ist klar, daß unter diesen Umständen das Bestreben dahin geht, die Menschenkraft, wo nur angängig, durch Maschinen zu ersetzen. In der Tat hat man in dieser Hinsicht insbesondere durch die weitgehende Verwendung von Preßluft und Elektrizität in den Gruben wie über Tage bedeutende Fort-Schritte gemacht. Im allgemeinen läßt sich sagen, daß die Kohlenpreise in allen Staaten in den letzten 30 Jahren vor diesem Kriege eine Steigerung von 30 bis 40% erfahren haben. Diese Steigerung hat in den wesentlich höheren Löhnen und sonstigen Umständen, insbesondere durch das Vordringen des Bergbaues in größere Tiefen, ihre Ursache.

Der große Einfluß der Frachtkosten auf die Ein- und Ausfuhr von Kohlen ist z. B. aus der Tatsache ersichtlich, daß die englische Kohle infolge der billigen Seefrachtverhältnisse in den letzten J ahren mit der deutschen (oberschlesischen Kohle) in Deutschland erfolgreich in Konkurrenz getreten ist.

A. Einfuhr

I Wir wollen nun die im Kampfe stehenden Mächtegruppen bezüglich ihres Kohlenbedarfes in Betracht ziehen, welchen die einzelnen Staaten durch Einfuhr decken mußten (Abb. 8).
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Abb. 8. Die Kohlen-Ein- und Ausfuhr der Staaten Europas (Steinkohle, Braunkohle, Koks, Briketts) im Jahre 1913


Deutschland:

Einfuhr....... 18,270.000 t

Ausfuhr 44,255.000 ,,

Oester reich- Ungarn:

Einfuhr . 14,919.000,,

Ausfuhr 8,238.000 ,,

England:

Ausfuhr 77,918.000 ,,

Frankreich:

Einfuhr 22,849.000 ,.

Ausfuhr 1,742.000,)




Italien:

Einfuhr  11,427.000 t

Rußland:

Einfuhr  7,669.000 „

Belgien:

Einfuhr  10,468.000,,

Ausfuhr  6,706.000,,




Ver. Staaten v. N. A.:

Einfuhr  1,533.000,,

Ausfuhr  23,392.000 „



	
a) Die Staaten der Ent en t e: 5 6)


	
1. Frankreich (Steinkohle, Koks und Briketts):





1903  14,263.000 t |v ,    .   

1913  22,849.000 -unahme: 8,580.000t

	
2. Italien:



1903  5,547.000 tU ,     

1913  11,427.000 -unahme: 5,880.000t

	
3. Rußland:



1903  3,489.000 tU ,

1913   7,669.000 tunahme: 4,180.000t

	
4. Belgien:



1903  3,908.000 t U ,   

1913  10,468.000 „jZunahme: 6,560.000 t

	
b) Die Zentralmächte: 7)


	
1. Deutschland:


2.




1903 

1913

Oesterreich-Ungarn:

1903 

1913




15,427.000 t U 1

18,270.000 t junahme •




3,023.000 t




6,457.000 tU , gg., 14,919.000 ^JZunahme: 8,462.000 t







Die Vereinigten Staaten von Amerika haben im J ahre

1903  3,631.000 tU, ,

	
10, 1 AA, Abnahme: 2,098.000t



1913.......... 1,533. OOO ,,J

eingeführt, so daß im letzten Jahrzehnt vor dem Weltkriege eine Abnahme um 2,098.000 t stattgefunden hat.

B. Ausfuhr

d) Die Staaten d e r En t e n t e: 6)

	
1. England (Steinkohle, Koks, Briketts):



1903  47,368.000 tU ,

1913  77,918.000 „Jtunahme: 30,550.000t

	
2. Belgien:



1903  6,388.000 tU ,   .       .

	
3. Frankreich. (Steinkohle, Koks, Briketts, Braunkohle):



1903 

1913


925.000t), , . ,]

1,742.000,jZunahme:   817.000 t
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Abb. 9. Die Steinkohlen-Ausfuhr Englands und Deutschlands im Jahre 1913




b) Die Zentral m ächte: 8)


1. Deutschland:

1903 

1913



20,830.000 t]v ,         .

41255.000 Zunahme: 23,425.000,

2. Oesterreich-Ungarn:


1903 

1913 



9,062.000t, ,

8,238.000 „JAbnahme: 824.000 t

England hat im Jahre 1913 an Steinkohle 74,578.000 t ausgeführt (Gesamtausfuhr an Steinkohle, Koks und Briketts 77,918.000 t). Von dieser Menge wurden an die Verbündeten Frankreich 12,981.000 t, Italien 9,802.000 t, Rußland 6,095.000 t und Belgien 2,064.000 t, zusammen 30,942.000t, an Deutschland 9,096.000t, Oesterreich-Ungarn 1,074.000t und die Türkei 376.000 t, also zusammen 10,546.000 t geliefert. Den Rest von 33,090.000 t hat Eng-land an andere Staaten (Schweden 4,636.000 t, Spanien 3,707.000 t, Norwegen 2,335.000 t, Niederlande 2,051.000 t, Griechenland 740.000 t, Portugal 1,074.000 t usw.) abgegeben (Abb. 9).

Die deutsche Ausfuhr an Steinkohle hat im Jahre 1913 34,598.000 t betragen, wovon an Staaten der Entente 11,965.000 t (Belgien 5,728.000 t, Frankreich 3,242.000 t, Rußland 2,103.000 t und Italien 892.000 t) entfallen sind. Oesterreich-Ungarn bezog im Jahre 1913 aus Deutschland 12,153.000 t Steinkohle, während der Rest der deutschen Ausfuhr von 10,480.000 t an andere Staaten abgeliefert wurde (Abb. 9).

Infolge der kriegerischen Ereignisse kommen die Anteile der englischen Ausfuhr für Deutschland, Oesterreich-Ungarn und die Türkei im Betrage von 10,546.000 nicht mehr in Betracht; außerdem kommt die Ausfuhr nach Belgien, d. s. 2,064.000 t, derzeit nicht in Frage und auch die Versorgung des russischen Marktes mit dem Betrage von 6,095.000 t dürfte mit Rücksicht auf die Minensperre im Sund und die Beherrschung der Ostsee durch die deutsche Flotte unmöglich geworden sein. Aber auch die englische Ausfuhr in die skandinavischen Länder, d. s. 6,971.000 t, ist sehr erheblich erschwert, so daß die Schädigung des englischen Kohlenausfuhrhandels durch den Weltkrieg außerordentlich bedeutsam ist.

Die deutsche Steinkohlenindustrie sieht durch den Ausfall der englischen Einfuhr ihre Absatzmöglichkeit im Inlande verbessert. Die deutsche Steinkohlenindustrie ist auch insofern in einer weitaus günstigeren Eage, als der Anteil der deutschen Ausfuhr an der Eigenproduktion weitaus geringer ist als in England.

Um schließlich noch die Vereinigten Staaten von Amerika in Vergleich zu stellen, sei erwähnt, daß im Jahre 1913 deren Ausfuhr 23,392.000 t betragen hat.

Um bezüglich der wirtschaftlichen Entwicklung der einzelnen Staaten der in Betracht kommenden Mächtegruppen ein Bild zu erhalten, seien noch Daten über die mit der Kohle so innig zusammenhängende Kokserzeugung, die Brikettherstellung und die Eisenerzeugung angeführt.

	
6. Die Koksproduktion Europas



26,346.000 t 29,135.000 t

Zunahme: 2,789.000t

	
6) Die Zentralmächte: 1908


1912

29,141.000 t

2,458.000 „




	
1. Deutschland 21,175.000 t


	
2. Oesterreich-Ungarn . . . 2,018.000 ,,





23,193.000 t 31,599.000 t

Zunahme: 8,406.000 t
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Abb. 10. Die Koksproduktion Europas im Jahre 1912




Die Zentralmächte haben also im Zeiträume 1908 bis 1912 einen Fortschritt in der Kohlenerzeugung uni 8,406.000 t zu verzeichnen, gegenüber einer Zunahme von nur 2,789.000 t der Staaten der Entente. Deutschland hat im Jahre 1912 um 10,496.000 t Koks mehr erzeugt als Eng-land. Die Vereinigten Staaten von Amerika erzeugten im Jahre 1908 23,617.000 t, im Jahre 1912 39,901.0001 Koks, was einer Zunahme der Produktion im angeführten Zeitraum um 16,284.000 t entspricht (Abb. 10).

Die Brikettherstellung Frankreichs (2,768.000 t), Englands (1,630.000 t), Belgiens (2,341.000 t) und Italiens (805.000 t) betrug im Jahre 1908 zusammen 7,544.000 t. Im Jahre 1912 erzeugten die angeführten Staaten zusammen 8,847.000 t, also um 1,303.000 t mehr als 1908. Die Zentralmächte haben im Jahre 1908 (Deutschland 18,223.000 t und Oesterreich - Ungarn 446.000 t) 18,669.000 t, im Jahre 1912 24,912.000 t Briketts erzeugt. Das ergibt eine Zunahme von 6,243.000 t im Zeiträume 1908 bis 1912.          

	
7. Die Eisenerzgewinnung Europas


	
a) Die Staaten der Entente: 1908           1912


	
1. England15,272.000 t 14,012.000 t


	
2. Frankreich10,057.000 ,,   19,160.000 „


	
3. Rußland  5,391,000 „    7,993.000 ,,







30,720.000 t    41,165.000 t

Zunahme: 10,445.000 t


	
b) Die Zentralmächte:


	
	
1. Deutschland ....


	
2. Oesterreich-Ungarn. .


	
1908

. . 24,287.000 t

. . 4,569.000 ,,
	
1912

33,711.000 t

4,918.000 ,,


		
28,856.000 t
	
38,629.000 t


		
Zunahme:
	
9,773.000 t




Die vorstehenden Zahlen erweisen die dominierende Stellung Deutschlands in der Eisenerzgewinnung England gegenüber. Während Deutschland in den Jahren 1908 bis 1912 eine Zunahme von 9,424.000 t zu verzeichnen hatte, hat in diesem Zeitraum in England die Jahresproduktion an Eisenerzen um 1,260.000 t abgenommen. Die Vereinigten Staaten erzeugten im Jahre 1908 36,561.000 t, im Jahre 1912 56,035.000 t, was eine Zunahme um 19,474.000 t entspricht. Ansehnliche Mengen von Eisenerzen erzeugen noch Spanien (1912:9,133.0001) und Schweden (1912: 6,701.0001). Die Welt erzeugte im Jahre 1908 116,000.000 t Eisenerze, im Jahre 1912 159,000.000 t, wodurch sich eine Zunahme um 43,000.000 t ergeben hat.



	
8. Die Roheisenerzeugung Europas


	
a) Die Staaten der Entente'.





1908         1913

1. England    9,202.000 t 10,647.000 t

2. Krankreich■   3,401.000,, 5,311.000,,

3. Rußland    2,824.000 ,, 4,735.000 ,,

4. Belgien     1,270.000 „ 2,536.000 „


		
16,697.000 t
	
23,229.000 t


		
Zunahme:
	
6,532.000 t


	
6) Die
	
Zentralmächte:
	

		
1908
	
1913


	
1. Deutschland . . . .
	
. .   11,805.000 t
	
19,309.000 t


	
2. Oesterreich-Ungarn. .
	
. .    1,990.000 „
	
2,311.000 ,,


		
13,795.000 t
	
21,620.000 t


		
Zunahme:
	
7,825.000 t




Wir ersehen aus diesen Zahlen die bedeutende Zunahme in der Roheisenerzeugung der Zentralmächte, welche im Jahre 1913 jene der Entente beinahe erreicht hat, während im Jahre 1908 noch eine größere Differenz in dieser Erzeugung zwischen beiden Mächtegruppen vorhanden war. Englands Roheisenerzeugung hat im Jahre 1913 gegen 1908 um 1,445.000 t zugenommen, Deutschlands Roheisenerzeugung ist in diesem Zeitraum um 7,504.000 t gestiegen (Abb. 11).
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Abb. 11. Die Roheisengewinnung Europas im Jahre 1913




Die Roheisenerzeugung der Vereinigten Staaten von Amerika ist von 16,192.000 t im Jahre 1908 auf 31,463.000 t im Jahre 1913 gestiegen. Die Roheisenerzeugung der Welt stieg von 48,900.000 tim Jahre 1908 auf 80,500.000 t im Jahre 1903.



	
9. Die Stahlerzeugung Europas



	
a) Die Staaten der Entente :


	
1. England


	
2. Frankreich


	
3. Rußland


	
4. Belgien 


	
5. Italien






1908 5,475.000 t 2,723.000 „ 2,698.000 „ 1,250.000 „

438.000 ,,




1912 7,041.000 t 4,428.000 ,, 4,498.000 ,, 2,515.000 ,, 802.000 ,,





12,584.000 t 19,284.000 t

Zunahme: 6,673.000t

	
6) Zentralmächte’. 1908         1912



	
1. Deutschland11,186.000 t 17,302.000 t


	
2. Oesterreich-Ungarn. . . .    2,151.000,,   2,785.000 ,,



13,337.000 t 20,087.000 t

Zunahme: 6,750.000 t
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Abb. 12. Die Stahlerzeugung Europas im Jahre 1912


Die englische Urzeugung an Stahl ist von 1908 bis 1912 um 1,539.000 t, jene Deutschlands im selben Zeiträume um 6,116.000 t gestiegen. Deutschland erzeugte im Jahre 1912 um 10,288.000 t mehr Stahl als England. Die Vereinigten Staaten von Amerika erzeugten im Jahre 1908 14,240.000 t, im Jahre 1912 31,753.000 t Stahl, so daß im angeführten Zeitraum in der amerikanischen Stahlerzeugung eine Zunahme von 17,513.000 t stattgefunden hat. Die Stahlerzeugung der Welt betrug im Jahre 1908 41,700.000 t, im Jahre 1912 73,300.000 t (Abb. 12).

	
10. England und Deutschland als Kohlenstaaten



Die englischen Kohlenlager zeichnen sich durch reichen Inhalt und äußerst günstige Gewinnungsverhältnisse aus. Die Flöze sind flach gelagert, mächtig und regelmäßig. Die geographische Lage der Becken ist äußerst günstig und ermöglicht eine bequeme Schiffsverladung, welche der englischen Kohlen ausfuhr große Vorteile bietet. Die Kohlengebiete erstrecken sich längs des Meeres und werden überdies von tiefen Flüssen durchzogen, auf welchen die Schiffe bis ins Innere der Kohlendistrikte gelangen können. Fine sehr geschätzte Qualität ist die sogenannte Dampfschiffkohle (navigation steam coal oder smokeless steam coal), deren Ruf weltbekannt ist. Die Lagerungsverhältnisse der englischen Kohlen sind die denkbar günstigsten und gestatten in zahlreichen Fällen auch die maschinelle Gewinnung mittels der sogenannten Schrämmaschinen, welche Gewinnungsmethode im J ahre 1909 bereits 23% der gesamten englischen Erzeugung ergeben hat. In Deutschland hingegen gestatten die Lagerungsverhältnisse nur in den seltensten Fällen die maschinelle Gewinnung. Aus diesen Gründen sind auch die Arbeitsleistungen in England größer als beim deutschen Steinkohlenbergbau; es betrug deshalb die Durchschnittsleistung eines Bergmannes im Jahre 1909 260 t, während die in Deutschland nur 246 t betragen hat. Der englische Kohlenbergbau arbeitet in jeder Beziehung unter außerordentlich günstigen Verhältnissen.

Die Lagerungsverhältnisse der amerikanischen Kohle sind hervorragend günstig. Die Kohlenreviere sind günstig über das ganze Land verteilt, aber kein bedeutender Kohlenbezirk liegt an der See. Die Ausfuhr amerikanischer Kohle hält sich wegen der bedeutenden Landfrachtkosten trotz der niedrigen Kohlenpreise nur in engen Grenzen.

Die Kohlenlager Deutschlands sind auch nicht an der See gelagert, doch ist ihre Verteilung innerhalb des Landes mit Rücksicht auf die vorhandenen Flüsse als günstig zu bezeichnen. Die Kohlenausfuhr kann durch den Ausbau des bestehenden Wasserstraßennetzes wesentlich begünstigt werden, was auch für Oesterreich-Ungarn zutrifft. Unter den 3 großen Kohlenstaaten (Amerika, England, Deutschland) arbeitet Deutschland unter den ungünstigsten Verhältnissen und doch hat es in den letzten Jahrzehnten einen wirt-

schaftlichen Aufschwung zu verzeichnen, der in Erstaunen versetzen muß.

Dort, wo noch in den dreißiger und vierziger Jahren des vergangenen J ahrhunderts eine dünn gesäte Bevölkerung aus Mangel an Nahrung zu Zehntausenden an Hungertyphus dahingerafft wurde, hat der reiche Segen der oberschlesischen Montanindustrie eine Volksvermehrung gestattet, wie sie selten ihresgleichen findet. Von 1871 bis 1910 hat die Bevölkerung im oberschlesischen Kohlenrevier von rund 483.000 auf 1,236.000 Einwohner, d. i. uni rund 255%, zugenommen. Gleichzeitig ist das oberschlesische Montanrevier von einer berüchtigten Wildnis, von der sich Goethe mit Grausen abgewendet hat, zu einer blühenden Kulturstätte geworden. Die Lebenshaltung in allen Schichten der Bevölkerung hat sich in den letzten Jahrzehnten in Deutschland in geradezu erstaunlichem Maße gehoben. Im Jahre 1882 beschäftigte der oberschlesische Kohlenbergbau 36.700 Arbeiter, im Jahre 1910 rund 118.000 Arbeiter. Die Belegschaft der Kohlengruben Oberschlesiens hat sich also in knapp einem Menschenalter mehr als verdreifacht. Ueberall finden wir in Oberschlesien die größte Regsamkeit und arbeitsfreudige großzügige Betätigung. Mit gewaltigen Kosten werden die Werke unablässig dem neuesten Stande der Technik gemäß eingerichtet. Etwa 1*6 Mill. Mark hat die oberschlesische Montanindustrie für die Verbesserung der Oderwasserstraße beigetragen; M 500.000 wurden für die Errichtung der Technischen Hochschule in Breslau von dieser Industrie beigesteuert. Alles dies zeigt, daß in dieser Industrie ein starker Vorrat an zielbewußter Energie und Lebensfrische vorhanden ist. Bei der Arbeitstüchtigkeit seiner Bevölkerung, der Umsicht und dem technischen Können der industriellen Beamten muß der oberschlesischen Industrie eine aussichtsreiche Zukunft zuerkannt werden. Durch die Erbauung des Donau-Oder-Kanales würden diese günstigen Aussichten um so rascher zur Verwirklichung gelangen.

Die Wirkungen der industriellen Entwicklung Deutschlands treten besonders in der Rheinprovinz und in Westfalen hervor, deren Einwohnerzahl im Jahre 1810 nüt zusammen 2-98 Mill., im Jahre 1910 mit 11 Mill, festgestellt wurde. Im Jahre 1840 zählte die Belegschaft des rheinisch-westfälischen Kohlenbergbaues 8945 Mann, im Jahre 1907 war 3* diese Zahl auf 303.089 Mann gestiegen. Imponierend ist der Aufschwung der für die Eisenindustrie so wichtigen Kokserzeugung, welche im Jahre 188013 Mill, t, im Jahre 1913 32'1 Mill, t betragen hat. Die fabelhafte Entwicklung in der Gewinnung der bei der deutschen Koksproduktion sich ergebenden Nebenprodukte steht beispiellos da. Im Oberbergamtsbezirk Dortmund wurden im Jahre 1897 27.447 t, im Jahre 1906 144.300 t schwefelsaures Ammoniak gewonnen, im Jahre 1897 wurden 38.623 t, im Jahre 1906 360.750t Teer erzeugt; die Benzolgewinnung hat im Jahre 1897 3624 t, im Jahre 1907 26.400 t ergeben. Hierbei sind die'-beträchtlichen Mengen von Anthrazenöl, Kreosotöl, Rohnaphthalin nicht berücksichtigt.

	
11. Die Weltkonkurrenz in der Kohlenproduktion vor dem Weltkriege



Der staunenerregende und doch so selbstverständlich gewordene wirtschaftliche Aufschwung Deutschlands in den letzten Jahrzehnten tritt in schärfster Form hervor im Bergbau, der alle die vorwärtsstrebenden, auf den Weltmarkt hinausdrängenden Industrien mit Kraft und. Rohstoffen versorgen muß. In der Kohlenförderung stand Deutschland im Jahre 1913 in Europa an zweiter Stelle, es erreichte beinahe die Förderung Englands und es ist die Zeit sehr nahe gerückt, in welcher Deutschland in dieser Beziehung die erste Stelle in Europa einnehmen wird.

Früher war England die erste wirtschaftliche Großmacht der Welt. Im Jahre 1860 betrug die Kohlenförderung Englands 4/5 der Welterzeugung, noch im Jahre 1885 betrug sie 1 der Weltförderung. Der englische Anteil an der Kohlenförderung der Welt war im Jahre 1900 auf 30% herabgesunken. Im Jahre 1900 hat Amerika die englische Förderung überholt und nun ist die Zeit gekommen, in welcher England durch Deutschland in der Kohlenförderung erreicht wird. Die durch die englische Kohlenförderung im eigenen Lande verwertete Kraftmenge ist weit geringer als jene in Deutschland, welches im Jahre 1913 um 58,452.000 t Kohle mehr verbraucht hat als England, dessen Ausfuhr im J ahre 1913 die bedeutende Menge von77,918.0001 betragen hat. Englands Machtstellung in Europa war hauptsächlich in der des Kohlenlieferanten der kohlenarmen Staaten begründet. Die ganz enorme Entwicklung der Kohlenindustrie Deutschlands, das seine Produktion vom Jahre 19ö3bis 1913 um 116,529.000 t, d. i. um za. 70%, erhöht hat, mußte England mit Neid erfüllen, es mußte fürchten, durch Deutschlands wirtschaftlichen Aufschwung in Europa endlich ausgeschaltet zu werden.

Es ist ohne weiteres klar, daß die kohlenarmen Staaten in eine wirtschaftliche Abhängigkeit gegenüber ihren Kohlenlieferanten geraten müssen, daß ferner diese Staaten auch in ihren politischen Entschlüssen nicht vollständig frei sein können und. daß der industrielle Entwicklungsgang eines Landes sich nur in beschränkten Bahnen bewegen kann, wenn dieses Land auf ausländischen Kohlenbezug angewiesen ist. Nicht in letzter Linie haben die Bestrebungen Englands, das militärisch und wirtschaftlich unbesiegbare Deutschland zu vernichten, in der Kohlenkonkurrenz ihre Ursache.

Frankreich war genötigt, seine jährlich fehlende Menge von za. 23 Mill, t Steinkohle im Auslände zu beschaffen; England war an dieser Lieferung im Jahre 1913 mit za. 13,000.000 t beteiligt. Der Anteil Deutschlands an der französischen Steinkohlenlieferung hat im J ahre 1913 3'242 Mill, t betragen und hat gegen die früheren Jahre wesentlich zugenommen. Den Rest der französischen Kohlenlieferung besorgten hauptsächlich Belgien und zum geringen Teile andere Länder. Der Anteil Deutschlands an der französischen Einfuhr war in den letzten Jahren in steigender Tendenz gewesen, jener Englands blieb ziemlich konstant, während der Anteil Belgiens in stetem Abnehmen begriffen war.

Frankreich war bis nun gezwungen, 1/3 seines Kohlenbedarfes im Auslande zu decken, und es ist eine bekannte Tatsache, daß die westfälische Kohle in immer steigendem Maße besonders von der französischen Eisenindustrie herangezogen wurde. Frankreich war seit Jahren bemüht, seine Kohlenförderung so weit als möglich zu erhöhen, die Kohlenfrage ist eines der schwierigsten Probleme der französischen Eisenindustrie geworden. Frankreich hat in den letzten Jahrzehnten die größten Anstrengungen gemacht, seine Kohlen- und Eisenindustrie weiter zu entwickeln. Diese von Erfolg begleiteten Bestrebungen Frankreichs haben seinen Kohlenverbrauch in den letzten 50 Jahren vervierfacht, in den letzten 20 Jahren verdoppelt. Im letzten Jahrzehnt vor dem Weltkrieg ist der Kohlenverbrauch Frankreichs von za. 49 Mill, t auf za. 63 Mill, t gestiegen, was einer Erhöhung des Verbrauches um 30% gleichkommt. Das Bestreben Frankreichs, die Entwicklung seiner Kohlenindustrie zu fördern, kam insbesondere gelegentlich der in den letzten J ahren zur Besprechung gestellten Revision des Berggesetzes in der Deputiertenkammer zum Ausdruck. Es wurden besonders seitens der Anhänger der Verstaatlichung der Bodenschätze gegen die Kohlengewerkschaften schwere Vorwürfe erhoben; man warf ihnen vor, daß sie zum Schaden der Allgemeinheit so viel Konzessionen als möglich vom Staate zu erhalten trachten und aus rein geldsüchtigen Motiven die Kohlenförderung auf einige günstig arbeitende Gruben beschränken.

Es ist jedenfalls sehr interessant, die von Dr. U n-geheuer9) in ,‘Techn. u. Wirtsch." angeführten Daten zu lesen und aus diesen zu erfahren, welche ganz fabelhafte Erhöhung die Aktienkurse und Dividenden der französischen Kohlengesellschaften in den letzten Jahren erfahren haben. Insbesondere die Gesellschaft in Courri eres, welche durch das im Jahre 1906 stattgehabte Grubenunglück allgemein bekannt ist,hat einen besonders bemerkenswerten finanziellen Aufschwung zu verzeichnen. Die Aktien von Courrieres wurden im Jahre 1852 mit F 300 eingezahlt, im Jahre 1891 betrug die Dividende den beträchtlichen Wert von F 2300, was einer Verzinsung von 766’6% gleichkommt. Die Aktie von Courrieres hatte im Jahre 1875 einen Höchstwert von F 55.000. Der Durchschnittskurs berechnet sich für das Jahr 1914 mit F 141.030. Man könnte noch eine stattliche Anzahl von Gruben der Departements Nord und Pas de Calais hier anführen und würde zur Genüge den Beweis erhalten, wie fruchtbar die Entwicklung des französischen Kohlenbergbaues sich darstellt. Man muß sich bei einem Vergleich mit den reichsdeutschen Verhältnissen fragen, worin diese erstaunliche finanzielle Entwicklung ihren Grund habe. Zur Beantwortung dieser Frage bedarf es der Gegenüberstellung einer deutschen und französischen Bergbauunternehmung, welche wegen ihres ähnlichen Charakters (ähnliche geologische Verhältnisse usw.) miteinander verglichen werden können. Der Generalsekretär des Comite Central des Houilleres de France gibt uns ein klassisches Beispiel einer solchen Gegenüberstellung. Es werden die ziemlich gleichalterigen Gewerkschaften Lens (1852 in Frankreich) und Harpen (1856 in Deutschland) miteinander verglichen. Lens erreichte 1911 eine Förderziffer von 3'5 Mill, t Kohle und sein Kapital betrug F 900.000; Harpen förderte za. 7 Mill, t, sein Kapital erforderte jedoch 85 Mill. Mark. Harpen verteilte 9% Dividende, Lens dagegen 420%. Dr. Ungeheuer findet die Begründung für diese verschiedene finanzielle Entwicklung der beiden Gewerkschaften in dem Umstande, daß bei dem französischen Unternehmen die Aktionäre nur das einzige Bestreben hatten, möglichst viel Kohle zu fördern und möglichst teuer zu verkaufen. Während das Harpensche Unternehmen infolge des reichsdeutschen Unternehmungsgeistes zu einem Riesenwerk herangewachsen ist, für welches bedeutende Investitionen erforderlich waren, verblieb das Lenssche Werk ein abgeschlossenes Ganzes. Harpen entwickelte sich durch Ankauf von Kohlenfeldern in die Breite, Lens hingegen in die Tiefe; Harpen förderte vorläufig Kohle aus oberen Horizonten, Lens ging lediglich in tiefere Horizonte, um so rasch als möglich die vorhandenen Kohlenschätze zu gewinnen. Harpen ist ein rationeller Betrieb, Lens betreibt Raubbau ohne Rücksicht auf andere Interessen, nur von eigenen finanziellen Interessen geleitet.

Der große wirtschaftliche Aufschwung Deutschlands, dessen Kohlenproduktion in den letzten 10 J ahren um etwa 70% gestiegen ist, öffnete auch der französischen Kohlenindustrie die Augen. Fs ist durch die ziemlich rasche Ent-Wicklung der französischen Kohlenindustrie in den letzten Jahren das Bestreben erkennbar gewesen, die ursprüngliche Bahn des Kleinlich-Philisterhaften zu verlassen, wie es das volkswirtschaftliche Interesse erfordert.

Fs ist ohne weiteres klar, daß bei der den reichsdeutschen Unternehmungen eigentümlichen Entwicklung ins Große weniger Rücksichten auf die Dividendenpolitik genommen erscheint, vielmehr hat man die wirtschaftliche und finanzielle Zukunft hier im Auge, welche dem Staatsinteresse zweifellos besser dienlich ist.

Mit dem wirtschaftlichen Aufschwung der französischen Eisenindustrie wurde der Kohlenverbrauch immer größer und bildete die Kohlenfrage in Frankreich eines der wichtigsten Probleme, dessen Lösung die stete Sorge der ostfranzösischen Eisenhüttenleute dargestellt hat. Durch den derzeitigen Ausfall der durch die deutsche Armee besetzten französischen Industriegebiete, welcher mit etwa 25 Mill, t gegenüber der gesamten jährlichen Produktion von 40 Mill, t so wesentlich in Betracht kommt, ist Frankreich genötigt, seinen großen Kohlenbedarf in England zu decken, da Belgien, welches mit za. 4 Mill, an der französischen Einfuhr beteiligt war, ebenfalls von Deutschland besetzt ist.

Eine entscheidende Rolle in der Frage des Kohlenabsatzes spielen immer die Transportkosten, wenn dabei auch nicht übersehen werden darf, daß die Kohlenbestände einzelner Länder, die Kohlensorten, die ja nach ihrer Beschaffenheit für die verschiedenen Zwecke verwendet werden, die Gestehungskosten und der danach geregelte Verkaufspreis, die Zollverhältnisse usw. mitbestimmend sind für den Wettbewerb der einzelnen Kohlenausfuhrländer. Durch die fortschreitende Herabsetzung der Seefrachten hat sich die englische Kohlenausfuhr in Frankreich so sehr entwickelt, daß im Westen dieses Staates kein anderes Land imstande ist, erfolgreich mit den englischen Kohlen in Wettbewerb zu treten. England hat sich in ganz Westfrankreich durch die günstigen Frachtverhältnisse eine Monopolstellung geschaffen. Frankreich war gezwungen, Maßnahmen zu treffen, um seiner Kohlenerzeugung im eigenen Lande Absatz zu verschaffen, um so mehr, als die französische Kohlenindustrie mit höheren Gestehungskosten zu rechnen hat als jene Englands. Frankreich sicherte sich diesen Kohlenabsatz durch Verbilligung seiner Eisenbahntransporte, indem es wiederholt Ausnahmefrachtsätze festsetzte, um insbesondere im Nordosten Frankreichs die französische gegenüber der ausländischen Kohle wettbewerbsfähig zu machen. Frankreich war vor dem Weltkrieg ferner auch bestrebt, durch Kanalbauten eine Verbilligung der Kohlentransporte zu erzielen, wobei die projektierten Wasserwege insbesondere für die französische Eisenindustrie von gewaltiger Bedeutung sein würden.

Wenden wir uns nun dem kohlenarmen Staate Italien zu, das gezwungen ist, beinahe seinen ganzen Bedarf an Kohle im Auslande zu decken. Im Jahre 1913 lieferte England auf dem billigen Seewege za. 10 Mill, t, Deutschland nur za. 900.000 t Kohle nach Italien. An dem Reste der italienischen Kohlenlieferung von za. 1 Mill, t waren Oesterreich-Ungarn, Frankreich und Amerika beteiligt. England ist der Hauptkohlenlieferant Italiens. Wenn Englands Kohlenarbeiter streiken, dann stehen die Fabriken Italiens still. Wäre Italien bündnistreu geblieben und in den Krieg an der Seite seiner ehemaligen Bundesgenossen eingetreten, dann hätten Deutschland und Oesterreich-Ungarn im ersten Kriegsjahre za. 12 Mill, t Kohle nach Italien liefern müssen. Ob die Möglichkeit dieser Kohlenlieferung aus Produktionsrücksichten oder aus eisenbahntechnischen und sonstigen Verkehrsrücksichten vorhanden gewesen wäre, soll hier nicht untersucht werden. Tatsache ist jedoch die aus den Geschehnissen resultierende Lehre, daß ein Staat ohne eigene Kohlenversorgung unter den derzeitigen Verhältnissen die Fähigkeit verloren hat, als selbständig handelnde politische und wirtschaftliche Großmacht zu gelten.

England lieferte im J ahre 1913 an Rußland za. 6 Mill, t Steinkohle, Deutschland war an der russischen Kohlenlieferung mit za. 2 Mill, t beteiligt. Durch den derzeitigen Verlust des polnischen Industriegebietes hat sich die im Jahre 1913 mit etwa 30 Mill, t bezifferte Eigenproduktion wesentlich erniedrigt, so daß der Verbrauch auch eine wesentliche Aenderung erfahren haben muß. Es ist klar, daß auch Rußland die Notwendigkeit der Kohleneinfuhr derzeit schwer empfinden muß, und es ist wahrscheinlich, daß es im kommenden Frieden das Bestreben haben wird, seine Eigenproduktion zu erhöhen, wie dies übrigens auch vor dem Weltkriege bereits erkennbar gewesen ist.

Unter den Staaten Europas ist Deutschland der kohlenreichste, es hat einen mehr als doppelt so großen Kohlenvorrat als England. Diese Tatsache ist um so überraschender, als Deutschland im Jahre 1903 eine Kohlenproduktion von 162,457.000 t, England hingegen eine solche von 234,020.000 t aufgewiesen hat. Es ist in diesen Zeilen nicht möglich, auf die Erörterung der Gründe dieser wesentlich geringeren Kohlenerzeugung Deutschlands näher einzugehen. Es kann aber die Tatsache konstatiert werden, daß Deutschland im Jahre 1913 bereits eine Menge von 278,986. 000 Kohle erzeugt hat; England hatte in diesem Jahre eine Erzeugung von 292,040.000 t zu verzeichnen. Im letzten Jahrzehnt vor dem Weltkriege hat also Deutschland seine Kohlenerzeugung uni etwa 70% erhöht und ist dadurch sehr nahe an England gekommen. Wäre die friedliche Entwicklung durch den Weltkrieg nicht gestört worden und hätte die Steigerung in der Kohlenerzeugung in den nächsten Jahren in Deutschland und England in ähnlicher Weise sich vollzogen, wie dies in dem erwähnten Zeitraum 1903 bis 1913 geschehen ist, dann hätte im Jahre 1917 die Produktion Deutschlands jene Englands bereits erreicht, im Jahre 1923 hätte die deutsche jährliche Produktion die englische bereits um 45 Mill, t überholt.

Wenn wir nun den Eigenverbrauch an Kohle bei den einzelnen europäischen Staaten in Betracht ziehen, so können wir die charakteristische Tatsache feststellen, daß Deutschland mit seinem Eigenverbrauch, der im J ahre 1913 die Menge von 250,581.000 t Kohle betragen hat, der größte Kohlenkonsument Europas ist. England hat im Jahre 1913 nur 192,129.000 t Kohle für seine Industrie verbraucht und an Steinkohle die ansehnliche Menge von 74,578.000 t an andere Staaten abgegeben. Deutschland hatte hingegen für Zwecke der Lieferung an andere Staaten nur 34,598.000 t Steinkohle zur Verfügung.

England hat vor dem Weltkriege in Frankreich, Italien, Rußland, Belgien, Deutschland, Oesterreicli-Ungam, der Türkei, Dänemark, Griechenland, Norwegen, Schweden, Spanien, Portugal und anderen Staaten reichlich seine Kohle abgesetzt. England hat seine Kohle systematisch für Absatzzwecke an kohlenarme Staaten verwendet. Während Deutschland seine erzeugten Kohlenmengen hauptsächlich für seinen eigenen Zweck verbraucht hat, hat England wachsamen Auges seine Kohlenausfuhr behütet. Englands Machtstellung in Europa war hauptsächlich in der des Kohlenlieferanten begründet.

Auch Deutschland war genötigt, in seinem eigenen Lande mit der englischen Kohle in Konkurrenz zu treten, und es muß eigentlich überraschen, daß z. B. im Jahre 1913 za. 9 Mill, t aus England in Deutschland eingeführt worden sind. Der große Einfluß der Frachtkosten auf die Ein- und Ausfuhr von Kohlen war für diese Tatsache veranlassend. Im Jahre 1910 hat die Seefracht der englischen Kohle nach Stettin, Danzig und Königsberg einschließlich Löschung durchschnittlich M 6 pro t, die Bahnfracht für die preußischschlesische Kohle dagegen hatnach Stettin M7- 7 O,nach Danzig M 8*38 und nach Königsberg M 10'97 pro t gekostet. Nach Berlin kam die englische Kohle mit einer Gesamtfracht für See- und Flußtransport von M 7'53 pro t, während die von Preuß.-Schlesien zu zahlende Bahnfracht M 10'77 pro t ausgemacht hat. Die englische Kohle hatte mithin einen Frachtvorsprung vor der oberschlesischen von M 3'24 nach Berlin, M 1'70 nach Stettin, M 2'38 nach Danzig und M 4'97 nach Königsberg. Die oberschlesische Kohle hat in ihrem inländischen Absatzgebiet von 1890 bis 1910 um rund 90% an Absatz zugenommen, während der Absatz der englischen Kohle in demselben Gebiet und in demselben Zeitraum um rund 200% gestiegen ist.

In Berlin hat die oberschlesische Kohle von 1890 bis 1910 sogar absolut erheblich an Boden verloren (za. 15%), während der Verbrauch englischer Kohle um rund 700% gestiegen ist. In den Ostseeküstengebieten hat der Absatz der englischen Kohle in den letzten Jahren ungefähr die gleiche Höhe erreicht wie der der oberschlesischen Kohle, trotz der langjährigen großen Preisopfer, die Oberschlesien gerade in diesen Gebieten zur Bekämpfung des englischen Wettbewerbes aufgewendet hat.

England hat außer in den genannten Staaten noch in anderen Gebieten Europas seine Steinkohle reichlich abgesetzt; es lieferte im J ahre 1913 nach Belgien etwa 2 Mill, t Steinkohle, nach Dänemark 3 Mill, t, nach Griechenland 740.000 t, nach der Türkei 376.000 t, nach den Niederlanden 2 Mill, t, nach Norwegen 2'3 Mill, t, nach Schweden 4'6 Mill, t, nach Spanien 3'7 Mill. t.

Der große Kohlenreichtum Deutschlands, das einen mehr als doppelt so großen unerschlossenen Kohlenvorrat besitzt als England, machte es möglich, daß die deutsche Kohlenerzeugung in den letzten Jahren in einer erstaunlich steigenden Tendenz begriffen war. Trotz seines außerordentlich großen Bigenverbrauches an Kohle war Deutschland im Jahre 1916 bereits in der Tage, das ansehnliche Quantum von etwa 34'5 Mill, t Steinkohle an andere Staaten zu liefern. Ungeachtet der ungemein günstigen maritimen Fracht Verhältnisse der englischen Kohlenausfuhr war es Deutschland in den letzten Jahren vor dem Weltkriege bereits gelungen, mit Bngland erfolgreich in die Kohlenkonkurrenz zu treten.

Die deutsche Steinkohlenlieferung für Frankreich war in den Jahren 1900 bis 1913 von 804.000 t auf 3'24 Mill, t gestiegen, für Rußland von 844.000 t auf 2- 1 Mill, t, für Italien von 21.000 t auf 892.000 t, für Dänemark von 40.000 t auf 220.000 t, für die Niederlande von 3-68 Mill, t auf 7'21 Mill, t, für die Schweiz von 1'145 Mill, t auf 1'639Mill, t und für Oesterreich-Ungarn von 6'004 Mill, t auf 12'153 Mill. t.

Die Gesamt ausfuhr an deutschen Steinkohlen betrug im Jahre 1900 za. 15'3 Mill, t, im Jahre 1913 war diese Ausfuhr auf za. 34'6 Mill, t, also auf mehr als das Doppelte gestiegen. Diese fortschreitende Entwicklung der Kohlenausfuhr Deutschlands mußte England mit Besorgnis erfüllen; England mußte fürchten, durch Deutschland vom Kohlenmarkte in Europa verdrängt zu werden. England mußte das größte Interesse daran haben, die politische und wirtschaftliche Abhängigkeit der Staaten in Europa, welche auf Kohlenbezug angewiesen sind, dauernd zu erhalten. Durch die staunenswerte Entwicklung der rationellen, allen Forschungen Rechnung tragenden deutschen Kohlenindustrie wurde die Gefahr für Englands raubbautreibenden Bergbau immer größer, daß die auf seine Kohle angewiesenen Staaten seinem Machtbereiche sich entwinden könnten. Nicht in letzter Linie ist daher das Eintreten Englands in den Weltkrieg von der Tendenz geleitet gewesen, den deutschen Kohlenschatz aufzuteilen und auf diese Weise der Gefahr der wachsenden Kohlenkonkurrenz zu begegnen.

Durch den Weltkrieg ist jedoch die Kohlensituation Europas wesentlich zu Gunsten Deutschlands und Oesterreichs verändert worden. Die Aufgabe Rußlands, das preußisch-schlesische und das Ostrau-Karwiner Kohlenrevier zu erobern, ist an den siegreichen Schlachten der verbündeten Truppen der Zentralmächte nicht nur gescheitert, sondern es ist der glorreichen Heerführung sogar gelungen, das russisch-polnische Kohlenbecken mit einem noch unerschlossenen Kohlenvorrate von mehr als 2'5 Billiarden t zu besetzen. Die Aufgabe Frankreichs, durch Belgien in das Aachener Kohlenrevier einzurücken, das elsässische Kohlenbecken zurückzuerobern und auch in das rheinische Kohlenbecken einzudringen, hat an dem Schwert Deutschlands ein wirksames Hindernis gefunden. Die deutschen Truppen eroberten in Belgien einen unerschlossenen Kohlenvorrat von ungefähr 11 Billiarden t und in Frankreich einen solchen von ungefähr 12 Billiarden t, so daß die Zentral-mächte derzeit einen eroberten Kohlenvorrat von fast 26 Billiarden t in Händen haben. Durch diese Tatsache ist auch die Möglichkeit einer bedeutenden Erhöhung der Kohlenerzeugung für die Zentralmächte gegeben, welche im Jahre 1913 in den okkupierten Gebieten za. 50 Mill, t betragen hat.

England ist genötigt, den durch den Verlust der Kohlengebiete bedeutend erhöhten Kohlenbedarf seiner Verbündeten zu decken, welcher Anforderung es jedoch gewiß nicht entsprechen kann. Es muß eigentlich befremdend wirken, daß der Kohlenriese England, dessen Vormachtstellung es zum großen Teile seinen für die Versorgung der Welthandelsflotte wichtigen Kohlenschätzen zu verdanken hat, sich gegenwärtig in einer ungünstigen Kohlensituation befindet. England ist gezwungen, für einen Teil seiner Flotte Kohle aus Japan zu beziehen, das zahlreiche und ertragreiche Kohlenbergwerke auf der südlichsten Insel Kiusiu und anderen Inseln nahe der Küste besitzt.

Besonderes Interesse darf die Verteilung der englischen Kohlenausfuhr auf die verschiedenen Staaten im gegenwärtigen Weltkriege beanspruchen. England versteht es, die Abhängigkeit der vielen auf seine Kohlenlieferung angewiesenen Staaten als politisches Zwangsmittel zu gebrauchen .

Auffallend, ist die Tatsache der ungleichen Behandlung Frankreichs und Italiens. Frankreich erhielt im Jahre 1915 za. 17*6 Mill, t, d. i. um za. 5 Mill, t mehr Kohle aus England als im Jahre 1913. Italien hingegen mußte sich im Jahre 1915 eine Minderlieferung von za. 4 Mill, t gegen das Jahr 1913 gefallen lassen. Da für Italien derzeit auch die Kohlenbezüge aus Deutschland entfallen, so muß dort die Kohlennot sehr groß sein, sie müßte jedoch geradezu katastrophal sein und die Aktionsfähigkeit seiner Flotte und den Betrieb seiner Eisenbahnen und Industrien noch nachteiliger beeinflussen, wenn die Vereinigten Staaten von Amerika nicht mit Ersatzlieferungen eingetreten wären. Amerika hat im Jahre 1913 za. 3 Mill, t Kohle nach Italien geliefert. Über die gegenwärtigen Kohlenpreise in Italien erhielt ich von authentischer Seite sehr interessante Mitteilungen, aus welchen hervorgeht, daß ein Waggon deutscher Kohle vor dem Kriege in Mailand L 470 bis 510 gekostet hatte. Im Jahre 1916 kostete ein solcher Waggon englischer Kohle L 2800.

Dänemark und Norwegen, deren Kohlenbedarf hauptsächlich von England gedeckt wird, erhielten im Kriegs] ahr 1915 noch zusammen um P7 Mill, t mehr englischer Kohle als im Frieden. Schweden hingegen hatte im Jahre 1915 den gewaltigen Minderempfang von 1:6 Mill, t englischer Kohle gegen das Jahr 1913 zu verzeichnen, ein Beweis der verschiedenen Beurteilung, welche die Neutralität dieser 3 Staaten seitens England erfährt.

Auch Griechenland ist nach der Höhe der ihm zugestandenen Kohlenlieferungen, welche im Jahre 1915 nicht halb so groß war als 1913, nichts weniger als lieb Kind bei England; das Gleiche läßt sich auch von Spanien sagen, das derzeit in bedeutendem Maße von Amerika mit Kohle versorgt wird.

Holland erfreut sich hingegen einer Vorzugsbehandlung seitens Englands, doch ist der Anteil seines deutschen Kohlenbezuges mehr als dreimal so groß als der des englischen. Holland ist ein starker Kohlenkonsument und kann ohne deutsche Kohle keinesfalls sein Auslangen finden.

Die englische Kohlenausfuhr hat während des Weltkrieges einen ganz außerordentlich großen Ausfall in Südamerika zu verzeichnen, wo die Kohle der Vereinigten Staaten reichlich an Boden gewonnen hat, welchen sie wahrscheinlich auch nach dem Kriege dauernd behaupten wird.

Es würde den Rahmen dieser Zeilen überschreiten, wollten wir eine nähere Erörterung des verzweigten Netzes der Kohlenversorgung der Welthandelsflotte versuchen, die durch den gegenwärtigen Völkerkampf ein wesentlich verändertes Bild erhalten hat. Wenn schon im Frieden die große Bedeutung der Kohle als Kraftfaktor in der Wirtschaft eines Staates leicht zu erkennen war, so hat der gegenwärtige Weltkrieg zur Genüge bewiesen, daß ein Staat ohne ausreichende eigene Kohlenversorgung die Fähigkeit verloren hat, sich selbständig politisch und wirtschaftlich als Großmacht zu betätigen. Die Kohle ist aber auch eine der mächtigsten Waffen geworden, welcher sich die Staaten im Kriege bedienen müssen.

Eingetreten in den Weltkrieg, um Deutschlands Kohlenschatz zur Verteilung zu bringen, sieht England seine Kohlensituation gegenüber den früheren Verhältnissen derzeit wesentlich verschlechtert. Englands Sorge uni Belgien, Frankreich und Rußland ist von der Tendenz geleitet, die dauernde Vergrößerung des durch die eroberten Kohlenvorräte der okkupierten Gebiete noch bedeutend vergrößerten Kohlenschatzes der Zentralmächte auf alle Fälle zu verhindern. England hat nun das Bestreben, seine Bundesgenossen auch nach diesem Kriege in ihrer politischen und wirtschaftlichen Abhängigkeit dauernd zu erhalten. England wird trachten, einen Wirtschaftsbund zu gründen, in welchem seine derzeitigen Bundesgenossen verpflichtet werden sollen, ausschließlich englische Kohle zu beziehen. Auf diese Weise will England bewirken, daß die zu willenlosen Werkzeugen degradierten Verbündeten auch weiterhin wirtschaftlich seiner Gnade ausgeliefert bleiben.

Es wird eine der wichtigsten Aufgaben der Zentralmächte in der kommenden Friedenszeit sein, ihren großen Kohlenreichtum durch eine entsprechende Regelung der Kohlenproduktion fruchtbringend wirtschaftspolitisch zu verwerten. Oesterreich-Ungarn besitzt einen so großen Kohlenvorrat wie das europäische Rußland. Es ist die Möglichkeit einer wesentlich größeren Kohlenerzeugung auch in unserer Monarchie gegeben. Der Ausbau der Verkehrswege wird es ermöglichen, diese großen Kohlenvorräte zu erschließen und nutzbringend zur Verwertung zu bringen. Es ist nicht zu verkennen, daß die Kohlenindustrie berufen ist, großen öffentlichen Staatsinteressen zu dienen und von diesem Gesichtspunkte aus muß sie geleitet werden. Es ist die berechtigte Hoffnung vorhanden, daß die Zentralmächte nach dieser großen, einzig dastehenden Kraftprobe aus dem ihnen von ihren Feinden auferlegten Wirtschaftsgefängnis in die frische, freie Luft des Weltverkehres gelangen und die Vernichtungspläne unserer Feinde zu Schanden machen werden. Wir werden nach diesem großen Völkerkampfe an die Pforten einer neuen Zeit gelangen, in welcher an die Arbeitsleistung der Menschheit erhöhte Anforderungen gestellt werden. Wir kommen in eine Zeit, für welche ich die Worte des großen Philosophen variieren möchte: Die Pflicht zur Arbeit und das Recht zu leben.“

II.

EISENBAHN UND KOHLENBERGBAU IM LICHTE DER VOLKSWIRTSCHAFT

Ing. A. H. Goldreich: Die Kohlenversorgung Europas

	
1. Einleitung



Die große technische Wirtschaftsperiode, deren Anfang in die letzten Jahrzehnte des vorigen Jahrhunderts zurückreicht, hat durch den derzeitigen Völkerkampf einen jähen Abschluß gefunden. Es war dies die Zeit, in welcher durch die Erschließung und Verwertung der natürlichen Kraftquellen die neuen Grundlagen der modernen Weltwirtschaft geschaffen worden sind. Das Bestreben, die menschliche Arbeit durch maschinelle Kräfte zu ersetzen, nötigte in immer steigendem Maße dazu, die in der Natur verborgenen Schätze nutzbar zur Verwertung zu bringen. Im Jahre 1885 wurden auf der ganzen Erde 413 Mill, t Kohle gefördert, im Jahre 1913 war diese Menge auf 1350 Mill, t gestiegen. Die Kohle ist für die Weltkraftwirtschaft von so überwiegender Bedeutung geworden, daß sie derzeit durch keine andere Kraftquelle ersetzt werden kann, wenn auch auf gewissen beschränkten Gebieten das Erdöl, die Erdgase und die Wasserkräfte in einen erfolgreichen Wettbewerb mit der Kohle eingetreten sind. Im letzten Jahrzehnt vor dem Weltkrieg war diese technischwirtschaftliche Entwicklung in ganz erstaunlichem Grade fortgeschritten, als mitten in dieser gewaltigen technischen Wirtschaftsepoche der Krieg ausbrach, um mit einem Schlage dem friedlichen Wettbewerb der Völker dieser Erde ein Ende zu machen. Die Wirkung dieser plötzlichen Störung in der Entwicklung der Weltwirtschaft war katastrophal, man hatte es mit einem Ereignisse zu tun, dessen Konsequenzen man nicht ermessen konnte. Als dieser Krieg plötzlich ausgebrochen war, da erklärten sich erste Gasthöfe in der Schweiz nicht in der Lage, für einen deutschen Hundertmarkschein mehr als E 63 zu geben. Schadenfroh wußte ein Fachmann der „Times“ zu berechnen, daß die deutsche Stahlerzeugung wegen Mangel an Mangan im Juni 1915 eingestellt werden müsse. Die eingetretenen Tatsachen haben die Engländer zu einem anderen Urteil gezwungen und auch die Schweiz gelehrt, daß sie Kohle, Bisen und Stahl während des Krieges nur aus Deutschland erhalten könne.

Und nun leben wir mitten in einer furchtbar interessanten Zeit, furchtbar in der Tragik dieses großen Völkerdramas, interessant wegen der erstaunlichen Veränderungen und Erschütterungen, welche die Volkswirtschaft in diesem Kriege erfahren hat und immer weiter erfährt. Ja, man könnte sagen, daß wir in diesem Kriege erst die bittere Erfahrung über den Begriff des volkswirtschaftlichen Betriebes an unserem eigenen Leibe machen müssen. Wir wissen, daß das, was unser eigenes Dasein bedeutet, also unser eigenes, egoistisches Interesse, zurücktreten müsse vor den großen Interessen der Gesamtheit unseres Staates, der im Verein mit seinen Verbündeten sich gegen den Angriff einer großen Schar von Feinden zu verteidigen hat.

In einer weit über die fachliche Seite des Gegenstandes hinausreichenden Weise hat der Rektor der Technischen Hochschule in Charlottenburg Professor Dr. Ing. Kloss in seiner Rektoratsrede . den A11 g e m einwert des technischen Denkens auch für das politische Leben beleuchtet. Die Staatskunst, führte Kloss aus, ist nicht mit der Verwaltung erschöpft und ein tüchtiger und gewissenhafter Verwaltungsbeamter ist noch lange kein Staatsmann. Die wahre Staatskunst soll nicht nur verwaltend und erhaltend sein, sie muß aufbauend, weitschauend sein, in die Zukunft sich erstreckend, Kräfte erweckend. Das gilt von der inneren und in noch viel höherem Maße von der äußeren Politik. Alle politischen Beziehungen zwischen den Völkern kommen letzten Endes auf Machtfragen hinaus, sei es rein kriegerischer, sei es wirtschaftlicher Natur. Die politische Leitung eines Volkes ist also nichts anderes als ein Arbeiten mit Kräften, d. h. wir können die Politik als technisches Problem im höheren Sinne ansehen. Wenn also eine Staatskunst erfolgreich sein soll, so muß sie auch den Geist des technischen Denkens sich zu eigen machen. Kloss meint, daß man den großen Energievorrat des Volkes sich nicht nutzbar zu machen verstehe; er findet diese Erklärung für diese merkwürdige und höchst bedauerliche Erscheinung in dem Uebelstande des all zu vielen begrifflichen und zu wenig technischen Denkens. Dieser Mangel an technischem Denken, den Kloss

in so geistreicher Weise erörtert, ist bezeichnend für die verflossene Friedenszeit. Erst dieser völkerverzehrende Krieg hat unsere Oeffentlichkeit den technisch wirtschaftlichen Fragen näher gebracht und wir leben derzeit mitten in einem Prozesse der stetig zunehmenden Erkenntnis der Bedeutung der technischen Wissenschaften. Wenn ich diese, unter dem eisernen Zwang der Notwendigkeit erwachende Erkenntnis besonders betone, so will ich jene Zweige der Technik besonders hervorheben, welche hinter der Front zur Ermöglichung des wirtschaftlichen Daseins tätig sind. Da meine ich, daß die bisherigen Begriffe volkswirtschaftlicher Tätigkeit eine vollständige Umwertung erfahren haben. Die täuschenden Nebelschleier, die das Wesen unseres Wirtschaftslebens verhüllt haben, lüften sich und der Weg wird frei für den „Ingenieur als Volkswirt“ 10), welches Thema Oberstaatsbahnrat Ing. M. S i n g e r in so ausgezeichneter und verdienstvoller Weise behandelt hat.

Der große technische Denker Max v. Kraft betont in seiner geistreichen Abhandlung über „Staatsdefinition und technische Arbeit“11), daß dem natur-und technisch-wissenschaftlichen Denken die alles überragend entscheidende Rolle zuerkannt werden müsse. Der höchste Vollkommenheitsgrad der Volkswirtschaft und damit auch der geistigen Wohlfahrt kann nur dann erreicht werden, der herrschende Dilettantismus kann nur dann ausgeschaltet werden, wenn auf dem Spezialgebiete der technischen Arbeit das natur- und technisch-wissenschaftliche Denken als das herrschende, entscheidende im vollen Maße anerkannt wird. Ich kann es nicht unterlassen, des hervorragenden Volkswirtes aus alter Zeit hier zu gedenken, Friedrich Lists, dessen Bedeutung in äußerst interessanter und verdienstvoller Weise Direktor Ing. Rees ei in seinen Darlegungen über „Die Wirtschaftslehre Friedrich Lists und der Stand der Ingenieure“ 1) uns berichtet hat. Rcsei nennt List nüt Recht eine rühmliche Ausnahme unter den unzähligen Wirtschaftstheoretikern, der der Welt zum ersten Male einen Standpunkt verkündet hat, der der Ingenieurauffassung entspricht. List räumt den intellektuellen und sozialen Verhältnissen der Nation den ersten Platz ein, da diese allein die in der Natur vorhandenen Schätze produktiv umwandeln können. Im Gegensätze zur alten Schule sagt List, daß nicht der Kapitalsmarkt oder der Vorrat an Produkten es sei, auf die der Betriebsfleiß eines Volkes beschränkt ist. Daß die List-sehe Anschauung richtig ist, das beweist uns am besten China, das ungeheuere unerschlossene Kohlenschätze besitzt, deren Ausbeutung eine gewaltige Umwälzung der Weltwirtschaft zur Folge haben könnte. China besitzt einen 21/3mal so großen unerschlossenen Kohlenvorrat als das kohlenreiche Deutschland; Deutschland fördert jährlich mehr als 23mal so viel Kohle als China. Der chinesische Kohlenvorrat ist za. 17mal so groß als jener Oesterreich-Ungarns; Oesterreich-Ungarn fördert jährlich mehr als 4mal so viel Kohle als China. Das Bisenbahnnetz Deutschlands ist za. 612mal so groß, jenes Oesterreich-Ungarns fast 5mal so groß als das Bisenbahnnetz Chinas. Die Dichte des Bisenbahnnetzes Deutschlands ist za. 130mal so groß, jenes Oesterreich-Ungarns mehr als 70mal so groß als die Dichte des chinesischen Bisenbahnnetzes. Der Kohlenverbrauch pro Kopf der Bevölkerung ist in Deutschland 96mal so groß, in Oesterreich-Ungarn 29mal so groß als in China. Wenn ich diese Zahlen hier erwähne und gewissermaßen als einen Maßstab für den Vergleich der angeführten Staaten benütze, so gebe ich hier meiner Meinung Ausdruck, daß der Entwicklungsgrad der Bisenbahnen und die Größe des Kohlenverbrauches uns die Möglichkeit bieten, die wirtschaftlichen Verhältnisse dieser Staaten beurteilen und vergleichen zu können.

Ich habe das Thema ,,Kohlenbergbau und Wirtschaftspolitik“ bereits eingehend erörtert und bei diesem Anlasse die große Bedeutung der Kohle als Kraftfaktor für die Weltwirtschaft näher beleuchtet. Ich will mich nun mit der Entwicklung des Bisenbahnwesens im Zusammenhänge mit jener des Kohlenbergbaues befassen. Ich finde dies um so mehr erforderlich, weil die Tagesund Fachpresse in diesem Kriege immer wieder über Kohlen- und Transportkrisen berichtet, die durch die gegenwärtigen Ereignisse immer wieder zu öffent-liehen Erörterungen Anlaß geben. Die Kohlen versorgung Europas oder, besser gesagt, der ganzen Erde ist in diesem Kriege in den Vordergrund des allgemeinen Interesses getreten. Wir hören von der Kohlennot Italiens, Frankreichs und Rußlands. Wir hören von den Schwierigkeiten der Kohlenversorgung der neutralen Staaten, welche auf englischen Kohlenbezug angewiesen sind. Wir verfolgten die Entwicklung der deutsch-schweizerischen Wirtschaftsverhandlungen, die zu einem Abkommen führten, in welchem Deutschland die Kohlen- und Eisenversorgung der Schweiz verbürgt hat. Wir hören von der Kohlen not der nordischen Staaten, welche zum Ankäufe der großen Kohlenlager Spitzbergens durch norwegische Bergwerksgesellschaften Veranlassung gegeben hat. Wir vernehmen Nachrichten von der großen Kohlennot Ae gyptens, das mit Rücksicht auf die erheblich verminderte englische Einfuhr von Kohle die für den ägyptischen Landbau so wichtigen Bewässerungspumpen nur in sehr vermindertem Maße betätigen kann. Man kann ferner die Klagen der neutralen Schiffahrt vernehmen, die, auf englischen Kohlenbezug angewiesen, nur unter der Bedingung von England mit Kohle versorgt wird, wenn sie an dem Aushungerungskriege gegen Deutschland teilnimmt. Der Kohlenriese England mahnt in einer amtlichen Note zur Sparsamkeit im Verbrauche von Kohle, deren Förderung im Kriege wesentlich abgenommen hat. England braucht große Mengen von Kohle, um sie als politische Zwangsmittel und als Kompensation für einzuführende Produkte verwenden zu können. Die derzeitige Kohlensituation Englands benützen die Vereinigten Staa-t e n von Amerika, um die ehemals englischen Marktgebiete, insbesondere in Südamerika, zu erobern. Die Amerikaner beabsichtigen, von der gegenwärtigen Kriegslage begünstigt, durch große Bahnprojekte die Hände auf die reichen chinesischen Kohlenschätze zu legen, deren Er-schließung im Verein mit der Ausbeutung der reichen Eisenerze zu ungeahnten Perspektiven Anlaß geben. Soll ich noch weitere Beispiele hier anführen, welche die große politische und wirtschaftliche Bedeutung der Kohle im gegenwärtigen Kriege beweisen ? Die politische Bedeutung der Kohle hat der frühere deutsche Reichskanzler v. Bethmann-Hollweg in seiner Rede vom 28. September 1916 hervorgehoben, indem er anführte, daß Italien in seiner Kriegführung von englischer Kohle abhängig sei. Ohne mich über die italienische Kohlenversorgung hier näher zu äußern, glaube ich erwähnen zu müssen, daß für den künftigen Abschluß von Staatenbündnissen die Frage der Kohlenversorgung dieser Staaten im Frieden wie im Kriege einer Lösung zugeführt werden muß. Wenn die von vielen Schriftstellern geäußerte Ansicht, der Friede sei eine Vorbereitung für den Krieg, wahr sein soll, so muß auch die Friedenswirtschaft der Staaten einer Bündnisgruppe so geartet sein, daß nicht einzelne der verbündeten Staaten schon im Frieden zu willenlosen Werkzeugen der Feinde gemacht werden können. Wenn Englands Kohlenarbeiter in der diesem Kriege vorausgegangenen Zeit streikten, dann standen in Italien die Fabriken still, England konnte Italien einfrieren lassen, wie sich ein deutscher Schriftsteller drastisch ausgedrückt hat.

Infolge der großen militärischen Erfolge der Zentralmächte und der hiedurch erfolgten Besetzung großer Kohlengebiete in Belgien, Frankreich und Rußland waren unsere Feinde in eine prekäre Kohlensituation geraten. Amerika und Japan sollten die Retter in der Kohlennot sein, die jedoch bisher nur teilweise gemildert werden konnte. Das in absehbarer Zeit zu gewärtigende Auftreten der chinesischen Kohle auf dem Weltmarkt wird eine große Verschiebung der Marktverhältnisse zur Folge haben. Mit großem Interesse dürfte Japan die durch die neuen amerikanischen Bahnprojekte eintretende Entwicklung der wirtschaftlichen und politischen Verhältnisse Chinas verfolgen. .Nicht in letzter Linie sind die großen amerikanischen Bahnprojekte in China auf die derzeitige politische Weltlage zurückzuführen. In normalen Verhältnissen hätten auch andere Staaten für die Erschließung der chinesischen Wirtschaftsgebiete ein näheres Interesse betätigen können. Das Beispiel Chinas mit seinen ungeheueren unerschlossenen Kohlenmassen, welche der letzte Internationale Geologenkongreß mit 995.587 Mill, t berechnet hat, zeigt uns in klarer Weise das Schicksal eines Volkes, dessen intellektuelle und soziale Verhältnisse es nicht ermöglichen, die erstaunlich reichen Naturschätze produktiv umzu wandeln und zu verwerten. Die Chinesen müssen zusehen, wie fremde intellektuell und sozial höher stehende Völker die Verwertung ihrer reichen Bodenschätze übernehmen. Während die europäischen Staaten sich gegenseitig mit Vernichtung bedrohen, beginnen die Amerikaner den Ausbau eines Eisenbahnnetzes in China, von dessen gewaltigen Kohlenmassen der bekannte Forscher Professor Schwemanin meinte, daß ihre Ausbeutung die europäische Kultur verschieben könnte. An der bevorstehenden wirtschaftlichen Erschließung Chinas haben wir ein Schulbeispiel für die große Bedeutung des Eisenbahn- und Kohlenbergbaues, beide vereint dienen den Lebensinteressen der modernen Industriestaaten.

	
2. Die Kohlenstaaten der Erde



Durch den im Jahre 1914 ausgebrochenen Weltbrand ist die bisherige Entwicklung der wirtschaftlichen Verhältnisse auf ein Hindernis geraten, dessen unheilvolle Folgen sich derzeit noch nicht ermessen lassen. Das Jahr 1913 bildet den Abschluß einer großen Wirtschaftsepoche. Ich habe deshalb den Zeitabschnitt 1903 bis 1913 als das letzte Wirtschaftsjahrzehnt vor dem Weltkriege herausgegriffen, um die stattgehabte volkswirtschaftliche Entwicklung dieser Zeit erörtern zu können. Die dominierende Bedeutung der Kohle als Kraftfaktor in der Weltwirtschaft gibt uns Anlaß zur Erörterung der Frage, wie diese Kohlenvorräte auf den einzelnen Erdteilen verteilt sind.

In Abb. 13 ist eine Darstellung zu sehen, welche auf der Grundlage der vom letzten Internationalen Geologenkongreß in Toronto in Kanada im Jahre 1913 angestellten Berechnungen beruht. Unter den Staaten der Erde sind bezüglich des Kohlenreichtums die Vereinigten Staaten von Amerika an erster Stelle zu nennen; es folgen Kanada, China, Deutschland, England, Sibirien, der australische Bundesstaat usw. Wenn einst das relativ kohlenarme Europa bedürftig sein sollte, werden Amerika und Asien über einen Rohstoff verfügen, der die Europäer in eine noch größere unangenehme politische und wirtschaftliche Abhängigkeit bringen könnte, als dies bisher bereits der Fall war. Dies natürlich unter der Voraussetzung, daß nicht inzwischen neue Kohlengebiete in Europa entdeckt würden, bezw. der Kohlenabbau sich auf Tiefen erstrecken könnte, die für die heutigen technischen Verhältnisse nicht in Betracht kommen.
[image: ]
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Abb. 14. Die Kohlenstaaten Europas im Jahre 1913 (Gesamtvorrat an Kohle in t/km2)

1. Deutschland 0'783 Mill, t/km2

2. England ........ 0'596  „   „

3. Belgien ....... .  0'374 ,,

4. Niederlande ..... 0'129  „   „

5. Oesterreich-Ungarn 0'088  „   ,,

6. Bulgarien ....... 0'040  „   ,,

7. Frankreich  0'033  „

8. Spanien  0'018  ,,   ,,

9. Rußland0'011 Mill, t/km2 

10. Serbien......... 0'006   ,,   „

11. Dänemerk  0-001    ,,   ,,

12. Italien.......... 0'0008  „

13. Griechenland .... 0'0003  „   „

14. Rumänien ...... 0'0003  ,,   „

15. Schweden 0'0003  „

16. Portugal 0'0002  „   „


In Abb. 14 sollen die Kohlenvorräte der Staaten Europas in der Weise dargestellt sein, wie sie das Verhältnis des Kohlenschatzes zur Größe des Flächeninhaltes des Staates ergibt. Deutschland ist von diesem Gesichtspunkte aus der kohlenreichste Staat der ganzen Erde. Wenn wir nun in Abb. 15 die Größe der Kohlenvorräte zu den Einwohnerzahlen der Staaten in ein Verhältnis setzen, so erkennen wir, daß Deutschland in Europa die größte Kohlenreserve besitzt. Es fällt uns die ungeheuere Kohlenreserve der Vereinigten Staaten auf, welche Reserve noch mehr als 6mal so groß ist als jene Deutschlands. In Abb. 15 ist der Kohlenvorrat von Spitzbergen als Reserve für die Einwohner Norwegens angenommen, unter Berücksichtigung der Ankäufe der dortigen Kohlenfelder, welche im Jahre 1916 durch norwegische Gesellschaften erfolgt sind.
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Abb. 15. Die Kohlenstaaten Europas im Jahre 1913

Kohlenvorrat pro Einwohner

1. Deutschland......... 6521 t/Einw. 12. Schweden........... 20t/Einw.

2. England ............ 4073   „      13. Dänemark .......... 18   „

3. Spitzbergen (f. Norwg.) 3712   ,       14. Griechenland ........ 9   ,,

4. Belgien ............. 1468   ,,       15. Italien.............. 7   ,,

5. Oesterreich-Ungarn  a   ,,      16. Rumänien .......... 5  ,,

6. Niederlande ......... 725   „      17. Portugal ............ 3   „

7. Frankreich .......... 444   „

8. Rußland...........  441   ,,        I Vereinigte Staaten von Nordamerika

9. Spanien ............ 439   „          39.560 t/Einw.

10. Serbien............. 118   „       II China 3020 t/Einw.

11. Bulgarien ........... 80   „      III Japan 110 t/Einw.


Im Jahre 1885 wurden auf der ganzen Erde 413 Mill, t Kohle gefördert, im nächsten Jahrzehnt war diese Menge um 171 Mill, t gestiegen, das folgende Jahrzehnt hatte die gewaltige Steigerung um 357 Mill, t zu verzeichnen. Im letzten Wirtschaftsjahrzehnt vor diesem Weltkrieg hat eine weitere Erhöhung der Kohlengewinnung um 512 Mill, t stattgefunden, so daß im Jahre 1913 die bedeutende Menge von 1350 Mill, t Kohle auf der ganzen Erde gewonnen worden ist. Die Kohlenförderung der Welt hat also in der letzten Eriedensperiode jährlich beiläufig um 51 Mill, t zugenommen.

Mit der zunehmenden Bedeutung der Kohle als Kraftfaktor in der Weltwirtschaft wurde das Interesse für die Erschließung neuer Kohlenlager immer größer und es ist in der Geschichte der Entwicklung des Kohlenbergbaues die interessante Tatsache festzustellen, daß mit dem steigenden Bedarf an Kohlenkraft gleichzeitig auch die Entdeckung neuer Kohlenfelder stattgefunden hat, welche die Möglichkeit einer bedeutenden Erhöhung des Kohlenverbrauches zutage gebracht haben. Der letzte Internationale Geologenkongreß in Toronto in Kanada hat die große Bedeutung des Kohlenvorrates der Erde erkannt und dieser für die Weltwirtschaft so wichtigen Frage eine ganz besondere Aufmerksamkeit gewidmet. Wenn auch den seitens des Kongresses veröffentlichten Daten gewiß nicht der Charakter feststehender Tatsachen zukommt, so bieten die veröffentlichten Ergebnisse der angestellten, umfangreichen Berechnungen dennoch eine Grundlage, welche für die Beurteilung der geologischen Verhältnisse in den einzelnen Staaten der Erde brauchbar erscheint.

Will man der einheitlichen Abschätzung der verfügbaren Vorräte nähertreten, so muß man die Fragen der Tiefengrenze, der Mindestmächtigkeit der abbauwürdigen Flöze und der Größe des unvermeidlichen Abb au Verlustes . beantworten. Diese Voraussetzungen für die einheitliche Feststellung des Kohlenvermögens der Erde unterliegen mit den Fortschritten der Abbautechnik entsprechenden Veränderungen und wir sind deshalb nur in der Lage, vom derzeitigen Standpunkt der Technik des Bergbaubetriebes diese Berechnungen durchzuführen. Die Kenntnis von der Ausdehnung der Flözablagerung wird durch Tiefbohrungen von Jahr zu Jahr erweitert. Es sei nur beispielsweise erwähnt, daß im Jahre 1846 das Kohlenvermögen des deutschen Ruhrbeckens mit 11'1 Milliarden t geschätzt wurde; im Jahre 1858 hat der bekannte Geologe v. Dechen den Vorrat von 35 Milliarden t berechnet, im Jahre 1900 kam man bereits zu einer Schätzung von 54’3 Milliarden t und im Jahre 1910 wurde von fachmännischer Seite ein Kohlenschatz von 83’2 Milliarden t im genannten Kohlendistrikt festgestellt.

Die Geologen haben ihre Berechnungen noch in der Weise voneinander geschieden, daß die Ermittlung der Vorräte der verschiedenen Kohlensorten in getrennter Weise erfolgt ist. Es wurde ferner eine weitere Teilung des Kohlenvorrates in der Weise vorgenommen, daß die durch Bohrungen bereits nachgewiesene Kohlenmenge von jener geschieden wurde, welche mit Rücksicht auf die geologischen Formationen als wahrscheinlich und in der Erde möglicherweise vorhanden angenommen werden konnte. Der verhältnismäßig geringe Kraftbedarf der Industrie in der Mitte des vorigen Jahrhunderts hat das Interesse nur für die Erschließung hochwertiger Steinkohle gezeitigt. Der in ungeahnter Weise gesteigerte Energiebedarf der Weltwirtschaft drängte dazu, auch jene Bodenschätze zu verwerten, deren Brennwert wesentlich geringer war, und so kam es, daß im letzten Wirtschaftsjahrzehnt vor diesem Kriege eine ganz erstaunliche Steigerung in der Förderung und im Verbrauche an Braunkohle zu verzeichnen war, deren Verwertungsgebiet ehemals nur sehr beschränkt gewesen ist. So hat es insbesondere Deutschland in den letzten Jahren verstanden, auch seine großen Vorräte an Braunkohlen in ausgedehnter Weise zu verwerten. Unterstützt durch die großen Fortschritte auf dem Gebiete der Erforschung der Kohlenkraft und durch sonstige günstige Produktionsbedingungen ist es der Braunkohle gelungen, siegreich im deutschen Wirtschaftsleben vorzudringen, und es besteht derzeit ein gleich großes Interesse an der Förderung von hochwertiger Steinkohle wie an der Gewinnung von Braunkohle, welch letztere insbesondere durch die vervollständigten Verfahren der Brikettierung ein bedeutend erhöhtes Absatzgebiet sich erobert hat. Die Geologen haben deshalb der Erforschung des Vermögens der Erde an Kohlenflözen aller Arten die gleiche Aufmerksamkeit gewidmet und festgestellt, daß der bereits nachgewiesene Weltvorrat an Kohle derzeit 716.154 Mill, t Stein- und Braunkohle beträgt. Die Gelehrten halten es aber für wahrscheinlich und möglich, daß die Erde unter Annahme gewisser Abbautiefen und abbauwürdiger Flözmächtigkeiten außerdem noch einen Vorrat von 6,681.399 Mill, t, also noch einen mehr als neunmal so großen Kohlenvorrat in Reserve besitzt.

Um nur eine beiläufige Vorstellung über diesen im J ahre 1913 geschätzten Kohlenvorrat der Erde zu erhalten, sei angeführt, daß die österreichisch-ungarische Monarchie unter der Voraussetzung eines konstant bleibenden jährlichen Friedensverbrauches von 60 Mill, t Kohle mit dem bereits nachgewiesenen Weltvorrat 1 1.900 Jahre und mit dem wahrscheinlichen Vorrat weitere 111.360 Jahre das Auslangen finden könnte. An diesem großen Kohlenschatz der Erde sind die einzelnen Kontinente sehr verschieden beteiligt und es haben die angestellten Berechnungen ergeben, daß in Amerika mehr als 2/3 des Kohlenvermögens der Erde abgelagert sind. Die amerikanischen Erdschichten sollen 5,105.528 Mill, t Kohle enthalten, während in Europa die weitaus geringere Menge von 784.190 Mill, t vorhanden sein soll. Während auf den amerikanischen Einwohner derzeit ein bevorrätigter Kohlenschatz von beiläufig 30.940 t entfällt, ist für den Einwohner Europas nur ein solcher von 1790 t in Vorrat. Dieser ungeheuere Kohlenreichtum und die ganz ausnahmsweise günstigen geologischen Verhältnisse haben den Kohlenpreis in Amerika auf einem sehr niedrigen Niveau gehalten. Wegen der Lage dieser reichen Kohlendistrikte im Inneren des Landes und infolge der für die überseeische Ausfuhr in Betracht kommenden bedeutenden Landfrachtkosten hat sich ungeachtet der sonstigen günstigen Verhältnisse die Ausfuhr von amerikanischer Kohle nach Europa und den anderen Kontinenten nur in geringem Maße entwickeln können.

Während insbesondere Europa und auch Amerika bekannterweise ihre Kohlenschätze in bedeutendem Maße ver-‘ werten, liegt in Asien eine unerschlossene Kohlenmasse verborgen, deren Inhalt mit 1,279.586 Mill, t geschätzt wurde, welche Menge den europäischen Vorrat noch bedeutend übertrifft. Insbesondere die chinesischen Kohlenlager kommen in ihrem Reichtume jenen von ganz Europa, Australien und Afrika zusammengenommen sehr nahe und es kann nicht wundernehmen, daß in den letzten Jahren für die Ausbeutung der chinesischen Kohlenfelder ein erhöhtes Interesse entstanden ist. Das noch zum großen Teile unerforschte Afrika hat eine derzeit berechnete Kohlenmenge von 58.839 Mill, t und haben die angestellten Berechnungen für Australien einen Kohlenvorrat von 170.740 Mill, t ergeben.

Wenn man nun die Kohlenförderung in den einzelnen Kontinenten in Betracht zieht, so kann man erkennen, daß für die Gewinnung der in der Erde enthaltenen Kohlenmengen in den verschiedenen Ländern ein sehr verschiedenes Interesse besteht. Das relativ kohlenarme Europa nützt seine Kohlenlager am reichlichsten aus, es verzehrt jährlich ungefähr l%0 seines Kohlenschatzes, während das überreiche Amerika nur O‘l°/oo seines Vorrates jährlich ver-

64 Goldreich: Die Kohlenversorgung Europas braucht. Der Kohlenriese Asien verzehrt jährlich nur 0-04°/00 seines Kohlenvermögens und es ist daraus zu entnehmen, daß, im Falle gleichbleibender Verwertung der Bodenschätze, Europa jener Kontinent sein wird, der nach Erschöpfung seiner Kohlenmassen anderen Kraftquellen sich zuwenden müssen wird, deren erhöhte Ausnützung den Fortschritten der Technik überlassen bleibt.

Wohl wird es nach den vorangeführten Daten mehr als 1000 Jahre dauern, bis Europa seine Kohlen aufgebraucht haben wird, während Amerika erst in 10.000 Jahren und Asien gar erst in 25.000 Jahren ihre Vorräte erschöpft haben werden. Selbst die verhältnismäßig ungünstigen Verhältnisse in Europa würden derzeit noch keinen Anlaß dazu bieten, mit Besorgnis in die Zukunft zu blicken, wenn die Kohlenlager gleichmäßig auf dem Kontinente verteilt und alle Staaten gleichmäßig an diesen Schätzen der Natur beteiligt wären. Die tatsächlichen Verhältnisse liegen jedoch anders und die wesentlich verschiedenen Reserven der einzelnen Staaten an Kohle mahnen zum Haushalten mit diesem für die Volkswirtschaft so kostbaren Rohstoff. Es ist bekannt, daß die Vereinigten Staaten in der Verschwendung an Kohlenkraft geradezu Unglaubliches leisten. Andrew Carnegie hat in einer vor einigen J ahren stattgefundenen Konferenz der Gouverneure im Weißen Hause zu Washington unter anderem mitgeteilt, die amerikanischen Abbaumethoden seien so verschwenderisch, daß man in den letzten Jahrzehnten über 3 Milliarden t Kohle in den Gruben vergeudete oder sie an jetzt nicht mehr zugänglichen Stellen in den Gruben liegen ließ. Der amerikanischen Raub Wirtschaft kommt die englische Abbauweise sehr nahe und es hat die vor Jahren in England erwachte Besorgnis über die Erschöpfung der Kohlenlager nur eine geringe Verbesserung der bezüglichen Verhältnisse in die Wege geleitet. Diese Vergeudung der raubbautreibenden englischen Bergwerksindustrie hat nicht in letzter Linie der englischen Regierung Anlaß gegeben, die Bergwerke im Kriege in den staatlichen Betrieb zu übernehmen, um eine möglichst hohe Förderung und Ausnützung der Kohlenkraft zu erhalten. Wie weit in der Ausnützung der Kohlenkraft bei ökonomischer Anwendung der neuesten technischen Prozesse gegangen werden kann, beweisen die Berech-

nungen, welche ergeben haben, daß bei Verwendung moderner Verfahren in der Verkokung der Kohle im Jahre 1910 za. 11’3 Milliarden m3 Gas gewonnen worden wären, welche, in Kraft umgesetzt, 28 Mill. Jahrespferdestärken hätten ergeben können. Die Gase für 2 Mill. PS gehen heute noch unverbraucht in die Luft und sind daher für die Weltwirtschaft verloren. In Deutschland ist die Ausnützung der Koksofengase im letzten Jahrzehnt von 30% des Jahres 1900 auf 82% im Jahre 1910 gestiegen, während in England nur 18% und in Amerika nur 16% dieser Gase in Kraft und Licht umgesetzt werden.

Die wirtschaftliche Bedeutung der rationellen Kohlenauswertung ist hinlänglich bekannt. Wenn man die Kohle, anstatt sie nach der alten Weise auf dem Kessel- und Feuerrost unmittelbar zu verbrennen, in Koksöfen, Gasretorten oder Generatoren der Destillation unterwirft und so neben den Hauptprodukten auch die Nebenprodukte wirtschaftlich auswertet, so kann der Erlös für die geförderte Kohle auf das 100- und Mehrfache des Rohwertes gesteigert werden. Abgesehen von dieser großen • Wertsteigerung der Kohlenprodukte ergibt sich auf diese Weise Arbeitsgelegenheit für Menschen und Kapitalien, die eine solche weitgetriebene Veredlung der Kohle im Gefolge hat.

Es steht zu wünschen, daß der Staat als der berufenste Wahrer nationaler Güter und als der anerkannte Vertreter der Interessen der Allgemeinheit geeignete Maßnahmen trifft, um die Entwicklung der noch jungen Industrien der Weiterverarbeitung und Veredlung von Stein-und Braunkohle kräftigst zu fördern. Insbesondere die österreichisch-ungarische Monarchie könnte bei entsprechender Erhöhung der Kohlenförderung aus der im volkswirtschaftlichen Interesse gelegenen, sachgemäßen Kohlenauswertung bedeutenden Nutzen ziehen. Dem großen Ziele, die Monarchie vom Auslande wirtschaftlich unabhängig zu machen, können wir uns nur dann nähern, wenn wir alle in unseren heimischen Bodenschätzen schlummernden Kräfte und Stoffe so nutzbringend als möglich zur Verwertung bringen.

Ing. A. H. Goldreich: Die Kohlenversorgung Europas

1

 „Techn. u. Wirtseh.“ 1911: ,, Verfügbare Energiemengen der Weltkraftwirtschaft.“ Von Professor A. Schwemann, Aachen.

2

 Nach den neuesten Angaben von Dr. J üngst im „Glückauf" 1917. Nr. 47; die Zahl hierfür in der Abb. 6 beruht noch auf älteren Grundlagen.

3

 Serbien. Rumänien und Portugal werden nicht in Betracht gezogen,

4

 Bulgarien und die Türkei blieben außer Betracht.

5

1913  6,706.000 „-unahme: 3 ö.OOOt

6

 Serbien, Rumänien und Portugal blieben außer Betracht.

7

 Bulgarien und die Türkei blieben außer Betracht.

8

 Bulgarien und die Türkei blieben außer Betracht.

9

 „Techn. u. Wirtsch.“ 1915. Dr. M. Ungeheuer: „Die wirtschaftliche Bedeutung der französischen Kohlenindustrie und die Kohlenfrage in Frankreich.“

10

 „Der Ingenieur als Volkswirt.“ „Zeitschrift des Oesterr. Ing.-u. Arch.-Vereines“ 1916, H. 2.

11

 „Staatsdefinition und technische Arbeit.“ „Zeitschrift des Oesterr. Ing. u. Arch.-Vereines“ 1916, H. 24.

f) „Die Wirtschaftslehre Friedrich Lists und der Stand der Ingenieure.“ „Zeitschrift des Oesterr. Ing.- u. Arch.-Vereines“ 1916, H. 19 u. 20.


	
3. Die Eisenbahnen der Erde



Zur Erschließung der Kohlenvorräte und zur Verführung der Fördermengen an ihre Verwendungsstellen bedarf es in erster Linie der Eisenbahnen. Die Entwiclkung des Kohlenbergbaues hat auf jene des Eisenbahnwesens einen ganz außerordentlichen Einfluß ausgeübt und es soll nun Abb. 16 veranschaulichen, wie die Eisenbahnen in ihrer absoluten Größe und Dichte sich bisher entwickelt haben.
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Abb. 16. Die Eisenbahnen der Erde im Jahre 1913

Amerika ist an erster Stelle bei Berücksichtigung der absoluten Größe des Eisenbahnnetzes; Europa nimmt den ersten Rang ein, wenn die Dichte des Bahnnetzes in Betracht gezogen wird. Das europäische Bahnnetz ist 2'5mal so dicht als das amerikanische. Die Kohlenförderung Europas betrug im Jahre 1913 za. 730 Mill, t, jene Amerikas nur za. 570 Mill. t. Die Kohlenförderung Amerikas betrug also im angeführten Jahre nur za. 78% jener Europas. In Abb. 17 sind die Eisenbahnnetze der Staaten Europas mit Berücksichtigung der absoluten Größe ersichtlich gemacht.
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Abb. 17. Die Eisenbahnen Europas im Jahre 1913, absolute Größe des Eisenbahnnetzes





	
1. Deutschland 63.730 km


	
2. Rußland  62.198 „


	
3. Frankreich ......  51.188 ,,


	
4. Oesterreich-Ungarn 46.195 „














Es steht Deutschland an erster Stelle; es folgen Rußland, Frankreich, Oesterreich-Ungarn, England, Italien usw. Wir erkennen das ungeheuere Netz der Vereinigten Staaten von Amerika und das kleine Netz von China, das nur uni za. 1000 km größer ist als jenes des kleinen Belgien. Man muß dabei bedenken, daß China einen Flächeninhalt von 11,138.900 km2, Belgien dagegen einen solchen von nur 29.452 km2 aufweist; China hat also einen mehr als 378mal so großen Flächeninhalt als Belgien.

Es muß von Interesse sein zu erfahren, wie im letzten Wirtschaftsjahr zehnt (1903 bis 1913) vor dem Weltkrieg die Entwicklung der Eisenbahnen Europas sich ergeben hat.

5*

In Abb. 18 ersehen wir, daß Deutschland in dieser Zeit den größten Zuwachs seines Bahnnetzes aufzuweisen hat; es folgen Rußland, Oesterreich-Ungarn, Frankreich, Schweden usw. Wir bemerken den gewaltigen Ausbau des Bahnnetzes der Vereinigten Staaten und konstatieren die interessante Tatsache, daß 7962 km Bisenbahnen im letzten Wirtschaftsjahrzehnt in China erbaut worden sind, während das gesamte derzeitige chinesische Bahnnetz nur 9857 km im J ahre 1913 betragen hat. Deutschland und Rußland haben 1/7 der Länge des gesamten derzeitigen Bahnnetzes, Oesterreich-Ungarn 1/6, Frankreich 1/8 und England 1/24 im Zeitraum 1903 bis 1913 hergestellt. Die Vereinigten Staaten erbauten beiläufig 1/5 ihres gesamten, Bahnnetzes im angeführten Zeitraum.
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Abb. 18. Die Eisenbahnen Europas 1903 bis 1913

Zunahme der absoluten Größe des Eisenbahnnetzes

1. Deutschland 9.304 km

2. Rußland  8.940 „

3. Oesterreich-Ungarn 7.377 „

4. Frankreich.......       5.966 „

5. Schweden.......... 2.103 ,,

6. Belgien........ 1.995 ,,

7. Balkan (Türkei, Serbien, Bulgarien, Griechenland)    800 „

8. Italien................ 1.595 „

9. England :. ...   1.569 ,,

10. Spanien . 1.499 km







11. Norwegen.........  748 ,,

12. Schweiz .........  718 ,,

13. Dänemark    612 „

14. Rumänien ....... 586 ,,

15. Portugal .............. -579 ,,

16. Niederlande u. Luxembg. 409 „

A. Ver. St. v. Nordamerika . 76.284 „

B. China  7.962 ,,

C. Japan................ 3.900 „
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In Abb. 19 sind die Eisenbahnen der Staaten der Erde ersichtlich gemacht, deren Netze größer als 10.000 km sind. Wir erkennen die Vereinigten Staaten von Amerika an erster Stelle, es folgen Deutschland, Rußland usw.
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Abb. 20. Die Eisenbahnen Europas im Jahre 1913, Dichte des Eisenbahnnetzes


	
1. Belgien 299km/100km2   10a. Spanien  3’0 km/100 km2





Abb. 20 soll die Dichteverhältnisse der Eisenbahnen der Staaten Europas zur Darstellung bringen. Wir sehen Belgien an erster Stelle, es folgen Luxemburg, England, Deutschland und die Schweiz. Sehr interessant ist die Lage des außerordentlich dichten belgischen Bahnnetzes auf dem Wege zwischen Deutschland und England. Es ist leicht zu erkennen, daß der Besitz des belgischen Eisenbahnnetzes für Deutschland im Kriege die besten Dienste leisten muß.
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Abb. 21. Die Eisenbahnen Europas, 1903 bis 1913, Zunahme der Dichte des Eisenbahnnetzes

1. Belgien 6.7 km/100 km2 2a. Deutschland 1-8 ,, /100 „






8a. Italien0’3 km/100 km2 8b. Spanien 0’3 „ /100 „ 9. Norwegen  0'23 ., /100 „

	
10. Rußland0'12 „ /100


	
11. Balkan(Türkei,Bul



garien, Griechenland

u. Serbien) 0006,, /100 ,,

	
A. Ver. St. v. N.-A.. 0'7 „ /100 „


	
B. Japan0'23 „ /100 „ C. China 0'007„ /100 „



Abb. 21 soll uns die Zunahme in den Dichteverhältnissen der Eisenbahnen Europas versinnbildlichen. An erster Stelle ist Belgien, es folgen Deutschland, die Schweiz, Dänemark, die Niederlande, Oesterreich-Ungarn, Frankreich England usw. Wenn wir nun auf Abb. 22 die Dichteverhältnisse der Eisenbahnen der Erde zur Darstellung bringen, so ersehen wir, daß die europäischen Staaten bedeutend dichtere Eisenbahnnetze als die Staaten der anderen Kontinente besitzen. Die Vereinigten Staaten rangieren an 9. Stelle, u. zw. hinter Italien.

Goldrei ch : Die Kohlenversorgung Europas
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Es erübrigt uns noch, die Größe der Eisenbahnnetze der Staaten Europas zu deren Einwohnerzahlen in ein Verhältnis zu setzen. Da erblicken wir in Abb. 23 plötzlich Sch w e d e n an erster Stelle. Schweden ist ein interessantes Land. Wenn man auf der europäischen Karte mit der Zirkelspitze bei Malmö einsetzt und mit der Längen-
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Abb. 23. Die Eisenbahnen Europas im Jahre 1913, Kilometrische Länge pro Einwohner


	
1. Schweden 3km/1000Finw.








ausdehnung des schwedischen Staates einen Kreisbogen beschreibt, so kommt man im Süden beiläufig bis nach Neapel. Eine so gewaltige Ausdehnung hat Schweden mit seinen 512 Mill. Einwohnern, eine Ausdehnung, welche jener von der Nordsee bis zum mittelländischen Meere gleichkommt, auf welchen Gebieten za. 120 Mill. Menschen beisammen wohnen.




	
4. Die Kohlenproduktion der Erde



Nach dieser kurzen Erörterung der Entwicklung der Eisenbahnen wollen wir in Abb. 24 bezüglich der Kohlenproduktion zum Ausdrucke bringen, daß die Vereinigten Staaten auf diesem Gebiete an erster Stelle sich befinden. Es folgen England, Deutschland, Oesterreich-Ungarn usw. Die Staaten mit geringeren Erzeugungsmengen als die Niederlande sind in der Abbildung nicht erkenntlich gemacht. Es ist zweifellos, daß die Kohlenproduktionsverhältnisse der Erde sich in Zukunft wesentlich verändern werden. Die im gegenwärtigen Kriege gemachten Erfahrungen bezüglich der besonderen Wichtigkeit der Kohlenversorgung werden den meisten Staaten Anlaß zu Maßnahmen geben, um bezüglich der Kraftversorgung eine größere Unabhängigkeit zu erlangen. Bezeichnend ist das Bestreben der nordischen Staaten, sich von der englischen Kohlenversorgung für die Zukunft unabhängig zu machen. Nicht nur, daß der Preis der englischen Kohle bald um das Dreifache bis Fünffache gestiegen ist, sperrte England rücksichtslos alle weitere Kohlenzufuhr nach den nordischen Staaten und machte die Kohlenlieferungen von Bedingungen abhängig, um den Aushungerungskrieg gegen Deutschland auch durch Beteiligung der neutralen Staaten zu organisieren.

Im letzten Wirtschaftsjahrzehnt 1903 bis 1913 hat die Kohlengewinnung einen ganz außerordentlichen Aufschwung genommen. Den größten perzentuellen Zuwachs in der Fördermenge unter allen Staaten der Erde hatte Deutschland zu verzeichnen. Deutschland hat seine Kohlengewinnung im letzten Wirtschaftsjahrzehnt um za. 70% erhöht, die Vereinigten Staaten von Amerika um za. 60%, Oesterreich -Ungarn um za. 30% und. England um za. 25%. Wir wissen, daß die Vereinigten Staaten und England unter den günstigsten geologischen Verhältnissen Kohlenbergbau betreiben, welche auch zum bedeutenden Teile eine maschinelle Kohlengewinnung zulassen. Ungeachtet der wesentlich ungünstigeren Verhältnisse in Deutschland hat die deutsche Kohlenindustrie eine geradezu fabelhafte Entwicklung zu verzeichnen. Ich habe bereits wiederholt hervorgehoben, daß diese bedeutende Entwicklung der deutschen Kohlenindustrie von England mit größtem Interesse verfolgt
[image: ]

wurde. England mußte trachten, der auf dem Kohlen-markte sich entwickelnden deutschen Konkurrenz die Spitze zu bieten. England mußte es zu verhindern suchen, daß die auf seine Kohlenlieferungen angewiesenen und von ihm wirtschaftlich und politisch abhängigen kohlenarmen Staaten sich aus der englischen Vormundschaft befreien und in Deutschland ihren Kohlenbedarf decken können. Außer Deutschland ist für England noch ein neuer mächtiger Kohlenkonkurrent zu erwarten, es sind dies die Vereinigten Staaten von Amerika, die während des gegenwärtigen Krieges insbesondere in Amerika selbst mit England in eine erfolgreiche Konkurrenz getreten sind, auf welche ich noch zurückkommen werde.

Die riesenhaft fortschreitende Ausbeutung der Kohlenschätze gibt zur Beantwortung der Erage Anlaß, für welche Zeitdauer diese Vorräte voraussichtlich reichen werden. Es kann natürlich nur von rein akademischem Werte sein, wenn diese Erage zu beantworten versucht wird. Die vom Internationalen Geologenkongreß vom Jahre 1913 berechneten Kohlenvorräte beruhen zum großen Teile auf Annahmen, die gewiß nicht immer zutreffen müssen. Es sind gewisse Tiefen des Kohlenvorkommens in Betracht gezogen, für welche die Berechnungen angestellt worden sind. Es kann in der folgenden Zeit auch die Entdeckung neuer Kohlenfelder erfolgen, auf welche in den Berechnungen nicht Rücksicht genommen erscheint. Wenn man nun mit Rücksicht auf die jährliche Kohlengewinnung darangeht, die Dauer der Kohlenvorräte zu schätzen, so müssen wir die Größe des jährlichen Förderung für die Zukunftsjahre annehmen. Es ist nun die Frage, wie groß diese jährlichen Förderungs-Ziffern angenommen werden können. Es zeigt die Statistik, daß seit dem Beginne des Kohlenbergbaues ein sehr bedeutendes Anwachsen der Kohlenförderung zu verzeichnen ist. In den verschiedenen Staaten ist dieses Anwachsen verschieden gewesen und es ist deshalb sehr schwer, für die Zukunft einen einheitlichen Maßstab bei der Beurteilung der Steigerung in der Kohlengewinnung anzunehmen. Wir stehen am Ende einer großen Wirtschaftsepoche vor neuen, uns unbekannten Verhältnissen. Aus diesem Grunde habe ich auf Basis des Zustandes vom Jahre 1913 eine Berechnung angestellt. Die Kohlenerzeugung des Jahres 1913 wurde in jedem Staate als gleichbleibend angenommen.
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Abb. 25. Die Kohlenstaaten Europas im Jahre 1913, Dauer des Kohlenvorrates bei gleichbleibender jährlicher Kohlen erzeugung des Jahres 1913





	
1. Rußland ............. 1.928 Jahre








In Abb. 25 sind diese Berechnungen angeführt und es ergibt sich daraus auch eine Beurteilung, in wie verschiedenem Maße die einzelnen Staaten Europas ihre Kohlenschätze bisher erschlossen haben. Wir sehen an erster Stelle Rußland mit seiner geringen jährlichen Förderung, es folgt bereits Deutschland trotz seiner erstaunlichen großen Jahresförderung. Rußland hat übrigens auch in Asien noch große unerschlossene Kohlenmengen in Vorrat. Relativ bald wird England erschöpft sein. Die Furcht vor dieser Erschöpfung hat in England bereits im Jahre 1867 dem Parlament dazu Anlaß gegeben, eine Kommission hervorragender Fachleute einzusetzen, um Englands Kohlenvorräte zu ermitteln. Im Jahre 1901 setzten die Engländer eine Kontrollkommission ein, welche die Kohlenschätze neuerlich berechnete. Wenn man die Steigerung der englischen Kohlenerzeugung im Wirtschaftsjahrzehnt 1903 bis 1913 als Maßstab zu Grunde legt, um die Dauer des englischen Kohlenschatzes zu berechnen, so kommt man zu, dem Ergebnisse, daß in 326 Jahren Englands Kohle in Europa erschöpft sein würde. Im Jahre 1886 hat Sydney Lupton in der Besorgnis um die Erschöpfung der englischen Kohlen vorgeschlagen, eine neue Kraftquelle zu suchen, welche die Kohle ersetzen könnte.

Wir erkennen in der Abb. den ungeheueren Kohlenschatz Chinas, das mit Berücksichtigung seiner derzeit geringen jährlichen Fördermenge 82.963 Jahre mit seiner Kohle auskommen könnte.

	
5. Der Kohlenverbrauch der Erde



In Abb. 26 ist der Kohlenverbrauch für den Kopf der Bevölkerung in den einzelnen Staaten Europas ersichtlich gemacht. England ist an der Spitze der europäischen Staaten mit einem Verbrauche von 4’ 01 t pro Kopf der Bevölkerung, es folgen Deutschland, Belgien, Frankreich usw. Im letzten Wirtschaftsjahrzehnt vor dem Weltkriege hat der Kohlenverbrauch der Erde einen ganz enormen Zuwachs erfahren. Es ist bekannt, daß die englische Regierung in einer amtlichen Note vom 28. September 1916 einen Mahnruf zur Einschränkung des Verbrauches an Kohle an die Bevölkerung hat ergehen lassen. Die Notwendigkeit der Sparsamkeit im Kohlenverbrauche wurde damit begründet, daß infolge der Verminderung der Kohlenerzeugung im Kriege die Kohlenausfuhr erheblich zurückgegangen ist, weshalb durch Herabsetzung des eigenen Verbrauches die für eine erhöhte Ausfuhr erforderlichen Kohlenmengen zur Verfügung gestellt werden müssen.

	
6. Die Kohlenausfuhr Englands



England hütete seit jeher seine Kohlenausfuhr in ganz besonderem Maße, es gebraucht die Kohle als politisches Zwangsmittel und insbesondere ist es die Bunkerkohle, welche im gegenwärtigen
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Abb. 26. Der Kohlenverbrauch der Staaten Europas im Jahre 1913

1. England ............

2. Deutschland.........

3. Belgien .............

4. Frankreich ..........

5. Niederlande .........

6. Dänemark ..........

7. Oesterreich-Ungarn . . .

8. Norwegen...........

9. Schweden...........

10. Schweiz ............

4'01 t/Einw.

3’85   „

3’55    ,.

159

1’39    ..

1’21    „

1'17    ,,

0'99   „

0'96   „

0’87   „

11. Spanien ............ 0’36 t/Einw.

12; Italien.............. 0’35   ,,

13. Rußland............ 0’31

14. Portugal ............ 0'23   ,

15. Balkan (Griechenland, Rumänien, Bulgarien, Serbien u. Türkei) ... 0'11   ,.

A. Ver. Staaten v. N.-A. . 5’10

B. Japan  ............. 0'23  ,,

C. China .............. 0’04   „


Kriege der neutralen Schiffahrt verweigert wird, wenn sie nicht an dem gegen Deutschland geführten Aushungerungskriege teilnimmt. Der ehemalige englische Munitionsminister und nachmalige Premier Lloyd George hat gelegentlich eines Bergarbeiterstreikes an die in London versammelten Vertreter der Bergarbeiter Großbritaniens eine Rede gehalten und u. a. angeführt: „Kohle ist Leben für uns, im Brieden und im Kriege ist König Kohle der Herrscher aller Industrien; Kohle ist alles für uns; sie ist der schrecklichste Feind und der mächtigste Freund. Habt ihr nicht die furchtbaren Verlustziffern der englischen Soldaten gelesen? Ihre Wunden, ihr Tod sind verursacht durch deutsche Kohle, durch den westfälischen Bergmann, Hand in Hand arbeitend mit dem preußischen Ingenieur,

80 Goldreich: Die Kohlen Versorgung Europas beide ihre Kräfte ohne Geiz, ohne Rückhalt, ohne beschränkende Regeln dem Dienste des Vaterlandes opfernd.“

Die große Bedeutung der Kohlenindustrie hat England schon seit langer Zeit erkannt, es hat insbesondere der Ausfuhr der Kohle, bereits von der Mitte des vorigen J ahr-hunderts beginnend, die größte Aufmerksamkeit zugewendet. So kam es, daß England durch lange Zeit der alleinige Kohlenlieferant der kohlenarmen europäischen Staaten war und auch in anderen Kontinenten, insbesondere Afrika und Südamerika, reichlich seine Kohlen abgesetzt hat. Voll Neid mußte England deshalb, wie ich bereits vielfach in der Tages- und Fachpresse erörtert habe, den fabelhaften Aufschwung der deutschen Kohlenindustrie verfolgen, sowie England auch versuchen mußte, der zunehmenden deutschen Kohlenkonkurrenz aus wirtschaftlichen, hauptsächlich aber aus politischen Rücksichten die Spitze zu bieten. England mußte im gegenwärtigen Kriege machtlos zusehen, wie seine kostbaren Marktgebiete in Südamerika durch die Kohle der Vereinigten Staaten erobert wurden. England muß in diesem Kriege die Nachricht vernehmen, daß amerikanische Gesellschaften die ungeheueren Kohlenschätze Chinas erschließen wollen; England ist machtlos, dieses Ereignis größter politischer und wirtschaftlicher Bedeutung irgendwie beeinflussen zu können.

Im britischen Außenhandel kommt der Kohlenausfuhr eine außerordentlich große Bedeutung zu. Im Jahre 1913 hatte die Gesamtausfuhr an britischen Erzeugnissen einen Wert von £ 525,461.416; der Wert der Kohlenausfuhr (ohne Bunkerkohle) betrug £ 53,658.836, was einem Anteil von 10’21% an der Gesamtausfuhr entspricht. In Abb. 27 ist die Entwicklung der Kohlenausfuhr Englands zum Ausdrucke gebracht. Im Jahre 1850 betrug die Kohlenausfuhr Englands 3,212.000 t, im Jahre 1903 betrug sie 44,950.000 t, im Jahre 1913 73,400.000 t.

Im Wirtschafts Jahrzehnt 1903 bis 1913 hat eine ganz unglaubliche Steigerung der englischen Ausfuhr an Kohle stattgefunden. Der Krieg hat aber diese geradezu fabelhafte Entwicklung des englischen Außenhandels sehr ungünstig beeinflußt. Im Jahre 1914 ist die Ausfuhr an Kohle auf 59,040.000 t und im Jahre 1915 auf 46,300.000 t gesunken. Im Jahre 1916 und auch in der folgenden Zeit wird ein weiteres Sinken der Ausfuhr zu verzeichnen sein. Die
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Ing. A. H. Goldreich: Die Kohlenversorgung Europas


Gruppe 1 (siehe Abb. 27) der englischen Kohlenausfuhr um-umfaßt die Länder: Frankreich, Marokko, Portugal, die Azoren und Madeira, Spanien, die Mittelmeerländer, Bulgarien, Rumänien, die Türkei und Südrußland. Diese Marktgruppe hat den stärksten Anteil an der gesamten britischen Kohlenausfuhr und ist an dieser mit 48’73% im Jahre 1913 beteiligt gewesen. Die Gruppe 2 umfaßt: Nordrußland, Schweden, Norwegen, Dänemark, Deutschland, Holland, Belgien und Island. Diese Gruppe war im Jahre 1913 mit 39’52% an der britischen Kohlenausfuhr beteiligt. In der Gruppe 1 und 2 befinden sich die Bundesgenossen Eng-lands, u. zw. Italien, Frankreich und Rußland, deren Bedarf an Kohle derzeit nicht gedeckt werden kann.

	
a) Die Kohlennot Italiens



Groß ist die Kohlennot Italiens, das vor dem Weltkriege hauptsächlich mit englischer Kohle versorgt wurde. Das kohlenarme Italien war bereits vor dem Weltkriege in eine wirtschaftliche und damit auch politische Abhängigkeit von England geraten. Der industrielle Entwicklungsgang Italiens stand bereits seit langer Zeit unter dem Einfluß des Kohlenlieferanten England. Im Jahre 1913 empfing Italien 9,647.000 t, im Jahre 1914 8,625.000 t und im Jahre 1915 nur mehr 5,788.000 t Kohle aus England. Eingetreten in den Weltkrieg in dem festen Vertrauen auf die englischen Kohlenlieferungen, mußte sich Italien mit wesentlich geringeren Kohlenbezügen begnügen und ganz außerordentlich erhöhte Kohlenpreise gefallen lassen. Im Monat März 1916 hat der Abgeordnete Graziadei in der Kammer im Namen der sozialistischen Partei sich gegen den Krieg mit Deutschland ausgesprochen. Er führte aus, er habe die größte Sympathie für England, aber in den letzten Monaten habe Italien 979 Mill. Lire für englische Steinkohle zahlen müssen, während es im Vorjahre nur den Betrag von 247 Mill. Lire bezahlen mußte. Die Kohlenfracht von Cardiff nach Genua stellte sich in Friedenszeiten auf rund 6 bis 7 s für die t Ende 1915 betrug sie 77 % s, am 24. Februar 1916 schon 85 s. Der Kohlenpreis hat sich in Italien verfünffacht und es kann deshalb nicht wundernehmen, daß die Marmorbrüche in Carrara und die sizilianischen Schwefelgruben mit der Einstellung ihrer Betriebe und Entlassung von Tausenden Arbeitern gedroht haben, wenn nicht die Regierung hinreichend Kohle zu annehmbaren Preisen zur Verfügung stellen würde. Tatsächlich haben zwischen dem englischen Handelsminister Runciman, dem italienischen Handelsminister de Nava und dem italienischen Verkehrsminister A r 1 o 11 a wiederholt Verhandlungen stattgefunden, deren erfolgreiche Ergebnisse von der italienischen Presse immer wieder in Aussicht gestellt wurden. Der italienischen Kohlennot ist jedoch nicht abgeholfen worden. Italien muß sich teuere Kohle in England und den Vereinigten Staaten von Amerika erkaufen. Die Kohlenfrachten für Transporte von den Häfen der Union nach Genua sind von 12 auf 111 s gestiegen, nach anderen italienischen Häfen von 15 auf 155 s, so daß auch die amerikanische Kohle sich nicht billiger stellt als die englische. Die Folgen dieser Kohlenteuerung und der durch die bedeutende englische Minderlieferung eingetretene Kohlenmangel greifen tief in das derzeitige wirtschaftliche Leben Italiens. Um die teuere Schiffsfracht und den zu anderen Zwecken verwertbaren Schiffsraum zu sparen, ist auch unter anderem der Plan erörtert worden, englische Kohle über Land durch Frankreich nach Italien zu befördern. Man hat beabsichtigt, die Kohlenerzeugung Frankreichs auf dem kurzen Landwege über die elektrisch betriebenen Lötschberg- und Simplonstrecken durch die Schweiz nach Italien zu liefern. Frankreich sollte sich selbst auf dem ebenfalls kurzen Seewege über den Kanal mit englischer Ersatzkohle versorgen.

	
b) Die Kohlennot Frankreichs



Die Kohlenversorgung Frankreichs war bereits vor dem Kriege eines der wichtigsten Probleme, dessen Lösung die stete Sorge der ostfranzösischen Eisenhittenleute dargestellt hat. Mit dem wirtschaftlichen Aufschwung der französischen Bisenindustrie wurde der Kohlenverbrauch in den letzten J ahren immer größer und es ging daher das Bestreben Frankreichs dahin, die Entwicklung der heimischen Kohlenindustrie möglichst zu fördern. Die Kohlengewinnung Frankreichs betrug im Jahre 1913 40,844.000 t, sein Verbrauch hat im angeführten Jahre 62,895.000 t betragen. Frankreich hat im Jahre 1913 22,849.000 t Kohle, Koks und Briketts aus dem Auslande bezogen, u. zw. aus ng-land 11,432.000 t, Belgien 4,849.000 t, Deutschland 6,063.000 t und den Rest von 506.000 t hat es aus anderen Ländern eingeführt. Frankreich war also bereits vor dem Kriege genötigt, mehr als 1/3 seines Kohlenbedarfes im Auslande zu decken. Der Anteil Deutschlands an der französischen Einfuhr war in den letzten Jahren in steigender Tendenz gewesen, jener Englands blieb konstant, während der Anteil Belgiens im Abnehmen begriffen war. Insbesondere die westfälische Kohle wurde vor dem Weltkriege von der französischen Eisenindustrie in immer steigendem Maße herangezogen.

Durch den derzeitigen Ausfall der durch die deutsche Armee besetzten Kohlengebiete Belgiens und Ostfrankreichs ist die Kohlensituation Frankreichs sehr ungünstig geworden. Die Lieferanten Deutschland und Belgien, welche im Jahre 1913 zusammen za. 11 Mill, t Kohle, Koks und Briketts nach Frankreich geliefert haben, kommen derzeit nicht in Betracht. Das reiche Kohlenbecken von Valen-ciennes ist in deutscher Hand, wodurch die Kohlengewinnung Frankreichs wesentlich herabgesetzt erscheint. Frankreich hat im 2. Halbjahr 1914 infolge der Okkupation des erwähnten Kohlenbeckens um 10,884.000 t Kohle weniger gefördert als im 2. Halbjahr 1913. Das ergibt einen jährlichen Ausfall von za. 22 Mill, t, welcher gegenüber der Jahresförderung von za. 41 Mill, t sehr wesentlich in Betracht kommt. Frankreich kann derzeit nur za. 19 Mill, t Kohle fördern, sein Friedensverbrauch war jährlich za. 63 Mill. t.

England kann derzeit den außerordentlich großen Kohlenbedarf Frankreichs keinesfalls decken. England hat im Jahre 1915 za. 15*6 Mill, t Kohle nach Frankreich geliefert, d. i. also um za. 4 Mill, t mehr als im Friedensjahre 1913. Der Kohlenverbrauch Frankreichs mußte im gegenwärtigen Kriege ganz außerordentlich herabgemindert worden sein. Die französische Regierung hat deshalb einen Ausschuß eingesetzt, der einen Regierungsentwurf auszuarbeiten hätte, betreffend die Schaffung einer Industrie für die Destillation von Brennmaterialien, die keinen Koks geben,um dem Kohlenmangel abzuhelfen und Nebenprodukte der Destillation zu gewinnen.

	
c) Die Kohlennot Rußlands



Wenn wir nun auf den nächsten, durch Kohlennot hart betroffenen Verbündeten Englands, u. zw. Ruß-

land, übergehen, so wissen wir, daß das bedeutende Dombrowaer Revier, das einen Teil des großen mährisch-schlesisch-polnischen Kohlenbeckens darstellt, von den verbündeten Truppen der Zentralmächte in diesem Kriege erobert wurde. Dieses polnische Revier hat im Jahre 1913 6,486.672 t Steinkohle gefördert. Die gesamte Kohlenerzeugung Rußlands betrug nach der neuesten Statistik im genannten Jahre 33,204.752 t, so daß mehr als 1/5 dieser Förderung für Rußland verloren gegangen ist. Der Kohlenverbrauch Rußlands hat im Jahre 1913 41,567.000t betragen. Rußland hat aus England im J ahre 1913 6,095.0001 bezogen, Deutschland hat 2,103.000 t Kohle nach Rußland geliefert. Mit Rücksicht auf die im Kriege eingetretene Minderförderung an Kohle, welche im Jahre 1915 nur 27,820.632 t betragen hat, und in fernerer Berücksichtigung, daß der deutsche Kohlenlieferant derzeit für Rußland nicht in Betracht kommt, ist Rußland bezüglich der Kohlenversorgung in bedeutendem Maße von England abhängig. England müßte, um den russischen Friedensverbrauch zu decken, derzeit in einem Jahre statt 6*4Mill, t za. 13’7 Milkt Kohle nach Rußland liefern. Es ist bekannt, daß England in den Kriegs jähren bisher wesentliche Minderförderungen aufzuweisen hatte und daß es nicht einmal annähernd den Kohlenbedarf seiner Verbündeten deken kann. Die Folge ist die große Kohlennot in Rußland. Dr. Hans Vorst schrieb unter Hinweis auf diese Verhältnisse im ,,Berliner Tageblatt“ v. 6. Oktober 1916, daß dieser Krieg für Rußland eine gewaltige Lehre gewesen sei, wie für keinen anderen westeuropäischen Staat. Das russische Eisenbahnministerium hat deshalb auch einen umfangreichen Plan für den gesamten Bahnbau der nächsten Jahre ausgearbeitet. Der gesamte Bergbau soll nach Kräften gefördert werden, es soll eine beträchtliche Erhöhung der Kohlenförderung und Eisengewinnung in die Wege geleitet werden. Eine beträchtliche Erweiterung des Eisenbahnnetzes ist in Aussicht genommen und die russische Akademie der Wissenschaften hat mitten im Kriege damit begonnen, die Reichtümer des Landes zu erforschen. Die Ergebnisse dieser Arbeit sollen der Oeffentlichkeit bekanntgegeben werden. Ferner sind auch umfangreiche Erhebungen im Zuge, um die unermeßlichen Wasserkräfte des Reiches für industrielle Zwecke nutzbar zu machen.

	
d) Die Kohlennot der nordischen Staaten



Geradezu bezeichnend ist das Bestreben der n o r d i-sehen Staaten, sich von der englischen Kohlenversorgung für die Zukunft unabhängig zu machen. Bei der Nähe der englischen Häfen kamen unter normalen Verhältnissen deutsche Kohlen für N o r we ge n kaum in Betracht. Die norwegische Regierung, deren gegenwärtiger Leiter schon vor Jahren das heute geradezu klassisch gewordene geflügelte Wort aussprach: „We trust in England", baute so unbedingt auf England als Beschützer der kleinen Nationen, daß sie sorglos die Zeit verstreichen ließ und ganz vergaß, rechtzeitig die Kohlenlager der Staatseisenbahnen und vor allem auch der Flotte zu füllen. Als der Krieg mitten im Sommer 1914 ausbrach, waren die norwegischen Kohlenlager leer. Man mußte deshalb das Versäumte schleunigst nachholen. Aber diese plötzlich gesteigerte Einfuhr erregte den Argwohn der Engländer, deren Politik der letzten Jahre darin bestanden hat, die kohlenarmen Staaten in ihre wirtschaftliche und politische Abhängigkeit zu bringen. England hat seine Kohlenlieferungen als Zwangsmittel benützt, um die kleinen neutralen Staaten und vor allem die skandinavischen Länder sich trotz scheinbar geachteter Neutralität seinem Willen und seinen Kriegszwecken zu unterwerfen. Nicht nur, daß der Preis der englischen Kohlen bald um das Drei-, Vier- und Fünffache gestiegen ist, sperrte England bald rücksichtslos alle weitere Kohlenzufuhr nach Norwegen und machte die Kohlenlieferungen von Bedingungen abhängig. Diese Bedingungen bezweckten nichts anderes, als den norwegischen Außenhandel, Norwegens Schiffahrt, Industrie und gesamtes Erwerbsleben unter englische Oberaufsicht zu stellen und dadurch Norwegen zu zwingen, an der Aushungerung Deutschlands mitzuhelfen. England erklärte gerade heraus, daß Norwegen keine Bunkerkohle erhalte, wenn es sich nicht bindend verpflichten würde, die Ausfuhr nach Deutschland einzustellen; damit diese Ausfuhr auch wirklich aufhöre, sollten englische Beamte in Norwegen die Kontrolle ausüben. Der großen norwegischen Fischerflotte wurden die englischen Kohlen verweigert, wenn sie nicht ihren Fang zu im voraus bestimmten Preisen an England überließ. Die norwegische Regierung fügte sich anfangs stillschweigend den demütigenden Bedingungen Englands. So abhängig Norwegen, von der englischen Kohle ist, seine Industrie muß andererseits eine Menge Rohstoffe aus Deutschland ein-führen, die ihm England, namentlich während des Krieges, nicht liefern kann. Die Norweger wußten, daß England und auch Amerika während des Krieges nicht imstande seien, die norwegische Schiffahrtsindustrie mit dem notwendigen Schiffbaumaterial zu versehen. Nach langwierigen Verhandlungen ist es Norwegen gelungen, die englische Regierung von ihrem Verlangen, durch englische Beamte in Norwegen den Außenhandel selbst zu beaufsichtigen, abzubringen. Der Kohlennot ist aber damit nicht abgeholfen worden. Dies hat die Norweger zum Erwachen gebracht, sie haben eingesehen, daß es in erster Linie für sie notwendig erscheint, sich von den englischen Kohlenlieferungen unabhängig zu machen. Zwei große norwegische Gesellschaften haben deshalb die mächtigen Kohlenlager auf Spitzbergen am Eisfjord bei Green Harbour und an der Adventbucht erworben.

Von den genannten Vorkommen ist das auf der Ostseite der Adventbucht sicher das bedeutendste und am besten gelegene für die Ausschiffung. Dieses Leid wurde bisher von einer amerikanischen Gesellschaft bereits betrieben, die jährlich za. 500.000 t vorzüglicher Steinkohlen gefördert hat. Die norwegische Gesellschaft, die dieses Feld erworben hat, beabsichtigt, die jährliche Förderung auf 2,500.000 t zu erhöhen, und man hofft, der Kohlennot wenigstens vorläufig etwas abzuhelfen, um von England weniger abhängig zu sein. Gleichzeitig hat sich in Norwegen eine kapitalskräftige Gesellschaft gebildet, die aus Sulfitlauge (Zelluloseabfall) nach einem schwedischen Verfahren Kohle herzustellen beabsichtigt, die der besten englischen Steinkohle gleichkommen soll. Praktische Versuche haben, wie man behauptet, ergeben, daß diese Sulfitkohle 6900 cal besitzt. Man hat bereits mit der Anlage einer großen Fabrik in der Nähe einer der größten norwegischen Zellulosefabriken begonnen und hofft, bereits im gegenwärtigen Winter den Betrieb voll auf nehmen zu können.

Laut Meldungen der englischen Presse hat die englische Regierung die Abgabe von Bunkerkohle unter eine strenge Kontrolle gestellt. An die Kohlenabgabe werden gewisse Bedingungen geknüpft. Es werden unter anderem die neutralen Reeder verpflichtet, bei ihren Fahrten bestimmte Häfen anzulaufen. Diese Maßnahmen sind hauptsächlich gegen die nordischen Staaten gerichtet. Insbesondere die schwedische Schiffahrt verfeuert zum größten Teile englische Bunkerkohlen. In den nordischen Schifferkreisen, insbesondere in Norwegen, hat sich eine starke Erregung gezeigt, die sich auch in der norwegischen Presse wiederspiegelte. Man fürchtete, daß Deutschland, dem englischen Beispiel folgend, die Bunkerkohlen englischen Ursprungs als Bannware erklären werde. Deutschland hat in diesem Kriege in steigendem Maße Bunkerkohle geliefert, doch fürchtete eine große Zahl der Reeder und Fischdampferbesitzer, deutsche Bunkerkohle an Bord zu nehmen. England war im J ahre 1913 in der Lage, 21,032.0001 Bunkerkohle an die ausländische Schiffahrt abzugeben, im Jahre 1914 war diese Menge auf 18,536.000 t gesunken und im Jahre 1915 hat nur eine Abgabe von 13,631.000 t stattgefunden. Aus diesen Zahlen ist ersichtlich, daß England in diesem Kriege nicht in der Tage ist, den Bunkerkohlenbedarf der neutralen Schiffahrt zu decken. Aus diesem Grunde konnte die deutsche Konkurrenz an Boden gewinnen. Um nun größere Mengen Bunkerkohle zur Verfügung zu haben, hat die englische Regierung einen Mahnruf zur Sparsamkeit im eigenen Verbrauche ergehen lassen. Laut der erwähnten amtlichen Note vom 28. September 1916 ist die Kohlenausfuhr von 73 Mill, t des Jahres 1913 auf 59 Mill, t des Jahres 1914 und 46 % Mill, t des Jahres 1915 zurückgegangen. Es sollen durch eine Einschränkung des Eigenverbrauches an Kohle genügende Mengen von Bunkerkohle zur Verfügung gestellt werden, um die neutrale, insbesondere norwegische, schwedische und dänische Schiffahrt zum Bezüge von ausschließlich englischer Bunkerkohle zwingen und zu den daran gestellten Bedingungen zwecks Teilnahme an dem gegen Deutschland geführten Aushungerungskriege verpflichten zu können. Der englische Publizist Lord Northcliffe äußerte einem Spanier gegenüber, mit dem er in Sebastian sich über die politische Lage unterhalten hatte, als dieser sich über die schwarzen Listen der Ententestaaten beklagte: „Krieg ist Krieg und die Rettung von Menschenleben der Verbündeten ist uns Engländer wichtiger als geschäftliche Beziehungen zu den Neutralen“.

	
7. Die Kohlen-Ein- und Ausfuhr der Vereinigten Staaten von Amerika



Die Marktgruppe 3 der englischen Kohlenausfuhr umfaßt die südamerikanischen Gebiete Argentinien, Brasilien und Uruguay. Diese Marktgebiete sind deshalb besonders charakteristisch, weil in diesen Ländern die Vereinigten Staaten von Amerika während des gegenwärtigen Krieges in einen sehr erfolgreichen Wettbewerb mit .England eingetreten sind. Im Jahre 1850 betrug die englische Ausfuhr an Kohle in die Marktgruppe 3 60.000 t, im Jahre 1903 2,607.000 t, im Jahre 1913 6,335.000 t. Im Jahre 1914 war ein Sinken auf 4,646.000 t zu verzeichnen.

Die Vereinigten Staaten von Amerika haben im Jahre 1885 786t Kohle, im Jahre 1903 3501 t und im Jahre 1913 22,141.143 t Weichkohle und Anthrazit und 7,700.520 t Bunkerkohle ausgeführt (Abb. 28). Wir erkennen, daß im letzten Wirtschaftsjahrzehnt 1903 bis 1913 die Vereinigten Staaten von Amerika mit ihrer Kohlenausfuhr erst begonnen und sie schon zu wesentlicher Bedeutung gebracht haben. Wenn wir nun die englische Marktgruppen, hier einer näheren Betrachtung unterziehen, so ersehen wir, daß in Argentinien die amerikanische Einfuhr an Kohle im Jahre 1913 70.048 t, im Jahre 1915 789.493 t, in Brasilien im Jahre 1913 279.933, im Jahre 1915 619.719 t Kohle, in Uruguay im Jahre 1913 16.942 t und 1915 158.201 t betragen hat. Wenn man die genaue Kriegszeit in Betracht zieht, so hat in der von anfangs August bis Ende Juli 1913/1914 die Einfuhr von Kohle der Vereinigten Staaten in Argentinien 133.000t, 1914/1915 663.000t/ in Brasilien 1913/1914 193.000 t, 1914/1915 607.0001 und in Uruguay 1913/1914 62.000 t, 1914/1915 130.000 t betragen. Die englische Einfuhr an Kohle ist in Argentinien in 1913/1914 von 3,638.000 t in 1914/1915 auf 1,798.000 t, in Brasilien in 1913/1914 von 1,571.000t in 1914/1915 auf 679.000 t und in Uruguay in 1913/1914 von 716.000 in 1914/1915 auf 339.000 t gesunken. Es ist anzunehmen, daß die Vereinigten Staaten diese neugewonnenen Marktgebiete dauernd auch nach dem Kriege behaupten werden. Es ist ferner aus Abb. 28 die interessante Tatsache wahrzunehmen, daß die Vereinigten Staaten im Jahre 1913 332.264 t, im Jahre 1914 keine t und im Jahre 1915
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2,931.581 t Kohle nach Italien geliefert haben. In den ersten 3 Monaten des Jahres 1915 hat Italien 72.371 t in derselben Zeit des Jahres 1916 403.976 t Kohle aus Amerika bezogen. Es ist also auch im Jahre 1916 mit wesentlich erhöhten amerikanischen Lieferungen zu rechnen.

	
8. Die Kohlen-Ein- und Ausfuhr Deutschlands



In Abb. 29 (S. 93) ist die Kohlen-Ein- und Ausfuhr Deutschlands ersichtlich gemacht. Wir ersehen, daß die Einfuhr an Kohle in Deutschland im Jahre 1885 6,165.000 t, 1903 15,192.000 t und 1913 18,280.0001 betragen hat. Neben dieser bedeutenden Einfuhr hat Deutschland einen ganz kolossalen Aufschwung in der Ausfuhr an Kohle zu verzeichnen, die im Jahre 1885 10,074.000t, 1903 20,924.000t und 1913 44,245.000 t betragen hat. Ich habe bereits wiederholt auf die Ursache der bedeutenden englischen Kohleneinfuhr in Deutschland hingewiesen, für welche die billigen Transportkosten der englischen Kohle veranlassend waren. Wir erkennen ferner in der Abb. die Einfuhr österreichischer Kohle in Deutschland, die im Jahre 1913 die ansehnliche Menge von 7,624.000 t ausgemacht hat. Wir ersehen ferner, daß Oesterreich-Ungarn, Frankreich, die Niederlande und Belgien größere Mengen deutscher Kohle bezogen haben. Den Hauptgegenstand der in der Tagespresse vielfach erörterten deutsch-schweizerischen Wirtschaftsverhandlungen bildete die Versorgung der Schweiz mit deutscher Kohle. Deutschland hat sich unter gewissen Bedingungen verpflichtet, der Schweiz monatlich eine Kohlenmenge von 253.000 t, d. i. pro Jahr 3,036.000 t Kohle, zu liefern. Im Jahre 1913 hat die deutsche Kohlenlieferung für die Schweiz 2,866.000 t betragen. Wir erkennen, daß Deutschland verhältnismäßig geringe Kohlenmengen nach Italien (1,025,000 t) geliefert hat. Rußland hat im Jahre 1913 2,649.000 t Kohle aus Deutschland bezogen.

	
9. Die obertägigen Folgewirkungen des Kohlenabbaues



Aus den bisher gegebenen Ausführungen konnte man erkennen, daß die Entwicklung des Eisenbahnwesens und jene des Kohlenbergbaues sehr innig miteinander Zusammenhängen. Insbesondere die Kohlenstaaten der Erde, bezw. jene Staaten, in welchen die Kohlenindustrie eine besondere Bedeutung aufzuweisen hat, sind auch durch ein besonders dichtes Eisenbahnnetz ausgezeichnet. Wir erkennen, daß die Entwicklung des Kohlenbergbaues jene des Eisenbahnwesens fördert, und man könnte es sich aber auch andererseits gar nicht vorstellen, daß die erstaunliche Entwicklung des Kohlenbergbaues ohne jene des Eisenbahnwesens überhaupt möglich gewesen wäre. Als gewissenhafte und objektive Chronisten haben wir auch dafür zu sorgen, daß die wichtigen Vorgänge in der wirtschaftlichen Entwicklung des Eisenbahn- und Kohlenbergbaues für die Zukunft festgelegt werden. Wir dürfen deshalb nicht übersehen, daß es zwischen diesen beiden Grundfesten der Weltwirtschaft auch gewisse hindernde Momente, Kollisionen, gibt, an deren Berücksichtigung wir nicht vergessen können. Trotz Anerkennung der großen Bedeutung des Kohlenbergbaues dürfen wir hier nicht unbetont lassen, daß der Kohlenabbau obertags Folgewirkungen zeitigt, die tief in das wirtschaftliche Leben der Industriegebiete eingreifen, welche diesen Folge Wirkungen ausgesetzt sind. Ich habe gewiß nicht die Absicht, im Rahmen dieser Zeilen auf wissenschaftlichem Wege die Bodenbewegungen der Kohlenreviere zu erörtern. Aber ich fühle mich verpflichtet, die große wirtschaftliche Seite dieses interessanten Themas1) wenigstens zu berühren. Durch diese kurze Erörterung wird es klar werden, daß der sich mit der wissenschaftlichen Erhellung des gewaltigen Themas der in den dicht bevölkerten Kohlengebieten fortdauernden Erdbewegungen befassende Forscher unwillkürlich auf das

wirtschaftliche Gebiet gedrängt wird. Der Kohlenbergbau ruft Veränderungen der Oberfläche hervor, er verursacht eine Bewegung der die Abbauräume überlagernden Erd-massen, welche eine Veränderung des Bestandes der Oberfläche zu Folge hat. Mag diese Veränderung in den meisten
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Abb. 29. Deutschlands Kohlen-Ein- und Ausfuhr im Jahre 1913 (Steinkohle, Braunkohle, Koks und Briketts)
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Fällen in noch so allmählicher Weise vor sich gehen, es treten endlich wesentliche Veränderungen weithin gestreckter Landstriche ein, welche mit Rücksicht auf die hier in Betracht kommenden großen öffentlichen Interessen von wesentlicher Bedeutung sind.

Es soll hier nur ein Beispiel erörtert werden, welches die große Bedeutung der Frage des Schutzes der Tagesoberfläche in den Kohlengebieten klar erkennen läßt. Infolge der durch den Kohlenbergbau hervorgerufenen Erdsenkungen, die im Laufe der Jahre bereits mehrere m betragen haben, ist die natürliche Vorflut der durch das rheinisch-westfälische Kohlengebiet fließenden Emscher vielfach gestört. Das Niederschlagsgebiet der Emscher liegt mit einer Größe von 800 km2 zwischen denjenigen der Lippe und der Ruhr. Bekannt ist dieses Gebiet mit seinen bedeutenden Städten Essen, Gelsenkirchen, Bochum, Oberhausen, Dortmund usw. Das Gesamtgebiet mit einer beiläufigen Einwohnerzahl von 2 Mill, gleicht einer einzigen großen Stadt. Durch die fortdauernden Erdsenkungen dieses gewaltigen Industriegebietes sind derart ungünstige Wasserabflußverhältnisse eingetreten, daß schwerwiegende sanitäre Mißstände die Folge waren. Za. 6 Mill. Mark wurden für Versuche ausgegeben, diese Mißstände zu beseitigen, bis man endlich zur Erkenntnis kam, daß man nur durch eine Regulierung der Emscher Abhilfe schaffen könne. Am 14. Juli 1904 wurde das Gesetz der Gründung der Emscher Genossenschaft genehmigt , welche die ansehnliche Summe von 40 Mill. Mark für die Regulierung der Emscher aufzubringen hatte. Ich glaube, dieses Beispiel ist geeignet, eine beiläufige Vorstellung darüber zu verschaffen, daß der Betrieb des das Lebenselement der modernen Industriestaaten bildenden Kohlenabbaues auch nachteilige Folgewirkungen zeitigt, die mitunter zu großen öffentlichen Aktionen Anlaß geben. Die Eisenbahnen der Kohlenreviere machen logisch erweise den bergbaulichen Senkungsprozeß ebenfalls mit. Die Bahnanlagen erleiden infolge dieser Einwirkungen eine so wesentliche Beeinflussung, daß sowohl beim Baue als auch beim Betriebe die verschiedensten Maßnahmen erforderlich werden. Der Kohlenabbau in der Nähe und unter den Eisenbahnen stellt gewissermaßen einen Eingriff in den Verantwortungsbereich der obertägigen Eisenbahnen dar. Es muß also die Aufgabe des die volle Bedeutung des Kohlenabbaues und der Eisenbahnen erkennenden objektiven Fachmannes sein, diese Interessenkollisionen in einer für beide Teile gedeihlichen Weise zu beseitigen. Ohne hier ins Detail der obertägigen Erscheinungen am Eisenbahnkörper einzugehen, soll erwähnt werden, daß außer den bedeutenden Senkungen der Eisenbahnen auch Veränderungen in den Richtungsverhältnissen und Spannungen (Zerrungen und Pressungen) in den Schienensträngen sich zeigen, deren rechtzeitige Behebung aus Verkehrssicherheitsrücksichten erfolgen muß. Ich habe den Charakter dieser Erscheinungen insbesondere an den Straßenbahnen der großen ausländischen Kohlengebiete eingehend beobachtet, weil diese Erscheinungen infolge der speziellen Konstruktionssysteme des Oberbaues dort in besonders drastischer Weise zum Vorschein gelangen. Es kann natürlich gewiß nicht meine Aufgabe sein, im Rahmen dieses Buches auf die wissenschaftliche Erörterung dieser Folge Wirkungen näher einzugehen. Ich könnte hier eine ganze Reihe von Beispielen anführen, welche beweisen, daß die Sanierungsarbeiten für die durch Kohlenabbau beschädigten Bahnanlagen bereits sehr bedeutende Kosten verursacht haben und immer wieder neu erfordern.

Es sei hier hervorgehoben, daß dem k. k. Oberbaurat Ing. J. Kaj ab a ein ganz besonderes Verdienst zukommt, die große technische und wirtschaftliche Bedeutung der hier angeregten Fragen rechtzeitig erkannt und sich auf dem Gebiete der bezüglichen Eisenbahnfragen sehr verdienstvoll betätigt zu haben.

Es soll in einem der folgenden Kapitel dieses Buches das gegenseitige Rechtsverhältnis zwischen Bergbau und Eisenbahn einer Erörterung unterzogen werden. Es gehört zu den wichtigsten Aufgaben des Staates, die Gesetze entsprechend den Fortschritten der Wissenschaften zu reformieren. Ob dies bezüglich das Verhältnisses zwischen Bergbau und Eisenbahn in den letzten Jahrzehnten der Fall gewesen ist, soll später erörtert werden. Es gehört diese Frage ins große Kapitel „Technik und Rechtswissenschaft“, zu dessen Erörterung die notwendige Reform der technischen Gesetze in der kommenden Friedenszeit Anlaß geben wird.

Schlußbetrachtung

Ich habe den bescheidenen Versuch gemacht, einiges über die Entwicklung der Eisenbahnen und des Kohlenbergbaues hier vorzubringen. Ich konnte im Rahmen des behandelten Themas nicht auf die Erörterung einer ganzen Reihe großer und wichtiger Probleme eingehen. Dieser gewaltige Krieg hat in einer Zeit eingesetzt, in welcher die Leistungen der Technik bewundert worden sind. In diesem Kriege bestaunen wir die großen Errungenschaften der Technik, welche die Vernichtung menschlichen Lebens und Gutes zum Ziele haben. In der kommenden Friedenszeit wird es die Technik sein, die aus den Ruinen neues Leben schaffen wird. Wir kommen nun in eine neue Zeit, welche uns verpflichtet, an der Wiederbelebung der Staatswirtschaft kräftig mitzuwirken. Das Schlagwort, daß der Krieg ein großer Lehrmeister ist, hat sich im Verlaufe dieses Krieges in der Weise geltend gemacht, daß in fast allen Staaten große Aktionen bevorstehen, welche eine e r-höhte Erschließung und Verwertung der natürlichen Kraftquellen zum Zwecke haben. Ueberall, wo nicht blinder Haß jedes gerechte Urteil verhindert hat, wurde selbst im Lager unserer Feinde rückhaltlos anerkannt, daß das große Geheimnis der g e w a 1-tigen Schlagkraft und zähen Widerstandskraft der Zentral mächte in der systematischen technisch-organisatorischen Ueberiege n h eit zu suchen sei. Namentlich in England wurden große Wissenschaftler nicht müde, auf die Rückständigkeit ihres Landes auf dem Gebiete der systematischen Zusammenarbeit von Wissenschaft, Technik und Industrie besonders hinzu weisen.

Die Frage der Hebung der technischen Bildung und der künftig notwendigen organisatorischen Zusammenarbeit von Wissenschaft, Technik und Industrie wird derzeit in England lebhaft erörtert. Die englische Regierung hat ein Komitee bestellt, das aus ersten Wissenschaftlern und Industriellen sich zusammensetzt, welchen auch Spezialisten aus den verschiedensten Zweigen der Technik beigegeben sind. Ein allrussischer Kongreß hat im Jahre 1917 in Petersburg stattgefunden, der sich mit den Maßnahmen zur wirtschaftlichen Erstarkung des Landes befaßt hat. Eine beträchtliche Erweiterung des russischen Eisenbahnnetzes ist in Aussicht genommen. Die russische Akademie der Wissenschaften hat, wie bereits erwähnt, mitten im Kriege damit begonnen, die Reichtümer des Landes an Naturschätzen zu erforschen; nach seinerzeitigen russischen Nachrichten sollen die Resultate dieser Arbeit zur Veröffentlichung gelangen. Ferner sind umfangreiche Erhebungen im Zuge, um die unermeßlichen Wasserkräfte des Reiches für industrielle Zwecke nutzbar zu machen. Die erhöhte Tätigkeit auf den Gebieten des Eisenbahn- und Bergbaues erfordert eine starke Vermehrung des Personales an Ingenieuren. Rußland plant deshalb, 162 neue technische Schulen zu errichten. Rußland plant, sein im J ahre 1913 in Europa mit 62.198 km und in Asien mit 15.910 km Länge berechnetes Eisenbahnnetz in den nächsten Jahren um 70.000 Werst = 78.400 km zu erweitern. Rußland will also sein bestehendes Bahnnetz verdoppeln.

In der Schweiz hat Dr. Ernst Rüst mit allem Nachdruck auf den hohen Wert hingewiesen, welche der intensiven Zusammenarbeit von Wissenschaft und Technik, verbunden mit zweckmäßiger Organisation, für die künftige Entwicklung der schweizerischen Volkswirtschaft zukommen werde. Dr. Rüst hat der Schweiz den Vorschlag gemacht, eine technisch-wissenschaft-1 i c h e V e r s u c h s s t ä 11 e und Beratungsstelle für Industrie und Gewerbe zu schaffen.

Wir bemerken in fast allen Staaten der Erde das Bestreben, in der Zukunft der technisch-wirtschaftlichen Arbeit eine erhöhte Aufmerksamkeit zu schenken. Man trifft bereits jetzt Maßnahmen, um dieser notwendigen Zusammenarbeit zwischen Technik, Wissenschaft und Industrie die richtigen Wege zu bahnen.

Das Problem, die Ergebnisse der wissenschaftlichen Forschungen für unsere gesamte heimische Wirtschaft in der Zukunft in noch höherem Maße als bisher nutzbar zu machen, dürfen wir ebenfalls nicht außeracht lassen. Auch wir in Oester reich- Ungarn werden die Erfahrungen der schweren Kriegzeit zu verwerten verstehen. In der Erkenntnis der Bedeutung der Erschließung und Verwertung der natürlichen Kraftquellen werden auch wir für eine erhöhte Förderung unserer reichen Naturschätze und für einen Ausbau unserer Verkehrswege zu sorgen

Ing. A.H. Goldreich: Die Kohlenversorgung Europas                7

98 Goldreich: Die Kohlenversorgung Europas haben. Oesterreich-Ungarn wird den großen Energievorrat seiner hervorragend befähigten Bevölkerung ausnützen und vorwärtsschreiten auf dem Wege des technischwirtschaftlichen Fortschrittes.

Damit diese Wege auch richtig erkannt werden, sollte ein Staatsrat sie weisen, bestehend aus hervorragenden Männern der Wissenschaft, Technik und Industrie, der Landwirtschaft, des Handelsund Gewerbes. Jeder Gesetzentwurf sollte vor seiner parlamentarischen Beratung im Staatsrate behandelt werden, der frei von jeder parteiischen Stellungnahme lediglich die wirtschaftliche Erstarkung unserer Monarchie im Auge hätte. Dieser Staatsrat sollte die Initiative geben für alle Maßnahmen, welche das große öffentliche Interesse erheischen; er soll unsere Wirtschaftspolitik beeinflussen zum Wohle der Interessen der Gesamtheit. Dieser Staatsrat hätte die Erzeugung, die Ein- und Ausfuhr der Rohstoffe und Produkte in einer den wirtschaftspolitischen Interessen entsprechenden Weise sachgemäß zu beeinflussen. Auf diese Art wird der schranken losen Initiative der Einzelnen, welcher die Entwicklung unserer ganzen heimischen Wirtschaft bisher allein überlassen war, durch Schaffung und Handhabung moderner Gesetze ein Ende gesetzt sein. Der individuellen initiativen Tätigkeit muß die große Initiative der Staatsnotwendigkeit übergeordnet sein. Dabei soll aber das Individuum in seiner Tätigkeit nicht lahmgelegt werden; nur eine Beschränkung oder Erweiterung muß diese Tätigkeit unter Umständen erfahren, wenn das Staatsinteresse es erheischt.

Um den kommenden Generationen das notwendige Verständnis für die großen Aufgaben der Zukunft beizubringen, wird dieser Staatsrat vor allem eine den Bedürfnissen dieser neuen Zeit entsprechende Reform der Bildungsstätten in die Wege leiten. Eine reformierte Tages- und Fachpresse wird über den bescheidenen Rahmen der lokalen Ereignisse hinaus unser Interesse auf den Weltverkehr richten müssen, weil wir in diesem Kriege erkannt haben, daß die Sicherheit unseres Bestehens weit über die Grenzen unserer Monarchie hinaus beeinflußt wird. Dieser Staatsrat wird auch den besonderen Wert des technischen Denkens erkennen. Auf Grund der vergleichenden Statistik werden wir das gegenseitige Verhältnis

der wirtschaftlichen Kräfte der Staaten in objektiver Weise beurteilen. Nur eine klare, den tatsächlichen Verhältnissen entsprechende Beurteilung unserer Wirtschaftsverhältnisse und jener der Gegner gibt uns die Möglichkeit, unsere eigenen Kräfte entsprechend zu werten, diese Kräfte zu erhöhen zum Nutzen unseres Vaterlandes. Das vergleichend statistische Denken wird uns dazu nötigen, die etwaigen Mängel an unserer eigenen Wirtschaft in ihren Ursachen zu verfolgen und zu beseitigen. Oesterreich-Ungarn wird in dem berechtigten Vertrauen auf seine eigene Kraft nach diesem Kriege neu erblühen, erstarken und gesunden zum Wohle der Interessen der Gesamtheit seiner Völker, welche die schwere Prüfung dieser furchtbaren Kriegszeit ungebeugt bestehen werden.

III.

DIE KOHLENNOT EUROPAS

	
1. Einleitung



Ich habe in diesem Kriege wiederholt Gelegenheit genommen, in öffentlichen Vorträgen die große Bedeu-tu n g. des Kohlenbergbaues zu erörtern. Das Interesse für die wichtige Frage der Kohlenversorgung wurde in dem Maße immer größer, als man die mit der Kriegsdauer gesteigerte Kohlennot Europas mit allen ihren unangenehmen Wirkungen immer mehr empfinden mußte. Europa, dessen Kohlenbesitz nur ungefähr 11% des gesamten Weltvorrates an Kohle beträgt, war vor diesem Kriege, trotz seiner verhältnismäßig ungünstigen geologischen Verhältnisse mit za. 53% an der Kohlenförderung der ganzen Erde beteiligt. Europa hat in der vergangenen Friedenszeit ungefähr 720 Mill, t Kohle jährlich verbraucht, während alle anderen Kontinente zusammen nur 630 Mill, t Kohle für die Kraftwirtschaft,Wärmeerzeugung und sonstige Zwecke verwendet haben. Die Kohle ist für die europäische Kraftwirtschaft von so überwiegender Bedeutung geworden, daß sie derzeit durch keine andere. Kraftquelle ersetzt werden kann, wenn auch auf gewissen beschränkten Gebieten das Erdöl, die Erdgase und die Wasserkräfte in den letzten Jahren in eine erfolgreiche Konkurrenz mit der Kohle eingetreten sind. Europa muß nun, durch diesen Krieg gezwungen, seinen Kohlenverbrauch wesentlich einschränken, es muß Maßnahmen treffen, um seinen ungeheuren Kohlen verbrauch so weit als möglich hei abzusetzen.

Die Kohlenversorgung Europas ist eine der schwersten Sorgen der Gegenwart geworden und auch in der Anfangszeit, der diesem Kriege folgenden Wirtschaftsperiode wird die Kohlenfrage wohl eines der schwierigsten Probleme darstellen, dessen Lösung zu den wichtigsten Aufgaben der europäischen Staaten gehören wird. Im Jahre 1903 wurden in ganz Europa ungefähr 500 Mill, t Kohle verbraucht, im Jahre 1913 war dieser Verbrauch auf 720 Mill, t gestiegen, so daß eine durchschnittliche jährliche Zunahme von 22 Mill, t stattgefunden hat. Mitten in dieser gewaltigen Wirtschaftsperiode, welche am besten durch diese erstaunliche Entwicklung der Kohlenindustrie charakterisiert erscheint, ist der Weltkrieg ausgebrochen. Die eingetretene Störung in der technisch-wirtschaftlichen Kraftentfaltung zeigt sich klar in dem schweren Rückschlag, welchen die Kohlenindustrie in den europäischen Staaten erfahren hat. Die Kohlenförderung hat für die Kraftwirtschaft der letzten Friedenszeit za. 74 Mill. Jahrespferdestärken abgegeben und derzeit sind infolge der Minderförderung an Kohle za. 10 Mill. Jahrespferdestärken weniger zur Verfügung. Europa muß deshalb seinen enormen Kraftverbrauch um beiläufig ein Sechstel der seinerzeitigen Kraftverwertung reduzieren.

Die an dem J ahresverbrauche an Kohlenkraft wesentlichen Anteil habenden, mit Dampf oder Elektrizität betriebenen Eisenbahnen müssen empfindliche Verkehrseinschränkungen erleiden. Die auf Kohlenbezug angewiesenen Elektrizitätswerke der Großstädte sind gezwungen, diesen Verhältnissen Rechnung zu tragen und im Verbrauch an Eicht, Wärme und Kraft muß derzeit und wohl auch in der nächsten Zukunft in besonders ökonomischer Weise vorgegangen werden. Der äußerst nachteilige Einfluß der durch diesen Krieg eingetretenen, sich fortdauernd vergrößernden T r a n s p o r t Schwierigkeiten wird sich für unser Wirtschaftsleben immer empfindlicher bemerkbar machen. Hätte man die lange Dauer dieses Krieges für möglich gehalten, so wäre die Kohlenfrage Europas gewiß nicht in ein so kritisches Stadium getreten, wie es heute sich tatsächlich eingestellt hat. Man hätte es vor allem in allen kriegführenden Kohlenstaaten Europas vermieden, so bedeutende Herabminderungen des Bergarbeiterstandes eintreten zu lassen, wie dies infolge der Einberufungen zur Kriegsdienstleistung tatsächlich der Fall gewesen ist. Die Kohlengewinnung Englands ist aus diesem Grunde von 292 Mill, t des letzten Friedensjahres auf 250 Mill, t des Jahres 1915 gesunken. Das Jahr 1915 brachte bisher den tiefsten Stand der Kohlenförderung im Kriege. Die Erkenntnis der Notwendigkeit der Erhöhung der Kohlengewinnung hat bei allen europäischen Staaten zu Maßnahmen Anlaß gegeben, den nachteiligen Verhältnissen so weit als möglich abzuhelfen. Infolge der vielfachen Rückbeurlaubungen der eingerückten Bergarbeiter und sonstiger Vorkehrungen hat sich Europa vorübergehend vor der Gefahr des weiteren Sinkens der Kohlenförderung bewahrt und insbesondere sind es die Zentralmächte, welche die Krisis des Jahres 1915 glücklich überwunden haben, was durch die kräftig einsetzende Kohlenindustrie im Jahre 1916 bewiesen erscheint. England hatte seine Belegschaften durch die Einberufungen zu den Fahnen um za. 13% reduziert ; durch Einstellung bergfremder Arbeiter sowie jugendlicher Kräfte konnte Großbritannien seine Kohlenförderung nur in geringem Maße erhöhen. Der deutsche Steinkohlenbergbau hat seine bedeutenden Abgänge an Arbeitern durch Rückbeurlaubungen und Neuaufnahmen ansehnlich verringert.

Aus den angeführten Tatsachen ergibt sich in unwiderleglicher Weise die Notwendigkeit der weiteren Einschränkung des Kohlenverbrauches. Europa muß nun alles daran setzen, um seinen Kohlenverbrauch einzuschränken, und die Zeiten der unserem modernen Kulturleben entsprechenden Verseh w e n-dung an Kohlenkraft sind auf lange Dauer vorüber. Die Lehren dieses großen Krieges haben vor allem ergeben, daß für die ungestörte Entwicklung der Wirtschaft der modernen Industriestaaten ein kräftiger Bergarbeiterstand die unentbehrliche Grundlage bildet. Für die Gesundung der bezüglichen, durch den Krieg sehr nachteilig beeinflußten Verhältnisse wird vor allem Sorge zu tragen sein. Europa wird aber auch Maßnahmen treffen müssen, um die Sanierung der durch den Krieg gezeitigten Transportschwierigkeiten einzuleiten, welche einer gedeihlichen Lösung des Problems der Kohlenversorgung hinderlich im Wege stehen. Die bereits vor diesem Kriege eingesetzte Aktion zur Erbauung von Ueberlandzentralen, welche von den Kohlen-, distrikten aus die Versorgung der Stadtgebiete mit elektrischer Kraft zu bewirken hätten, wird in der kommenden Friedenszeit ein erhöhtes Interesse beanspruchen. Die auf diese Weise bewirkte Entlastung der Eisenbahnen und Wasserstraßen, welche durch die Kohlenversorgung der Städte eine wesentliche Belastung erfahren, wird eine Milderung der Transportnot bedeuten. Die Ausnützung der Wasserkräfte zur Elektrisierung der Eisenbahnen tritt in den Vordergrund des Interesses. In den meisten Staaten Europas werden diesbezügliche Aktionen in ernster Weise erörtert, weil die Erkenntnis sich allgemein Bahn gebrochen hat, daß die Sparsamkeit im Verbrauch an Kohle im eminenten Interesse der Gegenwart und Zukunft gelegen erscheint. Die kohlenreichen Staaten Europas werden alles daransetzen müssen, um eine Erhöhung der bedeutend herabgeminderten Kohlenförderung bei gleichzeitig weitgehendster Einschränkung des Kohlenver-brauches zu erzielen.

	
2. Kohlennot und Kohlenforschung



Auf dem wissenschaftlichen Gebiete der Erforschung der Kohle ist trotz der schwierigen Verhältnisse im Kriege in Deutschland hervorragendes geleistet worden. Wenige Tage vor dem Beginn dieses Krieges wurde bekanntlich in Mühlheim das „Kaiser Wilhelm-Institut für Kohlenforschung“ eröffnet. Der Direktor dieses Institutes Professor Dr. E. Fischer hat sich auf dem gegenständlichen Gebiete unvergängliche Verdienste erworben; es ist durch die rastlose Arbeit deutscher Forschung die beste Aussicht vorhanden, daß einst durch die bessere Ausnützung der Bodenschätze der Volkswirtschaft große Vorteile erwachsen werden. In dem Tätigkeitsberichte des genannten Institutes vom August 1916 hat Professor Dr. F. Fischer zum ersten Male den Nachweis geliefert, daß es möglich ist, durch Auslaugen der Kohle mit flüssiger schwefliger Säure bei gewöhnlicher Temperatur O e 1 e zu gewinnen. Die gewonnenen Oele sind dickflüssige, goldgelbe Mineralöle von auffallendem Wohl-geruche und nicht mit den bekannten Teerölen zu verwechseln. Die Kohle wurde ferner mit Benzol unter Druck behandelt und hiebei eine große Ausbeute erzielt. Professor Dr. Fischer wies darauf hin, daß alle alten und auch die neuen Prozesse sich doch nur eines geringen, wenige Prozente betragenden Bruchteiles der Kohlensubstanz bedienen, während die Hauptmasse der Kohle verbrannt oder in Koks übergeführt wird. Deshalb war es anzustreben, die Kohlen im ganzen in eine Porm überzuführen, die chemischer Weiterarbeit zugänglich ist. Es wurde in dem Ozon das Mittel gefunden, Kohle in eine im Wasser lösliche Substanz zu verwandeln, u. zw. über 92% der Kohle. Die neue Substanz ist braun, riecht stark nach Karamel. Diese Ent-deckung soll von außerordentlicher Bedeutung sein und der Forschung ganz neue Gebiete eröffnen. Auch auf dem Gebiete der Braunkohle hat das erwähnte Forschungsinstitut gewaltige Erfolge zu verzeichnen.

Fs ergeben sich große Perspektiven für die Kohlenverwertung der Zukunft. War schon vor diesem Kriege genügend Grund vorhanden, der weitgehendsten Ausnützung der in der Kohle schlummernden Kräfte eine besondere Aufmerksamkeit zu widmen, so werden die Erfahrungen dieser schweren Kriegszeit, in welcher die große wirtschaftliche Bedeutung der Kohle so recht erkannt wurde, Europa dazu zwingen, der rationellen Kohlenwirtschaft in der Zukunft neue Wege zu bahnen. Die Frage der Ausnützung aller Brennstoffe hat der Forschung in Deutschland in diesem Kriege die verschiedensten Anregungen gegeben. Auf den Fundstätten minderwertiger Brennstoffe, insbesondere der Braunkohle, sind in Deutschland gewaltige Kraftzentralen entstanden. Erwähnenswert ist die im Kriege erfolgte Erbauung des Bisenbahn-Kraftwerkes in Frankfurt. Als Brennstoff verwendet man dort die sogenannte Loko-motivlösche, d. s. die aus der Feuerkiste der Lokomotiven infolge der schlagartigen Wirkung des Dampfes teilweise verbrannten und verkokten Brennstoffteile. Die Lösche stellt einen dem Koksgries ähnlichen Brennstoff von 3000 bis 4000 Wärmeeinheiten dar und war bisher meist nur zu untergeordneten Zwecken in Verwendung. Bs ist gelungen, diese Lösche ohne jede Aufbereitung mit gutem Erfolge zu verfeuern. Das Werk ist dazu bestimmt, die Bisenbahnanlagen in Frankfurt und Umgebung, insbesondere die neue und modernst ausgestaltete Lokomotivwerkstätte mit elektrischem Strom zu versorgen.

Die Forscher haben auch Verfahren ersonnen, geringwertige und als Brennstoffe gewöhnlicher Art kaum verwendbare Kohlen zur Vergasung zu bringen und auf diese Art zu verwerten. Ungeheure wirtschaftliche Vorteile eröffnen sich aus diesen Verfahren, welche die minderwertigsten Brennstoffe in hochwertige Gase verwandeln, unter gleichzeitiger Gewinnung wertvoller Nebenprodukte. Die mächtigen Halden auf den Gruben stellen nun wertvolle Brennstoffe dar und können gewinnbringend verwertet werden. Die Zukunftshoffnung der Technik harrt ihrer Fr-füllung, das Problem der direkten Verwandlung von Kohle in Elektrizität ist der Gegenstand eingehender Untersuchungen. Die Kunde des Einsteinschen ,,Relativitäts-prinzipes" ist über enge Kreise noch nicht hinausgedrungen. Nach Aussage dieser hochinteressanten Lehre sollen in jedem Kilogramm Substanz, sei es Kohle, Eisen oder irgend ein anderer Stoff an sogenannter „latenter Energie“ 25 Billionen Kalorien schlummern. Man hat berechnet, daß diese in 1 kg Kohle vorhandene latente Energie an 30 Mill. Mark wert sei. Man hat ferner zur Erkennung der Bedeutung dieses ungeheuren Energie Vorrates berechnet, daß ein moderner Riesendampfer mit 50.000 PS mit nur 1 kg Kohle ununterbrochen 10 Jahre lang fahren könnte, wenn es gelänge, die latente Energie der Kohle auszunützen. Es wird wohl noch lange Zeit dauern, bis dieser Idealzustand der Kohlenverwertung auch nur annähernd erreicht sein wird. Wir leben in einer interessanten Zeitperiode, auf den durch diesen Krieg geschaffenen Ruinen wird eine neue Welt erstehen. Die ungeahnte Vernichtung der unberechenbaren Werte wird der Technik ein fortdauernder Ansporn sein, die in der Natur schlummernden Kräfte zu erschließen und sie sich nutzbar zu eigen zu machen.

	
3. Kohlennot und Transportnot



Fast in allen europäischen Parlamenten werden in diesem Kriege immer wieder schwere Vorwürfe gegen die Ressortminister erhoben, daß sie nicht in der Lage seien, durch geeignete Maßnahmen der Transportnot abzuhelfen. Man will in dem Mangel an Voraussicht die Ursache finden, daß den zunehmenden Verkehrsschwierigkeiten nicht wirksam begegnet werden könne.

Gelegentlich der Besprechung des Haushaltsplanes der Bisenbahnen hat Bisenbahnminister von Breitenbach im preußischen Abgeordnetenhause im Monate März 1917 zu den Angriffen Stellung genommen, welche die preußische Staatseisenbahnverwaltung wegen der eingetretenen Transportschwierigkeiten ausgesetzt war. Bisenbahnminister von Breitenbach erörterte an der Hand interessanter Daten den Ausbau der preußischen Staatseisenbahnen im Zeitraum 1895 bis 1916. Im Zeitraum 1895 bis 1906 wurden für Fahrzeugbeschaffung 1269 Millionen, 1907 bis 1916 2369 Mill. Mark verausgabt. Im ersten zwölfjährigen Zeitraum war also ein Jahresdurchschnitt von 105 Millionen, im zweiten zehnjährigen Zeitraum ein solcher von 236 Mill. Mark zu verzeichnen. Die erste Forderung im Kriege betrug im Jahre 1915 263 Mill. Mark, im Jahre 1916 wurde dieses Erfordernis auf 307 Mill. Mark erhöht. Das Jahr 1917 brachte den Rekord mit 487 Mill. Mark für Fahrzeugbeschaffung. Für bauliche Herstellungen wurden im erstgenannten Zeitraum 1428 Millionen gleich einem Jahresdurchschnitt von 127 Millionen, in den folgenden 8 Jahren 2583 Millionen, also im Jahresdurchschnitt 322 Mill. .Mark, verausgabt. „Die Summe von einer halben Milliarde für Fahrzeuge“, führte von Breitenbach an, „stellt wohl die größte Bestellung auf der ganzen Welt dar“. Bezüglich der Verkehrsschwierigkeiten und Betriebsstörungen führte der genannte Minister an, daß der Aufmarsch der deutschen Armee mit seinen großen Ansprüchen glänzend vorbereitet war und durchgeführt wurde; „die im Kriege eingetretenen Störungen können nicht auf ein Verschulden der preußischen Staatseisenbahnverwaltung zurück geführt werden. Die Hauptschwierigkeit liegt an der Schwächung des Apparates, die durch die Mehrleistung ausgeglichen werden muß“.

Diese Erörterungen haben im preußischen Abgeordnetenhause in einer Zeit stattgefunden, in welcher infolge der eingetretenen Verkehrsschwierigkeiten viele Millionen Tonnen Kohle auf den westfälischen und schlesischen Schächten lagerten und nicht abtransportiert werden konnten. Die Folge war eine empfindliche Kohlennot, so daß Deutschland zeitweise weder seinen eigenen Bedarf noch jenen der verbündeten und neutralen Staaten auch nur annähernd zu decken vermochte. Staatssekretär Dr. Helfferich ergänzte die Ausführungen des genannten Eisenbahnministers, indem er anführte, daß die Verhältnisse durch die starke Frostperiode sehr schwierig geworden seien. Die Wasserstraßen waren gefroren und konnten nicht benützt werden. Die großen Kohlentransporte wurden so auf die Eisenbahnen verwiesen, was eine große Mehrbelastung der Eisenbahnen zur Folge hatte. Dr. Helfferich hat in seiner Rede hervorgehoben, daß die Transportverhältnisse sich bereits zu bessern beginnen und bald wieder normale Zustände eintreten werden. Tatsächlich haben die Transportverhältnisse eine wesentliche Besserung erfahren, doch nach dem Verlaufe von 7 Monaten wiederholten sich die ehemals beklagten Zustände. Deutschland hat fortdauernd neuerliche Transportkrisen und eine dadurch anwachsende Kohlennot durchzumachen. Der Minister für Handel und Gewerbe Dr. S y d o w hat in seiner Rede vom 13. Dezember 1917 hervorgehoben, daß die Gründe für die Kohlennot in der mangelnden Abfuhr von den Zechen gelegen sei. „Augenblicklich seien“, so führte der Minister an, ,,3-5 Mill, t Kohle auf den Halden. Im vorigen Jahre fehlte die Kohle, die Wagen waren vorhanden, derzeit ist die Kohle vorhanden und die Wagen sind nicht da“.

Die hier geschilderten Verhältnisse lassen erkennen, daß für die Dauer dieser Kriegszeit eine wirksame Be-hebung der sich wiederholenden Uebelstände nicht möglich sein wird. Insbesondere ist die Anführung der in Deutschland auf dem Gebiete des Transportwesens herrschenden Zustände von speziellem Interesse, weil trotz der angegebenen ungeheuren Investitionen, der preußischen Staatseisenbahnverwaltung es bisher nicht möglich war, eine dauernde Behebung der eingetretenen Mißstände zu bewirken. Es ist im Gegenteil mit Sicherheit zu erwarten, daß die Transportkrisis in Deutschland und in allen anderen Staaten Europas noch lange nicht ihren Höhepunkt erreicht hat. Mit der zunehmenden Dauer dieses Krieges werden die beklagten Uebelstände noch eine wesentliche Verschärfung erfahren. Dabei ist noch zu bemerken, daß Deutschland außer seinen außerordentlich leistungsfähigen Bisenbahnen ein ansehnliches Netz von Wasserstraßen besitzt. Bs ist ferner die wichtige Tatsache zu konstatieren, daß die Bisenbahnen und Wasserstraßen in Deutschland seit langer Zeit betriebstechnisch in engster Verbindung miteinander arbeiten. Die Bisenbahnen und Wasserstraßen in Deutschland sind miteinander gewachsen und in dieser gemeinschaftlichen Entwicklungs-periode hat Deutschland ein Verkehrsnetz erhalten, das mustergültig für alle Staaten dasteht. In keinem anderen Staate ist ein derartiger betriebstechnischer Zusammenhang zwischen Bisenbahnen und Wasserstraßen vorhanden, wie in Deutschland. Selbst in Frankreich, das gewissermaßen beispielgebend für die Entwicklung der Wasserstraßen war, fehlt jene innige Verbindung der beiden Verkehrsmittel, welche dem reichsdeutschen Verkehre so große Dienste leistet.

In der Begründung für die Herstellung ausgedehnter Wasserstraßen wird mit besonderer Betonung immer wieder die Behauptung aufgestellt, daß die Bisenbahnen die wertvolleren Waren und die Wasserstraßen die Massengüter hauptsächlich befördern. Diese Behauptung ist für die deutschen Verhältnisse keineswegs zutreffend und sogar für den Rhein nicht, obwohl dieser Fluß für den Wasserverkehr die günstigsten Voraussetzungen bietet. Bs ist eine bekannte Tatsache, daß die deutschen Bisenbahnen, ungeachtet der Konkurrenz der sehr leistungsfähigen Rheinschiffahrt ganz außerordentlich große Kohlentransporte zu bewältigen haben. Im Jahre 1900 wurden auf den deutschen Bisenbahnen an Stein- und Braunkohle 117 Mill, t befördert, im Jahre 1912 war dieser Verkehr auf 189 Mill, t gestiegen, ungeachtet der bestehenden Konkurrenz der leistungsfähigen Rheinschiffahrt, welche insbesondere in den letzten Jahren vor diesem Kriege einen bedeutenden Aufschwung genommen hat. Im Jahre 1900 wurden in den Häfen des Rhein an 13 Mill, t Kohle verladen, im Jahre 1912 war eine Zunahme auf 27 Mill, t zu verzeichnen. Der Kohlenverkehr hat auf den deutschen Bisenbahnen im Jahre 1912 ungefähr 40% des gesamten Güterverkehres ausgemacht, bei der Rheinschiffahrt wurde diese Beteiligung des Kohlenverkehres im genannten Jahre mit 45% des gesamten Güterverkehres verechnet.

Aus diesen wenigen Zahlen ist ersichtlich, daß trotz der bedeutenden Steigerung im Kohlenverkehre des Rhein ein ganz enormes Anwachsen des Kohlenverkehres auf den deutschen Bisenbahnen stattgefunden hat. Die von fachlicher Seite angestellten Untersuchungen haben ergeben, daß die Wasserstraßen auch bei Massengütern nur bei recht großen Entfernungen gegenüber den Bisenbahnen wettbewerbsfähig sind. Aus diesem Grund haben sich die Kohlentransporte Oberschlesiens, die Bisenerztransporte und die mitteldeutsche Braunkohle nicht den Wasserwegen, sondern in stets erhöhtem Maße den Bisenbahnen zugewendet. Man mag mit Berechtigung dagegen einwenden, daß für die Tatsache des großen Kohlenverkehres auf den Bisenbahnwegen auch die Tarifpolitik der deutschen Eisenbahnen veranlassend war. Dem geschlossenen Unternehmen der deutschen Staatseisenbahnen stehen eine Reihe von privaten Schiffahrtsunternehmungen gegenüber. Die deutschen Staatsbahnen konnten ohne Gefährdung ihres Budgets mit Rücksicht auf ihr gewaltiges Verkehrsnetz für Kohlentransporte so niedrige Frachtsätze gewähren, daß eine nennenswerte Konkurrenz des Wasserweges auf gewissen Strecken ausgeschaltet war. Dieser seit Jahren bestehende Wettbewerb und der betriebstechnische Zusammenhang zwischen Bisenbahnen und Wasserstraßen in Deutschland war für den Ausbau und die Entwicklung dieser Verkehrswege maßgebend. Die deutschen Eisenbahnen haben sich nur in dem Maße erweitert, als eine mit Berücksichtigung der bestehenden Wasserstraßen hervorgegangenen Notwendigkeit gegeben war und umgekehrt waren auch für die Erweiterung der Wasserstraßen die bezüglichen Verhältnisse der Eisenbahnen veranlassend.

Fast der gesamte Güterverkehr der österreichischungarischen Monarchie wird von den Eisenbahnen bewerkstelligt. Die Entwicklung des Verkehrsnetzes dieses Staates hat ohne Rücksicht auf eine etwaige Konkurrenz mit Wasserstraßen stattgefunden. Jede neue Wasserstraße wird deshalb die derzeitigen Verkehrsverhältnisse der Bisen -bahnen sehr wesentlich beeinflussen und bei großen Transportwegen wird eine neue Wasserstraße die bestehenden Eisenbahnen wesentlich entlasten. Wohl werden seit Jahren von der Oeffentlichkeit Klagen hörbar, welche gegen die Bahnverwaltungen vorgebracht werden, denen die verschiedensten Vorwürfe betreffend die unzulänglichen Verkehrsverhältnisse gemacht werden. Die Kenner dieser Verhältnisse wissen jedoch, daß die Bahnen der österreichisch - ungarischen Monarchie ganz hervorragende Leistungen im Frieden, wie im gegenwärtigen Kriege vollbracht haben. Es würde den Rahmen dieser Zeilen überschreiten, wenn man auf die bezüglichen Einzelfragen näher eingehen würde und es sei nur darauf hingewiesen, daß das in aller Welt mit Recht bewunderte Eisenbahnwesen in Deutschland in der letzten Zeit, wie bereits erwähnt, mit schweren Verkehrskrisen zu tun hatte, welche zu wiederholten Malen den Gegenstand lebhafter öffentlicher Diskussionen gebildet haben. So lange dieser Krieg dauert, wird an eine dauernde Behebung der Verkehrsniisere nicht zu denken sein. Trotz aller Investitionen für den Fahrpark der Eisenbahnen wird in nicht voraus zu sehenden Intervallen entsprechend der Beanspruchung der Eisenbahnen eine Besserung oder Verschlechterung der Verkehrsverhältnisse eintreten. Die Klagen betreffend den Waggonmangel haben sich auch im Frieden immer wiederholt, wenn durch die stärkere Beanspruchung des Verkehres Störungen in dessen Abwicklung eingetreten sind. Es ist ohne Zweifel, daß mit der Vermehrung der Verkehrswege eine Besserung dieser Verhältnisse eintreten wird und es wird für die Entlastung der Eisenbahnen von großem Vorteil sein, wenn leistungsfähige Wasserstraßen in größerem Ausmaße zur Verfügung sein werden.

In Deutschland und in Oesterreich werden derzeit große Projekte betreffend den Ausbau der Wasserstraßen erörtert, welche die Eisenbahnen in der kommenden Friedenszeit entlasten sollen. Der deutsche Eisenbahnminister von Breitenbach erklärte in der bereits erwähnten Rede vom 12. März 1917, daß nach den Erfahrungen dieses Krieges der Ausbau des Mittellandkanales die notwendige Entlastung der Eisen-bahnverkehrswege vom Rhein bis zur Elbe Ing. A. II. Goldreich: Die Kohlenversorgung Europas                g herbeiführen und aus diesem Grunde sehr nützlich sein würde. „Während ich früher“, so führte Minister von Breitenbach an, „dieser Frage ziemlich skeptisch gegenübergestanden habe, so sehe ich jetzt ein, welche großen Vorteile eine solche Erweiterung unseres Verkehrsnetzes mit sich bringen würde“.

Ein sicherer Weg, um die Eisenbahnen, welche in der kommenden Friedenszeit infolge des Wiederaufbaues der zerrütteten Weltwirtschaft außerordentlich stark beansprucht sein werden, dauernd zu entlasten, ist die weitmöglichste Ausschaltung von Massentransporten jener Güter, deren Verarbeitung an ihrer Produktionsstätte in einer solchen Weise möglich erscheint, daß eine Verführung dieser veredelten Güter an ihre Verwendungsstelle mittels Leitungen ohne Inanspruchnahme der Verkehrswege stattfindet. In dieser Beziehung kommt in erster Linie die Kohle in Betracht, welche ungefähr 40% des gesamten Güterverkehres der deutschen Eisenbahnen für sich in Anspruch nimmt. Im Ruhrrevier beträgt der Kohlenverkehr ungefähr 62% des gesamten Güterverkehres und es ist daraus ersichtlich, welche ungeheure Bedeutung dem Abtransporte der Kohle von ihrer Produktionsstätte zukommt.

In einer außerordentlich interessanten Abhandlung über die „Aufgaben der Technik im Dienste der öffentlichen Gemeinwesen“2) führt Prof. Au münd unter anderem an, daß in den deutschen Gaswerken der ungefähre Wert der Nebenerzeugnisse pro t verwendeter Kohle 325 Mk. beträgt. Bei der Jahreserzeugung von 191 Mill, t Steinkohle beträgt demnach der gesamte Wert der in der deutschen Steinkohle enthaltenen Nebenerzeugnisse rund 660 Millionen Mark, welcher Betrag durch die Anlage und Gewinnungskosten nur um einen verhältnismäßig geringen Bruchteil verringert wird. Hierbei ist der geringe Prozentsatz der nicht verkokbaren Kohle eingeschlossen. Andererseits ist die deutsche Braunkohlenförderung noch gar nicht berücksichtigt. Von dieser Erzeugung an Nebenprodukten wird derzeit in Deutschland kaum der dritte Teil nutzbar gemacht. Der Rest geht bei der einfachen Verbrennung der Kohle mit nur geringer Wärmeerzeugung des Teeres in den Schornstein. Es wäre dringend zn wünschen, wenn dieser verlorene Wert dem Volksvermögen erhalten würde. Prof. Au münd führt an, daß es ratsam wäre, die Vergasung der Kohle in weitgehendster Weise zu fördern. Wohl sind in Deutschland mehr als 25 Millionen Einwohner von den Gasbeleuchtungsanlagen der Städte versorgt. ,,Es ist gegenwärtig“ führt Prof. Au münd aus, „nicht schwierig, noch einen bedeutend weiteren Kreis anzuschließen, nachdem die Hochdruckleitungen für Gasversorgung sich in großem Maße gut bewährt haben. Die Verteilung des Gases durch Rohrleitungen von den Kohlenbezirken aus kommt nur bis zu einer Entfernung von 100 km in Präge, da die Berechnungen ergeben haben, daß von dieser Entfernung angefangen der Brennstoff billiger mit der Bahn zu befördern ist, als gasförmig in Rohrleitungen. Prof. Aumund schlägt vor, es sei Vorsorge zu treffen, daß im Interesse einer rationellen Kohlenwirtschaft möglichst ausschließlich Gas verwendet werde, nicht nur für Leucht- und Kochzwecke, sondern auch für Heizzwecke und Kraftanlagen. Man würde dann nach Möglichkeit nur Koks für die nicht von Gasanstalten versorgten Einwohner und für besondere Zwecke verwenden, z. B. für die Lokomotivfeuerung.

Die interessanten Ausführungen des Prof. Aumund sind aber auch vom Standpunkte der Transportfrage von besonderer Bedeutung. Durch die weitgehende Versorgung der Städte mit Gas von den Kohlenbezirken aus, würde ein wesentlicher Ausfall an Kohlentransporten erfolgen. Wohl soll derzeit die Gasfernversorgung nur bis zu einer Entfernung von 100 km rationell sein, doch dürften die. geänderten Preisverhältnisse im Kriege auch hier eine Aenderung der Rentabilitätsberechnungen mit sich bringen. Die Sicherheit in der Versorgung mit Licht, Wärme und Kraft und die Unabhängigkeit von der Abwicklung des Eisenbahnverkehres sind ebenfalls in der Berechnung zu berücksichtigen. Es ist für die Volkswirtschaft von großem Vorteil, wenn durch die weitgehendste Verwertung der Kohlenkraft auch gleichzeitig eine möglichst große Ersparnis an Erachtkosten dieser Kohle erzielt wird.

Ein anderes technisches Gebiet, das Prof. Aumund in Verbindung mit den öffentlichen Gemeinwesen erörtert, ist das der Elektrizitätsversorgung. Noch im Jahre 1881 wurde festgestellt, daß bei einer solchen Umständlichkeit und Kostspieligkeit der elektrischen Beleuchtung von einer ausgedehnten industriellen Verwendung keine Rede sein könne. Derzeit befinden wir uns in einer Zeit der ungeahnten Entwicklung in der Errichtung von Ueberland zentralen, welche von den Kohlendistrikten aus in kolossalen Entfernungen die Städte mit Licht und Kraft versorgen. Die Frage der Zukunft der Elektrizitätswirtschaft ist derzeit der Gegenstand fortdauernder Diskussionen in Deutschland und in Oesterreich3). Man befaßt sich mit Maßnahmen, welche das Endziel einer allgemeinen Versorgung mit Elektrizität verfolgen. Es ist keine Frage, daß mit der Erweiterung der mit Elektrizität versorgten Gebiete, insbesondere durch die Erbauung von Ueberlandzentralen, eine zunehmende Entlastung der Eisenbahnen durch ausfallende Kohlentransporte eintreten wird. Auf dem 7. allgemeinen Bergmannstag in Wien im Jahre Ul 2 hat Ing. Josef Schöngut das Projekt der Erbauung einer Ueberlandzentrale im Ostrauer Kohlenrevier erörtert und angeführt, daß die Erzeugungskosten der elektrischen Energie in großen Grubenzentralen so niedrig seien, daß nur die billigst auszubauenden Wasserkräfte imstande sind, in Konkurrenz zu treten.

Die Kohlennot im Kriege hat in allen Staaten Europas den Anlaß dazu gegeben, der A u s n ü t z u n g d e r W as-serkräf t e zur Erzeugung von elektrischer Energie eine besonderes Augenmerk zu widmen. In der auf Kohleneinfuhr angewiesenen Schweiz wurde im Januar 1917 ein Gesetz beschlossen, in welchem die rationelle Verwertung der Wasserkräfte und der Ausbau der nötigen Wasserwerke im Dienste des Handels und Verkehres, der Industrie, des Gewerbes und der Landwirtschaft, insbesondere die Einführung des elektrischen Betriebes auf den Eisenbahnen beabsichtigt wird. Im Juni des genannten Jahres wurde in B a y e r n eine Wasserkraft-Arbeitsgemein-schäft errichtet zur Erschließung der bayerischen Wasserkräfte, behufs Förderung des gesamten Wirtschaftslebens. Die bayerische Wasserkraft-Arbeitsgemeinschaft stellt eine Zusammenfassung des von den bayerischen Großbanken und

den bedeutendsten Industriegesellschaften Bayerns verkörperten Privatkapitals dar, um, von weiteren Zielen zunächst abgesehen, die für Bayern wichtige Aufgabe, die Verwertung der Wasserkräfte des Landes im Dienste der Industrie, in Angriff zu nehmen. Mit der Durchführung der großen Projekte zur rationellen Verwertung der Kohle wird deren kostspieliger Transport zur Verwendungsstelle entfallen. Mit der Ausnützung der Wasserkräfte wird der Kohlenverbrauch erniedrigt und dadurch auch die Notwendigkeit der Bahnverfrachtung von Kohle ausgeschaltet. Es wird durch diese im vitalsten Interesse der Volkswirtschaft beabsichtigten Maßnahmen, sowohl der Kohlennot als der Transportnot wirksam entgegengearbeitet werden.

	
4. Die Kohle in der Volkswirtschaft



Für die Beurteilung der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit eines Staates ist die Frage der Kohlenversorgung von grundlegender Bedeutung. Wenn man für die bewunderungswürdigen, überragenden Leistungen Deutschlands in diesem Kriege eine Erklärung finden will, so muß man in allererster Linie die wichtige Tatsache berücksichtigen, daß bei den gewaltigen Kohlenschätzen dieses Staates das deutsche Volk die rühmenswerte Fähigkeit besitzt, seine vaterländischen Bodenschätze in rationellster Weise zur Verwertung zu bringen. Im krassen Gegensätze zur raubbautreibenden amerikanischen, englischen und französischen Kohlenindustrie hat Deutschland das für seine Interessen so wichtige Ziel rechtzeitig erkannt, die in den reichen Kohlenschätzen schlummernden Kräfte und Stoffe so nutzbringend als nur möglich zu verwerten und dadurch möglichst unabhängig von der Einfuhr ausländischer Produkte zu werden. Wenn man die große Bedeutung der Kohle für die deutsche Volkswirtschaft klar erkennen will, so verfolge man die Entwicklung der rheinisch-westfälischen Industrie, von welcher der Geschäftsführer des Vereines deutscher Maschinenbauanstalten Dipl. Ing. Fr. Fröhlich gelegentlich eines Empfanges der American Society of Mechanical Engenieers am 29. Juni 1913 in Düsseldorf ein anschauliches Bild entworfen hat. In seinem Vortrage*) führte Dipl. Ing. Fröhlich unter anderem aus, daß die Rheinprovinz und die Provinz Westfalen im Jahre 1816 zusammen 2'38 Mill. Einwohner, also nur 11’8% der Bevölkerung des gesamten Deutschland aufwiesen. Derzeit sind in diesen Gebieten über 11 Mill. Einwohner. Die Bevölkerung des Deutschen Reiches ist von 1816 bis 1910 um 161%, diejenige des Rheinlandes um 273% und jene Westfalens um 287% gewachsen. Ein solches Anwachsen der Bevölkerung war nur dadurch möglich, daß infolge der reichlichen Arbeitsgelegenheit dauernd eine starke Zuwanderung in diese Provinzen stattgefunden hat. Die besondere Bedeutung der Kohle für die Entwicklung der rheinisch-westfälischen Industrie ist auch in der Tatsache begründet, daß die Kohle des Bezirkes sich außerordentlich gut zur Verkokung eignet, wodurch der Brennstoff für die Eisenindustrie, der Koks, geliefert wird. Fast zwei Drittel des gesamten deutschen Roheisens werden in Rheinland-Westfalen hergestellt. Die großartige industrielle Arbeit Rheinland-Westfalens hat einen sich steigernden Wohlstand der gesamten Bevölkerung zur Folge. Die gesamte Bevölkerung Preußens von mehr als 40 Mill. Seelen hat im Jahre 1912 ungefähr 378 Mill. Mark Steuern aufgebracht; davon entfielen auf die 11 Mill. Einwohner Rheinland-Westfalens ungefähr 112 Mill. Mark. Im Jahre 1912 haben die Einlagen der Sparkassen Preußens ungefähr 12 Milliarden Mark betragen, von denen 4-3 Milliarden, also 36%, auf Rheinland - Westfalen entfielen. Die gewaltige industrielle Entwicklung Rheinland - Westfalens hat eine bedeutende Entwicklung des Verkehrsnetzes zur Folge gehabt. Von der natürlichen Wasserstraße, dem Rhein, führt der Dortmund-Ems-Kanal ausschließlich über deutsches Gebiet zur Nordsee; der Mittellandkanal wird in seiner Vollendung eine Verbindung mit der Elbe und den mittleren Provinzen des Deutschen Reiches schaffen. Große Kanalentwürfe stehen derzeit in Erörterung. An den Ufern des Rheins hat die deutsche Industrie hervorragende Werke geschaffen und zahlreiche Häfen angelegt. In den Duisburg-Ruhrorter Hafenanlagen ist ein gewaltiger Verkehrsmittelpunkt geschaffen, dessen Umschlag sich im Jahre 1912 auf rund 23 Mill, t belaufen hat, wovon 15 Mill, t allein auf Kohlen entfallen sind.

In einem interessanten Vortrage in der 53. Hauptversammlung des Vereines deutscher Ingenieure hat Dr. Bonikowsky die Verhältnisse in der oberschlesischen Montanindustrie*) erörtert. Die preußischen Eisenbahnen erhielten von dieser Industrie bisher jährlich Erachteneinnahmen für einen Verkehr von mindestens 30 Mill, t; Erachten von etwa 2'5 Mill, t führte bis-nun die oberschlesische Montanindustrie jährlich der Oderschiffahrt zu. Der oberschlesische Kohlenbergbau hatte im Jahre 1910 eine Förderung von 34’4 Mill, t in einem Werte von rund 297 Mill. Mark, sie ist gegen 1890 um 17-5 Mill, t, d. i. rund um 104% gestiegen. Die Kohlenförderung Rheinland-Westfalens ist im Zeitraum 1890 bis 1910 von 35*5 Mill, t auf 86'9 Mill, t, d. i. um 145%, gestiegen. Trotz der außerordentlich günstigen geologischen Verhältnisse des oberschlesischen Kohlenrevieres, das eine Ausdehnung von 3000 km2 besitzt und das kohlenreichste Becken Deutschlands darstellt, konnte die Entwicklung des Re-vieres sich nicht so günstig gestalten, wie jene des Ruhrbeckens. So begünstigt Oberschlesien durch den Reichtum seiner Bodenschätze ist, so ungünstig liegen seine Absatzbedingungen. Eingekeilt zwischen Oesterreich und Rußland, weit abgelegen von jedem Meer, keine größere schiffbare Wasserstraße in unmittelbarer Nähe, ist Oberschlesien darauf angewiesen, seine Produkte in ferngelegene Gebiete auf dem relativ teuren Bahnwege zu versenden. Als einzige größere Wasserstraße kommt für Oberschlesien die Oder in Betracht, die aber vom eigentlichen Industriebezirk noch 53 bis 90 km entfernt liegt, so daß die Verschiffungen mit hohen Umschlagkosten und einer erheblichen Balmfracht belastet sind. Die Kohlen Verschiffungen Oberschlesiens sind mit Rücksicht auf die ungünstigen Wasserverhältnisse in der Oder ziemlich gering. Im Jahre 1910 wurden nur 7% der gesamten zum Verkaufe gebrachten oberschlesischen Kohle von rund 31-2 Mill, t auf dem Wasserwege verfrachtet, trotzdem dieses Jahr ungewöhnlich günstige Wasserverhältnisse aufwies. Besonders günstige Aussichten würden sich dem oberschlesischen Revier aber eröffnen, wenn der Donau-Oder-Kanal erbaut würde. Die oberschlesische Industrie hat deshalb alles Interesse daran, daß dieses Projekt baldigst zur Durchführung gelange.

Dr. jur. et phil. Herbig hat in einer hochinteressanten Abhandlung über „Kohle und Bisen in der Volkswirtschaft“4) ein treffendes Bild entworfen über die Ent-Wicklung des deutschen Wirtschaftslebens in den letzten Jahrzehnten vor diesem Kriege. Charakteristisch an diesem Bilde ist die Verschiebung von der Landwirtschaft zur Industrie, die in den Ergebnissen der letzten Berufszählungen aufs deutlichste zutagetritt. Im Zeitraum 1895 bis 1907 ist in Deutschland die Zahl der Erwerbstätigen in der Land- und Forstwirtschaft von 8,292.692 auf 9,883.257 gestiegen. Gleichzeitig stieg die Zahl der Berufstätigen in der Industrie von 8,281.220 auf 11,256.254. Wenn auch die Zahl der Erwerbstätigen in der Land- und Forstwirtschaft im genannten Zeitraum absolut genommen gestiegen ist, so ist das Verhältnis dieser Erwerbstätigen zur Gesamtbevölkerung von 35-8% auf 28'6% zurückgegangen. Das Verhältnis der Erwerbstätigen in der Industrie ist jedoch von 39- 1% auf 42'8% gewachsen. Während in Deutschland im Jahre 1895 in der Zahl der landwirtschaftlich und industriell Tätigen noch Gleichgewicht herrschte (3548% : 39’1%), ist im Jahre 1907 eine Verschiebung (28-6: 42-8) zu Gunsten der Industrie eingetreten. In F r a n k r e i c h ist die Zahl der in Landwirtschaft Tätigen von 1901 bis 1911 von 41'8% auf 427% gewachsen, jene der industriell Tätigen hat von 32-5% auf 31-7% abgenommen. In England hat die Zahl der in der Landwirtschaft Beschäftigten im Zeitraum 1901 bis 1906 von 11% auf 12%, jene der industriell Erwerbstätigen von 44'1% auf 44’9% zugenommen. In diesen Zahlen zeigt sich der grundlegende Unterschied in der Entwicklung deutscher und englischer Volkswirtschaft. England hat im Vertrauen auf seine Seeherrschaft, die ihm die Nahrungsmittel aus aller Herren Länder gewährleistet hat, seine Landwirtschaft sehenden Auges auf ihre jetzige Bedeutungslosigkeit zurückgehen lassen und seine Volkswirtschaft auf Handel und Industrie eingerichtet. Deutschland hat sich in seiner Industrie und auch in seinem Handel zur Höhe von England emporgearbeitet, aber dabei seine Landwirtschaft nicht geopfert. Deutschland hat den drohenden Rückgang seiner heimischen Landwirtschaft durch eine kräftige zollpolitische Unterstützung aufgehalten und in einen gesunden Aufstieg verwandelt. In den letzten 25 Jahren ist der deutsche Außenhandel auf das Dreifache, der englische nur auf das Doppelte seiner früheren Höhe gestiegen. Deutschland, das im Jahre 1892 nur die Hälfte der englischen Kohlenerzeugung aufwies, hat England fast eingeholt. Deutschland, das vor 20 Jahren in der Roheisenerzeugung noch hinter England zurückstand, hat jetzt das Doppelte der englischen Roheisengewinnung aufzuweisen. In der Kohlengewinnung auf gleicher Stufe mit England, in der Eisenerzgewinnung und Roheisenerzeugung ihm aufs Doppelte überlegen, steht Deutschland, zurzeit seinem schärfsten Konkurrenten auf dem Weltmarkt gegenüber. Auffallend ist die Tatsache, daß Deutschland Kohle von mehr als 500 Mill. Mark Wert jährlich ins Ausland verschickt und doch für 200 Mill. Mark Kohle vom Auslande gekauft hat. Das ist durch die Lage d.er deutschen Kohlenbezirke an den Reichsgrenzen und durch ihre ungünstige Situation zu den Nord- und Ostseehäfen verursacht, die eine billigere Einfuhr der englischen Kohle gestatteten. Durch die deutsche Kohlen- und. Eisenindustrie werden unmittelbar 4% d.er Bevölkerung ernährt; dabei werden an Löhnen und Gehältern ungefähr 1 •3 Milliarden Mark gezahlt, ein Betrag, der 31/4% des auf rund 40 Milliarden Mark geschätzten jährlichen deutschen Volkseinkommens ausmacht: Der Wert der jährlichen deutschen Kohlen- und. Roheisenerzeugung beträgt rund 3 Milliarden Mark.

Von gewaltiger Bedeutung ist die Nebenproduk-tengewinnung im Kohlenbergbau, deren Wichtigkeit in diesem Kriege so recht erkannt wurde. Bei d.er Verkokung der Kohle wird neben dem Koks, dem Leuchtgas und. dem zu schwefelsaurem Ammoniak verarbeiteten Ammoniak-wasser auch Teer gewonnen. Aus diesem Teer entstehen durch Destillation die Zwischenprodukte Benzol, Karbolsäure, Naphtalin und Anthrazen, aus denen die moderne chemische Industrie u. a. die Anilinfarben, den künstlichen Indigo und die Alizarinfarben, das Trinitrotoluol und die Pikrinsäure, das Sacharin, Lysol, Kresol, Phenol, die Salizylsäure, das Aspirin, Antipyrin, Pyramidon, Phenazetin und das Salvarsan herstellt. Die deutsche Ausfuhr an schwefelsaurem Ammoniak ist seit dem Jahre 1900 von 510.000 t auf 18,627.000 t im Jahre 1913 gestiegen. In derselben Zeit hat eine Steigerung der Ausfuhr von Teer von 1,687.000 t auf 3,973.000 t, von Pech von 653.000 t auf 3,199.000 t, von Benzol, Toluol und anderen leichten Teerölen von 1,048.000 t auf 9,916.000 t, von Anthrazen-, Karbol-, Kreosot und anderen schweren Teerölen von 780.000 t auf 7,136.000 t stattgefunden. Die gesamte Ausfuhr an Nebenprodukten der Koksgewinnung hat im Jahre 1913 den ansehnlichen Betrag von 61,992.000 Mk. ausgemacht. „Auf keinem anderen Gebiete menschlicher Betätigung“, führt Dr. Herbig aus, „sieht man so scharf und klar, wie in der chemischen Industrie, die für das neue Deutschland charakteristische Durchdringung des praktischen Wirtschaftslebens mit wissenschaftlichem Geist. Wenn in der Rechnung dieses großen Krieges die Leistungsfähigkeit der Barben-, Sprengstoff- und Heilmittelindustrie ein klägliches Minus bei unseren Feinden und ohne günstigere natürliche Vorbedingungen ein starkes Plus auf unserer Seite aufweist, so ist dies nicht das Ergebnis zufälliger Zustände und Geschehnisse und auch nicht dasjenige einer auf besondere militärische Ziele eingestellten Tätigkeit, sondern die Folge der für das moderne Deutschland typischen Arbeitsmethode, die auf einem für sie besonders geeigneten Gebiete Erfolge erzielte, deren Bedeutung für die militärische Machtstellung des Deutschen Reiches jetzt in überraschender Weise erscheint“.

Die große volkswirtschaftliche Bedeutung der Kohlenindustrie hat man in Deutschland rechtzeitig erkannt, weshalb auch der Plan seiner wirtschaftlichen Nieder-ringung in diesem Kriege scheitern mußte. Die Kohlenindustrie ist in diesem Kriege zu einem unüberwindlichen Rüstzeuge der deutschen Volkswirtschaft geworden, deren Entwicklung in der kommenden Friedenszeit von den gleichen friedlichen Intentionen geleitet sein wird, wie dies bisher der Fall gewesen ist. Oesterreich- Ungar ns Kohlenschätze werden ebenfalls in Zukunft in ausgiebigerer und rationellerer Weise erschlossen und verwertet werden, damit nach den Worten Walter Rathen aus die Grundsätze der Materialwirtschaft erfüllt werden: „Nichts vergeuden, alle Quellen erschließen, unabhängig werden vom Auslande.“ Oesterreich-Ungarn wird trachten müssen, von der ausländischen Kohleneinfuhr unabhängig zu werden. Es wird seine Kraftwirtschaft derart auszubauen haben, daß es neben der Kohle die übrigen Kraftquellen in weitgehendstem Maße zu Hilfe nimmt. Es wird nach diesem Kriege im Interesse der gedeihlichen Entwicklung der Volkswirtschaft gelegen sein, den größten Kraftverbrauch bei verringertem K o h 1 e n v erbrau c h zu erzielen. Demjenigen Volke wird die Führung auf dem Gebiete industrieller Tätigkeit zuteil werden, welches diesen neuesten Grundsatz der modernen Volkswirtschaft am besten zu verwerten versteht.

	
5. Kohlenbergbau und Tagesoberfläche



Ich habe bereits in meinen Ausführungen über „Eisenbahn und Kohlenbergbau im Lichte der Volkswirtschaft“ einige Mitteilungen über die übertägigen Folgewirkungen des Kohlenabbaues gegeben, soweit dies zum Verständnisse ihrer wirtschaftlichen Bedeutung notwendig war. Ich will nun der Erörterung der hier in Betracht kommenden Fragen einigen Raum geben und meine Erfahrungen auf diesem Gebiete benützen, um die im Interesse der Volkswirtschaft notwendigen Schlüsse ziehen zu können. Seit geraumer Zeit bin ich bereits mit dem Studium der obertägigen Einwirkungen beschäftigt, ehe durch den unterirdischen Bergbaubetrieb an der Tagesoberfläche hervorgerufen werden. Der Kohlenbergbau ruft Veränderungen der Oberfläche hervor, welche zu den verschiedensten Kollisionen führen können und müssen. Es kann einerseits der Oberflächenbesitzer das gesetzlich festgelegte Recht auf Schadenersatz beim Bergbau geltend machen; es muß aber andererseits der Staat, als Hüter der öffentlichen Ordnung, Maßnahmen veranlassen, damit eine ungünstige Beeinflussung der Oberfläche zumindest soweit vermieden werde, daß große öffentliche Interessen keine besondere Benachteiligung erleiden. Der Kohlenbergbau verursacht eine Bewegung der die Abbauräume überlagernden Erdmassen, welche eine Veränderung des Bestandes der Oberfläche zur Folge hat. Mag diese Oberflächenbewegung in den meisten Fällen in noch so allmählicher und vollständig gefahrloser Weise vor sich gehen, so treten dennoch endlich sehr nachteilige Ver-

änderungen weithin gestreckter Landstriche ein, welche mit Rücksicht auf die oftmals ganz bedeutende Entwicklung aller mit der Kohle zusammenhängenden Industrien meist außerordentlich dicht bewohnt sind. Ohne ins Einzelne der durch den Kohlenabbau obertags entstehenden, verschiedenartigsten Veränderungen eingehen zu wollen, sei nur erwähnt, daß weithin gestreckte Gebiete Senkungen erleiden; es senken sich logischerweise auch alle auf diesen Gebieten befindlichen Gebäude, Bisenbahnen, Kanäle, Flüsse, Wasserleitungen usw. Dieser Senkungsprozeß ist kein einheitlicher, er ist vielmehr immer nur in vielen selbständigen Abbauzonen vorhanden, welche inselförmig innerhalb der Kohlenreviere zur Entstehung gelangen. Dieser Senkungsprozeß bewirkt auf diese Art eine gewissermaßen wellenförmige Gestaltung der Oberfläche, welche in lang andauernden Zeiträumen immer wieder sich verändert, ohne zum Stillstände zu gelangen, bevor nicht eine vollständige Einstellung des Abbaubetriebes erfolgt ist. Diese in längeren Zeiträumen eintretenden Aenderungen in der Gestaltung der Oberfläche bringen es mit sich, daß die obertags eintretenden Folgewirkungen Sanierungsmaßnah m e n erheischen, welche keineswegs ein für allemal für die Dauer ausreichend sein können, es müssen vielmehr immer wieder Maßnahmen getroffen werden, um einer schädlichen Benachteiligung der öffentlichen und privaten Interessen entgegenzuwirken.

So lange rein private Interessen durch diese obertägigen bergbaulichen Einwirkungen tangiert werden, würde in öffentlicher Beziehung kein Grund vorliegen, der Behandlung der gegenständlichen Fragen näher zu treten. Bei näherer Prüfung der Sachlage muß man jedoch zur Erkenntnis gelangen, daß die obertägigen Einwirkungen des Kohlenabbaues zumeist auch große öffentliche Interessen tangieren, so daß es geboten erscheint, in dieser Beziehung in die Erörterung der angeregten Fragen näher einzugehen. Es ist schwierig, die Grenzen zwischen den privaten und öffentlichen Interessen bei der Behandlung der vorliegenden Fragen genau festzulegen, weil sich oftmals aus der Gemeinschaft der Interessen von privaten Besitzern die Notwendigkeit der Wahrung öffentlicher Interessen entwickeln kann und den Behörden zu Entscheidungen Anlaß geben muß.

Durch den Kohlenabbau wird z. B. ein gewöhnliches Gebäude beschädigt und es kann die Instandsetzung desselben leicht möglich sein, so daß lediglich eine bezügliche Entschädigung durch den Bergbau für den Hausbesitzer in Betracht kommt. Es kann aber ferner das Haus in eine derartige Senkungsmulde zu liegen kommen, daß die Ableitungsmöglichkeit der Abwässer gehindert und eine Sanierung dieses Mißstandes notwendig erscheint. Diese Sanierung könnte z. B. nur dann von Wert sein, wenn auch bei den benachbarten Objekten in dieser Beziehung etwas veranlaßt würde. Durch die sich etwa ergebende Notwendigkeit solcher Sanierungsarbeiten in ausgedehnten Stadtgebieten, wo durch die bergbaulichen Senkungen eine Abflußmöglichkeit der Abwässer im Laufe der Zeit verhindert wurde, kommt endlich der Schutz großer öffentlicher Interessen in Frage, welchem insbesondere in reichsdeutschen Kohlenrevieren ein besonderes Interesse gewidmet wird.

Insbesondere die Tatsache der durch die bergbaulichen Einwirkungen eintretenden Aenderung der Wasserverhält-nisse gibt zu den verschiedensten Kollisionen Anlaß. Durch die bergbaulichen Einwirkungen werden die G e-f ä 11 s- und Richtungsverhältnisse von Flüsse n derart verändert, daß endlich die Ableitung der Abwässer ganzerStadtgebiete verhindert wird; die Folgen sind die schlechten sanitären V e r h ä 11 n i s s e, welche in reichsdeutschen Kohlenrevieren wiederholt zu großen Aktionen behördlicherseits Veranlassung gegeben haben. Es sei hier abermals an die im Ruhrrevier auf gesetzlichem Wege angeordnete, mit enormen Kosten verbundene Regulierung der E m scher erinnert, welche zum Zwecke der Ableitung der Abwässer dieses Industriegebietes notwendig geworden ist.

Die Eisenbahnen der Kohlenreviere5), an deren Entwicklung die Kohlenindustrie das größte Interesse haben muß, machen den bergbaulichen Senkungsprozeß ebenfalls mit. Die Bahnanlagen erleiden infolge der bergbaulichen Einwirkungen eine so wesentliche Beeinflussung, daß im Betriebe die verschiedensten Maßnahmen erforderlich sind, um die im eminent öffentlichen Interesse gelegene Verkehrssicherheit zu gewährleisten. Die Eisenbahnen sind die Gradmesser der obertägigen bergbaulichen Einwirkungen, an keinem obertags befindlichen Objekte äußern sich diese Erscheinungen so pünktlich und genau wieder, wie an den Schienensträngen, welche infolge des Senkungsprozesses Spannungen erleiden, deren Ausartung für den Betrieb eine Gefahr hervorrufen können. Es ändern sich die G e f ä 11 s- und Richtungsverhältnisse der Geleise und die in denselben eintretenden Mulden erfahren mit der Zunahme des Senkungsprozesses eine Erweiterung und Vertiefung, bis endlich Verhältnisse eintreten können, welche dielnteressen derBetriebs-Sicherheit und der Leistungsfähigkeit der Eisenbahn äußerst nachteilig beeinflussen. Die Bahnaufsicht im Bergbau gebiete muß deshalb rechtzeitig Vorkehrungen treffen, um die durch das Anwachsen der durch die bergbaulichen Einwirkungen entstehenden Uebelstände zu beheben und auf diese Weise die Entstehung eines betriebsgefährlichen Zustandes zu verhindern.

Die Tatsache, daß z. B. der Senkungsprozeß in den meisten Bergbaugebieten allmählich erfolgt, schließt eine Betriebsgefahr auf den Bahnanlagen keineswegs aus. Hier handelt es sich um die Uebertragung des Senkungsprozesses der Erdmassen auf die Schienenstränge, deren Bewegung eine besondere Beanspruchung des Eisenmateriales hervorrufen. Es soll auch hier erwähnt sein, daß aus dem Umstande, daß auf den Eisenbahnen nur in den seltensten Fällen irgend welche betriebsgefährliche Folgewirkungen gezeitigt wurden, keineswegs geschlossen werden kann, daß der Abbau unter Eisenbahnen gar keine Gefahr in sich schließe. Die Tatsache der glatten Betriebsabwicklung ist nur ein Beweis, daß die Bahnaufsichtsorga ne gewissenhaft ihre Pflicht erfüllen.

Zum Schutze gewisser Objekte ist es derzeit üblich, dem Bergbaubetriebe auch gewisse Beschränkungen aufzuerlegen, um durch die Belassung von sogenannten Kohlenpfeilern, den Bestand dieser Obertagsobjekte zu sichern. Die zahlreichen Erfahrungen der Kohlenreviere haben jedoch erwiesen, daß die für den gesicherten Bestand dieser Objekte belassenen Kohlenpfeiler zn gering dimensioniert waren und deshalb Bodenbewegungen über diesen Pfeilern eingetreten sind, welche nach allen Seiten gegen die dem Pfeiler benachbarten Abbaufelder hin gerichtet waren und auf diese Art den Bestand des zu schützenden Objektes umsomehr gefährdet haben. Man ist auf diese Weise oftmals vor die Präge gestellt, entweder die Kohlenpfeiler den gemachten Erfahrungen entsprechend zu erweitern, oder von der Belassung dieser Pfeiler überhaupt Abstand zu nehmen. In diesen Zeilen soll der Lösung dieser Präge mit Rücksicht auf den großen Komplex der dabei zu behandelnden Probleme nicht näher getreten werden.

Sowohl vom Standpunkte der Oekonomie in der Erhaltung der Bisenbahnen und der sonstigen öffentlichen Verkehrswege, als auch vom Standpunkte der öffentlichen Verkehrssicherheit muß die Erörterung der obertägigen PolgeWirkungen des Kohlenabbaues von großem Interesse und von ebensolcher Bedeutung sein. Mit Rücksicht auf die große Bedeutung des Senkungsproblemes für die Bisen bahnen der Bergbaugebiete, sei der Behandlung dieser Kategorie der Verkehrswege in diesen Zeilen eine besondere Aufmerksamkeit gewidmet. Die b e-deutenden Sanierungskosten gesenkter Bahnstrecken, beschädigter Bahnobjekte und sonstiger Anlagen vermögen auch die finanziellen Verhältnisse eines Bahnunternehmens sehr wesentlich zu beeinflussen. Die bezüglichen Kollisionen zwischen Bergbau und Bisenbahn mehren sich mit der Ent-Wicklung dieser beiden wichtigen Betriebszweige und fordern einen Ausgleich der gegenseitigen Reibungsflächen.

Die Oberflächenwirkungen des Kohlenabbaues erfordern nicht nur Maßnahmen am Eisenbahn-körper und auf den sonstigen Verkehrsanlagen, sondern auch solche im Bergbaubetriebe selbst und deshalb erscheint es unbedingt notwendig, daß die die Verkehrsanlagen erhaltenden Organe in den Bergbaugebieten sich auch mit jenen Vorkehrungen eingehend befassen müssen, welche im A b b a u b e t r i e b e zum Schutze der obertägigen Bahnanlagen vorgesehen werden können. Die Behandlung des Bodenbewegungsprobleines erfordert auch deshalb eine Erörterung 1. in b e r g t e c h n i s c h e r und 2. in bahntechnische r Beziehung. In den verschiedenen Kohlenrevieren müssen bei verschiedenen geologischen Verhältnissen sowohl die bergtechnischen als auch die bahntechnischen Vorkehrungen verschieden sein. Bei gleichen oder ähnlichen geologischen Verhältnissen könnten diese Vorkehrungen gleich oder ähnlich sich gestalten. Tatsächlich sind jedoch die bergtechnischen Maßnahmen in den verschiedenen Revieren verschieden, weil einerseits nicht überall die gleichen Rücksichten gegenüber der Tagesoberfläche maßgebend sind, andererseits auch die rechtlichen Verhältnisse eine verschiedene Auffassung bezüglich dieser Rücksichtnahme zulassen. Aus diesem Grunde muß es von großem Vorteil sein, die bezüglichen Maßnahmen in hochentwickelten ausländischen Industriegebieten kennen zu lernen, in welchen die ungehinderte Entwicklung des Bergbaubetriebes und der Eisenbahnen bei voller Wahrung der gegenseitigen und öffentlichen Interessen möglich war, um, soweit die Möglichkeit sich dazu bietet, durch analoge Maßnahmen in unserem Vaterlande die bestehenden Interessenkollisionen in gedeihlicher Weise beseitigen zu können. Durch das außerordentliche Entgegenkommen der beteiligten Interessenten bin ich gelegentlich meiner Studienreisen in den Besitz eines umfangreichen Materiales gelangt, welches geeignet erscheint, aufklärend zu wirken, in welcher Weise insbesondere in Deutschland sowohl in t e c h-nischer, wirtschaftlicher, als auch in rechtlicher Beziehung die in Betracht kommenden Fragen gelöst werden.

Der staunenerregende wirtschaftliche Aufschwung Deutschlands in den letzten Jahrzehnten tritt in schärfster Form hervor im B e r g b a u. So mußte es denn auch der Bergbau und insbesondere der Kohlenbergbau sein, der in seiner ungeahnten Entwicklung sich vor Aufgaben gestellt sah, deren Lösung im vitalsten Interesse seiner Existenz gelegen war. Man konnte sich nicht mehr darauf beschränken, den Kohlenabbau in unverbauten Stadtgebieten zu betreiben, man war im Laufe der Zeit vielmehr gezwungen, denselben in verbauten Stad t-gebieten zu bewirken und dadurch war uni so mehr •

der Anlaß gegeben, den obertägigen Folgewirkungen des Bergbaues die volle Aufmerksamkeit zu widmen. Mit der fortschreitenden Entwicklung des Bergbaubetriebes muß das Interesse an der Klarstellung der Bodensenkungsfrage wachsen, es muß ein Weg gefunden werden, um die sich ergebenden Interessenkollisionen zu beseitigen, damit weder der Bergbaubetrieb in seiner Entfaltung gehemmt, aber auch die ober-tägigen V erkehrsunterneh m ungen in i h r e r Entwicklung nicht gehindert werden. Es müssen aber auch die Eisenbahnen in der Lage sein, die im eminent öffentlichen Interesse gelegene Betriebssicherheit voll und ganz verantworten zu können.

Die Interessenkollisionen ober- und untertägiger Besitzer waren auch die Veranlassung, den Bergwerksbesitzer zu zwingen, sich mit der Bergschadensfrage zu befassen, da nach dem Gesetze der Bergbau verpflichtet ist, den obertags hervorgerufenen Schaden voll und ganz zu ersetzen. Die langj ährigen Erfahrungen haben gezeigt, daß eskeine Abbau m ethode gibt, welche im Stande wäre, obertägige Folgewirkungen auszuschließen, daß also die ehemals in Uebung gewesene Berechnung der „schadlosen Tiefe“ illusorischen Charakter erhielt. In Berücksichtigung der Interessenten der öffentlichen Sicherheit haben die reichsdeutschen Behörden für Stadtteile, in denen sich öffentliche Gebäude, Kirchen usw. befinden, die Belassung von sogenannten Kohlensicherheitspfeilern vorgeschrieben, d. h. es wurde der Abbau unter solchen Objekten und in einem gewissen Umkreise derselben zum Schutze der Tages-oberfläche verboten. Man ließ den Abbau nur in Gebieten zu, in welchen weniger kostbare Gebäude sich befinden, in Stadtteilen ländlichen Charakters. Die Erfahrung hat jedoch, wie schon weiter vorne ausgeführt, erwiesen, daß die zum Schutze obertägiger Objekte belassenen Kohlenpfeiler nicht in der Lage waren, die Bewegungen der Oberfläche auszuschließen, da diese Pfeiler zu geringe Dimensionen aufwiesen, um einen entsprechenden Schutz der Oberfläche zu gewährleisten. Auch hat es sich gezeigt, daß die Ränder der belassenen Kohlensicherheitspfeiler die

lug. A. H. Goldreich: Die Kohlenversorgung Europas              9 eigentlichen Schadenszonen der obertägigen Objekte darstellten und ganz enorme Kohlenschätze in der Erde belassen worden waren, ohne den damit beabsichtigten Zweck zu erfüllen; im Gegenteile, es waren durch die getroffenen Maßnahmen nur Ge-fahrszonen für die Oberfläche geschaffen worden. Es war auf diese Weise die Frage gegeben, entweder einerseits
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Abb. 30. Beginnender Verbruch im Abbau, Brechen der Bolzen (Abbaustempel)


die bestandenen Kohlenpfeiler für die liegenden Abbaue in ihren Dimensionen zu vergrößern, andererseits wurde ganz ernstlich erwogen, den unbeschränkten Abbau ins Auge zu fassen und auf diese Weise die durch die Belassung der Kohlenpfeiler bedingten enormen Kohlen Verluste zu vermeiden. Die Behörden entschlossen sich für den Abbau unter gewissen einschränkenden Bedingungen, welche eine Milderung der obertägigen Wirkungen zum Zwecke haben sollten.

Während man bei den bisher üblich gewesenen Abbauniethoden die hangenden Firstgesteinschichten infolge ihres Bigengewichtes in die ausgekohlten Hohlräume nachbrechen ließ (Abb. 30), wurde nunmehr die Ausfüllung dieser Hohl-räume mit sogenannten Versatzbergen vorgeschrieben. Durch die sorgfältige mit der Hand bewirkte Ausfüllung der durch den Abbau geschaffenen Hohlräume wurde den Firstgesteinsschichten Gelegenheit gegeben, sich allmählich auf den aus Bruchstein hergestellten Versatzpolster abzusenken. Bs sollte auf diese Art das plötzliche Absenken der Hangendschichten vermieden werden, welches bei der früher in Uebung gewesenen Bruchbaumethode, insbesondere beim Abbaue mächtigerer Flöze sich besonders unangenehm fühlbar gemacht hat.

Bs ist wohl unzweifelhaft, daß durch die Versatzmethode nicht nur eine Restringierung der lotrechten Absenkung der Oberfläche erzielt wurde, sondern es trat auch eine allmählichere, gleichmäßigere obertägige Bodensenkung auf, durch welche die Obertagsobjekte in geringerem Maße in Mitleidenschaft gezogen wurden, als dies bisher der Fall war. Auf diese Weise wurden auch die den Bergbaubetrieb belastenden Ersatzkosten für obertags entstandene Objektsschäden herabgemindert, wie dies insbesondere beim A b-b a u unter den Städten des rheinischwestfälischen Kohlengebietes erwiesen wurde, in welchem eine besondere Sorgfalt für die Herstellung des Hand Versatzes verwendet wurde. Die durch die Abbaumethode mit Handversatz automatisch eingetretene Reduktion der vom Bergbau zu tragenden Schadenersatzkosten war für diesen genug Anlaß, sich mit der Verbesserung der Versatzmethode eingehend zu befassen. 4 Bs konnte auf diese Art die eventuelle Möglichkeit des Abbaubetriebes auch unter besonders kostbaren Objekten in Aussicht gestellt werden, für welche das Abbauverbot bis-nun in Geltung war, weil das in Uebung gewesene Handversatzverfahren noch. nicht die sichere Gewähr bieten konnte, eine ganz allmähliche und gleichmäßige Senkung der Oberfläche herbeizuführen.

Bs ist klar, daß gerade jene Bergwerksbesitzer der Verbesserung des Versatzverfahrens ihr vollstes Interesse 9* entgegenbrachten, welche in ’ Gebieten mächtigerer Fl öze den Abbau betrieben haben. So kam es auch, daß der oberschlesische Bergbau mit seinen bis zu 15 m mächtigen Flözen sich in Deutschland in erster
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Abb. 31. Bergschäden an einem Gebäude


Linie für die sogenannte Spülversatz m et ho de interessiert hat, bei welcher das Versatzgut (Sand, Schlacke, Halde usw.) unter Beimengung von Wasser unter großem Druck in den ausgekohlten Hohlräumen zur Ablagerung gebracht wird. Die Spülversatzmethode wurde bereits seit langer Zeit in Pennsylvanien auf Black Diamand Colliery betrieben und im Jahre 1901 in Preuß. Schlesien eingeführt. Das große Interesse der reichsdeutschen Bergbaubesitzer für die Binführung der Spülversatzmethode ist durch die unausgesetzte Verbesserung und Vervollkommnung der Spülversatz- und Abbautechnik bewiesen. Wenn sich der bekannte Fachmann Bergassessor Seidl mit der Technik des Spülverfahrens sehr eingehend befaßt hat, so ist es insbesondere der durch seine Veröffentlichungen verdienstvoll wirkende Oberbergrat B u n t z e 1, der den obertägigen Bodenbewegungen bei Anwendung des S p ii 1 v e r s a t z e s seine volle Aufmerksamkeit widmete.

Es soll nicht unerwähnt bleiben, daß in gewissen Kreisen die obertägigen Wirkungen beim Spülversatzabbaue eine arge Enttäuschung hervorgerufen haben; man hatte sich nämlich der Hoffnung hingegeben, daß diese Abbaumethode jedwede noch so geringe Bodenbewegung verhindern wird. Die bisherigen Erfahrungen lassen jedoch erkennen, daß sogar die verhältnismäßig schwachen Flöze des Saar-Revieres trotz Abbaues mit Spülversatz erhebliche Einwirkungen auf die Tagesoberfläche ausgeübt haben.

Auf Grund einer ganzen Reihe von Senkungsfällen wurden seitens B u n t z e 1 auch in Oberschlesien konstatiert, daß der Spülversatz nicht imstande ist, Einwirkungen auf die Tagesoberfläche auszuschließen. Wohl aber ist der Spül Versatz geeignet, die Abbauwirkungen zu mildern, sowohl hinsichtlich der Art als auch des Maßes der Senkungen. Es wurde erwiesen, daß beim Spülversatzabbau der hangende Gebirgskörper im ganzen langsam und so lange niederzugehen pflegt, bis das Versatzgut vollständig zusanimengepreßt ist und eine feste Auflage bietet. Hierdurch wird die Möglichkeit der plötzlichen Absenkung der Hangendschichten au s-geschlossen und insbesondere wird auch die beim Bruchbau eintretende pingenartige Ausbildung der Oberfläche vermiede n. Die Wirkungen des Spülversatzes äußern sich obertags in flachen Mulden, welcher Umstand von großer Bedeutung für den Bestand der Objekte sein muß. Die Veranlassung für den Eintritt obertägiger Objektsschäden bieten die ungleichmäßigen Setzungen der Fundamente im lotrechten Sinne und die in horizontaler Richtung sich äußernden Bodenverschie-b u n g e n.
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Abb. 32. Bergschäden an einem Gebäude


Es ist interessant, daß die außerhalb des Abbaugebietes befindlichen Zonen der ungleichmäßigen lotrechten Senkungen auch gleichzeitig die Zonen der horizontalen Bodenverschiebungen repräsentieren und wenn ein Mittel gefunden wird, den ersteren wirksam entgegenzutreten, so ist dieses Mittel auch gleichzeitig geeignet, die horizontalen Bodenwanderungen erfolgreich zu bekämpfen. Der Spülversatzabbau ist ein solch wirksames Mittel, durch ihn werden die obertägigen Schadenszonen wesentlich eingeschränkt. Es ist auch erwähnenswert, daß die für alle Bergbaugebiete charakteristische Senkungsmulde sich in ,,d i e Zone der lotrechten Absenkungen" und in jene am Muldenrand gelegene „Zonen der Verschiebungen“ teilen läßt, in welch letzteren sich wieder Stellen der maximalen und minimalen Verschiebungen unterscheiden lassen. Durch den in Rede stehenden Spülversatzabbau wird den obertägigen Objekten die Möglichkeit gegeben, den Senkungsprozeß gleichmäßig und deshalb auch oft schadlos mitzumachen. Es ist wohl selbstverständlich, daß die Wirkung des Spülversatzes in erster Linie von dessen Beschaffenheit abhängen muß. Ich hatte wiederholt Gelegenheit, die ganz ausgezeichnete Versatzausführung reichsdeutscher Bergbaue beobachten zu können. Ausschlaggebend für die gute Wirkung des Spülverfahrens ist die geringe Zusammendrückbarkeit des Versatzmateriales und die Vollständigkeit der Ausfüllung der Hohlräume. Das beste Versatzmateri al ist zweifellos Sand, der in Preußisch-Schlesien sehr günstig und in großen Mengen abgelagert ist. Aus diesem Grunde ist auch Oberschlesien geradezu das klassische Land des Spülverfahrens.

Der tägliche Bedarf an Spülversatzmaterial ist für das Jahr 1907 in Oberschlesien zu etwa 12.000 m3 festgestellt worden. Nach der Ermittlung des Oberschlesischen Berg- und Hüttenmännischen Vereines ist dieser tägliche Bedarf inzwischen auf rund 27.000 m3 im Jahre 1912 gestiegen. Der Durchschnitt der Selbstkosten hat im genannten Jahre za. M 1’20 pro t geförderter Kohle betragen. Es verausgabte also Oberschlesien vor diesem Kriege täglich za. M 54.000 an Kosten für Spülversatz. Wenn man nun durchschnittlich 300 Spültage im Jahr annimmt, so beliefen sich die jährlichen Versatzkosten auf za. 16-2 Mill. Mark. Da der Spülversatz wohl aus bergtechnischen Gründen, hauptsächlich aber aus Rücksichten für die Tagesoberfläche angewendet wird, so ist es jedenfalls von großem Interesse zu erfahren, welche ganz bedeutenden Kosten ein einziges reichsdeutsches Bergbaugebiet für diese Zwecke jährlich aufwendet. Wohl ist in den übrigen reichsdeutschen Bergbaugebieten die Spülversatzmethode nicht in so ausgebreiteter Anwendung, trotzdem wird sogar in den g e-ringmächtigen Flözen des rheinisch-westfälischen Kohlenbezirkes der A b-bau mit Spülversatz betrieben. Unter den kostbarsten Werkstätten der weltberühmten Firma Krupp in Essen wird auf Zeche Sälzer und Neuack Spülversatzabbau geführt, ohne daß die obertägigen Millionenschätze in besondere Mitleidenschaft gezogen würden. Auch hier fand ich Gelegenheit, die ausgezeichnete Technik des dortigen Spülversatzverfahrens zu beobachten.

Gegen die allgemeine Anwendung des Spülverfahrens sprechen jedoch die hohen Kosten, welche in gewissen reichsdeutschen Revieren vor diesem Kriege bis zu M 4 pro t geförderter Kohle angewachsen sind. Der wohltätige Einfluß der Spülversatzmethode ist außer Zweifel; diese kostspielige Abbaumethode wird dort zur Anwendung empfohlen, wo es sich um den Kohlenabbau besonders schutzbedürftiger, kostbarer, öffentlicher Gebäude handelt. Es ist sogar vor nicht allzulanger Zeit gelungen, in Oberschlesien ein 31/2 m mächtiges Flöz unter einer Kirche abzubauen, ohne daß dieses Bauwerk mit seinem 60 m hohen Turme auch nur den geringsten Schaden erlitten hätte.

Wie bereits erwähnt wurde, stellen die Ränder der obertägigen Senkungsmulden infolge der dort stattfindenden, ungleichmäßigen lotrechten Absenkungen und horizontalen Wanderungen der Bodenoberfläche die eigentlichen Schadenszonen der Objekte dar. Infolge der bisher üblich gewesenen Annäherung des Abbaues an ein obertägiges Objekt wurde eine obertägige Bodensenkung in der Weise hervorgerufen, daß das zu schützende Objekt an den Rand der Senkungsmulde gerückt war und infolge dessen Schaden erlitten hatte. Die Erkenntnis der Form der Senkungsmulde hat zur Praxis geführt, den Abbau direkt unter einem zu schützenden Objekt zu beginnen und von hier aus rasch in radialer Richtung fortzusetzen. Auf diese Weise wird das Objekt in die Mitte der Senkungsmulde gebracht. An diesen Stellen der Mulde sind zwar die Maße der lotrechten Absenkung am größten, doch sind die Senkungen dort gleichmäßig und die hier befindlichen Obj ekte senken sich fast schadlos. Diese Abbaumethode wurde unter der bereits angeführten Kirche in Preußisch-Schlesien angewendet und hat sich dort ausgezeichnet bewährt. Es genügt also nicht allein für die sorgfältige Herstellung des Versatzes zu sorgen, es muß auch die A b b a u-technik inderWeisesich vervollko m m neu, daß durch dieselbe die Oberfläche in eine Bewegung versetzt wird, welche eine für das zu schützen d e Objekt günstige Form der Oberfläche hervorzurufen im Stand ist.

Mit der Entwicklung der Industriegebiete und die dadurch bedingte Vermehrung der Verkehrswege, wie Eisenbahnen, Kanäle usw. wächst auch gleichzeitig die Schadensersatzlast für den Bergbau und somit muß dessen Interesse für die Tagesoberfläche wachsen, deren Beschädigung eine Belastung des Bergbaubetriebes bedeutet. Es ist wohl nicht nötig, noch eingehender zu begründen, daß die Erhaltung der Tagesoberfläche die Rentabilität des Bergbaubetriebes wesentlich beeinflußt. Es kann keineswegs vom Bergbau gefordert werden, im Ealle der Bewilligung des Abbaubetriebes unter verbauten Stadtgebieten jede Bodenbewegung zu verhüten, weil es kein Abbauverfahren gibt, welches imstande wäre, dieser Forderung auch praktisch zu entsprechen. Der Bergbaubetrieb kann jedoch unter Berücksichtigung der örtlichen Verhältnisse Maßnah m e n schaffen, von denen nach dem jetzigen Stande der Erfahrungen eine wesentliche Milderung der Oberflächenbewegung zu erwarten ist. Dies ist der Standpunkt der reichsdeutschen staatlichen und. städtischen Behörden und. als eine wirksame Maßnahme, welche dieser Bedingung entspricht, wird, wie vorstehend nachgewiesen, in Deutschland der Versatz der ausgekohlten H o h 1-r ä u m e und dabei insbesondere die Spülversatz-m e t h o d e angesehen.

Wohl wird in Deutschland bereits seit J ahrzehnten der Kohlenabbau unter den dichtbevölkerten Städten der verschiedenen Reviere betrieben, doch waren d.ie hervorgerufenen Gebäudeschäden oftmals so bedeutend, daß an den Abbau unter besonders kostbaren Objekten nicht gedacht werden konnte. Die neuesten Erfahrungen bei Ver-wendung des Spülversatzes lassen jedoch die berechtigte Hoffnung zu, daß in absehbarer Zeit der Kohlenabbau auch unter jenen Stadtgebieten stattfinden wird, für welche derzeit infolge des Bestandes besonders wertvoller Objekte das Abbauverbot in Geltung ist. Es eröffnet sich demnach für den Kohlenbergbau die Perspektive, daß die bis jetzt zum Schutze von in verbauten Stadtgebieten befindlichen Tagesobjekten belassenen Kohlensicherheitspfeiler nach und nach zum Abbau gelangen w erde n.

Wenn bis nun vorerst über den Abbau unter verbauten Stadtgebieten gesprochen wurde, so ist dies aus dem Grunde geschehen, weil für den Abbau unter Eisenbahnen ni-cht ohne weiteres die für verbaute Stadtgebiete geltenden Grundsätze angewendet werden können. Um jedoch die Frage des Abbaues unter Eisenbahnen zu erörtern, ist es auch erforderlich, die Abbauwirkungen im allgemeinen zu studieren und zu untersuchen, ob jene Grundsätze, die für den Abbau unter verbauten Stadtgebieten maßgebend sind, auch für die Eisenbahnen in Anwendung kommen können. Die Abbau Wirkungen in verbauten Stadtgebieten sind auch deshalb für die Beurteilung der Wirkungen auf den Eisenbahnen von großer Bedeutung, weil die in den Städten befindlichen Straßenbahnen einen unwiderleglichen Beweis dafür liefern, daß trotz der fast allen Bergbaugebieten eigentümlichen Allmählichkeit der Bewegungen der Bodenschichten die damit verbundenen Wirkungen am Eisen bahn oberbau mit bedeutenden Gefahren verbunden sein können.

Insbesondere die elektrischen Straßen-b ahne n des r h e i n i s c h - w e s t f ä 1 i s c h e n K o h-lenrevieres liefern typische Beispiele und Beweise dafür, daß die in Bewegung befindlichen Erdschichten der Kohlengebiete Spannungen erleiden, welche in Pressungen und Zerrungen des Bodens zur Wirkung gelangen. Es ist eine längst bekannte Tatsache, daß der Eisenbahnoberbau in der Mitte der Senkungsmulde Pressungen, an den Rändern derselben Zerrungen erleidet.

In den meisten Bergbaugebieten haben die bergbautreibenden Gewerkschaften diese Pressu n g s- und Z e r-rungserscheinungen der Einwirkung der T e m-p e r a t u r und der schlechten Erhaltung der Schienen zugeschrieben. Es ist interessant, daß viele Prozesse im Ruhr-Revier erst dann zu Gunsten der geschädigten Straßenbahnen entschieden wurden, als an den benachbarten Häusergruppen starke Beschädigungen den unwiderleglichen Beweis lieferten, daß die D e f o r-mationen des Straße n bahn Oberbaues ebenfalls bergbaulichen Ursprunges sein mußten.

Regierungsbaumeister Korten in Essen hat als erster die Behauptung aufgestellt, daß die Schienenpressungen und -Zerrungen eine Folge von Bodenpressungen und -Zerrungen sein müssen, welche durch den Senkungsprozeß hervorgerufen werden. Im Ostrau-Kar winer-Revie re wurden die Schienenpressungen und -Zerrungen seitens der Streckenvorstände der Montanbahn genau beobachtet und haben diese Organe aus diesem Anlasse verschärfte Strek-kenbegehungen veranlaßt, um eintretende D e-formationen des Oberbaues rechtzeitig be-h e b e n zu können. Der Oberbau der elektrischen Straßenbahnen ist jedoch wesentlich verschieden von jenem der Hauptbahnen und auch die Erhaltung dieser Oberbautypen ist von jenen der Hauptbahnen verschieden, so daß auch die Wirkungen des Bergbaues an denselben verschieden geartet sein müssen. Der Oberbau der Hauptbahnen liegt auf Querschwellen, jener der Straßenbahnen besitzt Spurstangen und ist im Straßenpflaster fest eingebettet. Die Behebung der Schienenpressungen erfolgt bei den Hauptbahnen in den meisten Fällen rechtzeitig sowie auch die Schienenzerrungen alsbald nach ihrem Erscheinen behoben werden. Bei den elektrischen Straßenbahnen im Ruhr-Reviere ist die Sachlage wesentlich anders; diese haben Spurstangenoberbau und entweder gelaschten oder geschweißten Stoß. Während bei den Hauptbahnen die Behebung der Schienenpressungen und -Zerrungen baldigst erfolgen muß, ist dies bei den Straßenbahnen nicht möglich, weil 1. bei den verschweißten Stößen die Konstatierung von Schienenpressungen und -Zerrungen nicht möglich erscheint und 2. bei den verlaschten Schienen die Behebung der Pressungen und Zerrungen mit wesentlich größeren Umständen und Kosten verbunden ist, als bei den Hauptbahnen. Bei den Straßenbahnen muß anläßlich derartiger Instandsetzungsarbeiten das Straßenpflaster aufgerissen und dadurch der Fuhrwerksverkehr wesentlich gestört werden, man vermeidet deshalb solange als möglich derartige für die äußerst belebten Industriestädte unangenehme Verkehrsstörungen bis zur äußersten Möglichkeit.

Die Tatsache der im Ostrauer-Reviere eintretenden Schienenpressungen und -Zerrungen habe ich auch in anderen Revieren bestätigt gefunden. Wie bereits angeführt worden ist, gibt es für die Beurteilung der Bodenbewegungen kein besseres Mittel, als die Bisenbahnen, welche die Gradmesser dieser Bewegungen darstellen. An keinem wie immer gearteten obertägigen Körper können sich diese Bewegungen so genau und pünktlich äußern, wie an den Bahnen, für deren Erhaltung in ihrer Lage ein eminentes Interesse besteht. An den Bisenbahnen der Kohlengebiete treten 1. 1ot-rechteAbsenkungen auf, welche auf nivellistischem Wege konstatiert werden, es treten 2. s e i 11 i c h e Verschiebungen auf, welche in Verschiebungen der Geleiseachsen zur Wirkung gelangen und es treten 3. Ober-baudeformationen zutage, welche in Schienenpressungen und -Zerrungen zum sichtbaren Ausdrucke gelangen. Diese Veränderungen des Bahnbestandes können nur durch Veränderungen des Bodens veranlaßt sein, mit welchem die Bahnkörper ein festes Ganzes bilden.

Der Boden im Bergbaugebiete muß deshalb 1. lotrechte und 2. seitliche Bewegungen erfahren; dieser Boden muß ferner 3. Pressungen und Zerrungen (Spannungen) erfahren, welche durch die Schienenspannungen und die damit verbundenen Deformationen des Oberbaues der Bisenbahnen in drastischer Weise zur Wirkung gelangen. Im ersten Stadium der Bodenpressungen werden die Schienen-stoßlücken immer kleiner, bis sie vollständig verschwinden und S c h i e n e n p r e s s u n g.e n hervorrufen. Im Momente des Verschwindens dieser Stoßlücken werden Schienenspannungen erzeugt.

Während beim Oberbau der Hauptbahnen durch die baldige Behebung der Schienenpressungen (Verkürzen der Schienen) die Schienenspannungen beseitigt werden, wachsen bei den Straßenbahnen des Ruhr-Gebietes die Spannungen solange an, bis das Schienenmaterial außerstande ist, diese Spannungen voll auf-zunehmen, wodurch die Deformationen des Oberbaues hervorgerufen werden. Diese
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Abb. 33. Durch Pressung verbogenes Gleis (Aufnahme von Dr. Ing. Goetz in Essen)


Deformationen bestehen in schlangenartigen Windungen der Schienenstränge (Abb. 33) und oftmals geschieht auch ein Aufsteigen des Ober-baue s, welche Erscheinungen bei den Straßenbahnen des Ruhr-Revieres zu augenblicklichen Verkehrsstörungen Anlaß geben. An den Stellen der Bodenzerrungen erweitern sich die Schienenstoßlücken so weit dies möglich ist und im Momente, wo eine Bewegung der Schienen nicht mehr stattfinden kann, werden die Schienenschrauben in Anspruch genommen, es treten Schienenspannungen ein. Der Oberbau der Hauptbahnen wird bald nach dem Eintritt der Schienenstoßerweiterungen repariert, bei den Straßenbahnen des Ruhr-Revieres werden diese Erscheinungen aus den bereits erwähnten Gründen an wachsen gelassen, es reißen die Laschenschrauben und beim geschweißten Stoß kann es vorkommen, daß die Schienen reißen (Abb. 34), wie dies in vielen Fällen der Praxis tatsächlich vorgekommen ist; ein Beweis, daß diese Spannungen sehr bedeutend sein müssen, wenn sie derartige Wirkungen hervorzubringen imstande sind. Die be t ri ebsge-
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Abb. 34. Gerissener, geschweißter Stoß

(Aufnahme von Dr. Ing. Goetz in Essen)


fährlichen Wirkungen an den elektrischen Straßenbahnen des Ruhr-Revieres liefern den Beweis dafür, zu welchen Ver-k ehrsgefahren die bergbaulichen Wirkungen am Oberbau der Hauptbahnen Veranlassung geben würden, wenn die bahnerhaltenden Organe nicht rechtzeitig Maßnahmen treffen und diesen Gefahren vorbeugen würden.

Damit ist aber gleichzeitig bewiesen, daß es lediglich der Aufmerksamkeit der Bahnaufsichtsorgane zu verdanken ist, daß die bergbaulichen Wirkungen amOberbau in den meisten Fällen nicht jene Intensität annehmen, daß eine Verkehrsgefahr hiedurch hervorgerufen wird. E s ist deshalb gewiß ein berechtigtes Verlangen, daß die Eisenbahnen in Kenntnis aller unterirdischen Abbaubetriebe in der Nähe und unter dem Bahnkörper sein müssen, weil diese untertägigen Arbeiten gewissermaßen einen Bingriff in den Verantwortungsbereich der obertägigen Verkehrsunternehmungen bedeuten.

Sowie die Bodenspannungen ihre unangenehmen Wirkungen am Oberbau der Bisenbahnen äußern können, so müssen diese Spannungen in den Fundame n-ten der Objekte und allen sonstigen in der Brde bewirkten Herstellungen zur Geltung gelangen. Eine der Hauptursachen der Bergschäden ist in den Spannungen des B o d e n s zu suchen, welche durch den Senkungsprozeß erzeugt werden. Bs ist die durch die Praxis vielfach bewiesene Tatsache erkennbar, daß durch den Bestand von unzureichend dimensionierten Schutzpfeilern die zu schützende Oberfläche beschädigt werden muß, während bei ausreichend dimensionierten Kohlenpfeilern diese Schadensphären in die Umgebung desselben rücken. Bs kann der Abbau unter Objekten bei gewissen Sicherheitsvorkehrungen günstiger sein, als der Bestand von Kohlenpfeilern, welche bis nun fast immer als unzureichend sich erwiesen haben. Bs muß jedoch die Möglichkeit des raschen Abbaues vorhanden sein, der auch durch keine Verwerfung der Gebirgsschichten irgend eine Störung erleiden darf.

In den vorgeführten Darlegungen wurden hauptsächlich nur die in den reichsdeutschen Kohlengebieten gemachten Erfahrungen mitgeteilt. Die gleichfalls interessanten Verhältnisse anderer ausländischer Kohlenreviere sind aber in diesen Ausführungen mit Rücksicht auf die hier zu behandelnden Fragen weniger von Interesse. Die großen Errungenschaften der deutschen Bergwerksindustrie stehen einzig in ihrer Art da. Dem Kenner der Verhältnisse ist es klar, daß Deutschlands Kohlenbergbau in seiner rationellen, allen Forschungen der Wissenschaft Rechnung tragenden Entwicklung die erste Stelle in der ganzen Welt zuerkannt werden muß. Die großen Lasten
[image: ]
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Abb. 35. Bergschaden an einem Gebäude ohne Bodensenkung (Aufnahme von Dipl.-Ing. Direktor Nolden.) öffentlicher und privater Natur, die Deutschlands Bergbau auf dem Gebiete der Sicherheitsmaßnahmen für die Tagesoberfläche übernimmt, kennzeichnen die Wege dieser den großen, öffentlichen Staatsinteressen dienenden Industrie. Der Bergbau bietet eine reiche Quelle der verschiedensten • Interessenkolisionen, welche um so zahlreicher werden, je weiter die im öffentlichen Interesse gelegene Entwicklung des Bergbaubetriebes fortschreitet. Mit der fortschreitenden Aufklärung des bergbaulichen Bodenbewegungsproblemes, mit der zunehmenden Erkenntnis des Charakters der obertägigen Folgeerscheinungen, wird es immer leichter, die sich mehrenden Interessenkollisionen zu beseitigen. Wenn dieser Fortschritt in der Erkenntnis der durch den Bergbau veranlaßten obertägigen Einwirkungen einerseits dem Obertagsbesitzer die Mittel an die Hand gibt, seinen berechtigten Ansprüchen zur Anerkennung zu verhelfen, so ermöglicht diese Klarstellung der schädigenden Einflüsse den Bergbaubesitzer andererseits, Maßnahmen zu treffen, um die obertägigen Wirkungen in ihrer Intensität zu mildern. Die Erforschung und Aufklärung der mit der Senkungsfrage zusammenhängenden Erscheinungen hat dazu geführt, daß die unter verbauten Stadtgebieten zum Schutze obertägiger Objekte belassenen Kohlenpfeiler nachträglich abgebaut wurden, bezw. in der Zukunft solche Pfeiler zum Abbaue gelangen werden. Diese Zulassung des Abbaues der in vielen Fällen ganz enorme Kohlenschätze umfassenden Pfeiler hat den Bergwerksgesellschaften große materielle Vorteile gebracht und wird auch in Zukunft noch von großem Nutzen für sie sein. Es ist also die Aufklärung des Bodenbewegungsproblemes im materiellen Interesse aller beteiligten Faktoren g e-1 e g e n. Insbesondere ist diese fortschreitende Erkenntnis der durch den Kohlenabbau bewirkten Oberflächenerscheinungen auch im vitalsten Interesse der öffentlichen Sicherheit der Eisenbah-n e n gelegen, deren Wahrung ohne Rücksicht auf die materielle Frage unbedingt geboten erscheint.

Aber auch die große Bedeutung der hier in Betracht kommenden wirtschaftlichen Fragen haben mir Anlaß gegeben, mich mit dem eingehenden Studium der Frage der Bodenbewegungen in Kohlengebieten zu befassen, um durch

Ing. A. H. Goldreich: Die Kohlenversorgung Europas              10 einen bescheidenen Beitrag zur Klärung der schwierigen Sachlage helfend mitzuwirken, behufs Beseitigung der sich immer mehrenden Interessenkollisionen zwischen dem Kohlenbergbau und Tagesoberfläche.

Insbesondere bin ich, gemäß meiner Berufsstellung, von der unerschütterlichen Ueberzeugung durchdrungen, daß ein dauernder Ausgleich zwischen dem Bergbau und den Eisenbahnen kommen müsse, um deren gleichzeitige, im öffentlichen Interesse gelegene Entwicklung zu fördern. Mögen diese beiden wichtigen Faktoren des modernen Kulturstaates sich zusammenfinden zum Wohle der Interessen der Gesamtheit.
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6. Die wirtschaftliche Bedeutung der Bergschadensfrage



Als Bergschäden sollen hier im allgemeinen jene nachteiligen Wirkungen bezeichnet werden, welche der unterirdische Kohlenbergbau durch hervorgerufene Bode n-b e w e g u n g e n, auf der Tagesoberfläche und allen auf ihr befindlichen Objekten zur Folge hat. Wenn bisher auf die dominierenden wirtschaftlichen Vorteile des Kohlenabbaues hingewiesen wurde, so wollen wir uns nun mit den Schäden befassen, welche die Volkswirtschaft durch den Betrieb des Kohlenbergbaues erleidet. Die große Bedeutung der nachteiligen obertägigen Einwirkungen des Kohlenbergbaubetriebes ist in den Jahren 1856 und 1857 zum ersten Male in den Vordergrund des allgemeinen Interesses getreten, als in der Stadt Lüttichin Belgien an zahlreichen Häusern schwere Beschädigungen auf getreten sind, welche den Gegenstand eines Aufsehen erregenden, langwierigen Rechtsstreites gebildet haben. Da von der Bergwerksgesellschaft D‘ Avroy Boverie unter den beschädigten Häusergruppen Kohlenabbau betrieben wurde, galt die Annahme naheliegend, daß diese Schäden auf den Bergwerksbetrieb zurückzuführen seien. Es wurde von den geschädigten Hauseigentümern gegen die genannte Gesellschaft der Prozeß auf Schadenersatz begonnen. Die von dem Sachverständigen Ing. J. G o n o t aus diesem Anlasse erschienene „Abhandlung über die Beschädigungen der längs des Quaie de Fragnee von Nord nach Süd-West gelegenen Häuserreihe, die bis ungefähr 250 m an die Paradies-Kapelle in Lüttich herantritt“ stellt den ersten Versuch dar, die infolge Kohlenabbaues hervorgerufenen Bodenbewegungen wissenschaftlich ergründen und durch charakteristische Er-scheinungen beurteilen zu können. Belgien ist gewissermaßen das Vaterland der „Theorie der Bodensenkungen“, weil dort die ersten Kollisionen zwischen beschädigten Oberflächenbesitzern und dem Bergbau aufgetreten sind. Gonot kam in seinen Ausführungen zum Schlüsse, daß die Hausbeschädigungen in Lüttich einzig und allein nur durch den Kohlenabbau verursacht worden sein konnten. Seitens der Gewerkschaft D'Avroy Boverie erfolgte am 1. Mai 1858 eine scharfe öffentliche Erwiderung, welche die gesamten Behauptungen der Gonot sehen Theorie zu widerlegen versuchte. Die Provinzverwaltung beauftragte nun die Ingenieure Wellekens und R u-c 1 o u x ein Gutachten über die vielfach erörterten Hausbeschädigungen abzugeben. Diese Experten kamen nach eingehender Prüfung der Sachlage zum Resultate, daß die Kohlenabbaue nicht als Ursache für die konstatierten Hausschäden anzusehen sind. Inzwischen hatte der Minister für öffentliche Arbeiten infolge des allgemeines Aufsehen erregenden Rechtsstreites durch Beschluß vom 31. Mai 1858 eine Spezialkommission eingesetzt, welche die Frage über die Einwirkungen der bergmännischen Arbeiten auf die Oberfläche im allgemeinen zu behandeln und sich außerdem mit den Beschlüssen der anläßlich der ersten Hausschäden bereits im Jahre 1839 eingesetzten Kommission zu befassen hatte, welche Kommission auf Grund eingegangener Beschwerden der städtischen Verwaltung von Lüttich eingesetzt worden war. Diese Kommission hatte im Jahre 1839 die Kohlensicherheitspfeiler und alle sonstigen Beschränkungen des Bergwerksbetriebes festgelegt, welche Maßnahmen zum Schutze der Stadt Lüttich als notwendig erachtet wurden. Auch die neue Kommission vom Jahre 1858 erachtete die im Jahre 1839 angeordneten Maßnahmen als vollständig ausreichend. Trotz ihrer Mängel hat die Gonot sehe Theorie weit über die Grenzen Belgiens hinaus zahlreiche Anhänger gefunden. Im Rechtsfalle der Stadt Lüttich hat die G o n o t sehe Theorie zweifellos das Richtige getroffen, wenn auch ihre starre Anwendung bei späteren Bergschadenprozessen als unhaltbar erkannt worden ist.

In Deutschland waren die in den Jahren 1866 und 1868 in Essen aufgetretenen Senkungen und Hausbeschädigungen der Gegenstand öffentlicher Diskussionen. Im Jahre 1876 war in der Stadt Oberhausen im rheinischwestfälischen Kohlenbezirk infolge der eingetretenen bedeutenden bergbaulichen Senkungen der Anlaß gegeben, eine entsprechende Kanalisierung zur Regelung der gestörten Wasserabflußverhältnisse herzustellen. Die Senkungen hatten insbesondere am ehemaligen Köln-Mindener Bahnhofe große Dimensionen angenommen. Unter finanzieller Mitwirkung der Köln-Mindener Bisenbahnverwaltung hat die Stadtverwaltung Oberhausen ein großes Kanalisierungsprojekt durchgeführt. Die im Jahre 1880 hergestellten Kanäle haben durch die fortdauernden Senkungen schwere Schäden erlitten und immer wieder zu Sanierungsarbeiten Anlaß gegeben. In Deutschland wurde die Frage des Studiums der mit großen wirtschaftlichen Nachteilen verbundenen bergbaulichen Senkungen im Jahre 1894 neuerlich angeregt, anläßlich des Projektes einer Kanal Verbindung von Herne nach Ruhrort. Die Gegner der bezüglichen Regierungsvorlage hatten Bedenken gegen die Ausführung des geplanten Kanales wegen des unter der Kanallinie betriebenen Bergbaues vorgebracht. Die Ablehnung dieser Projektsvorlage gab dem Oberbergamte in Dortmund Veranlassung die Frage der Bodensenkungen einem eingehenden Studium zu unterziehen. Fs wurden Nivellements durchgeführt und die bezüglichen Resultate vom Oberbergamte in Dortmund veröffentlicht.

Auch in Oesterreich ist die Bergschadensfrage bereits vor mehreren Jahrzehnten öffentlich erörtert worden. Die Frage der Zulässigkeit des Kohlenabbaues unter der Montanbahn des Ostrau-Karwiner Steinkohlenrevieres hat bereits im Jahre 1880 Veranlassung gegeben, die obertägigen Folgewirkungen des Bergbaues zum Gegenstände einer fachlichen Diskussion zu machen, um die bestehenden gesetzlichen Bestimmungen einer entsprechenden Reform zu unterziehen. Auf Grund eines Regulativs des k. k. Revier-bergamtes in Olmütz wurde die Zulässigkeit der Unter-bauurig der genannten Bahn unter gewissen Bedingungen

festgelegt, so daß die Möglichkeit gegeben war, die unter der Bahn vorhandenen reichen Kohlenschätze zum Abbaue zu bringen. Der Kohlenabbau unter dieser Montanbahn hat sehr bedeutende Absenkungen des Bahnkörpers zur Folge gehabt, welche zu Sanierungsmaßnahmen Anlaß gegeben haben, die mit enormen Kosten verbunden waren.

Die große Bedeutung des Schutzes der Tagesoberfläche gegen die durch den Kohlenbergbau erwachsenden Schäden geht auch insbesondere aus der bereits erwähnten, im Jahre 1904 erfolgten Gründung der Emschergenossenschaft hervor, welche zum Zwecke der Regulierung der Emscher und ihrer Nebenläufe auf Grund eines Gesetzes geschaffen worden ist. Das Niederschlagsgebiet der Emscher liegt mit einer Größe von etwa 800 km2 zwischen denjenigen der Lippe und der Ruhr. Bekannt ist das Gebiet als der wichtigste Teil des rheinischwestfälischen Industriebezirkes. Auf verhältnismäßig kleiner Fläche liegen hier dicht zusammen die Städte Oberhausen, Essen, Gelsenkirchen, Bochum, Herne, Recklinghausen, Dortmund und Hörde. Zwischen diesen Städten liegen ausgedehnte, ebenfalls stark bevölkerte Landstriche. Von Dortmund bis zum Rhein gleicht dieses Gebiet, insbesondere in seinem mittleren Teile einer einzigen weitausgedehnten Stadt. Die Gesamtbevölkerung beläuft sich zurzeit auf za. 1 ■ 95 Mill., während sie im Jahre 1870 noch rund 1/4 Mill, betrug. Diese ganz ungewöhnliche Zunahme der Bevölkerung verdankt das Gebiet dem Aufblühen seiner weltberühmten Industrie. Der Grund zu diesem Aufblühen waren die außerordentlich günstigen Verhältnisse der vorhandenen Erd-schätze. lieber 160 Schachtanlagen fördern hier die Kohle ans Tageslicht. Mit der ganz enormen Zunahme der Bevölkerung und Industrie ist auch die Menge der Abwässer dieses Gebietes gewachsen, deren Ableitung mit Rücksicht auf das sehr geringe Quer- und Längsgefälle des Emscher-gebietes ohnehin erschwert war. Infolge der durch den Kohlenabbau hervorgerufenen Bodensenkungen, die schon das Maß von 4 m erreicht haben, ist die natürliche Vorflut vielfach bereits aufgehoben. Durch diesen Uebelstand ist die Entwässerung des Emschergebietes unmöglich geworden und es mußten Maßnahmen getroffen werden, um diesen Uebelständen abzuhelfen. Das Resultat umfangreicher Erhebungen war die auf dem Gesetzwege gegründete Emscher-

150 Goldreich: Die Kohlen Versorgung Europas genossenschaft, welche unter Anwendung ungeheurer Kosten (Voranschlag 40 Mill. Mark) die Vorflutregulierung der Emscher und ihrer Nebenflüsse durchzuführen hat. Die Emschergenossenschaft bildet eine Organisation, welche die Gewähr bietet, daß die Höhe der Beiträge sowohl dem Umfange des Interesses als auch dem Einflüsse entspricht, welchen sämtliche Beteiligte auf die Verwaltung der Genossenschaft auszuüben in der Lage sind. Der Baubeginn der Arbeiten wurde bereits im Jahre 1906 ermöglicht. Das vorgeführte Beispiel wird nicht vereinzelt bleiben; es ist bereits eine zweite derartige Genossenschaft am Niederrhein vor diesem Kriege in Gründung gewesen.

Im Zwickauer Revier war vor diesem Kriege ein außerordentlich großes Interesse für die obertägigen Wirkungen des Kohlenabbaues vorhanden gewesen. Es wurden alljährlich Einwägungen des Höhenmarkennetzes vorgenommen. Anläßlich der Ausführung der Neumessung der Stadt Zwickau im J ahre 1902 zeigten sich Abweichungen einzelner Grenzzüge gegen die Darstellung älterer Karten. Diese Abweichungen ließen auf starke Horizontalverschiebungen schließen. Das königliche Finanzministerium stimmte einer Anregung der Stadt Zwickau zu, die Untersuchung der Verschiebungen im ganzen Zwickauer Revier auf Kosten des Staates durchzuführen. Die durch diese staatlichen Arbeiten in klarer Weise festgestellten Horizontalverschiebungen traten im Verhältnisse zu den lotrechten Senkungen am stärksten auf an den Grenzen des Abbaugebietes. Die Horizontalverschiebungen erstreckten sich weit über die Grenzen des eigentlichen Abbaugebietes hinaus in Zonen, die vom Abbau gar nicht berührt wurden. Diese Verschiebungen zeigten sich im stärksten Senkungsgebiete nur ganz gering. Die Richtungen der Verschiebungen waren verschieden ; außerhalb des Abbaugebietes verschoben sich die Punkte ganz natürlich sämtlich in der Richtung auf das Abbaugebiet zu, innerhalb des Abbaugebietes wechselte die Richtung. Ein Vergleich der Senkungen der einzelnen Punkte ergab, daß meist die Punkte mit stärkster Senkung eine relativ geringe Verschiebung zeigten und umgekehrt Punkte mit starker Verschiebung nur wenig sich gesenkt haben. Ich hatte Gelegenheit von Dr. Ing. Eckardt persönliche Informationen über die Verhältnisse im Zwickauer Revier zu erhalten; der bekannte Fachmann

hat in äußerst zuvorkommender Weise mir alle Aufklärungen über die interessanten Verhältnisse gegeben.

Im Königreiche Sachsen gehört dem Oberflächenbesitzer auch die unterirdische Kohle. Im § 1 des sächsischen Berggesetzes sind nur die metallischen Mineralien vom Verfügungsrecht des Eigentümers ausgeschlossen und werden vom Staate verliehen. Alle übrigen Mineralien (Kohlen usw.) gelten als Bestandteile des Grundstückes, unter dem sie sich befinden. Man kauft sich in Sachsen das Recht zum Abbau bei jedem einzelnen obertägigen Grundbesitzer, u. zw. geschieht dies notwendigerweise durch Kauf in Bar oder in Form der sogenannten Zehntengewährung. Der Grundbesitzer kann ein Grundstück ohne Abbaurecht oder auch mit dem Abbaurecht verkaufen. Die Zehntengewährung ist eine vertragsmäßig bestimmte Abgabe (früher ein Zehntel) vom jährlichen Wert der aus den betreffenden Grundstücke geförderten Kohle. Zur Vereinfachung der Erhebungen der geförderten Kohlenmenge haben sich unter den Grundbesitzern die sogenannten Zehntenverbände gebildet. Die Abgaben an die Zehntenverbände betragen beim Erzgebir-gischen Steinkohlen-Aktienverein jährlich za. 0’5 Mill. Mark. Bekanntlich hat in diesem Kriege das sächsische Berggesetz insoweit eine Reform erfahren, als der Staat ermächtigt wurde, sämtliche noch freien Kohlenfelder zu erwerben und entweder selbst abzubauen oder den Abbau einem Unternehmer zu übertragen.

Die Frage des Kohlenabbaues unter der Stadt Zwickau beschäftigt schon seit längerer Zeit nicht nur die hierbei unmittelbar interessierten Bergwerke, sondern auch die staatlichen und städtischen Behörden sowie die Grund- und Hausbesitzer; sie ist eine . Frage allgemeinen Interesses geworden. Während mit den früher üblich gewesenen Abbaumethoden ein Abbau unter den dicht gebauten Teilen von Zwickau kaum möglich war, kann derzeit nach Einführung des Spülversatz verfahrens auf Grund der mit diesem gemachten Erfahrungen die Ausführung des Kohlenabbaues unter Zwickau erwogen werden. Es handelt sich um ein vorläufiges Nationalvermögen von za. 3-5 Mill, t Kohle, welche unter der inneren Stadt Zwickau gelagert sein sollen. Bis an den Rand der inneren Stadt ist der Bergbau bereits vorgedrungen, betrieben von 3 verschiedenen Bergwerksgesellschaften, von denen eine bisher erfolglos bemüht war, den Nachweis zu liefern, daß der Abbau auf Grund der besten und kostspieligsten Abbau-methode mit Spül Versatz der ausgekohlten Räume jede Gefahr für die Oberfläche ausschließt. Der zur Wahrung der öffentlichen Interessen berufene Rat der Stadt Zwickau hat manche Zweifel und Bedenken gegen den Abbau unter der Stadt Zwickau geltend gemacht. Der Erzgebirgische Steinkohlen-Aktienverein, der von den Bergwerken des Zwickauer-Re vieres vor allem als Erwerber der Abbaurechte und Betreiber des Abbaues unter Zwickau in Frage kommt, hat nun versucht, die beteiligten Kreise über die vorliegende Frage an der Hand ausführlicher Gutachten1) zu informieren. Die große wirtschaftliche Bedeutung des durch die Frage der Bergschäden verhinderten Abbaues unter der inneren Stadt Zwickau geht aus der Tatsache hervor, daß im Falle dieses Abbaues der genannten Stadt durch den Zehntenbezug eine Einnahme von etwa 1 Mill. Mark, den übrigen Zehntenberechtigten etwa 2'5 Mill. Mark zukommen würden. Ungefähr 20 J ahre hätten 1000 Arbeiter Beschäftigung. Fs wurde ferner berechnet, daß an Betriebsmitteln für den Bergbau za. 12 Mill. Mark verausgabt würden, allein für Holz wäre der Betrag von 4 Mill. Mark erforderlich.

Ich hatte vor diesem Kriege vielfach Gelegenheit, den wichtigsten reichsdeutschen Industriebezirk und insbesondere das rheinisch-westfälische Kohlenrevier zu bereisen. In äußerst entgegenkommender Weise hat Herr Dr. Ing. F or st m ann im Auftrage des Vereines für die bergbaulichen Interessen im Oberberganitsbezirk Dortmund in Essen mir Informationen erteilt. Herr Bergassessor Bäu m e r, Betriebsleiter der Zeche Sälzer und Neuack, hatte die Mühe nicht gescheut, mich mit den Verhältnissen der interessanten Abbaue unter der Fabrik der weltberühmten Firma Krupp in Essen zu informieren. Unter den kostbarsten Werkstätten dieser Unternehmung wird der Abbau mit Spülversatz betrieben und es ist interessant, daß sogar die geringmächtigen Flöze (45 cm) mit Sand verspült werden. Die Versatzbereitungsanlage kostete 1 Mill. Mark und war im ersten Betriebsjahre amortisiert. Bekanntlich wird in den K r u p p sehen Werken in Essen auch ein großer Teil des deutschen Kriegsmateriales hergestellt und es besteht mit Rücksicht auf diesen Umstand ein überaus großes öffentliches Interesse an der ungestörten Erhaltung dieser Fabriksanlagen. Der Spülversatz abbau sowie der schnelle Verhieb haben hier ihre großen Vorteile bewiesen und es werden derzeit Kohlenpfeiler zum Abbau gebracht, an deren Gewinn bisher nicht gedacht werden konnte. Auf Zeche Sälzer und Neuack wird Wert darauf gelegt, einen möglichst schnellen Verhieb zu erzielen, in etwa 100 m hohen Stößen, damit die entstehenden Senkungen auf möglichst große Flächen verteilt werden, wobei erkennbare Senkungsränder nicht in Erscheinung treten. Der Abbau bewegt sich in der Hauptsache nach unter der Krupp sehen Fabrik und unter der Stadt Essen, unter einer dicht verbauten Oberfläche mit zahlreichen Werkstätten und vielen öffentlichen Gebäuden, Kirchen, Schulen usw. Der Wert der einzelnen Gebäude, wie beispielsweise der 9. mechanischen Werkstätte beträgt bis 9 Mill. Mark. Die früheren Sicherheitspfeiler unterhalb der Stadt und unter dem Panzerplattenwerk, der Marienkirche, der 9. mechanischen Werkstätte u. a. sind behördlich aufgehoben worden, weil die Erfahrungen den ungünstigsten Bestand dieser Pfeiler gezeitigt haben. Als Versatzmittel kommen Asche, Schlacke, überhaupt alle Abfälle der Gußstahlfabrik, Bauschutt, Mischhalde und gemahlene Grubenberge in Betracht. Das gesamte Versatzgut wird in einer Versatzaufbereitung entsprechend zerkleinert und so gemischt , daß mit einer durchschnittlichen Zusammendrückbarkeit von 15 bis 20% der Flözmächtigkeit bei 150 Atm. Druck zu rechnen ist. Bei besonders empfindlichen, wichtigen und wertvollen Gebäuden wird die Dichte des Versatzgutes durch entsprechende Mischung des zur Verfügung stehenden Materiales noch erhöht. Sand kann für diese Zwecke nicht in Frage kommen, da er nur mit großen Kosten beschafft werden kann. Die an sich guten Wirkungen des Spülversatzes werden auch noch dadurch erhöht, daß die Zechen vermöge des Abbaues mit Schüttelrutschen in der Tage sind, sehr schnell abzubauen, wodurch die Senkungen auf möglichst große Flächen verteilt werden und einen ziemlich gleichmäßigen Verlauf nehmen.

Es ist interessant im Ruhr - Re vi e r e zu hören, daß die Bergbaubesitzer die Kosten der durch die bergbaulichen Verhältnisse erforderlichen baulichen Vorkehrungen, wie Verankerungen, Fundamentrostherstellungen usw. den Bauwerbern voll ersetzen. Man teilte mir mit, daß die Firma Krupp dem Kaufhause „Althof“ in Essen den Betrag von 30.000 M für die Mehrkosten der Fundierungen bezahlt hat, welche infolge bergbaulicher Wirkungen herzustellen notwendig erschienen. Diese Mehrkosten betrugen bei manchen Gebäuden bis zu 100.000 M und es ist ein häufiger Fall, daß der Bergbaubesitzer in Deutschland den Bauherrn ersucht, die Fundamente so herzustellen, daß für den Bestand des Gebäudes eine ausreichende Sicherheit besteht. Für diese Mehrkosten an Fundierungen erklärt sich der Bergbaubesitzer bereit, mit eigenen Mitteln aufzukommen. Der Bergbaubesitzer geht hierbei von der richtigen Erwägung aus, daß diese Maßnahmen ihm direkt in derWeise zugute kommen, daß nur eine geringere Beschädigung des Gebäudes eintreten kann, welche eine auch geringere Entschädigung seinerzeit notwendig macht.

In Deutschland wird auch unter größeren Eisenbahnbrücken der Abbau mit Versatz betrieben. Aus diesem Anlasse besitzt der Bergfiskus Geldmittel, um anläßlich der Erbauung solcher Brücken, deren Herstellung in einer derartigen Weise zu veranlassen, daß dieselben soweit als möglich den zu erwartenden Senkungsprozeß schadlos mitzumachen geeignet sind. Fs kommt aber auch.vor, daß unter gewissen Objekten der Kohlenabbau nicht betrieben wird. So ist z. B. auf der Hauptstrecke Saarbrücken—Neunkirchen für einen Tunnel ein Kohlenpfeiler belassen worden, welcher unter 60° gegen die Horizontale geböscht ist und ein beiläufiges Quantum von 12 Mill, t Kohle beinhaltet. Da dieser Tunnel bei eintretenden Bergschäden sehr bedeutende Instandsetzungskosten erfordern würde, hat sich der Bergfiskus zur Belassung eines so kostspieligen Kohlenpfeilers entschlossen.

Gelegentlich der Besprechung der wirtschaftlichen Verhältnisse in Rheinland-Westfalen und Oberschlesien, wurde u. a. angeführt, daß trotz der außerordentlich günstigen geologischen Verhältnisse der oberschlesische Bergbau nicht die bedeutende Entwicklung aufweist, wie jener des rheinisch-westfälischen Industriebezirkes. Der Vorteil des Abbaues mächtigerer Flöze wird in Oberschlesien dadurch stark beeinträchtigt, daß bei diesen Abbauverhältnissen erklärlicherweise die Tagesoberfläche in viel stärkerem Grade in Mitleidenschaft gezogen wird, als dies beim Abbau der schwächeren Flöze im rheinisch-westfälischen Kohlenbezirk der Fall ist. Die bedeutenden Bergschäden nötigen die oberschlesischen Gruben, zum Ankauf umfangreicher Gebiete, die größtenteils brach liegen bleiben müssen. Auch muß der oberschlesische Bergbau enorme Summen für Bergschäden bezahlen und ist zum Schutze der Tagesoberfläche häufig gezwungen, bedeutende Kohlenpfeiler in der Erde zu belassen.

Die nachteiligen Einwirkungen des Bergbaues auf die Tageoberfläche hängen von der Intensität des Bergbaubetriebes ab und es lassen sich deshalb keine allgemeinen Normen festlegen, welche die Berechnung der Schadenersatzkosten im vorhinein gestatten würden. Fs kann deshalb auch nicht annähernd ein Präliminare erstellt werden, welches die voraussichtlich erwachsenden Bergschadenskosten, z. B. bei Bisenbahnen, enthalten würden. Die jährlichen Kosten der normalen Erhaltung von Hauptbahnen wurden vor diesem Kriege mit K 5000 pro km und Gleis berechnet; bei solchen Bahnstrecken, die durch Kohlenabbau nachteilig beeinflußt wurden, haben die erforderlichen Sanierungsmaßnahmen ungefähr K 1000 pro km und Gleis ausgemacht. Dr. Franz Goetz hat in seiner interessanten Dissertation über die „Ausbildung der Straßenbahnanlagen mit Rücksicht auf die Bodenbewegungen im Senkungsgebiete des rheinisch-westfälischen Kohlenbergbaues“ verschiedene Gutachten angeführt, welche die an elektrischen Straßenbahnen hervorgerufenen Bergschäden zum Gegenstände haben. Einige Gutachter schätzten gelegentlich eines Schadenersatzprozesses die infolge der bergbaulichen Einwirkungen nötig gewordenen Mehraufwendungen der Straßenbahn auf M 1200 bis M 5200 pro km Gleis, verneinten aber die eingetretene Wertverminderung dieser Gleise. Andere Gutachter schätzten die Kosten der notwendigen Gleisregulierung mit M 4600 bis M 4700 pro km Gleis, berechneten jedoch noch außerdem eine Entwertung der Gleise mit M 7500 bis M 16.200 pro km, je nachdem diese Gutachter die Lebensdauer des unbeschädigten Oberbaues auf 15 bis 25 Jahre bewerteten. Das Gericht entschied sich für eines der mittleren Gutachten und verurteilte dementsprechend die Bergbaugesellschaft zu einem Betrage von M 1500 pro km Gleisregulierung unter Ablehnung des Minderwertes der Gleise.

Gelegentlich der am 3. Juni 1908 zum Schutze des Rhein-Herne-Kanales veröffentlichten Verordnung über die bergpolizeilichen Maßnahmen wurde angeordnet, daß unter dem Gelände dieses Kanales in einer Entfernung von je 300 m von der Kanalmitte nur Abbau mit Bergeversatz geführt werden darf. Unter den Schleusen des Kanales wurde der Abbau teils untersagt, teils mit Spülversatz gestattet. Ih der Denkschrift vom Juli 1907 hatten die in Betracht kommenden Bergwerksgesellschaften den Antrag begründet, sie von der ,,Ersatzp flicht für Bergschäden“ zu befreien. Die gegenständliche Denkschrift hat berechnet, daß für den Spülversatz in den Sicherheitspfeilern der Schleusen die erforderlichen Kosten mindestens 37-76 Mill. Mark betragen würden. Es wird in der Denkschrift angeführt, daß diese Kosten, aller Wahrscheinlichkeit nach, den 7 in Betracht kommenden Bergwerksgesellschaften zur Last fallen werden. Mehr als diese nachgewiesene Schädigung fürchtet die Denkschrift die indirekte Schädigung des Bergwerksbetriebes, welche durch die, infolge der Bergschäden notwendig werdende Unterbrechung des Kanalbetriebes an den Schleusen hervorgerufen werden kann. Die Denkschrift führt unter anderem aus, daß diese Schädigung ,,geeignet ist, selbst das finanzkräftigste und blühendste Unternehmen zu gefährden, welche Schädigung auch dann dem betreffenden Bergwerk zur Last fällt, wenn es die oberbergamtlich vorgeschriebenen Sicherheitsmaß-regeln in aller Form beobachtet hat“. Der dem Kanalbesitzer zu ersetzende Einnahmeausfall wird auf mindestens M 23.000 für jeden Tag der Betriebsunterbrechung berechnet. In der Berechnung sind die Schädigungen nicht eingeschlossen, welche Dritten durch die Stillegung des Kanalbetriebes entstehen, da nach der herrschenden Anschauung ihnen ein Anspruch auf Schadenersatz nicht zusteht. In der ,,Zeitschrift für Architektur und Ingenieurwesen“ (1910) führt Regierungsbaumeister Korten gelegentlich der Erörterung der vorliegenden Fragen unter anderem an, daß das von den kommunalen Verwaltungen, industriellen Unternehmungen und Verbänden für die Benützung des Kanales im Kohlenrevier angelegte Kapital mehrere handelt Mill. Mark betragen wird. „Die Verluste, welche durch das infolge Bergschäden zeitweise Brachliegen der Anlagen und der Kanalflotte, die Beschäftigungslosigkeit der dabei Angestellten und das Behlen des billigen Transportweges erwachsen, werden außerordentlich hoch sein. Es ist zu ersehen, welche schlimmen Folgen die durch eine Beschädigung der Schleusen verursachte Stillegung des Kanalbetriebes. nach sich zieht.. Es ist deshalb die Frage berechtigt, ob die bergpolizeilichen Verordnungen und die Anordnung der Schleusen geeignet sind, die nie ganz , zu beseitigende Gefahr einer Beschädigung der letzteren auf das denkbar kleinste Maß zu verringern.“

Schon vor diesem Kriege wurde unter den dichtbewohnten Städten der Kohlenbezirke Europas allgemein Kohlenabbau betrieben, ungeachtet der verausgabten enormen Kosten für Bergschäden, da sich die Erkenntnis fast allgemein Bahn gebrochen hat, daß diese Bergschäden trotz ihrer großen wirtschaftlichen Nachteile kein Hindernis bilden dürfen für die Erschließung der Kohle, an deren Gewinnung die Volkswirtschaft ein bedeutendes Interesse besitzt. Wenn schon vor diesem Kriege von den maßgebenden Behörden in den meisten Fällen die Zulässigkeit des Kohlenabbaues unter den Städten der Reviere anerkannt und aus. wirtschaftlichen Rücksichten empfohlen worden ist, so wird nach diesem Kriege infolge der nunmehr allgemein anerkannten Bedeutung der Kohle als unentbehrlicher Rohstoff zweifellos das Bestreben sein, den Kohlenbergbau unter gewissen Sicherheitsvorkehrungen unbeschränkt zu betreiben. Man wird jedoch trachten müssen, die Abbaumethoden in der Weise zu vervollkommnen, daß die Tagesoberfläche möglichst von Schäden bewahrt weide. Andererseits wird auch das Bestreben in erhöhtem Maße sich geltend machen, derartige Baukonstruktionen zu ersinnen, daß den Gebäuden die Möglichkeit gegeben wird, die unvermeidlichen Bodenbewegungen möglichst schadlos mitmachen zu können.

	
7. Eisenbahn und Kohlenbergbau in ihren rechtlichen Beziehungen



Aus den bisherigen Ausführungen ist zu ersehen, daß in den Verhältnissen des Kohlenbergbaues und der Eisenbahnen, bezw. den Verkehrsunternehmungen im allgemeinen ein enger Zusammenhang besteht. Es ergeben sich zahlreiche Interessengemeinschaften und Interessengegensätze zwischen Bergbau und Eisenbahn, und es wird im öffentlichen Interesse der Kohlenversorgung gelegen sein, wenn diese beiden wichtigen Faktoren der Volkswirtschaft sich frei und ungehindert entwickeln können. Die Interessengemeinschaften zwischen dem Bergbau und den Verkehrsunternehmungen geben wohl keinen Anlaß zu einer besonderen Erörterung, weil die gegenseitige Förderung diese gemeinschaftlichen Interessen gewissermaßen automatisch erfolgen wird. Wir wollen uns nur mit jenen Verhältnissen befassen, welche in Oesterreich zuInteressengegen-sätzen geführt haben, deren eheste Beseitigung außerordentlich wünschenswert erscheint.

Das rechtliche Verhältnis zwischen Bergbau und Eisenbahn ist in Oesterreich durch die Ministeri al-v e r or dn ung vo m 2. Jänner 1859, ROBI. Nr. 25, geregelt. Die Verfasser des allgemeinen Berggesetzes vom 23. Mai 1854 haben es unterlassen, das Verhältnis des Bergbaues zu den Eisenbahnen, wie überhaupt zu den öffentlichen Verkehrsanlagen, besonders zu regeln. Sie begnügten sich damit, Schürfungen (§ 17), Tagmaßenarbeiten (§ 83) und das Setzen von Grenzzeichen (§ 104) auf Eisenbahnen zu verbieten. Im übrigen enthält das allgemeine Berggesetz keine anderen Vorschriften zum Schutze der Eisenbahnen als die ganz allgemeinen Bestimmungen der §§ 170, 220 und 222. Erst die erwähnte Ministerialverordnung hat in dieser Beziehung Vorschriften getroffen. Diese Verordnung stammt aus einer Zeit, in welcher die Eisenbahnen und der Bergbau i mAnfange ihrer Entwicklung waren und Kollisionen aus diesemGrunde verhältnismäßig selten vorgekommen sind. Man hatte auch in dieser Zeit keine Erfahrungen über die Folgewirkungen des Bergbaubetriebes auf die Tagesoberfläche, man kannte deshalb auch nicht die Maßnahmen, die zum Schutze der Eisenbahnen eventuell in Betracht kommen konnten. Es ist klar, daß sich insbesondere in den Bergbaugebieten die Notwendigkeit der Entwicklung der Verkehrsanlagen von selbst ergeben hat. Bereits im Jahre 1876 hat ein Entwurf eines neuen Berggesetzes die Aufhebung der gegenständlichen Ministerialverordnung vom Jahre 1859 und den Ersatz derselben durch andere, in ein neues Berggesetz aufzunehmende Normen ins Auge gefaßt. In der ,,Oesterreichischen Zeitschrift für Berg- u. Hüttenwesen“ 1876 macht Baumayer einige Bemerkungen, um die Unhaltbarkeit und Dringlichkeit der Aufhebung oder Abänderung der Verordnung darzutun. Die Verordnung vom 2. Jänner 1859, RGBl. Nr. 25, wurde von. den Ministerien der Einanzen, der Justiz, für Handel, Gewerbe und öffen-liehe Bauten erlassen, zur Verhütung und Beseitigung von Kollisionen zwischen Bergbau und Eisenbahnunterneh-mungen und den daraus entspringenden Gefahren für die Sicherheit des Gebens und des Eigentums. Diese Verordnung wurde erlassen, um den Gefahren für die Sicherheit des Lebens und des Eigentumes zu begegnen, welche sich aus dem Bergbaubetriebe in der Nähe von Eisenbahnen ergeben können, insbesondere um den Bergbaubetrieb sowie den Eisenbahnbetrieb in einer Weise zu regeln, wodurch gegenseitige Störungen Vermieden und Kollisionen zwischen Bergbau- und Eisenbahnunternehmungen verhütet und beseitigt werden.

Die Verordnung lautet:

	
§ 1. Schürfungen und oberirdische Bergbaue (Einbaue) sowie die davon herrührenden Halden müssen von Eisenbahnen und deren Zugehöre in solcher Entfernung gehalten werden, daß Haldenstürze den Eisenbahnbetrieb in keiner Weise stören oder hindern, Schächte, Stollen und andere oberirdische Bergbaue aber mindestens 38 in von Gebäuden, 29 m von Stationsplätzen, 6 m vom Sohlenende des Dammkörpers und 12 m von den Grundmauer-werken der Viadukte und Brücken der Eisenbahnen entfernt bleiben. Gleiche Entfernungen sind auch bei der Anlage in der Nähe schon bestehender Schächte, Stollen und anderer oberirdischer Bergbaue und deren Halden zu beobachten.


	
§ 2. Unterirdische Bergbaue dürfen nur in solcher Nähe von Eisenbahnen geführt werden, daß dadurch weder die Sicherheit des Eisenbahnverkehres noch jene der Bergbaubetriebe eine Beeinträchtigung oder Gefahr erleidet. Die dabei einzuhaltenden Entfernungen haben mit Rücksicht auf die verschiedenen örtlichen Verhältnisse, die Berghaupt-mannschaften im Einvernehmen mit den Kreisbehörden von Fall zu Fall festzusetzen.


	
§ 3. In paralleler Richtung unterhalb einer Eisenbahn soll die Führung von Stollen und Strecken nicht stattfinden. Wenn jedoch solche Bergbaue in anderen Richtungen unter Eisenbahnen geführt werden, müssen sie den zur Sicherheit sowohl des Bergbaues als der Eisenbahn erforderlichen festen Ausbau mittels gewölbter Mauerung erhalten.


	
§ 4. Wird die Verleihung eines Grubenfeldes angesucht, welches sich über eine genehmigte oder bereits ausgeführte Eisenbahn erstrecken soll, so hat die Berghauptmannschaft zu der nach § 54 des a. B. G. vorzunehmenden Freifahrung nebst den sonstigen Interessenten insbesondere auch den bevollmächtigten Vertreter der Besitzer oder Unternehmer der Eisenbahn vorzuladen und im Einvernehmen mit der Kreisbehörde (Komitatsbehörde oder Delegation) einen landesfürstlichen Baubeamten beizuziehen, um mit dessen Beirat sorgfältig zu erheben, ob und unter welchen Bedingungen mit Rücksicht auf die projektierte oder schon bestehende Eisenbahn die angesuchte Bergwerksverleihung erteilt werden könne. Die Entscheidung darüber steht der Oberbergbehörde, falls dieselbe nicht zugleich politische Landes-stelle ist, im Einverständinsse mit letzterer und über Berufungen dagegen dem Finanzministerium, im Einverständnisse mit den Ministerien des Innern, dann für Handel und Gewerbe und öffentliche Bauten zu (§ 18 des a. B. G.).


	
§ 5. Die Bedingungen, unter welchen die Grubenfeld-Verleihung auf einer Eisenbahn als zulässig erkannt wurde, sind nach erlangter Rechtskraft in die nach § 63 des a. B. G. auszufertigende Verleihungsurkunde aufzunehmen und steht dem Bergbauunternehmer wegen etwaiger Beschränkung des Bergbaues kein Anspruch auf Entschädigung gegen die Eisenbahnunternehmung zu.


	
§ 6. Soll eine projektierte Eisenbahn über bereits verliehene Grubenfelder oder schon bestehende Bergbaue angelegt werden, so ist der nach dem § 6 des Eisenbahngesetzes vom 14. Dezember 1854 abzuhaltenden Lokalkommission nebst dem Bergbauberechtigten auch ein Abgeordneter der Berghauptmannschaft beizuziehen und auf Grund der vorgelegten Erhebungen von der politischen Landesstelle, falls sie nicht zugleich Oberbergbehörde ist, im Einverständnisse mit der letzteren unter Freilassung des Rekurses an das Ministerium des Innern zu entscheiden, ob und. unter welchen Bedingungen der Fortbetrieb des Bergbaues unterhalb der Eisenbahn stattfinden dürfe. Die dagegen eingebrachten Rekurse wird das Ministerium des Innern im Einverständnisse mit dem Ministerium der Finanzen, dann für Handel, Gewerbe und öffentliche Bauten erledigen.


	
§ 7. Muß sich infolge der gemäß § 6 gefällten, rechtskräftig gewordenen Entscheidung der Bergbauunternehmer eine Beschränkung seines Betriebes zugunsten derEisenbahn gefallen lassen, so hat ihm der Eisenbahnunternehmer eine angemessene En t-Schädigung dafür zu leiste n und ist die Bewilligung zum Baue der Eisenbahn unter dieser Bedingung zu erteilen.


	
§ 8. Entstehen zwischen bereits bestehenden Bergbauen und zwischen schon angelegten Eisenbahnen Kollisionen, so muß der Bergbaubesitzer diejenigen Sicherheitsvorkehrungen in seinem Bergbaubetriebe treffen oder sich diejenigen Beschränkungen desselben gefallen lassen, welche die ungestörte Erhaltung und Benutzung einer in öffentlicher und volkswirtschaftlicher Hinsicht wichtigen Eisenbahn nach dem von der politischen Landesstelle, falls sie nicht zugleich Oberbergbehörde ist, im Einverständnisse mit letzterer geschöpften Erkenntnisse unumgänglich erheischt. Die kommissioneile Erhebung der einschlägigen Verhältnisse hat von der Kreisbehörde (Komitats-behörde oder Delegation) im Einvernehmen mit der Berghauptmannschaft auszugehen und. sind dieselben, nebst den beiderseitigen Interessenten, ein Abgeordneter der Berghauptmannschaft und ein landesfürstlicher Baubeamter beizuziehen. Ob und welche Entschädigung in diesem Falle dem Bergbauberechtigten gegen die Eisenbahnunternehmung zusteht, haben im Falle eines Streites die Gerichte nach Maßgabe der bestehenden Gesetze zu entscheiden.


	
§ 9. Die Berghauptmannschaften sind verpflichtet, Bergbaue, welche in der Nähe oder unterhalb der Eisenbahnen geführt werden, mit besonderer Sorgfalt zu über-lug. A. H. Goldreich: Die Kohlenversorgung Europas               1 ] wachen, und mindestens jährlich einmal, nach Erfordernis auch öfters untersuchen zu lassen, um sich von dem gehörigen Zustande derselben die Ueberzeugung zu verschaffen. Die dabei vorgefundenen Ordnungswidrigkeiten sind, inso-ferne sich dieselben nicht zur strafgerichtlichen Behandlung eignen (§ 172 des a. B. G.), nach Maßgabe des § 240 desselben Gesetzes zu ahnden.“



Die Frage der Zulässigkeit des Kohlenabbaues unter der Montanbahn des Ostrau-Karwiner Steinkohlenrevieres hat, wie bereits erwähnt, im Jahre 1880 Veranlassung dazu gegeben, zu untersuchen, ob die Bestimmungen dieser Ministerialverordnung im gegenständlichen Falle zur Anwendung zu bringen seien, oder ob mit Rücksicht darauf, daß diese Bahn lediglich der Verfrachtung der Bergwerksprodukte dient, mildere Grundsätze für die Abbauzulässigkeit unter der Montanbahn festgesetzt werden könnten, als jene, welche in der vorzitierten Verordnung angeführt erscheinen. Das k. k. Revierberganit in Olmütz hat damals ein Regulativ entworfen, welches eine Aenderung der erwähnten Ministeri alverordnung bezüglich ihrer Anwendung auf die Montanbahn zum Zwecke hatte. Der Professor des Eisenbahnbaues an der k. k. Technischen Hochschule in Wien, Ing. F. R z i h a, wurde eingeladen, ein Gutachten über das vorgeschlagene Regulativ abzugeben. Der Genannte hat sich dieser Aufgabe im Jahre 1881 entledigt und gleichzeitig eine eigene Bodensenkungstheorie entwickelt, auf Grund welcher er einen Regulativentwurf über den Abbau unter der Montanbahn verfaßt hat.

Der Berg- und Hüttenmännische Verein in Mähr.-Ostrau, welchem das R z i h a sehe Regulativ vorgelegt wurde, hat dasselbe begutachtet und sind die bezüglichen Ausführungen in der ,Oesterr. Zeitschrift für Berg- und Hüttenwesen“ 1882 veröffentlicht worden. Professor R z i h a führte in seinem Gutachten einleitungsweise an, daß der technische Teil der Ministerialverordnung vom Jahre 1859 veraltet ist, weil er mit den Fortschritten der technischen Wissenschaft nicht mehr im Einklänge steht. In eingehender Weise führte nun R z i h a eine ganze Reihe von Momenten an, welche die technische Veraltung des Textes der Verordnung beweisen. R z i h a bemängelte ferner, daß die Verordnung nur eine einzige Eisenbahnkategorie kenne, sie unterscheide nicht zwischen Haupt- und Nebenbahnen. Der Berg- und Hüttenmännische Verein in Mähr.-Ostrau schloß sich den Rzi haschen Argumentationen bezüglich der Mängel der Ministeri al Verordnung vollständig an. Der genannte Verein führte in seinem Gutachten an, daß diese Verordnung zu einer Zeit erlassen wurde, in welcher noch wenig Eisenbahnen bestanden haben und die vorhandenen Bahnen in den selteneren Fällen mit den Bergbauen in Berührung traten, so daß daher auch nur wenig Konflikte und unliebsame Austragungen zwischen den Eisenbahnen und Bergbauen zu schlichten waren. ,,In dieser Zeit", führt das Gutachten des genannten Vereines aus, ,,mangelten uns in Oesterreich noch so ziemlich alle Erfahrungen über den Einfluß des Abbaues auf die Tagesoberfläche und es ist nicht zu wundern, daß daher die Ministerialverordnung unvollständig ist, andererseits wieder viele verschärfte Vorsichtsmaßregeln enthält, die nach den jetzigen Erfahrungen ganz unbegründet sind und eine Schädigung des Bergbaues involvieren, und daß diese Verordnung den heutigen Anforderungen nicht mehr entsprechen kann". Das Gutachten sagt weiter: ,,Aus dem eben Gesagten geht hervor, daß es gegenwärtig ein dringendes Bedürfnis ist, staatliche Verordnungen zu erlassen, welche die Verhältnisse zwischen den Bergbauen und den Eisenbahnen den jetzigen Bedürfnissen entsprechend regeln.“

In seinem Buche ,,Bergbau und Eisenbahn“ erörtert Dr. Erwin Kapper2) die Rechtsbeziehungen zwischen Bergbau und Eisenbahn nach österreichischem Rechte. Dr. Kapper führt einleitungsweise in seinem Werke u. a. aus: ,,So muß denn der Bergbau unbedingt zurückstehen, wenn die Sicherheit von Personen, der öffentliche Verkehr, gemeinnützige Anlagen u. dgl. durch ihn gefährdet werden, überhaupt der Bestand von Gütern durch ihn bedroht ist, welche höher stehen als der Nutzen, welchen er der Allgemeinheit gewährt. In dieser Richtung kommt den Eisenbahnen eine besonders wichtige Stellung zu, nicht nur weil sie ein sehr verbreitetes geradezu unentbehrliches Verkehrsmittel sind, sie erheischen auch einen intensiveren Schutz als andere öffentliche Anlagen, da selbst geringfügige äußere Einwirkungen auf den Bahnkörper unter Umständen verhängnisvolle Wirkungen nach sich ziehen können. Es haben sich darum auch die meisten Bergwerksstaaten veranlaßt gesehen, das Verhältnis des Bergbaues zu den Eisenbahnen einer besonderen Regelung zu unterziehen“. Nach eingehender Erörterung der Entschädigungspflicht der Eisenbahnen, bezw. des Bergbaues kommt Dr. K a p p e r zu dem Schlüsse, daß eine gesetzliche Neuregelung des Rechtsverhältnisses zwischen dem Bergbau und den Eisenbahnen in mehrfacher Hinsicht wünschenswert sei; denn einerseits sind die bestehenden Vorschriften an sich mangelhaft und nicht zweckentsprechend, andererseits sind sie unklar, miteinander nicht in Einklang zu bringen und geben Anlaß zu verschiedenartiger Auslegung. In seiner Broschüre ,,Abbau unter der Bahn und Bahnverlegung zur Vermeidung oder Einschränkung von Bergbaubeschränkungen“ bemerkt Dr. Engländer3) resümierend: ,,Zur Feststellung der Zulässigkeit des Abbaues unter der Bahn und der Bahnverlegung zum Zwecke der Vermeidung von Bergbaubeschränkungen ist also eine besondere gesetzliche Regelung nicht notwendig. Hingegen erscheint es wünschenswert bei einer Neuregelung der Rechtsverhältnisse zwischen Bergbau und Eisenbahn auf eine möglichste Förderung der Vermeidung von Bergbaubeschränkungen durch Abbau unter der Bahn und Bahnverlegung hinzuwirken, damit das volkswirtschaftliche Interesse an der möglichst vollkommenen GewinnungderBodenschätze nicht durch unbegründete Widerstände geschädigt werde.“

Im Jahre 1911 habeich im Oesterr. Ingenieur- und Architekten-Verein einen Vortrag4) gehalten, betreffend „Die Theorie der Bodensenkungen im Kohlenrevier mit besonderer Berücksichtigung der Eisenbahnsenkungen des Ostrau-Karwiner Steinkohlenrevieres“, gelegentlich dessen ich u. a. ausführte: ,,Es ist eine gesetzliche Norm dringend notwendig, welche das Verhältnis zwischen Eisenbahnen und Bergbau zu regeln hätte, um auf diese Weise deren gegenseitige und öffentliche Interessen zum Wohle unseres Staatswesens zu fördern. Ich kenne die Schwierigkeiten der Bahnaufsicht im Bergbaugebiete ; in mir ist die Ueberzeugung festgewurzelt, daß in dieser Beziehung etwas geschehen müsse, im Interesse der ungestörten Entwicklung unseres Eisenbahnwesens, speziell im Bergbaugebiete, welches der Verkehrsstraßen am meisten bedarf, um den Bergbaubetrieb selbst zu immer höherer Entwicklung zu bringen. Was für Eisenbahnen Geltung hat, trifft für eventuelle Wasserstraßen und Flußregulierungen in vielleicht erhöhtem Maße zu und es wird die Notwendigkeit dazu zwingen, dem wichtigen Senkungsproblem bald näher zu treten.“

Die vorgeführten Darlegungen lassen erkennen, daß die Bestrebungen, das Verhältnis zwischen Bergbau und Eisenbahnen gesetzlich neu zu regeln in Oesterreich auf eine weite Zeit zurückreichen. Man erkannte allseits, daß insbesondere die fortdauernden Kollisionen zwischen Eisenbahn und Kohlenbergbau eine dringende Remedur erheischen. Es ist jedoch bis zum heutigen Tage in dieser Beziehung kein ernster Schritt erfolgt, der eine Gesetzesreform entsprechend den gemachten technischen Erfahrungen bewirkt hätte. Man wird nun fragen, in welchen Umständen das Bedürfnis nach einer Reform der gesetzlichen Bestimmungen begründet und in welcher Art die anzustrebende Neuregelung des rechtlichen Verhältnisses zwischen Bergbau und Eisenbahn durchzuführen sei. Hierzu sei folgendes bemerkt:

Es ist mir nicht bekannt, auf Grund welcher Berechnungen die im § 1 der Verordnung angegebenen Entfernungen der Schächte und Stollen von den Eisenbahnen ermittelt worden sind. Es ist nach den gemachten Erfahrungen aber auch ganz unmöglich, für die Größe dieser Entfernungen irgend eine Erklärung zu geben, welche nach dem derzeitigen Stande der technischen Wissenschaft begründet werden könnte. Es ist mir auch kein Fall in der Praxis in Erinnerung, in welchem sich die Behörden an diese veralteten Vorschriften gehalten hätten.

Der § 2 der Verordnung ist deshalb sehr interessant, weil er festlegt, daß die Sicherheit des Eisenbahnverkehres durch den Bergbaubetrieb weder eine Beeinträchtigung noch eine Gefahr

166 Goldreich: Die Kohlenversorgung Europas erleiden darf. Tatsache ist, daß der Abbau unter Eisenbahnen diese Sicherheit des Bahnverkehres beeinträchtigen und gefährden kann, wenn die Eisenbahnen nicht rechtzeitig obertägige Maßnahmen treffen würden, um einer solchen Beeinträchtigung oder Gefährdung der Sicherheit rechtzeitig vorzubeugen. Diese Maßnahmen bestehen in Behebungen der Schienenpressungen und -Zerrungen, Aufholungen der Gleise, Umbauten von Objekten usw. Es gibt keine Abbaumethode im Kohlenbergbau, welche die Bewegung der Tagesoberfläche ausschließen und die Eisenbahnen davon entheben würde, die angeführten Maßnahmen treffen zu müssen. Können die Eisenbahnen zu diesen mitunter enorme Kosten erfordernden Arbeiten im Sinne der Verordnung gezwungen werden ?

Die Verordnung spricht von Beschränkungen i m Bergbaubetriebe, sie führt keine Bestimmungen an, welche sich auf VorkehrungenimEisenbahn-betriebe beziehen würden. Nehmen wir an, man könnte die Eisenbahnen zur Durchführung der im Interesse der Verkehrssicherheit aus Anlaß des Bergbaubetriebes notwendigen Maßnahmen zwingen, dann ist die Frage, wer diese mitunter sehr bedeutenden Kosten zu tragen hat. Man könnte glauben, daß mit Rücksicht auf die den Bergbau treffende Schadenersatzpflicht darüber wohl kein Zweifel herrschen kann, doch sind in den zahlreichen Fällen der Praxis die bezüglichen Ansichten sehr verschieden. Im Sinne des § 106 des a. B. G. ist der Bergbau zu dieser Schadenersatzpflicht zu verhalten. Die Bestimmungen des § 7 der Verordnung vom Jahre 1859 werden von einer großen Zahl der beteiligten Interessenten dahin interpretiert, daß im Falle der Priorität des Bergbaues dieser nicht gezwungen werden könne, die am Bahnkörper erforderlichen Sanierungskosten zu tragen. Im Falle der Priorität des Bergbaues muß bekanntlich die Eisenbahn dem Bergbauunternehmer eine angemessene Entschädigung für Beschränkungen im Bergbaubetriebe leisten. Wenn nun solche Beschränkungen im Bergbaubetriebe entfallen, der Abbau unter der Bahn also unbeschränkt stattfinden kann, so entfällt für die Eisenbahnunternehmer die angeführte Entschädigungspflicht. Aus diesem Umstande wird gefolgert, daß in diesem Falle der Bergbau von der Schadenersatzpflicht gegenüber der Eisenbahn enthoben sei.

Im § 3 der Verordnung ist angeführt, daß in paralleler Richtung unterhalb einer Eisenbahn die Führung von Stollen und Strecken nicht stattfinden soll. ,,Wenn solche Bergbaue“, so heißt es wörtlich, ,,in anderen Richtungen unter Eisenbahnen geführt werden, soll ein fester Ausbau mit gewölbter Mauerung stattfinden“. Man sieht aus diesen Bestimmungen, daß dem Abbau unter Eisenbahnen seinerzeit ein so großes Gefahrmoment zugeschrieben wurde, daß an die Möglichkeit einer solchen Unterbauung der Eisenbahnen gar nicht gedacht wurde. Es wurden im Sinne der Verordnung Stollen und Strecken als Bergbaue bezeichnet, während der regelrechte Abbau in ausgedehnten Feldern gar nicht erörtert worden ist.

In den §§ 5 und 7 wird festgelegt, daß im Falle der Priorität der Eisenbahn dem Bergbauunternehmer wegen etwaiger Beschränkungen kein Anspruch auf Entschädigung zusteht. Im Falle der Priorität des Bergbaues muß die Eisenbahn den Bergbauunternehmer für etwa notwendig werdende Beschränkungen im Bergbaubetriebe angemessen entschädigen. Es ist nun die Frage, was unter einer B e-schränkungim Bergbaubetriebe zu verstehen und auf welcher Grundlage die angemessene Entschädigung zu berechnen ist. Im Sinne der bis nun zitierten Bestimmungen müßte man annehmen, daß die Beschränkung des Bergbaubetriebes mit dem vollständigen Abbau-v e r b o t in einem nicht festgesetzten Bereiche (§ 1 handelt nur von Schächten, Stollen usw.) unter der Eisenbahn identisch ist. Es hätte also die Eisenbahn im Falle der Priorität des Bergbaues die Pflicht, dem Bergbauunternehmer die in der Erde belassene Kohlenmasse (Kohlenpfeiler) zu entschädigen. Auf Grund welcher Vorschriften soll nun der Wert dieser Kohlenmassen ermittelt werden? Hat der Bergbau Anspruch auf den Ersatz der Selbstkosten, welche durch die Gewinnung der Kohlenpfeiler entstehen würden, also auf den effektiven Kohlenwert ? Muß der Eisenbahnunternehmer etwa den Verkaufs wert der im Kohlenschutzpfeiler enthaltenen Kohlen ersetzen oder muß endlich der Eisenbahnunternehmer nur den V e r d i e n s t e n t g a n g dem Bergbau, also die Differenz zwischen Verkauf preis und Gewinnungskosten bezahlen? Diese Fragen läßt die Verordnung unbeantwortet. Sie hatte ja lediglich b e r g-

168 Goldreic h: Die Kohlen Versorgung Europas polizeiliche Interessen im Auge; sie greift die Entschädigungsfrage auf, ohne sich weiter uni sie zu kümmern.

Von besonderem Interesse sind auch die Bestimmungen des § 6, welche festlegen, daß im Falle einer projektierten Eisenbahn über bereits verliehenen Grubenfeldern oder schon bestehenden Bergbauen Erhebungen zu pflegen sind, ob und unter welchen Bedingungen der Fortbetrieb des Bergbaues unterhalb der Eisenbahn stattfinden dürfte. Im Sinne dieser Ausführungen wäre also der Fortbetrieb des Bergbaues unter der Eisenbahn möglich und es ist die Frage, ob sich dies nur auf die Anlegung von Stollen und Strecken, entsprechend den Bestimmungen des § 2 bezieht oder ob ein regelrechter Abbau ins Auge gefaßt war.

Diese Reihe von ungeklärten Fragen ist noch lange nicht erschöpft und es würde zu weit führen, in diesen Zeilen den Versuch zu machen, auch nur eine annähernde Klarstellung der Verhältnisse zu versuchen. Die Erörterung des Begriffes der „Beschränkung im Bergbaubetriebe" allein würde vom technischen Betriebsstandpunkt aus, einen so großen Raum erfordern, daß an einem Versuch der Erläuterung der in Betracht kommenden Frage im Rahmen dieser Ausführungen nicht gedacht werden konnte. Tatsache ist, daß das bestehende rechtliche Verhältnis zwischen Eisenbahn und Bergbau in Oesterreich einer dringenden gesetzlichen Regelung bedarf. Die seit langen Jahren bestehenden Differenzen zwischen Eisenbahn und Kohlenbergbau erheischen eine Remedur, es handelt sich um große öffentliche und wirtschaftliche Fragen, deren Klarstellung im Interesse der Allgemeinheit dringend geboten erscheint.

Es ist auch in der Frage des Verhältnisses zwischen Eisenbahn und Bergbau von besonderem Interesse, die bezüglichen Verhältnisse in Deutschland kennen zu lernen, wo sowohl die Entwicklung des Eisenbahnwesens als auch des Bergbaues so bedeutend war, daß dies bezügliche Interessengegensätze nicht hinderlich im Wege stehen konnten. Oberbergrat Bunt z el hat mir gelegentlich meiner Studienreisen in besonders liebenswürdiger Weise persönlich Aufklärung gegeben. Oberbergrat B u n t z e 1 hat sich über den Standpunkt der reichsdeutschen Behörden in der Frage der

Bahnunterbauung folgendermaßen geäußert :DerAbba u unterEisenbahnenistin Deutschland gestattet; das Revierberganit schreibt jedoch Bedingungen vor, welche einschränkender Form sind. In Oberschlesien werden z. B. folgende Bedingungen gestellt: a) über eine gewisse Flächengröße darf nicht auf einmal ausgekohlt werden, u. zw. ist meist eine Maximalfläche von 150 m2 pro Pfeilerabschnitt festgesetzt; b) dem Auskohlen muß innerhalb 24 Stunden das Verspülen folgen. Das Verspülen muß innerhalb einer gewissen Frist beendet sein; c) gleichzeitig darf nur eine beschränkte Anzahl von Kohlenpfeilern im Abbau sein; d) sorgfältige Nivellements müssen in gewissen Zeitabschnitten ausgeführt werden; e) die Bisenbahnverwaltung behält sich vor, die obertägigen Instandsetzungskosten den Gruben anzurechnen. Es wird seitens der Gewerkschaft die Bahn Verwaltung in Kenntnis gesetzt, an welcher Stelle der Abbau sich befindet.

Im Sinne des § 8 der Polizeiverordnung vom 18. Jänner 1900 ist der Bergwerksbesitzer verpflichtet, dem Revierbeamten die Anzeige zu erstatten, sobald sich die Grubenbaue auf 100 m solchen Tagesgegenständen nähern, deren Beschädigung den öffentlichen Verkehr gefährden könnten. Der Revierbeamte setzt die Bedingungen fest, unter denen der Bergbau in der Nähe der Bahn und gegebenenfalls auch unter derselben stattfinden darf. Zufolge § 67 des. allgemeinen preußischen Berggesetzes vom 24. Juni 1864 darf der Betrieb nur auf Grund eines Betriebsplanes geführt werden. Dieser Plan ist vom Bergwerksbesitzer dem Revierbeamten vorzulegen. Der Revierbeamte hat ein Einspruchsrecht, das er binnen 2 Wochen geltend machen muß. Laut § 196 des allgemeinen preußischen Berggesetzes muß der Bergbau in der Weise betrieben werden, daß der Schutz der Oberfläche gewahrt wird. Die öffentlichen Interessen sind unter allen Umständen zu schützen. § 54 des allgemeinen preußischen Berggesetzes verpflichtet den Bergbau, sich alle Beschränkungen gefallen zu lassen, die ihm im Interesse des öffent-lichenVerkehrs vonSeite derBergbehörde auferlegt werden. Laut § 154 besitzt der Bergwerksbesitzer bei Neuanlage einer Eisenbahn über einem be-reitsbestehenden Bergbau gewisse Prioritätsrechte. Im Sinne des § 154 steht dem Bergwerksbesitzer ö f f e n t-liehen Verkehrsanstalten gegenüber ein Schadenersatzanspruch dann zu, wenn er zu dem Betrieb des Bergwerkes früher berechtigt war, als die Genehmigung zum Bahnbetriebe erteilt wurde, und wenn außerdem die Herstellung sonst nicht erforderlicher Anlagen in dem Bergwerke oder die sonst nicht erforderliche Beseitigung oderVer-ä n d e r u n g bereits vorhandener Anlagen notwendig wird. Die Schadenersatzpflicht ist jedoch an die Bedingung geknüpft, daß die Herstellung, Beseitigung oder Veränderung der Anlagen im Bergwerke zum Schutze der Bahnanlagen und zu ihrem Betriebe notwendig war und nicht dazu dient, den weiteren Betrieb des Bergwerkes neben dem Bestehen der Verkehrsanstalten zu ermöglichen. § 148 des allgemeinen preußischen Berggesetzes legt dem Bergwerksbesitzer die Verpflichtung auf, für alle Schäden vollständige Entschädigung zu leisten, welche dem Grundeigentume oder dessen Zugehör durch den Bergbau verursacht werden.

Die unbedingte Schadenersatzpflicht des Berg-werksei gentümers wird im § 150 für den Fall aufgehoben, als der Schaden an Gebäuden und anderen Anlagen entstanden ist, welche zu einer Zeit errichtet worden sind, wo die demselben durch den Bergbau drohende Gefahr dem Grundbesitzer bei Anwendung gewöhnlicher Aufmerksamkeit nicht unbekannt bleiben konnte. Unter die genannten „anderen Anlagen“ fallen jedoch nicht die mit Enteignungsrecht versehenen öffentlichen Verkehrsan-s t a 11 e n, da der § 153 bestimmt, daß dem Bergbautreibenden ein Widerspruchsrecht gegen die Ausführung geplanter öffentlicher Verkehrsanstalten nicht zusteht. Chausseen, Eisenbahnen, Kanäle und andere öffentliche Verkehrsmittel dürfen in ihrem Recht in keiner Weise durch das Vorhandensein des Bergbaues gestört werden. § 150 hat also Verkehrsanstalten gegenüber keine Gültigkeit. Der Bergwerksbesitzer darf nicht nur den Bahnbetrieb nicht stören oder gefährden, er muß vielmehr noch in seinem Betriebe alle erforderlichen Vorkehrungen treffen, um einer Störung der Bahnanlage durch diesen zu vermeiden, ohne daß ihm hie für ein Schadenersatzanspruch zusteht. § 72, Abs. 4 des allgemeinen preußischen Berggesetzes verleiht jedem Interessenten das Recht zur Einsichtnahme in die Grubenkarten, wenn er einen Schadenersatzanspruch der Bergbehörde glaubhaft nachweist.

Der bekannte belgische Gelehrte Mr. V. W a 11 e y n e, Inspecteur generale des Mines in Brüssel, hat mir gelegentlich einer Studienreise bezüglich der technischen und rechtlichen Verhältnisse in den belgischen Kohlenrevieren eingehende Mitteilungen gemacht. Wie in Deutschland ist auch in Belgien der Bergbaubesitzer verpflichtet, jeden obertägigen Schaden voll und ganz zu ersetzen. Watteyne teilte mir mit, daß man in Belgien mit 30% der Flözmächtigkeit als Senkung der Oberfläche zu rechnen gewöhnt ist. Der Gelehrte verwies ferner auf die außerordentlich große Zahl von Bergschadenprozessen in Belgien. Der obertags Beschädigte weiß oft gar nicht, bei welchem Bergbaubesitzer er den Schadenersatz geltend zu machen hat, da bei gleichzeitigem Abbaubetrieb benachbarter Gewerkschaften die Feststellung des Schadenurhebers eine schwere Sache ist. Am kompliziertesten gestalten sich die Verhältnisse in der Umgebung von Mons (le Borinage), dem bedeutendsten Steinkohlengebiete Belgiens. In diesem Kohlenreviere gibt es Abbaurechte bis zu gewissen Teufen, so daß mehrere Bergwerksbesitzer übereinander den Abbau betreiben. Es ist leicht begreiflich, daß die Feststellung des die obertägigen Senkungen verursachenden Bergbaubetriebes sich in diesem Falle noch schwieriger gestalten muß.

Watteyne verwies ferner auf eine Entscheidung des conseil des mines, einer Körperschaft, zusammengesetzt aus den hervorragendsten Juristen des Landes und führte aus: ,,Le conseil des mines a decide que l’tat pouvait exproprier (prendre) une de la concession saus payer; la question ist le bätiment d’une assensure pour le canal du centre.“ Watteyne gibt bei dieser Gelegenheit darüber Erklärungen, daß in Belgien die Anschauung vertreten wird, daß der Bergbau sich alle aus öffentlichen Interessen erforderlichen Einschränkungen gefallen lassen müsse, ohne einen Anspruch auf eine bezügliche Entschädigung zu besitzen. Die vorgeführte Entscheidung des juristischen Staatsrechtes weist dem Staate Belgien sogar das Recht zu, aus öffentlichen Rücksichten eine bereits erteilte Abbaubewilligung nachträglich zu entziehen.

Ich will es vermeiden, in diesen Zeilen etwa die Richtlinien für die notwendige Reform der Rechtsbeziehungen zwischen Eisenbahn und Bergbau zu geben. In so schwierigen Problemen, welche bedeutende wirtschaftliche Fragen berühren, wäre es ein Wagnis, ein Urteil abzugeben, welches allen in Betracht kommenden Interessen in gleicher Weise Rechnung trägt. Die Regelung des rechtlichen Verhältnisses zwischen Bergbau und, Eisenbahn kann nur das Resultat einer Enquete sein, welche allen beteiligten Faktoren in gleichem Maße das Wort gibt. Wir gehen einer Zeit entgegen, welche den großen Ernst dieses Krieges erkannt hat; sie wird Männer finden, die in vereinter Arbeit, auch die schwierigsten Probleme lösen werden.

	
8. Staats- und Privatwirtschaft im Bergbau



a)DieAusführungenvonDr.jur.et phil. Herbig

In der Monatschrift des Vereines deutscher Ingenieure „Technik undWirtschaft“, 1913,hat Dr. jur. et phil. Herbig, königl. Bergwerksdirektor in Saarbrücken, eine Abhandlung veröffentlicht über „Staats- und Privatbetrieb im Bergbau". Der bekannte Fachmann erörtert einleitend das große öffentliche Interesse am Bergbau und faßt die Wünsche der öffentlichen Meinung in die folgenden Forderungen zusammen: 1. Möglichst vollständige und möglichste billige Gewinnung der Bodenschätze und 2. möglichst günstige soziale Verhältnisse für die Bergarbeiter.

Die soziale Eage der Bergarbeiter, die Stabilität des Bergbaues und die Höhe der Kohlenpreise erachtet Dr. Herbig als die wichtigsten Gesichtspunkte, von denen die Allgemeinheit die Fragen des Bergbaues betrachtet. Von jedem dieser Gesichtspunkte sieht die Sache anders aus; eine harmonische Auflösung der Gegensätze ist nicht möglich; das Ziel kann deshalb nur ein Ausgleich der Gegensätze auf einer mittleren Linie sein. Dr. Herbig erklärt in sehr treffender Weise die Entwicklung der Ansichten über die Aufgaben des staatlichen Bergbaues. ,,Es kann jedenfalls keinem Zweifel unterliegen“, führt er aus, ,,daß sich das Interesse am staatlichen Bergbau in weiten Kreisen der Staatsbürger über die rein fiskalischen erwerbswirtschaftlichen Gesichtspunkte hinaus auch auf allgemein wirtschaftliche Ziele lenkt, zu deren Erreichung man die Mithilfe des Staatsbergbaues verwenden zu können glaubt. Auch auf sozialpolitischem Gebiete verlangt man vom Staatsbergbau allmählich immer mehr Rücksichten, die mit den einfachen fiskalischen Interessen nichts zu tun haben. In der öffentlichen Meinung hat sich das Gefühl festgesetzt, daß die staatlichen Bergverwaltungen in der Sorge um ihre Arbeiter mehr tun müßten als der Privatbergbau. Man darf es als Tatsache feststellen, daß weite Kreise dem Staatsbergbau nicht nur eine fiskalische Aufgabe zuweisen, sondern von ihm auch in allgemein wirtschaftlicher und sozialpolitischer Hinsicht anderes und mehr verlangen als vom Privatbergbau.“ Dr. Herbig verweist auf die Verhandlungen des preußischen Landtages von 1910 und 1911, welche sich mit der Frage befaßten, auf welche Weise die staatliche Bergwerksverwaltung erträglicher gemacht werden könnte. Dr.H e rbig findet die wichtigsten Unterschiede zwischen Staats- und Privatbergbau veranlaßt durch 1. das Etatisierungswesen, 2. die Rechnungskontrolle, 3. das Staatsbeamtentum, 4. die Rücksicht auf die Verbraucher, 5. die Rücksicht auf andere Gewerbe und 6. die Rücksicht auf die Arbeiterinteressen.

Das Ergebnis der Betrachtungen Dr. Herbigs führt zur Ueberzeugung, daß der Staatsbergbau eine Reihe von Eigentümlichkeiten aufweist, die ihn gegenüber dem Pri v a t b e r g b a u in Nachteil setzen. Das schwerfällige staatliche Etatisierungswesen macht es unmöglich, daß der Staatsbergbau jene Fähigkeit besitzt, wie der Privatbergbau, möglichst rasch einen großen Plan in die Tat umzusetzen. Es bedarf keiner näheren Erklärung, daß dadurch die Anpassungsfähigkeit an die Wirtschaftslage in hohem Grade eingeschränkt wird. Die Möglichkeit, günstige Gelegenheiten wahrzunehmen, welche bei großen Transaktionen oftmals Vorkommen, ist beim Staatsbergbau sehr eingeschränkt. An Beweglichkeit und Anpassungsfähigkeit ist der Privatbergbau dem Staatsbergbau weit voraus. Die umständliche Rechnungskontrolle bildet eine Ergänzung des schwerfälligen Etatisierungswesens im staatlichen Betriebe. Die weiteren Nachteile für die nachteilige Beeinflussung des Staatsbergbaues findet Dr. Herbig im Staats beamte n tu m. Der Privatbergbau regelt wie jedes andere Privatunternehmen seine Beamtenverhältnisse lediglich nach erwerbswirtschaftlichen Gesichtspunkten. Er hat also im Gegensätze zum Staatsbergbau: Kündbarkeit, Gehalt nach Leistung, besondere Belohnungen für besondere Leistungen, gegebenenfalls durch Interessierung am Erfolg. Diese Eigentümlichkeit des staatlichen Unternehmens können wohl in ihrer ungünstigen Wirkung auf den erwerbswirtschaftlichen Erfolg abgeschwächt werden, wie dies hinsichtlich des Staatsbeamtentums durch die Interessierung der Betriebsbeamten am Erfolg ihrer Tätigkeit im Staatsbergbau auch geschehen ist, diese Eigentümlichkeiten des Staatsbetriebes können jedoch keineswegs gänzlich beseitigt werden. Der Staatsbergbau hat auch allgemein wirtschaftliche Rücksichten auf die Verbraucher sowie sozialpolitische Rücksichten in seiner Arbeiterpolitik zu nehmen, die vom Privatbergbau gar nicht oder nur in geringerem Maße genommen werden. Der Staatsbergbau kann in diesen Rücksichten wohl in gewissem Rahmen ab-und zugeben, ganz zur Seite schieben kann der Staatsbergbau diese Rücksichten nicht. Unter sonst gleichen Umständen kann man deshalb vom Staatsbergbau nicht die g le ic he Rentabilität erwarten wie vom P r i v a t b e r g b au.

	
b) Die Frage der Rentabilität des Staats-b e r g b a u e s v o m S t a n d p u n k t e d e s S c h u t z e s der Tagesoberfläche



Die ausgezeichneten Ausführungen Dr. Herbigs behandeln die Präge der Rentabilität des Staatsbergbaues mit Rücksicht auf die demselben anhaftenden Eigentümlichkeiten, die den Staatsbergbau gegenüber dem Privatbergbau in Nachteil setzen. Dr. Herbig hebt, wie bereits erwähnt, hervor, daß der Staat als Unternehmer allgemein wirtschaftliche Rücksichten nehmen müsse, die für den Privatbergbau nicht in Frage kommen, wodurch dem letzteren Vorteile gegenüber dem Staate als Konkurrenten erwachsen. Es soll nun der Unterschied zwischen dem Staatsbergbau und Privatbergbau von einem Gesichtspunkte behandelt werden, welcher ebenfalls von großer Bedeutung für die Rentabilität des Bergbaues sein muß. Es soll hier die Frage des Schutzes der Tagesoberfläche erörtert und untersucht werden, ob zwischen den beiden verschiedenen Unternehmer-kategorien auch hier eine verschiedene Beeinflussung vorhanden ist, welche den einen Teil gegenüber dem anderen in Nachteil setzt. Der Bergwerksunternehmer ist im allgemeinen verpflichtet, dem Obertagsbesitzer jeden Schaden voll und ganz zu ersetzen, der durch den Bergbaubetrieb veranlaßt ist. Das Gesetz verpflichtet auch den Bergwerksbesitzer, beim Betriebe des Bergbaues dafür zu sorgen, daß die öffentliche Sicherheit, das Leben oder die Gesundheit der Arbeiter, die Sicherheit benachbarter Bergwerksunternehmen, der Grundstücke und Gebäude auf der Oberfläche nicht gefährdet werden. Es ist nun die Frage, wie sich der Staat als Unternehmer in seiner Stellungnahme vom Privatmann unterscheidet, bezw. unterscheiden muß, wenn die wichtigen Fragen des Oberflächenschutzes in den verschiedensten, möglichen Fällen zur Lösung kommen und es soll ferner erwogen werden, ob der durch die Tagesoberfläche bewirkte Einfluß auf die Rentabilität der beiden Unternehmerkategorien verschieden ein wirkt. Es seien die verschiedenen Interessenten dem Bergbaue gegenübergestellt.

a) Der Bergbau und der private Ober-flächen besitze r. Sowohl der Staatsbergbau als auch der Privatbergbau sind verpflichtet, den durch ihren Betrieb hervorgerufenen obertägigen Schaden zu ersetzen. Als geschädigte Oberflächenbesitzer kommen der Bauer, der Hausbesitzer bis zum großen Industriellen in Betracht, weshalb sich die Größe des Schadens ebenfalls nach diesen Kategorien abstufen lassen wird. Es ist nun die Frage, ob diese Obertagsbesitzer im Falle eines erwachsenen Bergschadens dem Staatsbergbau gegenüber eine andere Haltung einnehmen als gegen den Privatbergbau. Der Privatbergbau unterhält mit einem großen Teile der für ihn in Betracht kommenden Oberflächenbesitzer oftmals rege Beziehungen. Sehr oft pflegen rege geschäftliche Verbindungen die beiden einander näher zu bringen, so daß sich beim Oberflächenbesitzer die Ueberzeugung entwickelt, daß er einen Großteil seiner Existenz dem ihn in anderer Hinsicht schädigenden Bergbau zu verdanken habe. Dieses gegenseitige Verhältnis ist bei dem als Kaufmann tätigen Hausbesitzer, der in der Beamten- und Arbeiterschaft der Gewerkschaft seine Kundschaft findet, bis zum Industriellen der Ball, der nicht selten beim Bergbau seine Stütze hat. Es ist zweifellos, daß im gegebenen Falle die Ersatzansprüche dieser durch Bodenbewegungen geschädigten Obertagsbesitzer schon von vornherein eine Reduktion erleiden werden, da diese Besitzer ängstlich bemüht sind, ihr günstiges Verhältnis zur bergbautreibenden Gesellschaft zu erhalten. Man wird nun einwenden, daß beim Staatsbergbau dieselben Umstände in Betracht kommen, daß dieser Bergbau ebenfalls Beziehungen zum Oberflächenbesitzer unterhält, welche gegebenenfalls günstig für ihn mitwirken. Der Staat als Unternehmer ist verpflichtet, sorgsam das Prinzip der Rücksichtnahme auf alle Steuerträger zu wahren; der staatliche Unternehmer hat bei allen Offertvergebungen den Grundsatz der öffentlichen Ausschreibungen, um der Gesamtheit der in Betracht kommenden Offerenten die Gelegenheit zur Konkurrenz zu geben. Der Staat fühlt sich als Unternehmer durch diese Rücksichten an die Gesamtheit gebunden und es ist ihm deshalb die Möglichkeit genommen, seine Interessen entsprechend dem Privatbergbau auf gewisse Kreise zu konzentrieren. Es muß auch erwähnt werden, daß gewisse Ansprüche durch rasche Abfindung sich glatt und billiger erledigen lassen. Hier tritt jedoch das jedem staatlichen Unternehmen eigentümliche Etati-sierungswesen hindernd hervor, welches nicht gestattet, daß eine im Voranschläge nicht vorhergesehene Post eine Verausgabung findet. Es bedarf keiner näheren Erklärung, daß hierdurch die Anpassungsfähigkeit an die Wirtschaftslage in hohem Grade eingeschränkt wird, wie dies von Dr. Her big gelegentlich der Besprechung des Etatisierungswesens überzeugend erörtert wird. Dem Staatsbergbau wird, auf diese Weise auch die Möglichkeit des raschen Ankaufes beschädigter Grundstücke und Objekte benommen, welcher Ankauf für die Zukunft den Ausfall von Schadenersatzansprüchen bedeuten könnte. Es muß die bedauerliche Tatsache konstatiert werden, daß die Oeffentlichkeit den Staat als Unternehmer oftmals ohne Rücksicht behandelt; sie wirft dem Staate Mangel an Rentabilität seiner Unternehmungen vor, will- aber nicht einsehen, daß der Staat durch die von der Oeffentlichkeit geforderten Rücksichten in seiner Wirtschaftlichkeit sehr nachteilig beeinflußt wird. Ohne in eine weitere einzelne Vorführung der in der Praxis vorkommenden Fälle einzugehen, kann gesagt werden, daß der Staatsbergbau gegenüber dem Privatbergbau in Angelegenheit des privaten Oberflächenschutzes im Nachteile sich befindet, der die Rentabilität des Betriebes wesentlich ungünstig beeinflußt.

ß) Der Bergbau und der staatliche Oberflächenbesitzer. Wenn nun das Verhältnis des Bergbaues zu privaten Oberflächenbesitzern einer Kritik unterzogen wurde, so soll nun die Image eine Beantwortung erhalten, ob sich in diesem Verhältnisse etwas ändert, wenn statt des Privatmannes der Staat als Obertagsbesitzer auftritt. Der Staat kann ebenso wie der Privatmann Obertagsbesitzer der verschiedensten Form sein; der Staat kann als Grundbesitzer, als Hausherr, als Industrieller oder als Eisenbahnunternehmer in Interessenkollisionen mit dem Bergbau gelangen. Fs kann hier wohl, ohne Anstoß zu erregen, bemerkt werden, daß die Geltendmachung der durch den Bergbau verursachten Schäden oft nur auf prozessualem Wege zu erreichen sein wird. Es braucht hier nur auf die große Zahl von Stritten hingewiesen werden, welche in Bergschadensfragen fortdauernd anhängig sind. Nicht nur die Ursache der hervorgerufenen Schäden wird in vielen Fällen der Gegenstand solcher Stritte bilden, es handelt sich auch sehr oft um Differenzen betreffend die Höhe der durch die Entwertung von Objekten bedingten Ersatzkosten. Stellen wir uns nun vor, es würde ein derartiger Rechtsstreit zwischen dem Privatbergbau und dem staatlichen Oberflächenbesitzer auszutragen sein, so müssen wir bei aller Wertung der die Interessen des Staates vertretenden Rechtsbehörden doch bedenken, daß der Privatunternehmer in der Verfechtung seiner Interessen von keinerlei Rücksichten gebunden wird. Der Privatunternehmer hat sein ganzes Augenmerk darauf gerichtet, sein Interesse voll und ganz zu wahren, für ihn sind keine Erwägungen maßgebend, welche seine Bestrebungen in dieser Hinsicht hindernd beeinflussen könnten. Der staat-
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Ing. A. H. Goldreich: Die Kohlenversorgung Europas liehe Oberflächenbesitzer als Gegner des Privatbergbaues ist von allen möglichen Rücksichten geleitet, ängstlich ist er bemüht, mit diesem Machtfaktor als Steuerkraft ja nicht überflüssigerweise in eine Kollision zu geraten. Dabei muß bedacht werden, daß beim Privatunternehmen jede Lastpost mit aller Energie zu vermeiden getrachtet wird, weil sie oftmals in ausschlaggebender Weise den Ertrag des Unternehmens beeinflussen könnte. Umso energischer wird sich der Privatunternehmer den Forderungen des staatlichen Oberflächenbesitzers entgegenstellen, bei welch letzterem einer noch so großen Schadenspost nicht jene Rolle zu-kommt, welche die eine kleine Interessentengruppe treffende Last spielen muß. Wird nun der Staatsbergbau sich dem staatlichen Oberflächenbesitzer bei Vertretung seiner Interessen mit derselben Kraft entgegenstellen wie der Privatbergbau ? Schon der alleinige Umstand, daß Fiskus dem Fiskus im vorliegenden Falle einander gegenüberstehen, läßt einen Großteil des Interesses nicht zutage kommen, welches anderenfalls für die rechtliche Entscheidung in der Kostenfrage vorhanden wäre. Der Staatsbergbau wird sicherlich die Ersatzkosten für Obertagschäden dem staatlichen Oberflächenbesitzer voll ersetzen und in einer Weise, welche der rechtlichen Anschauung jedes Staatsunternehmens ohne Rücksicht auf daraus erwachsende Nachteile eigentümlich ist.

Y) Der Bergbau und der öffentliche Oberfläche n besitze r. Es kommt nun noch jener Fall in Betracht, der den Besitz öffentlichen Charakters behandelt, unter welchem hier Gemeinden und andere Verbände öffentlichen Rechtes verstanden sein sollen. Das Verhältnis des Privatbergbaues zu den Gemeinden ist in der Regel ein gutes. Der Privatbergbau hat dort seine Vertreter in den beratenden Körperschaften und es ist wohl ein seltener Fall, daß zwischen Privatbergbau und Gemeindeverwaltung schwerwiegende Differenzen vorhanden sind. Die Gemeinde und der Bergbau haben sehr oft Gelegenheit, einander in ihren Interessen zu begegnen. Die Frage 'der Unterbauung von Gemeindegebieten ist eine der aktuellsten der Kohlenreviere geworden, sie ist eine Frage allgemeinen Interesses. Sowohl Interessen des Bergbaubetriebes als solche der Gemeindebewohner selbst werden hierbei berührt, und es bedarf der gewissenhaftesten Prüfung der Sachlage seitens der beteiligten Faktoren, um in einem gegebenen Falle die richtige Lösung zu finden. Es können und haben sich bereits Situationen ergeben, daß mit dem Abbauverbot unter Stadtgebieten die weitere Existenz von Bergwerksunternehmungen in Frage gestellt war, an deren Bestand wohl auch die Gemeindeverwaltungen selbst ein reges Interesse besitzen. Es ist nun fraglich, ob der Privatbergbau und der Staatsbergbau in einem solchen gegebenen Falle vor denselben Schwierigkeiten sich befinden werden, wenn es sich um die Vertretung ihrer Existenzinteressen handelt. Der Privatbergbau bildet einen Machtfaktor in der Gemeinde, seine Steuern bilden eine ansehnliche Einnahmsquelle der Gemeinde, während der Staat als Unternehmer zu diesen Gemeindeeinkünften meist nichts beiträgt. Ein klassisches Beispiel für die Aenderung der Haltung von Gemeindeverwaltungen gegenüber den in Rede stehenden Unternehmertypen bieten die Verstaatlichungen von Privatbahnen. Mit einem Schlage sind gelegentlich der Verstaatlichung von Eisenbahnen die verschiedensten Beschwerden seitens der Gemeinden laut geworden, während die ehemaligen Privatbahnen von derartigen Ansprüchen verschont geblieben waren. Die bisher bestandenen Unterfahrten, Niveauübergänge, Aufnahmsgebäude usw. wurden mit einem Schlage eine unerträgliche Misere, von welcher früher nichts zu hören war. In außerordentlich vielen Fällen wurden diesen öffentlichen Forderungen seitens der Staatsbahnverwaltungen Rechnung getragen, welcher Umstand eine ganz wesentliche Belastung des Budgets nach sich gezogen hat. Der Staatsbergbau wird in der Gemeinde eine Unterstützung nicht in dem Maße finden, wie dies beim Privatbergbau in der Regel der Fall ist. Gelegentlich der Unter-bauung von Stadtgebieten wird der Staatsbergbau sicherlich voll jene Kosten tragen, welche durch die Senkung öffentlicher Anlagen wie Kanäle, Gas- und Wasserleitungen verursacht werden. Der Privatbergbau wird ohne Zweifel in dieser Beziehung besser daran sein; aus seinem innigen Verhältnis zur Gemeinde werden ihm Lasten erspart bleiben, welche zu den vom Staatsbergbau ei sparten Gemeindeabgaben in keinen Vergleich gestellt werden können. Geradezu typisch ist das innige Verhältnis der Privatbergbaue zu den Gemeinden im rheinisch-westfälischen Reviere, wo zum Beispiel der Magistrat einer dortigen Stadt gelegentlich einer Anfrage folgende Auskunft erteilt hat: ,,Wir halten jedenfalls die Vorteile, welche der Kohlenbergbau einer Gemeinde durch die Entwicklung der Gesamtindustrie mit sich bringt, für erheblich größer, als die kleinen Belästigungen die vielleicht für einzelne Besitzer einmal durch bergbauliche Schäden bei nicht ganz klarer Rechtslage eintreten können.“ Es soll keineswegs in diesen Zeilen gegen den Abbau unter den Städten das Wort gesprochen, es soll nur betont werden, wie fest die Ueberzeugung wurzelt, daß der Bergbau für die Entwicklung von Gemeinden von gewaltiger Bedeutung ist, aus welchem Umstande dem Bergbau wesentliche Vorteile erwachsen. Es kann gewiß nicht von vornherein überzeugend entgegnet werden, daß in dieser Hinsicht dem Staats- und dem Privatbergbau die gleiche Bedeutung zuerkannt werden muß. Aus all den Gründen, die bereits bezüglich des Verhältnisses des Privatbergbaues zur Gemeinde angeführt wurden und für den Staatsbergbau nicht zutreffend sind, läßt sich vielmehr erklären, daß die Gemeindeverwaltungen dem Privatbergbau eine weitaus größere Bedeutung zuerkennen, als dem Staatsbergbau. Der Staat ist der Hüter der öffentlichen Ordnung und die Forderungen, welche die Oeffentlichkeit in dieser Hinsicht an ihn zu stellen pflegt, werden an seine Unternehmungen in vergrößertem Maße gerichtet. Es wäre interessant, den bei den Privatbahnen durchgeführten Verstaatlichungsprozeß auch bei den Bergbauen in größerem Maße verfolgen zu können. Ganz unvermittelt würden plötzlich von allen Seiten Ansprüche betreffend obertägiger Schadenersatzkosten laut werden, es würde dem Staatsbergbau vorgeworfen werden, daß er die Oberfläche devastiere, ohne auf Grund und Boden der Bevölkerung Rücksicht zu nehmen. Es würde dem Staatsbergbau die selbstverständliche Pflicht vorgehalten werden, die Oberfläche so gut als möglich zu schützen, man würde ihn zu umfangreichen Investitionen zwingen und zur Errichtung von kostspieligen Spülversatzanlagen, wenn auch die dadurch bedingten Ausgaben in keinem Verhältnis zu den Kosten der obeitags zu schützenden Objekte gebracht werden könnten. Die günstigen Beziehungen zwischen Privatbergbau und Gemeinde werden zweifellos im Kapitel der obertägigen Schutzmaßnahmen sich vorteilhaft für den Privatbergbau äußern, und es kann auch hier behauptet werden, daß der Privatbergbau im Vorteil sich befindet.

Man kann also allgemein auch vom Standpunkt des Schutzes der Tage s-oberfläche nicht vom Staatsbergbau die gleiche Rentabilität verlangen wie vom Privatbergbau.

	
c) Die Vorschläge des Professors Aumund



Die Notwendigkeit des Bestandes von staatlichen Bergbaubetrieben begründete in sehr interessanter Weise Prof. H. Aumund in Danzig, gelegentlich eines Vortrages in der Hauptversammlung des Vereines deutscher Ingenieure in Berlin im Jahre 1916. Prof. Aumund hat in seinem Vortrage über ,,Die Aufgaben der Technik im Dienste des öffentlichen Gemeinwesens“*) unter anderem angeführt, daß die staatlichen Kohlen werke trotz ihrer geringen Rentabilität für die wirtschaftlichen Interessen der Allgemeinheit von großer Bedeutung sind, ungeachtet des Umstandes, daß die staatliche Kohlenförderung nur ungefähr 14% der gesamten deutschen Kohlengewinnung ausmacht. Der Staat besitzt durch seine eigene Kohlenförderung ein wirksames Mittel, um regelnd auf die Preisbildung der Kohle einzuwirken. Prof. A u m u n d führt den Einfluß des staatlichen Kohlenbergbaues auf die Preisverhältnisse an der Hand zeichnerischer Darstellungen vor, in welchen die Preisschwankungen der wichtigsten Erzeugnisse der Kohlen-und Eisenindustrie für die Dauer eines Jahrzehntes verglichen werden. Es ist zu ersehen, daß die Veränderung der Kohlenpreise zu Zeiten der Hochkonjunktur verhältnismäßig immer geringer war, als die der Eisenpreise. Ganz besonders kommt das aber jetzt in der Kriegszeit zum Ausdruck, wo die Kohlenpreise nur um etwa 25%, die Preise der wichtigsten Eisensorten aber um 100%, zum Teil sogar um 200% gestiegen sind, besonders bei den von der Heeresverwaltung geforderten Feinblechen. So kostete eine Tonne Schwarzblech vor dem Kriege Mk. 115 bis Mk. 120, während sie jetzt mit Mk. 290**) bezahlt werden muß. Die Tonne Stabeisen kostete Mk. 90

	
*) „Technik und Wirtschaft“ 1917.


	
** ) Inzwischen sind die Preise weiter erheblich gestiegen, besonders für nicht syndizierte Kriegsmaterialien. In einzelnen Erzeugnissen betragen die Preise fast das Fünffache der Friedenspreise. vor Kriegsausbruch gegenüber Mk. 195 bis Mk. 220 gegenwärtig. Dieser Unterschied in den Preisschwankungen von Kohle und Eisen ist nicht etwa darin begründet, daß die Erzeugungskosten des Eisens so verhältnismäßig viel größer geworden sind; denn der Anteil der Löhne ist im Verhältnis zum Wert der Materialien bei der Eisenherstellung nicht größer als bei der Kohlengewinnung. Nach dem Bericht der preußischen staatlichen Berg- und Hüttenverwaltung betrug im Jahre 1913 die staatliche Kohlenförderung 27,174.000 t. Mit 96.595 Personen wurde im staatlichen Bergbau ein Wert von Mk. 283,539.000 gefördert, das ergibt fast Mk. 3000 für eine Person. In den staatlichen Hütten, die sehr ungünstig arbeiten und. zum Teil sogar feineren Guß und Maschinenteile herstellen, zum größeren Teil Stahlguß, Eisenguß usw. wurden 31.739 t im Werte von Mk. 6,653.000 mit 2127 Personen hergestellt. Das ergibt für eine Person ebenfalls einen erzeugten Wert von ungefähr Mk. 3000. Laut dem veröffentlichten Berichte des Baroper Walzwerkes5) wurde mit 468 Arbeitern ein Umsatz von Mk. 5,189.000 erzielt, also ungefähr Mk. 11.000 für einen Arbeiter.



Unter Anführung dieser Zahlen legt Prof. A u m und dar, daß der Staat mit dem Gewichte seiner Erzeugung und mit einem gewissen Druck, die Preispolitik auf dem Gebiete der Kohlenindustrie wohltätig für die Volkswirtschaft beeinflussen konnte, was bei der Eisenindustrie infolge der geringeren staatlichen Erzeugung nicht der Eall war. Wie bedeutungsvoll aber ein solcher Einfluß ist, das kann man ungefähr in Zahlen ausdrücken, wenn man berechnet, daß bei der deutschen Kohlenerzeugung des Jahres 1913 jedes Prozent Preiserhöhung einem Betrag von rund 22 Mill. Mark entspricht, daß also bei 100 Prozent Preiserhöhung anstatt von 25 Prozent, das deutsche Volk einen Betrag von mehr als 2 Milliarden Mark zu zahlen gehabt hätte. ,,Auclr die Tatsache“, führt Prof. A u m u n d an, „daß unter dem Einfluß der öffentlichen Gemeinwesen trotz aller durch den Krieg herbeigeführten Preiserhöhungen unsere Personen- und Erachtentarife keine Aenderung erfahren haben und daß auch die Preise des Straßenbahnverkehres sowie die Beleuchtung mit Gas und Elektrizität im allgemeinen dieselben geblieben sind, ist nicht unwichtig und ist ein Beispiel für die Bedeutsamkeit der Aufgaben, die bisher von der Verbindung der Technik und des öffentlichen Gemeinwesens erfüllt worden sind. Was hierdurch im Gegensatz zur Privatwirtschaft der Allgemeinheit und insbesondere der ärmeren Klassen des Volkes in einem Kriegsjahr erhalten worden ist,' das läßt sich nur in zehnstelligen Zahlen ausdrücken.“

Die Personen- und Frachtentarife haben seit der Zeit der Ausführungen Prof. Aumu n d s eine wesentliche Erhöhung erfahren und auch auf den übrigen, vom Genannten angeführten Gebieten hat eine wesentliche Preiserhöhung stattgefunden. Es ist jedoch wahrscheinlich, daß diese Erhöhung der Preise im Falle einer reinen Privatwirtschaft wesentlich größer gewesen wäre. Prof. A u m u n d ist kein Anhänger neuer Monopole. Im Gegenteil, er will die Bekämpfung der hemmenden Wirkungen bisheriger Monopole, der öffentlichen oder geheimen Ringe privater Unternehmungen und Zurückführung ihrer Wirkung in den gesunden und dem Gemeinwohl entsprechenden Grenzen. Fs soll die ,,Oef f entli ehe Gemeinwesen A. G.“ als neue Bigenart der Aktiengesellschaft geschaffen werden (die sogenannte „Oegag“), welche sich von den privaten Aktiengesellschaften dadurch unterscheiden soll, daß diese Gesellschaft nicht von einer beliebigen Bank, sondern von den öffentlichen Gemeinwesen gegründet wird. Die öffentlichen Gemeinwesen sollen die Besitzer der Aktien der Bergbaugewerkschaften sein und bleiben; die Aktien sollen nicht frei an der Börse gehandelt werden. Diese neue Art der von Prof. A u m und vorgeschlagenen Aktiengesellschaft soll alle Vorteile aufweisen, welche vom Standpunkt der Rentabilität der Privatwirtschaft zukommen. Zugleich soll die ,,Oegag“ auch jene Vorzüge besitzen, welche bezüglich der Preispolitik den staatlichen Unternehmungen eigen sind. d) Das öffentliche Interesse am Bergbau

Wenn wir uns nun an die Beantwortung der schwierigen Frage heran wagen, ob auf dem Gebiete der Kohlenindustrie der Staats- oder Privatwirtschaft der Vorzug gegeben werden soll, so müssen wir vor allem die Gründe untersuchen, welche für die Aufrollung des alten Problems immer wieder veranlassend sind. Die Kohle ist im Sinne des allgemeinen österreichischen Berggesetzes ein vorbehaltenes Mineral, sie gehört zum Bergregale, unter welchem jenes landesfürstliche Hoheitsrecht verstanden wird, gemäß welchem gewisse, auf ihren natürlichen Lagerstätten vor-kommende Mineralien der ausschließlichen Verfügung der allerhöchsten Landesfürsten vorbehalten sind. Wer gesetzlich bewegliches Eigentum erwerben kann, ist auch zur Erlangung von Bergbauberechtigungen befähigt. Mit dem Eigentume ist keineswegs das Recht des Abbaues auf diesem Grunde verbunden, im Gegenteil der Grundeigentümer ist in seinem Eigentumsrechte gewissermaßen beschränkt, denn er muß den Abbau unter seinem Grunde dulden, wenn keine öffentlichen Interessen dagegen sprechen. Der Grundeigentümer ist im .Sinne des allgemeinen Berggesetzes sogar verpflichtet, die zum Bergbaubetriebe zwecks Errichtung von Obertagsanlagen notwendigen Grundstücke dem Bergbauunternehmer gegen angemessene Schadloshaltung zur Benutzung zu überlassen. Die Verfasser des Berggesetzes haben die großen öffentlichen Interessen am Bergbau erkannt und das Recht der Erteilung der Abbaubewilligung dem Staate vorbehalten. Die Kohle ist gewissermaßen öffentliches Gut und kann von jedermann erschlossen werden. Nun sind die Verhältnisse des Bergbaues derartige, daß für die Betätigung als Unternehmer nur große Kapitalsgruppen in Betracht kommen können. Der Bergbau, in noch so kleinem Maßstabe betrieben, erfordert gewaltige Kapitalsanlagen, mit denen noch dazu ein bedeutendes Risiko verbunden ist, welches durch die geologischen und sonstigen technischen Verhältnisse gegeben erscheint. Es hat sich nun mit den Fortschritten der Technik, die heute schon mit Sicherheit die größten Schwierigkeiten überwindet, gezeigt, daß der Bergwerksbetrieb in den meisten Fällen ein sehr rentabler sein kann und ist. In den meisten Staaten hat sich deshalb das Augenmerk weiter Kreise auf diese Tatsache gelenkt.

Der gedeihliche Aufschwung der Bergwerksindustrie, welche sich in fast allen Kohlengebieten der Erde zum weitaus größten Teile im Besitze von privater Gesellschaften befindet, hat mitunter zu sehr aufgeregten Diskussionen Anlaß gegeben, welche die Verstaatlichung des Bergbaubetriebes zum Zwecke hatten. Insbesondere ist in dieser Beziehung die bereits erwähnte, vor einigen Jahren stattgehabte Debatte in der französischen Deputiertenkammer von Interesse, in welcher den Grubenbesitzern die schwersten Vorwürfe gemacht wurden; man warf ihnen vor, daß sie zum Nachteil der Allgemeinheit so viel Konzessionen als möglich vom Staate zu erlangen trachten und dessen ungeachtet aus rein geldsüchtigen Motiven ihre Förderung auf einige gutgehende und im Betrieb befindliche Gruben beschränken. Dadurch suche man, so wurde hervorgehoben, einerseits die Arbeitslöhne niedrig zu halten und andererseits durch eine eingeschränkte Förderziffer die Preispolitik auf dem französischen Kohlenmarkt zu beeinflussen. Tatsächlich ergibt sich aus der Statistik de l’Industrie Minerale6) für das Jahr 1910, daß von insgesamt 157 9 fran zösischen Bergwerkskonzessionc n nur 614 ausgenutzt wurden. Von den 965 unausgenutzten Konzessionen fielen im Jahre 1910 41 mit einer Gesamtfläche von 26.530 ha wieder an den Staat zurück, infolge Nichtigkeitserklärung gegen den Eigentümer die den gesetzlichen Bestimmungen über die Erschließung nicht nachgekommen sind. Von den 641 Kohlenbergwerkskonzessionen wurden 298 ausgenutzt. Man kann gewiß nicht behaupten, daß diese geringe Ausnutzung bereits erteilter Konzessionen auf technische Schwierigkeiten zurückzuführen war. Die Gesamtheit des in den Jahren 1850 und 1851 angelegten Kapitals bezifferte sich bei den nordfranzösischen Gruben auf 70 bis 75 Mill. Francs. In der Zeit 1870 bis 1880 belief sich im Durchschnitt das aus den Börsenkursen der Aktien sich ergebende Gesamtkapital auf 320 Mill. Francs. Wenn man die Kurse der Börse von Lille vom Jahre 1900 zur Schätzung annimmt, so haben sich die im Jahre 1850 mit 70 bis 75 Mill, bewerteten Aktien annähernd auf 1 Milliarde Francs beziffert, die mehr als 40 Mill. Francs Dividende ergaben. Dr. Ungeheuer hat zum Verständnis der finanziellen Entwicklung der französischen Kohlenindustrie einen Vergleich aus dem Jahre 1911 angestellt zwischen der ,,Socit des Mines de Lens“ im Pas de Calais und der ,,Harpener Bergbauaktiengesellschaft“ in Westfalen. Lens erreichte, wie bereits an anderer Stelle erwähnt, eine jährliche Förderziffer von 3-5 Mill, t und sein

Kapital betrug nur Fres. 900.000. Harpen förderte das doppelte, aber sein Anlagekapital betrug 85 Mill. Mark. Dabei hatte Harpen noch eine ungetilgte Obligationenschuld von 22 Mill. Mark, während Lens schuldenfrei war. Harpen verteilte 9 Prozent Dividende, Lens hingegen 40%. Die Entwicklung von Harpen weist erhebliche Dividenden- und Kursschwankungen auf, während bei Lens Dividende und Kurs auch bei den stärksten wirtschaftlichen Rückschlägen einen hartnäckigen Stand bewahrten. Lens hatte das Bestreben, möglichst viel Kohle zu fördern, sie möglichst billig zu gewinnen und möglichst teuer zu verkaufen, damit in der Bilanz eine möglichst große Gewinstziffer erscheint. Lens blieb eine kleines abgeschlossenes Unternehmen, es betrieb Raubbau im wahrsten Sinne des Wortes. Harpen besaß ursprünglich zwei Zechen, derzeit besitzt es 22, sein Besitz ist von 556 auf 17.121 ha gewachsen. Bei dieser gewaltigen Erweiterung der Harpener Gesellschaft ist wenig Rücksicht auf die Dividendenpolitik genommen worden, als vielmehr auf die wirtschaftliche und. finanzielle Zukunft des Unternehmens. Vom privatwirtschaftlichen Standpunkt, d. h. vom Standpunkt des Aktionärs, ist der französischen Wirtschaftsgebarung der Vorzug zu geben, vom volkswirtschaftlichen Gesichtspunkte aus muß man der deutschen Gebarung die größten Vorteile zuerkennen.

Es wurde erwähnt, daß die französischen Deputierten gelegentlich der Debatte über die Revision des Berggesetzes den Bergwerksbesitzern vorgeworfen haben, daß sie möglichst viele Konzessionen erwerben, ohne sie auszunutzen. Man hat also den Gewerkschaften gewissermaßen zum Vorwurfe gemacht, daß sie durch die Erwerbung von Konzessionen lediglich die Beseitigung einer Konkurrenzmög-lichkeit beabsichtigten und die Preispolitik auf diese Weise in entsprechender Weise beeinflussen konnten. Diese Beschwerden wurden seitens der Anhänger der Verstaatlichung des Kohlenbergbaues erhoben und ich meine, daß aus diesem Anlasse wohl kein besonderer Grund vorliegt, der Staatswirtschaft den Vorzug zu geben. Die beklagten Mißstände in der französischen Kohlenindustrie beweisen eine mangelhafte Gesetzgebung, die es einzig und allein verschuldet hat, daß eine Erwerbung von Bergwerkskonzessionen überhaupt möglich war, ohne dieselben tatsächlich auszunutzen.

Die Bestrebungen nach einer Revision des aus dem Jahre 1854 stammenden Berggesetzes haben in dieser Hinsicht auch in Oesterreich die interessierten Kreise bereits seit langer Zeit beschäftigt. Die Notwendigkeit einer Gesetzesreform7) wurde namentlich unter Hinweis auf die Tatsache begründet, daß der Freischurf zu einem Handelsartikel geworden sei. Das bestehende Berggesetz verleiht den Besitzer eines Freischurfes gegen eine kaum nennenswerte Abgabe auf einer Kreisfläche von 425 m Halbmesser den Anspruch auf die Verleihung von mindestens 2 Grubenmassen, welche zusammen ein Flächenmaß von 90.232 m2 darstellen. Im Sinne des § 38 des österr. Berggesetzes kann die Freischurfberechtigung an einen anderen Unternehmer übertragen werden, welcher Besitzwechsel der Bergbehörde bloß angezeigt werden muß. Diese Bestimmungen des Berggesetzes haben einen H a n-del mit Freischurfen zur Folge gehabt, weil die Verfasser des Berggesetzes es unterlassen haben, mit der Freischurferwerbung auch die Verpflichtung zur Verleihungserwerbung b e z w. z u m A b b a u zu verbinden. Fs hat deshalb in zahllosen Fällen die Erwerbung von Freischürfen stattgefunden, ohne daß deren Eigentümer nur im entferntesten daran gedacht haben, um die Verleihung von Grubenfeldern bezw. um die Abbaubewilligung anzusuchen. Es ist mit Recht von interessierten Kreisen auf diesen Mißstand hingewiesen worden, welcher der Freischurfspekulation die Wege ebnete und einen schwunghaften Handel mit Freischürfen zur Folge hatte. Wenn schon vor diesem Kriege diese Hemmung in der Entwicklung der österreichischen Kohlenindustrie mit großen Nachteilen für die Volkswirtschaft verbunden war, so haben die Lehren dieses Krieges die dringende Notwendigkeit erwiesen, die Erschließung der reichen Bodenschätze Oesterreichs mit ganzer Kraft zu betreiben. Oesterreichhätte vor diesem Kriege ohne besondere Schwierigkeiten seinen Eigenverbrauch an Kohle durch eine entsprechend erhöhte Eigenproduktion decken können. Tatsächlich hat aber eine beträchtliche Kohleneinfuhr aus Deutschland und England stattgefunden, welche die österreichische Handelsbilanz nachteilig beeinflussen mußte.

Alan kann gewiß nicht behaupten, daß die österreichische Kohlenindustrie eine ähnliche, für die Allgemeinheit so nachteilige Entwicklung genommen hat, wie die französische Bergwerkindustrie. Für die österreichische Kohlenindustrie waren keineswegs die gleichen Gesichtspunkte maßgebend, wie sie die französischen Verhältnisse erkennen lassen. Es seien die österreichischen Verhältnisse zum Vergleiche hier nur deshalb herangezogen, weil in Frankreich, wie in Oesterreich die Gesetzgebung bezüglich der Bergwerksbetätigung gleiche Mängel aufweisen. Während jedoch in Frankreich die Konzessionen von den Bergwerkseigentümern erworben wurden, um sich die drohende Konkurrenz ferne zu halten, haben inOesterreich zumgroßen’Teile an der Bergwerksbetätigung ganz uninteressierte Kreise die Freischürfe erworben, um sie den interessierten Bergwerkseigentümern zu fabelhaften Preisen zu veräußern. Während für die Preisbildung der Kohle in Frankreich die Ausschaltung der Konkurrenz auf Grund der mangelhaften gesetzlichen Bestimmungen möglich war, waren die ähnlichen Bestimmungen in Oesterreich hemmend auf den ohnehin geringen Unternehmungsgeist, weil die Erwerbung von Freischürfen auf weitausgedehnten Gebieten infolge bereits erworbener und deshalb nur mit großen Kosten zu erkaufender Rechte möglich war. In Oesterreich will man nun diesen Mißständen durch ein eigenes Kohlengesetz abhelfen, um alle Hemmnisse zu beseitigen, welche die Entwicklung des Kohlenbergbaues hinderlich im Wege stehen.

Kann man jedoch die mangelhafte Gesetzgebung hier wie in Frankreich zum begründeten Anlaß nehmen, um an Stelle der Privatwirtschaft die Staatswirtschaft im Bergbau einzuführen ? Ich möchte dies verneinen. Sowohl in Frankreich wie in Oesterreich, wird man durch eine entsprechende Reform der Gesetze die Privatwirtschaft in jene Bahnen zu bringen vermögen, welche für eine gedeihliche Entwicklung der Volkswirtschaft notwendig erscheinen. Man muß sich vor allem an die Beantwortung der Fragen begeben, welche Forderungen vom volkswirtschaftlichen Standpunkte von der Allgemeinheit an die Kohlenindustrie gestellt werden müssen. Die Kohle ist ein unentbehrlicher Rohstoff für die Weltwirtschaft, die Kohle bildet, als Grundlage fast aller Industrien ein Lebenselement der Volkswirtschaft und aus diesem Grunde muß der im Kriege so recht erkannten Bedeutung der Kohlenwirtschaft das öffentliche Interesse im besonderen Maße gewidmet werden. Die Allgemeinheit muß von der Kohlenindustrie verlangen, daß 1. die Bodenschätze in rationellster Weise erschlossen werden. Es muß gefordert werden, daß die möglichst vollständige Auskohlung der Erdschichten erfolge. Die im Kriege eingetretene Kohlennot mahnt zur Sparsamkeit im Kohlenverbrauch und zur weitgehendsten Ausnutzung der Kohlenschätze. Es muß 2. diese Gewinnung der Kohle bei voller Wahrung der Interessen der Betriebssicherheit im Bergbau erfolgen. Der Bergbau birgt schon allein wegen seines unterirdischen Betriebes große Gefahrenquellen in sich für das Leben der dabei beschäftigten Organe. Die Oeffentlichkeit muß deshalb verlangen, daß dieser Betrieb unter weitgehendster Ausschaltung aller Gefahren stattfinde. Der Bergbaubetrieb kann ferner auch mit Gefahren für außerhalb des Betriebes gelegene Personen und Objekte verbunden sein und auch in dieser Beziehung ist 3. die Forderung zu stellen, daß unter Berücksichtigung aller in Betracht kommenden Verhältnisse eine Ausschaltung dieser Gefahren erfolge. 4. Die Oeffentlichkeit muß ferner fordern, daß den öffentlichen Interessen an der sozialen Lage der Bergarbeiter Rechnung getragen werde. Die Oeffentlichkeit muß feiner 5. verlangen, daß die Kohlengewinnung möglichst billig erfolge, daß also in möglichst wirtschaftlicher Weise der Bergbau betrieben werde, damit der Vorbedingung für möglichst niedrige Kohlenpreise entsprochen werde. Es müssen schließlich 6. im Interesse der Volkswirtschaft möglichst niedrige Kohlenpreise gefordert werden, weil der Kohle derzeit eine überwiegende Bedeutung als Kraft-, Licht- und Wärmequelle zukommt.

Es ist nun die Frage, auf welchem Wege den großen Forderungen der Allgemeinheit am besten entsprochen werden kann. Ist es die Privatwirtschaft oder der Staat als Unternehmer, welche die gestellten Forderungen am besten erfüllen können ? Wenn wir die unter den drei ersten Punkten zusammengefaßten Forderungen in Betracht ziehen, so handelt es sich um Bedingungen, deren Erfüllung die Bergbehörde zu überwachen hat. Es wird also von der Handhabung der diesfalls von der Aufsichtsbehörde zu erlassenden Vorschriften abhängen, ob den gestellten Forderungen auch voll entsprochen wird. Sowohl der Staats- als auch der Privatbergbau werden diese Bedingungen in gleichem Maße erfüllen können und müssen; beide Unternehmungskategorien werden zur Einhaltung der bezüglichen Vorschriften in gleicher Weise zu zwingen sein. Es liegt kein Grund zur Annahme vor, daß den behördlichen Vorschriften von den verschiedenen Unternehmungsarten verschieden entsprochen werde. Wenn man das furchtbare Grubenunglück in Courrieres auf die Raubbauwirtschaft der Bergwerksgesellschaft, welche eine glänzende finanzielle Entwicklung aufzuweisen hatte, zurückgeführt hat, so kann man im allgemeinen gewiß nicht die Privatwirtschaft für derlei Vorkommnisse verantwortlich machen. Die Möglichkeit des bekannten Vorkommnisses hat nur bewiesen, daß die französischen Aufsichtsbehörden ihre Aufgaben nicht pflichtgemäß erfüllt haben. Der mustergültige Bergwerksbetrieb der deutschen Privatunterneh-mungen ist bekannt und steht keineswegs den Einrichtungen des Staatsbergbaues nach. Diese Tatsache ist ein Beweis, daß die deutschen Bergbehörden die Durchfühlung ihrer Vorschriften strenge überwachen, wie dies übrigens insbesondere bezüglich der Sicherheit des Betriebes auch bei den österreichischen Behörden und Unternehmungen zutrifft.

Wenn wir nun der sozialen Lage der Bergarbeiter einige Erörterungen widmen, so müssen wir insbesondere nach den Erfahrungen dieser schweren Kriegszeit zur Erkenntnis gelangen, daß die Oeffentlichkeit ein besonderes Interesse an der gedeihlichen Entwicklung eines kräftigen Bergarbeiterstandes haben muß. Der Bergbau beruht zum großen Teile auf der Leistung des Bergarbeiters; die Bedeutung dieses Arbeiters war vor diesem Kriege der Oeffentlichkeit fast gar nicht bekannt. Das kohlennotleidende Europa beschäftigt sich immer wieder mit der wichtigen Frage der Leistungsfähigkeit des Bergarbeiters, an welcher unser wirtschaftliches Leben gewissermaßen gebunden erscheint. Wie wenig Verständnis selbst die leitenden Kreise der Bergarbeiterfrage vor diesem Kriege abzugewinnen vermochten,beweist der Umstand, daß in allen Kohlenstaaten Europas beträchtliche Bergarbeiterkontingente in diesem Kriege an die Front geschickt wurden, statt sie auf ihren wichtigen Plätzen zu belassen. Man wird dem entgegnen, daß mit einer so bedeutenden Kriegsdauer nicht gerechnet werden konnte. Da läßt sich jedoch einwenden, daß ohne Rücksicht auf die Kriegsdauer das für die Volkswirtschaft so wertvolle Leben eines Bergarbeiters unter keinen Umständen einer überflüssigen Gefahr ausgesetzt werden sollte, weil bekanntermaßen der Ersatz an Arbeitskräften in der Bergwerksindustrie an und für sich nicht so einfach ist. Die Bergarbeit birgt ohnehin eine Menge von Gefahren in sich; die oft unvermeidlichen Schlagwetter- und Kohlenstaubexplosionen die nach der Eigenart der Schiffsunfälle oft gleichzeitig eine größere Anzahl von Menschenleben fordern, haben bei solchen Anlässen ein lebhaftes Interesse für diese dunkle unterirdische Welt des Bergmannes hervorgerufen, der unter schwierigen Arbeitsverhältnissen sein mühseliges Tagewerk vollbringt. Es muß eigentlich tief traurig stimmen, daß ohne diese in den ausgegrabenen Erdhöhlen vollbrachte, gefahrvolle Menschenarbeit eine Entwicklung unseres modernen Wirtschaftslebens gar nicht mehr möglich wäre. Ich würde es den Sozialpolitikern, die oft ohne Kenntnis der technischen Vorgänge unseres Wirtschaftslebens, die Lösung sozialer Probleme erörtern, vor allem raten, sich für die Arbeitsmethoden des Bergbaues an den Arbeitsstellen selbst zu interessieren, wei1 nur selbst Erlebtes die wirkliche Ueberzeugung reifen läßt. Die Vorgänge dieser Kriegszeit werden zweifellos dem Bergarbeiter selbst seine große Bedeutung für das Allgemeinwohl zur Erkenntnis gebracht haben. Man wird deshalb auch mit einer erhöhten organisatorischen Kraft des durch den Krieg geschwächten Bergarbeiterstandes zu rechnen haben, dessen Forderungen nach einer besseren Lebenshaltung das volle Verständnis der Oeffentlichkeit verdienen.

Der größere Teil der Selbstkosten im Kohlenbergbau besteht in den Löhnen der Arbeite r. Es spricht ein großes, allgemeines Interesse gegen eine Herabdrückung der Lohnkosten. Es ist vielmehrerstrebenswert, eine Hebung der Löhne und des Kulturniveaus des Bergarbeiters zu bewirken. Es dürfte bei dieser Gelegenheit nicht ohne Interesse sein, den Mißständen in der Bergarbeit in diesen Zeilen eine größere Aufmerksamkeit zu widmen. In drastischerWeise hat bezüglich des britischen Bergbaues Dr. G. Ger-lach8) diese Mißstände in einem Aufsatze über die Geschichte des britischen Bergbaues geschildert. Die englische Regierung hat auf Veranlassung des Unterhauses im Jahre 1840 eine Untersuchung der Bergbauverhältnisse eingeleitet, deren Resultate in einem umfassenden Berichte niedergelegt worden sind. Dieser Bericht wird noch durch die Erhebungen ergänzt, welche im Jahre 1843 bezüglich der Zustände im Bergbau des Midland-Bezirkes gemacht wurden. In dem bedeutenden Mi dl and-Kohlenbecken von Süd-Staffordshire, im Westen und. Norden von Birmingham, begannen die
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Abb. 36. Kohlenförderung mit Pferden


Kinder allgemein mit dem 9. Lebensjahr, in mehreren Fällen im Alter von 7 und 8 Jahren die Grubenarbeit. In Shropshire, wo im Coal-Crook-Bezirk die Flöze so geringmächtig waren, daß man keine Ponys oder Esel vor die Förderwagen spannen konnte, mußten Kinder von 6 und 7 Jahren die Arbeit verrichten. Es ist kaum glaublich, wenn in den Berichten angegeben wird, daß Kinder schon im Alter von 5, von 4, ja in einigen Fällen sogar von 3 Jahren von den Eltern mit in die Grube geschleppt worden sind. So erzählt ein etwa 71/2 jähriger Knabe einem Mitglied des Untersuchungsausschusses: ,,Ich bin nun bereits seit 3 Jahren hier unten. Als ich zum erstenmal einfuhr, konnte ich meine Augen nicht offen halten. Jetzt falle ich nicht mehr in Schlaf; ich rauche meine Pfeife und schmauche wohl 1/, Quarter die Woche.“ Auffallend war auch die starke Beschäftigung des weiblichen Elements in den Grubenbetrieben. In vielen Gegenden begannen die Mädchen ebenso früh mit derArbeit wie die Knaben.Einer der Untersuchungskommissäre fand ein Mädchen von 6 Jahren, welches damit beschäftigt war, eine Last von 25 kg täglich auf eine Entfernung von 100 m auf dem Rücken zu tragen. Es wird berichtet, daß in den Gruben von Derbyshire das Wasser zuweilen einen Fuß hoch stand, während es vom Hangenden regenartig heruntentropfte, so daß die Abeits-kleidung in kürzester Zeit durchnäßt war; die Kinder hatten dann nach 14 bis 16 stündiger Schicht noch 1 bis 2 Meilen nach Hause zu laufen, bevor sie sich umkleiden konnten. Wo die Bewetterung schlecht war, wuchs natürlich die Hitze bedenklich, zuweilen bis 31ÜC. Bei derartigen Hitzegraden zog der erwachsene Bergmann den kleiderlosen Zustand vor; meist arbeiteten die Frauen nackt bis zu den Hüften. Da Mann und Weib an der gleichen Arbeitsstelle zu schaffen hatten, so war die Moral auf das tiefste gesunken. Eine Fülle von bitteren Klagen der besseren Grubenarbeiter findet sich hierüber und es ist bezeichnend, daß aus diesem Grunde kein ordentlicher Arbeiter eine Grubenarbeiterin heiraten wollte. Der Engländer Carlyle rief seinen Landsleuten zu jener Zeit zu: „Ich wage es zu glauben, daß zu keiner Zeit seit den Anfängen der Gesellschaft das Eos der stummen Millionen von Arbeitern so ganz unerträglich war, wie es in den Tagen ist, die jetzt über uns dahingehen.“

Die öffentliche Meinung in England hatte sich vor den erfolgten Anklagen im Parlament fast gar nicht mit dem sozialen Elend des Bergarbeiters beschäftigt. Der Einfluß der Grundbesitzer, welchen nach alter Ueberlieferung auch die Bodenschätze gehörten, war zu groß, als daß gegen die tief beklagenswerten Mißstände dieser Privatwirtschaft eine ernste Bewegung entstehen hätte können. Es ist der Geist jener Zeit von dem Ideal der schrankenlosen Freiheit des einzelnen erfüllt gewesen, weil das materielle Interesse des Unternehmers ohne Rücksicht auf die Interessen der

Ing. A. H. Goldreich: Die Kohlenversorgung Europas Allgemeinheit zum Durchbruche gelangte. Dem britischen Bergbau jener, glücklicherweise längst überwundenen Zeit fehlte jeder staatliche Einfluß während in Deutschland und in Oesterreich schon damals der Bergbau unter Aufsicht des Staates betrieben worden ist. Das aus dem Jahre 1854 stammende österreichische Berggesetz konnte bereits in den ersten Anfängen der Kohlenindustrie die Entwicklung der geschilderten englischen Zustände
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Abb. 37. Hauptförder-Querschlag


wirksam verhindern. Eine entsprechende Gesetzgebung und die dadurch erfolgte Sicherung des notwendigen öffentlichen, das heißt staatlichen Einflusses wird es unmöglich machen, daß die Privatwirtschaft unter alleiniger Berücksichtigung ihrer finanziellen Interessen sich betätigt und sich gegen die primitivsten sozialen Interessen geradezu versündigt, wie dies in England der Fall gewesen ist.

Man kann auch aus dem Kapitel der sozialen Frage des Bergarbeiters keinen begründeten Anlaß finden, um mit der sich außerordentlich bewährten Privatwirtschaft

unter allen Umständen zu brechen. Man darf bei der Betrachtung der sozialen Lage des Bergarbeiters nicht den Bergwerkbesitzern die alleinige Schuld beimessen, wenn die Dinge nicht so liegen, wie es der Fall sein sollte. Es ist eine altbekannte Erfahrung, daß jedes Volk und deshalb auch jeder Staat diejenigen Institutionen besitzen, die sie verdienen. Wenn in der Mitte des vorigen Jahrhunderts es möglich war, daß die Kinderarbeit im englischen Bergbau ganz unglaubliche Dimensionen annehmen konnte, so muß das moralische Gewissen jener Zeit ganz gering gewesen sein. Aus dem Berichte des Unterkommissärs von Süd-Staffordshire geht hervor, daß die Zahl der arbeitenden Kinder im britischen Bergbau außerordentlich groß war. Als Lehrlinge wurden Armen- und Waisenkinder verwendet, die vollständig den sogenannten ,,butties", (Aufseher) ausgeliefert waren. Die Behandlung dieser armen Geschöpfe soll schändlich und grausam gewesen sein. Sie wurden in die Höhlen geschickt, in die sich kein Erwachsener hineinwagte. Der englische Bergarbeiter war ferner das Opfer des sogenannten ,,Truck“ geworden und dem Lotterkredit und Warenwucher dieser als Wohlfahrtseinrichtung gedachten Institution ausgeliefeit. Dr. Gerl ach führt bei Charakterisierung dieser Verhältnisse an, daß sich der britische Bergmann dieser Zeit in seiner Lage kaum vom Sklaven des Altertums unterschieden hat. Die Verhältnisse im britischen Bergbau haben sich gründlich geändert und es war keine Verstaatlichung der Privatwirtschaft zu diesem Zwecke notwendig. Viel ist seit der Mitte des vorigen J ahr-hunderts für die Erziehung des Industriearbeiters in England geschehen, der Staat hat mit starker Hand eingegriffen und das Bildungsniveau des Arbeiters auf eine hohe Stufe gebracht.

Eine unbedingte Voraussetzung für die Besserung der sozialen Lage des Arbeiterstandes ist die Erziehung zum Menschen, wie dies in geistvoller Weise Geh. Baurat Dr. Ing. A. v. Rieppel in der Abhandlung über „die Erziehung des Industriearbeiters“9) erörtert. Wollen wir unseren Kulturstand heben — und dies ist doch der Endzweck des ganzen Lebens — so müssen wir die Massen für das sittliche Streben gewinnen. Dr. v. Rieppel schlägt eine Reihe von Maßnahmen vor für die entsprechende Erziehung des Industriearbeiters; er betont auch die Bedeutung der Wohnungsfrage und bemerkt, daß in schlechten, ungesunden Wohnungen lebende Arbeiter für alle erzieherischen Bestrebungen teilnahmslos bleiben werden. Dr. v. R i e p p e 1 will durch seine Ausführungen beweisen, daß die deutschen Industriellen durchaus
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Abb. 38. Vermessungsarbeiten im Bergbau: Absenkeln einer Strecke


die Notwendigkeit einer Hebung des Arbeiterstandes in materieller, geistiger und moralischer Hinsicht anerkennen und zur richtigen Lösung der schwierigen Arbeiterfrage ihr Bestes zu geben beabsichtigen. ,,Gemein-sinn, Opferwilligkeit und Entschlossenheit hochherzig denkender Männer“, so führt der Genannte an, „werden esermöglichen, den jungen Arbeiter von Stufe zu Stufe aufwärts zu leiten, ihm eine wahre Geistes-, Herzens- und Berufsbildung zu vermitteln. Mit der Weiterbildung und Aufklärung der Arbeiterschaft, mit der Eröffnung einer Gasse nach oben muß eine Stärkung des Charakters und des Pflichtgefühles Hand in Hand gehen. Alle Volksschichten müssen gleichmäßig von der Notwendigkeit harter Arbeit, als einziges Mittel, auf der Höhe zu bleiben, durchdrungen sein. Die Einsicht dieser Notwendigkeit und die Aussicht eines jeden, durch Arbeit und Streben vorwärts kommen zu können, muß die Versöhnung der bestehenden Gegensätze bringen.“

Ich glaube die Fragen der sozialen Lage des Bergarbeiterstandes sind keineswegs Fragen der Privatwirtschaft allein; es wäre traurig, wenn deren Lösung lediglich der privaten Initiative überlassen werden müßten. Auf dem Gebiete der Wohlfahrt des Arbeiterstandes gebührt dem Staate eine entscheidende Führung, welche er sich nur auf dem Wege der Gesetzgebung sichern kann. Damit für eine solche Gesetzgebung auch entsprechend gesorgt werde, ist in den konstitutionellen Staaten ein entsprechendes moralisches Niveau der Völker erforderlich. Das Vorhandensein einer mangelhaften Gesetzgebung kann jedoch kein Grund sein, die Frage der Privat- oder Staatswirtschaft in dem einen oder anderen Sinne zu entscheiden.

Wir haben schließlich angeführt, daß die Allgemeinheit ein besonderes Interesse an einer möglichst billigen Kohlengewinnung haben müsse, damit die Kohlenpreise möglichst niedrig seien, woran die Volkswirtschaft das größte Interesse habe. Es ist die wichtige Frage der Rentabilität, welcher eine besondere Bedeutung zukommt, weil bekanntermaßen der Volkswirtschaft am besten gedient 'wird, wenn mit möglichst geringem Aufwand an Kapital und Arbeit ein möglichst hoher Nutzeffekt erreicht wird. Niedrige Kohlenpreise sind aber insbesondere auch im Interesse der Volkswirtschaft gelegen, weil unser modernes Wirtschaftsleben auf diesem wichtigsten Rohstoff begründet ist. In den Preisen aller industriellen und gewerblichen Erzeugnisse ist mittelbar oder unmittelbar der Kohlenpreis enthalten und es wird gewissermaßen automatisch mit der Erhöhung der Kohlenpreise auch eine entsprechende Verteuerung der notwendigsten Lebensbedingungen eintreten. ,,Der Kohlenproduzent“, führt Dr. Herbig in seiner mehrerwähnten Schrift an, „muß also zusehen, wie er zwischen dem Preis, den er nicht diktieren kann, und den Selbstkosten den nötigen Abstand hält, der seinen Gewinn bedeutet. Diesen Abstand möglichst groß zu machen, lehrt ihn sein privatwirtschaftliches Interesse. Aber auch volkswirtschaftlich ist eine reichliche Rentabilität wünschenswert, denn mehr als ein anderer Produktionsprozeß schafft der Bergbau neue Werte, und je größer die Rentabilität des Bergbaues ist, um so vollständiger werden die Bodenschätze abgebaut, während man bei sinkender Rentabilität zu dem volks-
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Abb. 39. Vermessungsarbeiten mit dem Kompaß


wirtschaftlich zu bedauernden, aber schließlich unvermeidlichen Mittel greifen muß, den Abbau immer mehr auf die besseren Flöze beschränken zu lassen und schließlich ganze Gruben still zu legen.“

Die Führung eines möglichst rentablen Betriebes ist also die unerläßliche Voraussetzung für den Kohlenbergbau und es ist deshalb auch bei der Entscheidung über die Frage der Staats- oder Privatwirtschaft von großer Wichtigkeit, der Frage der Rentabilität eine besondere Bedeutung beizumessen. Es wird wohl überflüssig sein, einen Beweis zu erbringen, daß der Staatsbetrieb sich bezüglich der Rentabilität wesentlich ungünstiger herausstellen muß, als der Privatbetrieb und es sind die Gründe dafür zu bekannt, als daß in diesen Zeilen eine besondere Erörterung derselben stattfinden müßte. Man kann für die Tatsache eigentlich niemand verantwortlich machen; es ist dies weder die Schuld der Beamtenschaft noch der Arbeiter, sie liegt im Wesen dessen, was wir „Staat“ bezeichnen.

	
9. Die Bahnen der Wirtschaft


	
a) Die Bestrebungen der neuesten Zeit





In neuerer Zeit sind nun vielfach Bestrebungen bemerkbar, welche die Durchführung von Maßnahmen im Auge haben, zum Zwecke der Sicherstellung einer besseren Rentabilität der staatlichen Unternehmungen. Diese Bestrebungen sind durch jene Kreise verursacht, welche für eine Verstaatlichung des Bergbaues eintreten, um dem Staate reiche Einnahms-quellen zu sichern, welche zur Bestreitung eines Teiles jener kolossalen Lasten benutzt werden sollen, die dieser gewaltige Krieg gebracht hat. Um die notwendig werdenden Vermögensabgaben und Steuerlasten so weit als möglich zu mildern, soll der Staat als Unternehmer sich betätigen, er soll verdienen und. seine Gewinne sollen der Allgemeinheit zugute kommen.,,Die enormen Verpflichtungen, die Deutschland in diesem Kriege auf sich genommen hat“ führt Geh. Regierungsrat Prof. Flam m in einem Artikel über „Staatliches Unternehmertum“ in der ,,Vossischen Zeitung“ vom 22. März 1917 aus, „Anleihen insgesamt bis zum Herbst von 80 Milliarden, dazu die Zinsen, des weiteren die Verpflichtungen für Wiederaufbau des inneren und äußeren Wirtschaftslebens, die Invaliden- und Reliktenversorgung, die Ausgaben für eine zeitgemäße Armee und Marine und anderes mehr, kurz diese gewaltigen Verpflichtungen können nicht allein durch direkte Steuern und. Vermögensabgaben aufgebracht werden, das würde den Volkswohlstand vernichten. Es bedarf unter allen Umständen einer sehr erweiterten Unternehmertätigkeit des Staates, aber auf rein kaufmännischer Grundlage und deshalb unter Aufgabe mancher vom Bürokratismus bisher hochgehaltener Prinzipien. Als kaufmännischer Unternehmer soll der Staat auftreten, den Unternehmergewinn muß er sich zuführen.“

Die für die Verstaatlichung der Privatwirtschaft eintretenden Kreise verlangen die Einführung einer kauf-
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Abb. 40. Arbeiten mit einer Schrämmaschine


männischen Gebarung bei den staatlichen Unternehmungen, sie fordern die Schaffung der staatlichen Aktiengesellschaft mit modernem kaufmännischen Betrieb. Der Staat soll gewissermaßen als Konkurrent mit der Privatunternehmung auftreten, wenn nicht von mancher Seite die Verstaatlichung der gesamten Kohlenindustrie überhaupt verlangt wird. Die Gründe die für diese Bestrebungen ins Treffen geführt werden, haben gewiß vieles für sich und es wäre zweifellos von großem Vorteil, wenn ein Teil der großen Kosten dieses Krieges durch staatliche Unternehmungen eingebracht werden könnte. Es ist nur die große Frage, ob die Schaffung des notwendigen Unter-nehmertypus, des rentablen, kaufmännisch geführten staatlichen Unternehmertums auch praktisch möglich erscheint. Der Staat als Unternehmer hat sich bisher ganz bedeutend von dem Privatunternehmer unterschieden. Die bürokratische Geschäftsgebarung hat sich zur Führung von Unternehmungen sicherlich nicht bewährt und man kann auch behaupten, daß der Staat als Konkurrent des Privatunternehmers in der Frage der Rentabilität sehr schlecht abgeschnitten hat.

In der Begründung des im Dezember 1916 eingebrachten Gesetzes über die Verstaatlichung der deutschen Kohlengewerkschaft ,,Hibernia“ wurde unter anderem angeführt, daß der Ankauf dieses Bergbaues die Stärkung des staatlichen Einflusses im Bereiche des rheinisch-west-fällischen Bezirkes, namentlich in bezug auf die Preisbildung bezwecke. Es wurde dem preußischen Fiskus von verschiedenen Seiten vorgeworfen, daß er die ,,Hibernia“ sehr teuer gekauft habe und dadurch, um rentabel arbeiten zu können, ein Interesse an hohen Kohle n-preisen habe. Seitens der interessierten Kreise wurde auch hervorgehoben, daß durch die Einführung der deutschen Koh len steuer der Staat ein direktes Interesse an hohen Kohlenpreisen besitzen müsse. Die Abgabe beträgt 20°/ 0 vom Werte der fakturierten Kohle; je höher der Wert ist, desto höher ist auch der Ertrag der Kohlensteuer. Es ist richtig, daß durch die Einführung der Kohlensteuer die vom preußischen Staatsbergbau übernommene Aufgabe, das übermäßige Steigen der Kohlenpreise zu verhindern, zu der im Interesse der Reichskasse stehenden Steigerung der Erträgnisse der Kohlensteuer im Gegensatz sich befindet. Der Staat in seiner Eigenschaft als Steuereinnehmer gerät in diesem Falle mit dem Staat als Unternehmer in ein gegensätzliches Verhältnis. Durch seinen bisherigen Bergbau hatte der preußische Staat vom 1. April 1917 ab beim Kohlensyndikat eine Kohlenbeteiligung von 5 Mill, t, die sich bis zum 1. April 1921 auf eine solche von 6,815.000 t steigern sollte; in ihr war eine für die 5 Jahre gleich bleibende Koksbeteiligung von 2 Mill, t enthalten. Durch die Verstaatlichung der ,,Hibernia“ ist die Kohlenbeteiligung des preußischen Staates am Syndikate auf rund 1 1 Mill, t gewachsen und wurde der Staat dadurch das stärkste Mitglied desselben.

In einem Artikel der „Frankfurter Zeitung" vom 6. Dezember 1916 wird in Angelegenheit der Erwerbung der „Hibernia“ betont, daß eine Stärkung des staatlichen Einflusses im Bergbau durchaus wünschenswert sei. Es sei jedoch die Frage, ob durch die unter ungünstigen Bedin-
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Abb. 41. Kohlenförderung mit Kettenbetrieb


gungen erfolgende Erwerbung von Bergwerksbetrieben dieses ideale Ziel erreicht wird. „Die Erfahrung“, so wird angeführt, „hat gelehrt, daß der bloße Erwerb von Kohlenfeldern durch den preußischen Staat der Allgemeinheit sehr wenig Sicherung bringt, weil der Fiskus im Syndikat ein Produzent unter Produzenten ist, wie die anderen privaten Bergbautreibenden, noch dazu mit verhältnismäßig hohen Gestehungskosten und weil er im Syndikat nur ein Teilnehmer unter vielen ist, während die Majorität den Ausschlag gibt. Will man dagegen die Allgemeinheit sichern.— und man wird es früher oder später tun müssen — so genügt es nicht mehr, daß man ein einzelnes Bergwerk verstaatlicht, noch dazu zu exorbitantem Preis. Eine Verstaatlichung des gesamten Bergbaues aber wäre ja nach diesem Kriege, der den Anleihenmarkt mit Kriegsanleihen überfüllt, ohnehin kaum durchführbar, von allem anderen, was dabei mitspräche, ganz abgesehen. Nun braucht man die Verstaatlichung des Bergbaues gar nicht und es würde genügen, die Verstaatlichung der Aktiengesellschaft Kohle n Syndikat zu bewirken, die dann allerdings das Deutsche Reich, nicht der preußische Fiskus vorzunehmen hätte. Das Kohlensyndikat ist in eine gemeinwirtschaftliche Organisation umzubauen, bei der neben den Produzenten, zu denen anders als jetzt auch die Arbeiter zu gehören hätten, auch die Kohlenverbrauchei sitzen müßten, repräsentiert durch Wortführer der verarbeitenden Industrien, der Eisenbahnen und Schiffahrt, der Kommunen als der Hauptverbrauchszentren, der Landwirtschaft und des sachkundigen Handels und bei der dann neben Produzenten und Konsumenten gleichberechtigte Vertreter des Reiches zur Wahrung der Allgemeininteressen ihren Platz nehmen müßten. Alles das, was die Stärke des privaten Unternehmertums ausmacht, die unbürokratische auf Selbstkostenverbilligung bedachte Leitung der Bergwerksbetriebe ebenso, wie die kaufmännisch geschickte und alle Chancen des Weltmarktes ausnutzende Leitung des Kohlenverkaufes, könnten bei einem solchen Umbau des Kohlensyndikats unverändert erhalten bleiben. Aber erreicht wäre, daß die Festsetzung der Inlandspreise, die innere Konstruktion des Syndikats und die anderen Maßnahmen der Syndikatsleitung, die auf tiefste in alle Verhältnisse der Volkswirtschaft einschneiden, nicht mehr ausschließlich von einem Produzentenmonopol dekretiert werden, sondern daß sie von der Vereinbarung aller beteiligten Schichten abhängig wären, von einer Vereinbarung der Produzenten und des Gesamtverbandes des Reiches.”

Dieser Vorschlag der Frankfurter Zeitung erscheint mir sehr beachtenswert, denn er ist ein Weg, die insbesondere in Deutschland bisher mit so großem Erfolge betriebene Privatwirtschaft zu erhalten. Gerade in der diesem Kriege folgenden Zeit des Wiederaufbaues Europas wird es der Anspannung aller Kräfte bedürfen, um die unermeßlichen Schäden dieses Krieges wieder gut zu machen. Der für die zerrüttete Weltwirtschaft notwendige, langjährige Genesungsprozeß wird sich um so rascher vollziehen, je größer die zu diesem Zwecke erforderlichen initiativen Kräfte sein werden, welche ihre Tätigkeit frei zu entfalten haben.
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Abb. 42. Schachtrekonstruktion: Montierung von Betonringen


,,Die schwerfällige Geschäftsführung der Staatsbetriebe und die Langsamkeit der Haushaltsbewilligungen“ so führt Professor Aumund aus, ,,machen es vielfach unmöglich, zweckmäßige Neuerungen in Betrieben einzuführen, die sich schnell an die Wandlungen der Technik und an die augenblickliche Lage anpassen müssen. Um nun ein Beispiel zu nennen, führe ich an, daß ich z. B. Gelegenheit hatte, für eine königliche Grube eine Förderanlage durchzuführen, die sich innerhalb zweier Jahre aus den Ersparnissen vollkommen bezahlt machte. Man umging auf diese Weise, wenn auch ungesetzlich, die Budgetbewilligung, die mindestens 2 Jahre in Anspruch genommen hätte, da inzwischen der frühere Beamte auf seiner Stufenleiter in eine andere Stellung eingerückt war, und da bekanntlich der Nachfolger häufig eine etwas abweichende Lösung für zweckmäßiger hält, die aber wieder weitere Zeit für ihre Genehmigung und Durchführung erfordert.“ In der von Professor Au münd vorgeschlagenen ,,Oegag“ sollen diese Nachteile des Staatsbetriebes ausgeschaltet sein. In der ,,Oegag“ sollen die leitenden Beamten, wie bei der Privatunternehmung, in ausgesprochenem Maße am geschäftlichen Erfolg beteiligt werden. Ihrem Einkommen soll nach oben hin keine festen Grenzen gesetzt sein, damit man den Tüchtigsten für das Unternehmen gewinnen kann, und andererseits dürfen sie nicht auf Lebenszeit angestellt sein, damit man nötigenfalls wechseln kann. Also auch in der Beamtenforni soll die ,,Oegag“ nicht von der Privatunternehmung ab weichen, wobei natürlich die notwendigste Fürsorge nicht vernachlässigt zu werden braucht, welche ja auch die Privatunternehmung jetzt meistens ausübt. Um den Vorschlag Professor Aumunds möglichst rasch zur Durchführung zu bringen, müßte man die Verstaatlichung der im öffentlichen Interesse tätigen Privatunternehmungen durchführen und, ohne an den bestehenden Verhältnissen etwas zu ändern, den Gewinn an den Aktionär ,,Staat“ bezw. das öffentliche Gemeinwesen einfach abführen. Der Staat müßte zu diesem Zwecke alle Aktien erwerben und sonst würde sich eigentlich an der bisherigen Privatwirtschaft nichts ändern. Dabei müßte naturgemäß der Staat den Verwaltungsrat der Aktiengesellschaft bestellen, der nach dem Vorschläge des Professors A u m u n d möglichst aus Privatpersonen gebildet und nicht dem zunftmäßigen Beamtenstande entnommen werden soll.

Aus den ernsten Vorschlägen der bedeutenden deutschen Fachmänner ist die einheitliche Angst vor einer bürokratischen Geschäftsgebarung herauszufühlen. Alle sind sie auch einig darin, daß die Beteiligung der Beamten am materiellen Erfolg die unbedingte Voraussetzung für die gedeihliche Entwicklung des staatlichen Unternehmens bedeutet. Es ist interessant, mit welchem nachahmenswerten Ernste die deutsche Technik mitten im entsetzlichsten aller Kriege den großen Aufgaben der Zukunft durch
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Abb. 43. Schachtrekonstruktion: Betonmauerung


entsprechende vorbereitende Arbeiten bereits derzeit Rechnung zu tragen gewillt ist. Es ist die Forderung der großen Mehrheit der Vertreter der deutschen Technik, daß dem freien Wettbewerb nach diesem Kriege die weitgehendste Entwicklung geboten werden müsse. Zahlreich sind jedoch auch die Stimmen, welche dem Staat als Unternehmer, mit allen Vorzügen der Privatwirtschaft ausgestattet und aller Nachteile des Bürokratismus entledigt, ein großes Arbeitsfeld einräumen wollen, damit sich der Staat sein Geld gewissermaßen selbst verdiene.

Man ist sich im allgemeinen noch nicht klar darüber, ob der Ausbau monopolistischer Syndikatsformen nach diesem Kriege aus volkswirtschaftlichen und Finanzgründen weiterschreiten wird. Es ist auch die Frage der Gegenstand öffentlicher Erörterungen, ob das Privat- oder Staats-monopol Platz zu greifen habe. Allenthalben ist man sich wohl klar darüber, daß die ökonomische Wirt-
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Abb. 44. Benzol-Grubenlokomotive im Querschlag


schaftsgebarung bei intensivster Anspannung aller Kräfte zur Erzielung einer entsprechenden Rentabilität unbedingt erforderlich ist. Die Freunde des Staatsmonopols beantragen die schleunigste Durchführung von Maßnahmen, um die Rentabilität der Staatswirtschaft sicher zu stellen. Die gegenwärtige Kriegszeit hat in den meisten Staaten eine staatliche Beeinflussung der Gütererzeugung und Verteilung gebracht und auch in der Verwertung der menschlichen Arbeitskraft durch den Staat Maßnahmen staatssozialistischer Natur geschaffen. Es wird die Zeit kommen, wo über den Wert dieser im Kriege geschaffenen Institutionen, die weder den staatssozialistischen Lehren noch jenen der Freihandelslehre voll entsprechen, abzusprechen sein wird.

	
b) Die Aufgaben d es U n t e r n e h ni e r s



,,Wir treiben Wissenschaft auch und zunächst nur um der Erkenntnis willen, ähnlich wie der Künstler seine Kunst betreibt, um sich und. jenen, die mit ihm empfinden, genug zu tun, nicht um Güter zu erzeugen. In der Theorie der Nationalökonomie“, so führt Julius Wolf weiter aus, ,,liegen die Verhältnisse doch glücklicher. Für sie gilt das Wort, das der Physiker Boltzmann einmal im Hinblick auf seine theoretischen Forschungen in einem Vortrag, den er vor Praktikern hielt, geprägt hat: ,,Im Grunde ist nichts praktischer als die Theorie“. Die Nationalökonomie nennt Julius Wolf d.ie Wissenschaft vom Mechanismus der Wirtschaftsordnungen. ,,Diesen Mechanismus mit seinen Kräften und. Kraftzusammenhängen zu begreifen, ist die Aufgabe der Theorie. Und das ist nicht bloß erkenntniswert, sondern stiftet auch jenen Nutzen, den d.er Praktiker begehrt.“ Wir treiben vornehmlich Wissenschaft, um Güter zu erzeugen und Einkommen zu schaffen. Einkommen wird geschaffen vorzugsweise durch technische Idee“, also nicht seinem größten Teile nach durch Arbeit in jenem engeren Sinne, der die Arbeit des sogenannten Arbeiters allein oder vorzugsweise im Auge hat. „Sicherlich kann keine Rede davon sein“, führt Julius Wolf aus, „daß man der Arbeit des Arbeiters für die wirtschaftliche Leistung unserer Zeit entraten könne, ebensowenig wie der Tätigkeit des Unternehmers. Das hindert aber nicht, daß das wesentliche des Einkommens, das unsere Zeit vor sich bringt, auf Rechnung der „technischen Idee“ geht, welche Sache der Erfindung ist. D e m T e c h niker i m weiteren u n d i m engeren Sinne d e s Wortes g e b ü h r t d i e A u r e o 1 e, d i e von anderer Seite reklamiert u n d dieser anderen Seite 1 ä n gs t zugesprochen ist, nicht zuletzt unter dem Drucke humanitärer Erwägungen, die das Urteil fälschten. Arbeit im banalen Sinne vermöchte eine I.eistung, welche wesentlich über die Kosten hinausgeht, nicht hervorzubringen.

Der ,.technischen Idee“ erkennt Julius Wolf die größte Bedeutung zu; wer die Idee erfaßt und sie verwertet, das ist der U n t e r n e h m e r. Wer die Produktions-faktoren 1. organisch miteinander in Verbindung bringt und 2. für die kapitalistische Volkswirtschaft mit ihren Erfordernissen brauchbar macht, derart, daß ihr Produkt einer Nachfrage begegnet und Absatz findet und aus ihrem Zusammenwirken ein Ueberschuß der Leistung über die Kosten, d. h. Einkommen entsteht, das ist nach Julius Wolfs trefflicher Erklärung der Unternehmer". Man hat die Funktion des Unternehmers“, führt Julius Wolf aus, „in der bürgerlichen Wirtschaftsordnung im allgemeinen wenig überzeugend zu machen verstanden. Das gilt von Adam Smit h her, welcher noch Kapitalist und Unternehmer identifiziert, bis auf unsere Tage. So wurde er gute Beute für die ihm feindlichen Gesellschaftslehren, hauptsächlich für die sozialistischen. Wäre er das, als was er von dieser Seite angesprochen wird, d. h. im wesentlichen Parasit, Bewucherer des Arbeiters und weiterhin etwa des Warenkonsumenten, so wäre er und vielleicht auch die Wirtschaftsordnung, die ihn bedingt, wert, daß er zugrunde geht. Aber seine Funktion ist in Wahrheit eine ganz andere als die des Blutsaugers und Ausbeuters. Er muß ein „Könner“ sein; ist er das nicht, so hat sein Stündlein im Marktkampf geschlagen! Er muß ein Könner sein, muß sich bewähren bei Strafe des Unterganges in drei und mehrfacher Hinsicht: a) In seinen Beziehungen zum Warenmärkte, d. h. als Käufer des Roh- und Hilfsstoffs zu angemessenen Preisen, wie als Verkäufer des Produkts, immer zur Zeit des günstigen Preisstandes, b) In kaufmännischer Beherrschung technischer Probleme, indem er die richtige, d. h. hier ergiebigste Technik sich zunutze macht, den Verbesserungen" im richtigen Abstande folgt, nicht zu früh und nicht zu spät, keine Verbesserung von Bedeutung ungenützt läßt, fragliche Verbesserungen dagegen als solche abweist.

Die Aufgaben des Unternehmers, führt Wolf aus, scheiden sich demnach als 1. kaufmännische und. 2. technische, wobei die kaufmännischen, als die den anderen wirtschaftlich übergeordneten, in der Regel als die spezifischen Aufgaben des Unternehmers gelten, die Wahrnehmung der technischen dagegen leichter Dritten übertragen Ing. A. H. Goldreich: Die Kohlenversorgung Europas              14

210 Goldreich: Die Kohlen Versorgung Europas oder von deren Urteil abhängig gemacht werden kann. Der Unternehmer hat 3. eine psychologische Aufgabe im Hinblick auf Markt und Menschen, mit denen der Unternehmer in Beziehung tritt. Wie ohne technische Idee „technisch tot“, ist Kapital ohne Unternehmer „wirtschaftlich tot“, auch die Arbeit vermag aber in der auf den Markt gegründeten Wirtschaftsordnung ohne Unternehmer nur ganz ausnahmsweise (im Individualbetrieb) etwas zu leisten. Um Güter zu schaffen bedarf der Unternehmer einmal der Natur und zwar ihrer ebensowohl als Naturstof f wie, was häufig vernachlässigt wird, als Naturkraft, es bedarf weiter der wirtschaftlichen „.Arbeit“, die letzten Endes immer an der Natur tätig wird und es bedarf drittens, wenige Fälle abgerechnet, des sogenannten „Kapitales“, wobei Arbeit sowohl als Kapital das Maß ihrer Produktivität von der technischen Idee“ empfangen.

Der Unternehmer muß ein ,,K ö n n e r“, er muß befähigt sein und kann diese Befähigung nur nachweisen, wenn er erfolgreich konkurrierend auf den M arkt tritt. Der Markt, der Schauplatz der Konkurrenz, bringt die Entscheidung, ob sich der Unternehmer zu behaupten versteht, oder ob er zugrunde gehen muß, weil er sich nicht bewährt hat. Man kann unter Unternehmungen im wahren Sinne des Wortes nur jene Betriebe verstehen, deren Erzeugnisse auf den Markt gelangen, der darüber zu entscheiden hat, ob ein Unternehmer bestehen kann oder dem Untergange geweiht ist. Der Unternehmer sucht die Produktionskosten so weit als möglich herabzu drücken und die Verkaufskosten möglichst weit hinaufzuschieben, um einen möglichst hohen Gewinn zu erzielen. Je weniger Konkurrenz am Markte ist, desto höher wird der Verkaufspreis, desto höher wird, auch der Gewinn. Die Leistungsfähigkeit eines Unternehmers muß einen umso höheren Grad der Entwicklung aufweisen, je größer die Konkurrenz ist. Mit der Konkurrenz wächst die Initiative, mit ihr wächst auch das Bestreben des Unternehmers sein Produkt möglichst billig und gut zu erzeugen, weil er bei schlechter Qualität seines Produktes für die Dauer im Konkurrenzkampf sich nicht behaupten könnte. Alle Maßnahmen, welche den Markt—das Herz der bürgerlichen Wirtschaftsordnung, wie ihn Julius W o 1 f nennt — einengen oder ausschalten.

sind gleichzeitig Maßnahmen gegen die Initiative, die schöpferische, wirtschaftliche Tätigkeit.

Nun können wir auch erkennen, wie sich der Unternehmer zu der seine Interessen berührenden Wissen--schäft stellt. Der Unternehmer braucht und will die wissenschaftliche Arbeit nur in dem Sinne, als sie ihm Vorteil zu bringen versteht. Er muß sich dieser Wissenschaft hinderlich in den Weg stellen, wenn ihre Folgerungen seine Interessen nachteilig beeinflussen. Die Wissenschaft als Selbstzweck ist für den Unternehmer nicht vorhanden, sie muß ihm dienstbar sein. Der Unternehmer muß sich der seine Produktionsinteressen fördernden Wissenschaft bedienen, wenn er erfolgreich sein will. ,,Der Unternehmer ist in der Tat nicht die Null“, meint Julius W o 1 f, „und nicht der bösartige berufsmäßige Beutemacher in der bürgerlichen Wirtschaftsordnung, der Vampyr und Parasit, als welchen die sozialistische Theorie ihn hinstellt; ihm bleibt des Lebens Mühsal und Bedrängnis nicht erspart, ihm sind sie vielfach mit doppeltem Maße zugemessen und seine Aufgabe und Arbeit, wie keine leichte und einfache, sind nicht weniger produktiv und in diesem Sinne schätzenswert, aus sich geadelt als die des einfachen Arbeiters. Allerdings durfte und darf man derartiges in unserer, dem Unternehmer wenig günstigen Zeit des Sozialismus wie Kathedersozialismus, nur bedingt, bekennen. Vermöge jener Einflüsse drängt sich dem modernen Empfinden immer noch die Qualifikation des Unternehmers als „problematischer Natur“ auf. Die Güter aber, die aus dem Schmelztiegel hervorgehen, in welchen man als sogenannte Produktionsfaktoren Natur als Kraft und Stoff, das Kapital, die technische Idee, schöpferische Arbeit der Gegenwart neben dispositiver Arbeit des Unternehmers und exekutiver des Arbeiters geworfen hat, werden zu Markte gefahren „und dort entscheidet sich ihr Eos“.

Die Konkurrenz ist eine der reichsten Energiequellen der bürgerlichen Volkswirtschaft, am Markte kommt es zur Entscheidung, wer den Forderungen technischen Fortschrittes im höchsten Grade entsprochen hat. Der Markt ist der Lebensquell der Initiative. Der Unternehmer hat all sein Können auf wirtschaftlichen Erfolg gerichtet, er braucht deshalb als Mitarbeiter Menschen von Begabung, von Leistungsfähigkeit, von Initiative. Genau so wie der Unternehmer zu Markte gehen muß, der über sein Schicksal zu entscheiden hat, so müssen auch der Direktor, der Betriebsleiter und die sonstigen Beamten dort über ihr Los entscheiden lassen. Die Mitarbeiter des Unternehmers sind sowie er selbst Abhängige des Marktes, der Konkurrenz; der Markt will schöpferische Leistung.

Der Unternehmer muß Organisator sein, für eine Arbeitsteilung sorgen, er muß. auf den verschiedenen Arbeitsgebieten die Menschen mit der entsprechenden Begabung verwenden. Jeder muß am richtigen Arbeitsplätze sun, das Produkt ein Resultat der organisierten Arbeit werden. Der Unternehmer bleibt solange leistungsfähig, er wird für möglichst wertvolle und gute Produkte so lange sorgen, als er auf den Markt gehen muß. ,,Die Mission der Konkurrenz“, sagt Julius Wolf, ,,ist, den Wetteifer stets rege zu halten, auf den Unternehmer also zu drücken, daß er seine ganze Kraft hergibt, das Billigste und, soweit danach gefragt wird, Beste erzeugt, und nachdem er alles was in seiner Macht liegt, aus sich herausgeholt hat, dies ihm zu entreißen. Die Konkurrenz ist in diesem Sinne „.niederträchtig“, sie hetzt die Unternehmer aneinander und der Käufer ihrer Produkte lacht sich ins Fäustchen!“

Wir haben bereits erwähnt, daß alle Maßnahmen, welche den Markt einschränken, bezw. ausschalten, zugleich Maßnahmen gegen die schöpferische Tätigkeit, die Initiative sein müssen. In diesem Sinne müssen wir Kartelle und Monopole als schädlich für die Volkswirtschaft ansehen, weil sie den Markt beschränken, bezw. ausschalten, die Energiequelle der Unternehmertätigkeit. Der Markt ist gewissermaßen auch eine wirksame Kontrolle der Unternehmertätigkeit ; wer sich dieser Kontrolle nicht unterziehen muß, der braucht fiirwar nicht so ein ,, Könner“ zu sein, wie wir vorhin eingehend erörtert haben. Wenn wir diejenigen Unternehmungen, die nicht auf den Markt gehen, näher betrachten, so werden wir erkennen, daß diesen Unternehmungen ein besonderer Charakter zukommt, daß sie sich wesentlich in ihrer Gebarung vom Unternehmer unterscheiden, der die Konkurrenz zu achten hat. So z. B. erhalten die Lisenbahnunterne h m u n g e n in Oesterreich durch die erlangten Konzessionen in-

soferne ein ausschließliches Recht zum Eisenbahnbaue, als es während der Konzessionsdauer niemandem gestattet ist, eine andere Eisenbahn für die Benützung des Publikums zu errichten, welche dieselben Endpunkte ohne Berührung neuer strategisch, politisch oder kommerziell wichtiger Zwischenpunkte in Verbindung bringen würde. Der österreichischen Eisenbahn kann also keine Konkurrenz erwachsen; es mag für diese Bestimmung des Gesetzes unter anderem auch der Grund veranlassend gewesen sein, das Kapital zum Baue von Eisenbahnen anzuregen, deren Rentabilität durch das Gesetz gewissermaßen gewährleistet erscheint. Glaubt man, daß einem solchen konzessionierten Privat- oder Staatsbetiiebe jene Initiative, jene schöpferische Tätigkeit eigen sein werden, wie anderen Unternehmungen,-'die erfolgreich konkurrieren müssen, um sich behaupten zu können? Man kann gewiß nicht behaupten, daß die verstaatlichten Privatbahnen in Oesterreich schlecht geleitet oder nicht rentabel waren. Im Gegenteil, es waren Unternehmungen, die vorzüglich geleitet und außerordentlich rentabel gewesen sind. Die Rentabilität eines Unternehmens ist jedoch noch kein Beweis, daß durch seine Tätigkeit den volkswirtschaftlichen Interessen in vollem Mäße Rechnung getragen erscheint. Ein Unternehmen muß seine Betätigung derart einrichten, daß es mit den vorhandenen Mitteln einen möglichst großen Ueberschuß der Leistung über die Kosten hervorbringt. Die ehemaligen Privatbahnen in Oesterreich haben die Ausnützung der v orhandenen Mittel sehr gut verstanden und der Staat war-bei der Uebernahme derselben genötigt, ungeheuere Investitionen zu machen, um den gesteigerten Verkehrsansprüchen Rechnung zu tragen. Wäre für die Eisenbahnen ebenso die freie Konkurrenz in Geltung, wie für andere Unternehmungen, so wären diese Bahnen schon vor ihrer Verstaatlichung zu größerer Arbeitsleistung, also zu größeren Investitionen gezwungen gewesen. Die Konzession und die.damit verbundene Ausschaltung der Konkurrenz hat diesen Unternehmungen einen konservativen Charakter verliehen, sie konnten und können nicht als private Unternehmungen im wahren Sinne des Wortes gelten. Wir leben bekanntlich in einer Zeit der großen Verkehrsnot und esrist die Frage berechtigt, ob das Eisenbahn-Konzessionswesen, so große Vorteile es auch, von anderen volkswirtschaftlichen Gesichtspunkten betrachtet, haben mag, nicht mit eine Quelle darstellt, in welcher die unser Wirtschaftsleben so nachteilig beeinflussende Transportnot ihre Ursache hat.

Wenn wir nun resümierend die Aufgaben des Unternehmers zusammeniassen, so müssen wir erkennen, daß der Unternehmer Einkommen zu schaffen hat; rücksichtslos und unbeirrt muß er trachten, mit der geringsten Leistung den größten Effekt zu erzielen, was auch, mit gewissen Einschränkungen, im Interesse der Volkswirtschaft gelegen ist. In diese rücksichtslos zu seinem Vorteile stattfindende Betätigung des Unternehmers hat nun der Staat als der Hüter der öffentlichen Ordnung, als der Sachwalter allgemeiner Wirtschaftsinte-ressen, einzugreifen, um die Unternehmertätigkeit in die notwendigen Schranken zu weisen,wie diesvomStan d-punkte der Staatswirtschaft geboten erscheint.

	
c) Der Staat und der Unterneh m e r



Der Staat hat Wache zu halten auf den Bahnen der Wirtschaft, er muß Entgleisungen auf diesen Bahnen rechtzeitig verhindern, er muß durch eine strenge Handhabung der Gesetze bewirken, daß den im öffentlichen Interesse zu stellenden Forderungen entsprochen werde. Es ist also im vitalsten Interesse der Staatswirtschaft gelegen, daß die Gesetzgebung entsprechend den Forderungen der Zeit funktioniere. Es ist die wichtigste Aufgabe der Gesetzgebung, daß sie die Bedürfnisse der Staatswirtschaft rechtzeitig begreife und dem Staate die Möglichkeit gebe, ordnend in diese Wirtschaft einzugreifen. Die Vorgänge unseres Wirtschaftslebens rechtzeitig zu erfassen und die Notwendigkeit von bezüglichen gesetzlichen Maßnahmen richtig zu beurteilen, das ist eine der vornehmsten Pflichten der gesetzgebenden Körperschaften , die unbedingt erfüllt werden müssen, wenn den volkswirtschaftlichen Interessen entsprochen werden soll. Hat schon vor diesem Kriege eine . .mangelhaft funktionierende Gesetzgebung und eine unzureichende Handhabung bestehender Gesetze große Nachteile für die Volkswirtschaft gezeitigt, so würde eine derartige zu Mißständen Anlaß gebende Staatswirtschaft mit umso größeren Nachteilen in der diesem Kriege folgenden Zeit verbunden sein. „Schwere Kämpfe, heiße Schmerzen, Schrecken des Erkennens, Opfer des Glaubens stehen bevor“, so charakterisiert Walter Rathenau die furchtbare Zeit, der wir entgegengehen.

Die großen Aufgaben der kommenden Zeit werden an die Leistungsfähigkeit der Menschen die größten Anforderungen stellen und es wird als die höchste patriotische Pflicht gelten, sich an der Lösung dieser Aufgaben zu beteiligen. Politische Körperschaften können nicht berufen sein, wirtschaftliche Ergebnisse und die daraus folgenden Notwendigkeiten wahr zu nehmen und diesbezüglich initiativ sich zu betätigen. Deshalb habe ich in meinen früheren Ausführungen die Schaffung eines Staatsrates vorgeschlagen, der die gesetzgeberische Initiative zu ergreifen hätte. Bestehend aus her-vorragenden Männern der Wissenschaft und Praxis, würde dieser Staatsrat ein ständiger Berater der wechselnden Regierungen und Parlamente sein und lediglich die Vertretung wirtschaftlicher Interessen zum Ziele haben. Wenn wir entsprechende Gesetze haben, dann müssen wir auch sorgen, daß sie gehandhabt und befolgt werden. Der Staat braucht integre, wirtschaftlich unabhängige Beamte. Vielfach hat das Staatsbeamtentum an Ansehen gelitten, weil es wirtschaftlich zu kämpfen hat. Das Ansehen der Staatsbeamtenschaft ist aber die unbedingte Voraussetzung einer zur Geltung kommenden exekutiven Staatsgewalt; den im Interesse der Staatswirtschaft tätigen Organen gebührt eine besondere Achtung, die nur durch entsprechende Sachkenntnis und durch materielle Unabhängigkeit dieser Organe gewahrt werden kann. Der Staat wird also vor allem an den Charakter und die Sachkenntnis seiner Beamtenschaft besondere Anforderungen zu stellen und auch dafür zu sorgen haben, daß diese Beamten entsprechend materiell entschädigt werden. Haben wir eine gute Gesetzgebung und. gewissenhafte, im hohen Ansehen stehende fachkundige Beamte, dann wird dafür gesorgt sein, daß der Unternehmer, den nur vorwiegend materielle Interessen leiten, die vorgeschriebenen Bahnen der Wirtschaft befolgt und auch den großen sozialen Forderungen der Allgemeinheit Rechnung trägt.

Hat Julius Wolf schon vor dem Kriege die „technische Idee“ als einen der wichtigsten Produktionsfaktoren bezeichnet, so kommt ihr in unserer, an Rohstoffen verarmten Zeit eine umso größere Bedeutung zu. Die ,tech-nische Idee“ wird das Heroische unseres zukünftigen Lebens sein, sie wird uns aus unserer Armut zu befreien haben, zu neuem, sonnigem Leben späterer Tage. Der Staat wird seine Pflicht tun müssen, die ,,technische Idee“ zu schützen. Sie zu begünstigen, wird zu seinen wichtigsten Aufgaben gehören.

,,Unsere Industrie“, führt Walter Rathen a u10) aus, ,,hat nicht nur jetzt im Kriege, sondern in der rastlosen Arbeit der Jahrzehnte durch wundervolle Verquickungen der Wissenschaft und Praxis es zuwege gebracht, daß wir sagen können, wir stehen heute an der Spitze dessen, was man technische Arbeitsmethode nennt. Und trotzdem noch immer sind Betriebe zu vervollkommnen, noch immer gibt es Werkstätten, ■ die mangelhaft ausgestattet sind, gibt es Herstellungsweisen, die Arbeitskraft und Material vergeuden. Noch immer besteht eine Zersplitterung in vielen Betrieben da, wo ein oder wenige Betriebe ausreichen. Ich weiß, daß ich da etwas ausspreche, das gefährlich erscheinen kann; wir fürchten uns vor der Konzentration, und nicht mit Unrecht. Die Konzentration der Betriebe und Werkstätten kann, hemmungslos geübt, zur Gefahr werden. Wo Wirtschaft nicht mehr Sache des Einzelnen ist, sondern Sache der Gemeinschaft, kann es nicht gleichgiltig seih, ob der Einzelne Raum, Werkzeug, Materialien vergeudet; freilich muß vorgesorgt werden, daß durch übermäßige Konzentration nicht Mächte entstehen, die sich jeder Kontrolle entziehen.“

Der Staat muß Einfluß auf die Wirtschaft üben, er wird sie stützen, ihr helfen müssen, damit sie erstarke zum Wohle der Gesamtheit. Der Staat muß zum Schützer des Unternehmers werden, der ohne Fürsorge, ohne gesetzliche Schutzmaßnahmen nicht lebensfähig werden könnte. Wenn einerseits der Unternehmer durch gesetzliche Vorschriften in die richtigen Wirtschaftsbahnen gelenkt werden muß, so müssen andererseits die Gesetze seine Tätigkeit begünstigen, ihn zu vergrößerter Initiative anregen, zur schöpferischen Arbeit. Von d’A r g e n s o n stammt das Wort: ,,Um besser zu regieren/brauchte man bloß weniger zu regieren, man verdirbt alles, indem man sich zuviel dareih mischt.“ Was Marquis d’A r g e n s o n, der erste grundsätzliche Freihändler, als ein Heilmittel seiner Zeit bezeichnet hat, kann für unsere Zeit gewiß nicht gelten. Die großen Fortschritte der Technik erfordern ein unaufhörliches Regieren, ein fortwährendes sich darein mischen, damit wir lebensfähig bleiben und nicht verdorren.

In offener Weise charakterisert die österreichische Regierung in den erläuternden Bemerkungen d.es Gesetzentwurfes über d.ie F 1 e k t r i z i t ä t s w i r t s c h a f t den derzeitigen Zustand, der Elektrizitätsversorgung in Oesterreich: ,,Ueberblickt man den gegenwärtigen Stand, der Elektrizitätswirtschaft, das ist im engeren Sinne die Starkstromnutzung. da Telegraphie und Telephonie durch ihre bewährte staatsmonopolistische Organisation aus dieser Betrachtung ausscheiden, in Oesterreich, so treten drei charakteristische Merkmale deutlich hervor: 1. die geringe absolute und relative Intensität d.er Elektrizitätsproduktion und. demgemäß des Elektrizitätsverbrauches, 2. d.ie unvollkommene Ausnützung vorhandener Kraftquellen,' 3. das Mißverhältnis in der Größenordnung der Elektrizitätswerke, das Ueberwiegen der Kleinwerke, und die Zersplitterung und Planlosigkeit im Ausbau der Elektrizitätsversorgung. Der Ausbau der Wasserkräfte würde zunächst eine außerordentliche Entlastung d.es Kohlenbedarfes bewirken. Berechnungen haben ergeben, daß bei Ausbau von rund 1’5 Mill. kW und. 300Cstündiger Jahresbenützung eine Ersparnis von 131/2 Mill, t Steinkohle eintreten würde, ganz abgesehen von der Ersparnis an Wagenraum beim Transport der Kohle. Die durch den Ausbau von Wasserkräften zu erzielende Entlastung unserer Handelsbilanz (Ersparnis an Einfuhr von Kohle, Dungmitteln, Aluminium. Roheisen, Papier usw., Steigerung der Ausfuhr in diesen oder anderen Waren) wird mit rund, einer halben Milliarde Kronen pro Jahr berechnet.“ ,,Die erste und wichtigste Aufgabe der Elektrizitätspolitik in Oesterreich“, so heißt es im Gesetzentwurf weiter, ,,ist es unstreitig, die Ausnützung der Elektrizität mit allen Kräften zu fördern, die-Entstehung neuer Unternehnungen zu begünstigen, ihren Rechtskreis zu erweitern, ihre ökonomische Basis zu kräftigen,' andererseits ihre Volks- und. gemeinwirtschaftliche

Funktion in der Gegenwart und Zukunft sicher zu stellen.“

Der Entwurf des österreichischen Elektrizitätsgesetzes will die Entwicklung bestehender Unternehmungen und die Entstehung neuer Werke begünstigen. In der richtigen Erkenntnis der Aufgaben des Staates will der Entwurf ein inniges Verhältnis zwischen sich und. dem Unternehmer erstehen lassen. Die Hebung der Elektrizitätswirtschaft wird vor allem im Machtbereiche der freien Verwaltungstätigkeit der Behörden liegen; diesen wird zur besonderen Pflicht gemacht, in jeder mit den öffentlichen Interessen vereinbarlichen Weise die Entstehung und die Entwicklung der Elektrizitätsunternehmungen zum Wohle d.es Gemeinwesens und der Bevölkerung zu fördern; sie werden dem-nach nicht nur auf Partei ansuchen zu reagieren oder zu kontrollieren, sondern auch eine initiative Tätigkeit zugunsten der Elektrizitätsförderung zu entfalten haben.“

Diese im Gesetzentwürfe enthaltenen Bestimmungen betreffend die staatliche Elektrizitätsförderung zeigen, daß man die Aufgaben der Staatsverwaltung in Oesterreich voll erkennt, daß man gesonnen ist, ehe Pflicht der Förderung staatlicher und volkswirtschaftlicher Interessen gesetzlich festzulegen. Wir haben Gesetze aus einer Zeit, in welcher die technischen Wissenschaften und die auf ihnen basierenden industriellen Betriebe am Beginne ihrer Entwicklung waren. Wir brauchen Gesetze zur Förderung auf den verschiedensten Gebieten der Unternehmertätigkeit, sowie auf den Gebieten des Bergbaues und Verkehrswesens usw. Der Staat wird mit Aufgaben schwer belastet sein, wenn er diesen Forderungen unserer Zeit Rechnung tragend, d i e Schaffung und strenge Handhabung moderner Gesetze besorgen und durch initiative Tätigkeit die Betätigung der Unter-n e h m er in der kommenden Friedenszeit f ö r d e r n wir d.

	
d) Der Staat als Unternehmer



Die Befürworter weitestgehender Ausdehnung der Staatstätigkeit in wirtschaftlichen Dingen heben besonders hervor, daß die Konkurrenz mehr Uebles als Gutes stifte und die sich selbst überlassene bürgerliche Wirtschaftsordnung eine wachsende Ungleichheit der Einkommen erzeuge. Der Staat soll als 'Unternehmer sich betätigen, an seinem Einkommen, soll die Gesamtheit sich beteiligen und ein Ausgleich soll die Folge sein, der insbesondere eine Verbesserung der sozialen Verhältnisse der Arbeiterschaft zum Ziele hätte. Es ist wohl nicht zu leugnen, daß die bürgerliche Volkswirtschaft Zustände gezeitigt hat, welche eine dringende Remedur erheischen. Es ist zweifellos, daß die Lose in unserer Wirtschaftsordnung nicht gerecht verteilt sind. ,,Der wirtschaftliche Erfolg“, führt Julius Wolf an, „hat abgesehen von der Konjunktur, d. h. den Gelegenheiten, die sich jedem Menschen bieten oder versagen können, und die auch schon für ihre Erfassung bestimmte Begabungssorten erfordern, spezifische Begabungsqualitäten zur Voraussetzung, und es gibt bestimmte andere, die den Erfolg beeinträchtigen oder verscheuchen. Schlauheit (Gerissenheit, Gewitztheit), Zähigkeit (Gelassenheit, Nachhaltigkeit) im Handeln, unter Umständen — je nach der Eage der Dinge — Brutalität, gepaart mit Nüchternheit und Urteilsschärfe, sowie mit Kombinationstalent als Phantasie untergeordneter Qualität, „zweiter Ordnung“, die sich zu der das künstlerische Können bedingenden verhält wie die Anstelligkeit zur Erfindungsgabe, sind Bürgschaften wirtschaftlichen Erfolgs in nicht geringerem Grade und mehr als 1. nachhaltiger Fleiß oder 2. technisches bezw. 3. wirtschaftliches Können oder 4. künstlerische Gestaltungskraft, Bürgschaften, allerdings wie wirtschaftlichen so auch vielen anderen Erfolgs im Leben" (vgl. .gesellschaftlichen" Erfolg , Erfolg im Liebesleben, im politischen Leben usw.), so daß die Wirtschaft hier keine eigentliche Sonderstellung einnimmt.“ „Es kann mit dieser Feststellung“, führt Julius Wolf weiter aus, „nicht gesagt sein wollen, daß der wirtschaftliche Erfolg mit Vorliebe demjenigen, der ihn nicht verdient, zu fällt, vielmehr ist hier vor allem auf jene Qualitäten die Aufmerksamkeit gelenkt, die neben allgemeiner Tätigkeit und Leistungsfähigkeit erfahrungsgemäß wirtschaftlichen Erfolg heranbringen, also, wirtschaftlich gesehen, das Verhältnis von Erfolg und Leistung stören. Daneben bleibt das Recht bestehen, daß ohne dispositives Talent, ohne große Arbeitsenergie, ohne weitgehende Selbstbescheidung Großvermögen nur selten geschaffen werden. Nur braucht es freilich Tatenmenschen dazu.

Menschen von Entschlußfähigkeit, die unbeirrt durch die Zeitmeinung ihren Weg weitergehen, wenn es sein muß, im Widerspruch mit allen, vergleichbar den großen Staatsmännern. die ohne Menschenverachtung, ohne Brutalität, ohne Schlauheit, ja ohne Zuhilfenahme selbst von Listen bedenklicher Art, die ihnen gesetzte Aufgabe niemals zu erfüllen vermögen. Naivität, Bravheit, Rücksichtnahme in der Welt der Tat führen höchst selten zum Erfolge. Das Genie an sich hat nach dem Gesagten aber keinerlei Anwartschaft auf Reichtum, trägt nicht den wirtschaftlichen Marschallstab in Tornister, wenn es kein spezifisches wirtschaftliches Genie ist. eher umgekehrt.“ Trotzdem ist zweifellos, daß, von dem Konjunktur- oder Glücks- und dem Beuteeinkommen abgesehen (die eine besondere Stellung einnehmen und eine besondere Behandlung erfordern) Erfolg und Leistung, seitdem wir in die Periode bürgerlicher Gleichberechtigung eingetreten sind, einander immer mehr entsprechen. Erhebliches, fast darf man sagen „Großes“ ist auch hier schon geleistet. Auf diesem Wege fortzufahren, dieser Annäherung an einen Idealzustand jeden Vorschub zu leisten, wird auch eine der Aufgaben der Zukunft sein.“ Die Ansicht Julius Wolfs, daß Erfolg und L.eistung immer mehr einander entsprechen, gehen von der grundlegenden Auffassung aus, daß die Leistung, die Arbeit fast ausschließlich dem wirtschaftlichen Erfolge geweiht ist. Wolf gesteht zu, daß in unserem heutigen Wirtschaftsleben der besonderen Leistungsfähigkeit nicht immer der verdiente Erfolg zuteil wird, er hofft jedoch, daß dieser Zustand einst eintreten und wir uns dieser Ideal Wirtschaft annähern werden.

Adolf Wagner forderte im Jahre 1871 als sittlichen Grundsatz in der Nationalökonomie, daß der Staat zur Milderung der sozialen Not beitrage. Der Gelehrte hat als Gegner der englischen Freihandelslehre die staatssozialistische Lehre geschaffen, die zu jener Zeit als revolutionär angesehen wurde und erbitterte Gegner fand. Das Gemeininteresse ist nach der W a g n e r sehen Lehre der Maßstab für die wirtschaftlichen Verhältnisse. Die wirtschaftliche Freiheit des einzelnen sei nur soweit zuzulassen, als sie dem allgemeinen Interesse nicht zuwiderlaufe. Die Lehren W a g n e r s teilen dem Staate eine große Macht zu, über deren Berechtigung für die Entwicklung der Volkswirtschaft ein unentschiedener Streit besteht.

Wir haben bereits eingehend erörtert, daß in der bürgerlichen Volkswirtschaft der Tätigkeit des Unternehmers eine besondere Bedeutung zukonmt. Wenn, man auch allenthalben einsieht, daß man insbesondere der initiativen Arbeit des Unternehmers nicht entbehren kann, so sind namentlich in der letzten Zeit die Bestrebungen weiter Kreise bemerkbar, welche den Staat als Unterneh m e r in erhöhter Weise betätigt sehen wollen. Minister v. Breitenbach hat in seiner Rede vom 9. März 1916 im preußischen Abgeordnetenhause bezüglich der Eisenbahnwirtschaft unter anderem folgendes ausgeführt: Ich darf daran erinnern, daß in diesem Jahre 40 Jahre verflossen sind, seit Fürst Bismarck den Reichseisenbahngedanken auf seinen Schild erhoben hat. Aber wie waren damals die Zustände, und wie sind sie heute ? Das deutsche Eisenbahnnetz war zersplittert. Die Privatbahnen beherrschten wenigstens in Norddeutschland den größten Teil der wichtigsten Linien und Verbindungen und betrieben sie nach privatwirtschaftlichen Grundsätzen unter naturgemäßer starker Betonung des Aktionärinteresses'. Die Konkurrenzkämpfe übten eine unglückliche Wirkung auf die Gestaltung der Gütertarife aus; der allgemeinen Wirtschaftspolitik, der Handelsund Zollpolitik des Reiches zu folgen, waren die Eisenbahnen zu jener Zeit nicht geneigt und schwächten damit den Wert der Eisenbahnen als wirtschaftliches Instrument sehr stark ab. Die Betriebs- und Bauanlagen, die Betriebs-parks waren auch für den damaligen Stand der Wirtschaft kaum zureichend. Alle diese bedeutsamen-Gründe und der Wunsch, um das junge neuentstandene Reich ein neues Band der Einheit zu schlingen, gaben dem Fürsten Bismarck Anlaß, an die Ueberführung der preußischen Eisenbahnen auf das Reich heranzugehen, ein im Endergebnis vergeblicher, großzügiger und in der gewählten Form großherziger Versuch.“

Minister v. Breitenbach hat in seiner Rede, in welcher er zu der von Kirchhoff verfaßten Schrift betreffend denUebergang der preußischen Staatseisenbahnen auf das Reich Stellung nahm, das ehemals privatwirtschaftliche System der deutschen Eisenbahnen einer vernichtenden Kritik unterzogen. Es ist wohl außer Frage, daß die Verkehrspolitik des Staates nicht der zügellosen Tätigkeit eines privaten Unternehmertums ausgeliefert sein darf, daß die großen öffentlichen Interessen eines Staates eine besondere Berücksichtigung seitens der Bisenbahnunternehmungen erfordern. Bs ist jedoch die weitere Frage, ob der Staat, als der Hüter der öffentlichen Interessen, nicht die Machtmittel besitzen oder erhalten könnte, die private Wirtschaft in ihrer T ä t i g-k e i t den Forderungen der Allgemeinheit entsprechend zu beeinflussen. Der Weltkrieg hat gezeigt, daß der Staat über alle Mittel verfügen kann, die Wirtschaft seinen Interessen gefügig zu machen. Bs ist aber auch klarzustellen, ob der Staat als Unternehmer immer klaglos sich betätigt hat, bezw. derart sich betätigen konnte, daß zu seiner bezüglichen Bemängelung kein Anlaß war.

Die Verstaatlichung der preußischen Bisenbahnen wurde im Jahre 1882 eingeleitet, zu einer Zeit, in der das wirtschaftliche Beben Deutschlands weit weniger entwickelt war, als heute. Zur Begründung der Verstaatlichungsaktion wurde in erster IJnie angeführt, daß die Bahnen in höherem Maße zur Hebung des wirtschaftlichen Lebens beizutragen hätten. In einer Abhandlung11) betreffend „Die preußische Bisenbahn und die Staatsfinanzen“ führt der Abgeordnete Heinrich M acco unter anderem folgendes wörtlich an: „Für das wirtschaftliche Beben der Nation, das gerade in den Jahren 1902 bis 1907 einen großen Aufschwung genommen hatte, ergaben sich in dieser Zeit ganz ungeheuerliche Zustände und schwere Verluste, die durch die ungenügende Ausstattung der preußischen Bisenbahnen verursacht waren. Diese Erscheinungen konnten von der Regierung nicht übersehen werden; sie machten in den Jahren 1906 und 1907 ganz außerordentliche Aufwendungen für die Beschaffung von Betriebsmitteln nötig.“ „Die natürliche Aufgabe einer sachgemäßen Verzinsung der angelegten Kapitalien“, führt Macco an, „kann nur dann gesichert werden, wenn die Staatsbahn die Bedürfnisse des Verkehrs sicher und billig befriedigen und ihre eigenen Betriebskosten auf das geringste Maß herunterdrücken kann. Daß der Verkehr auf dem bisherigen Wege nicht sicher befriedigtwordenist, beweisen die Tatsachen. Auch hier liegt in der

Abhängigkeit von den allg meinen Finanzen und deren Nöten ein schweres Hemmnis, das in der Regel überwunden wird, wenn es zu spät ist. Bei den Ausgaben kann ein billiger Betrieb nur dann eine wesentliche Erleichterung bringen, wenn die Erträgnisse eines solchen Betriebes der Eisenbahn zu ihren Zwecken erhalten bleiben. Um ihn zu erhalten, ist es aber unbedingt notwendig, eine vollständige Klarheit und Uebersichtlichkeit der Ausgaben und der Selbstkosten der Bahnen sachlich und persönlich getrennt zu erhalten. Der Wert einer solchen Aufstellung liegt aber nicht bloß in den dadurch erhaltenen Zahlen im ganzen, noch wichtiger wird sie durch den Vergleich der verschiedenen Gebiete des Betriebes, also etwa der Direktionsbezirke, untereinander. Dadurch wird es ermöglicht sein, die persönlichen Leistungen und Fähigkeiten der leitenden Beamten zu kontrollieren, für Abhilfe Sorge zu tragen und tüchtige Menschen zu erkennen. Ohne weiter auf däeses so unendlich wichtige Gebiet einzugehen, verweisen wir darauf, daß auch hervorragende Eisenbahnleute, wie unter anderen der verstorbene Professor v. Borries auf demselben Standpunkte stehen. Sparsamkeit, billiger Betrieb und Fortschritt sind nur durch Kontrolle und ständigen Anreiz in allen Stellen zu erreichen. Die Ausnutzung der individuellen Tätigkeit birgt den staatlichen Betrieben, auch insbesondere in der Eisenbahnverwaltung unendlich große Werte, die im Interesse des Vaterlandes ausgenützt werden müssen.“

Gelegentlich der Erörterung der Unternehmertätigkeit haben wir hervorgehoben, daß der Unternehmer ein ,,Könner“ sein müsse. Ein solcher Könner muß sich in. jeder Hinsicht -— nur durch die Schranken des Gesetzes gehindert — frei entfalten können. Der Unternehmer darf durch keine Rücksichten gebunden sein, um möglichst rentabel arbeiten zu können. Können wir dem Staate, als dem Hüter der großen öffentlichen Interessen zumuten, daß er jene unbegrenzte Rücksichtslosigkeit im Wirtschafts-kämpfe aufbringt, wie sie die Unternehmertätigkeit erfordert? Liegt es überhaupt im Volksinteresse, daß der Staat, der Repräsentant der öffentlichen Ordnung; sich in einen Kampf begibt, in welchem der Markt über Sein und Nichtsein entscheidet ? Der Staat als Unternehmer im Konkurrenzkämpfe mit der Privatwirtschaft muß unterliegen. Der Staat als Unternehmer kann nicht die Bahnen wandeln, auf welchen der rücksichtslos geführte Wirt-schaftskampf sich hin- und herbewegt. Und schalten wilden Markt aus, so haben wir das Staatsmonopol der Energiequelle der volkswirtschaftlichen Tätigkeit beraubt, ohne die es keinen Fortschritt gibt. Ich glaube, alle Maßnahmen aus dem Staate einen guten Unternehmer zu machen, heißen dem Staate Gewalt antun, ihn seiner eigentlichen, höchsten Mission berauben, den Interessen der Allgemeinheit zum Rechte zu verhelfen. Ich glaube auch, daß der Staat, als der Hüter der Gesetze, nicht berufen erscheint, Unternehmer zu sein, weil in dem Momente einer solchen Betätigung der Staat auch U n t e r-nehmerinteressen zu vertreten hat. Der Staat soll jedoch keine parteiischen Interessen vertreten, er soll, außerhalb jedes Interessenkreises, nur das Interesse der Allgemeinheit und damit der Gesamtheit wahren. Es hat zu allen Zeiten große Unternehmergruppen gegeben, die aus den Mängeln der Gesetze Vorteile gezogen haben. Es gibt unglaublich viele Interessenten an einem gesetzlosen Zustande, bezw. an bestehenden, mangelhaften Gesetzen und es machen sich daher gegen die Bestrebungen nach einer Schaffung neuer, bezw. Reform bestehender Gesetze logischerweise die Widerstände jener, oft einflußreichen Kreise geltend, die eine Änderung der bestehenden Verhältnisse zu verhindern trachten. Jeder Unternehmer ist gewissermaßen Interessent am Gesetz im guten und im schlechten Sinne; er nützt alle Vorteile aus bestehenden gesetzlichen Bestimmungen für sich aus, sowie er auch aus Mängeln der Gesetze, wenn möglich Vorteile zu ziehen trachtet, die sich für ihn ergeben könnten. Man kann gegen diese Bestrebungen des Unternehmers bei objektiver Beurteilung der Verhältnisse nichts einwenden, der Unternehmer muß rücksichtslos sein Interesse wahren; der Staat muß ihn nur insoferne daran hindern, als sich für die Allgemeinheit dadurch Nachteile ergeben.

Der Staat als Unternehmer wird logisch er weise auch ein Interessent an den verschiedenen Gesetzen. Er müßte, um ein guter Unternehmer zu sein, ebenso wie die Privatwirtschaft aus den Gesetzen Vorteile im guten und im schlechten Sinne für sich in Anspruch nehmen. Der Staat soll kein pateiischer Interessent am Gesetze sein, er könnte, um die an ihn gestellte Pflicht der rentablen Arbeit zu erfüllen, auch ein Interesse an einem gesetzlosen oder mangelhaften Gesetzeszustand erhalten. Es könnte z. B. der Staat als Bergbauunternehmer das Interesse haben, die Reform eines mangelhaften Berggesetzes zu verhindern; der Staat als Eisenbahnunternehmer könnte aber gleichzeitig das Interesse besitzen, eine Reform dieses Gesetzes zu verlangen. Es würden dann Staat gegen Staat in gegnerischen Interessen gegenüberstehen. Es soll hier nicht näher erörtert werden, daß es auch Vorkommen könnte, daß der Staat als Behörde in eigener Unternehmersache entscheidet und sich dadurch der mit ihm konkurrierenden Privatwirtschaft gegenüber in einen Vorteil setzt, der die Konkurrenzfähigkeit der Privat-Unternehmung herabsetzt, wenn nicht ausschließt. Der Staat als Unternehmer hat aber auch eine erhöhte moralische Pflicht der Rentabilität seiner Betriebe, weil er jeden Staatsbürger durch die Steuerleistung automatisch zwingt, sich an seiner Unternehmung zu beteiligen. Jeder Staatsbürger wird gezwungenermaßen Interessent an der staatlichen Unternehmung und er muß die Vor- und Nachteile dieser Anteilnahme an dem staatlichen Unternehmen tragen. Der Staat kann aber dieser Pflicht der Rentabilität seiner Betriebe aus den verschiedensten Gründen nicht nachkommen. Ich glaube, daß der Staat nur außerhalb jeder Partei-Interessensphäre der Allgemeinheit voll dienen kann, wenn e r, ü b e r d e n P a r t e i e n stehend, nur Gesetzgeber u n d Hüter d e r Gesetze bleibt.

	
e) Wirtschaftsprobleme der Zukunft



..Unsere Zeit ist, wenn es sich um den wirtschaftlichtechnischen Portschritt handelt, zukunftssicher. Sie ist von Portschrittsgedanken, wie keine Epoche vorher, getragen und beherrscht. Der Fortschrittsgedanke ist ihr derart in Fleisch und Blut übergegangen, daß sie Zeiten, die ohne solchen Fortschrittglauben waren, kaum mehr begreift.“ So schrieb Julius W o 1 f kurze Zeit vor diesem Kriege und erörterte in außerordentlich interessanter Weise das Gesetz des Fortschrittes um ,,d e n R u h m der Technik

Ing. A. H. Goldreich: Die Kohlenversorgung Europas              15 zu verkünden“, der die überwältigenden Errungen-schäften und wirtschaftlichen Umwälzungen der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts zu verdanken seien. Julius Wolf erläutert die Hemmungsgesetze, welche es verhindern, daß dieser Fortschritt ins ungeahnte weiter sich entwickle. ,,Es sind Hemmungen wirksam, die ihn (den Fortschritt) eines größeren oder geringeren Teiles seiner ökonomischen Wirkung berauben und die als wahrscheinlich voraussehen lassen, daß der Fortschritt des 21. Jahrhunderts, in Hinkommensteigerung ausgedrückt, lange nicht mehr von gleicher Stärke wie der des 19. und etwa noch des 20. Jahrhunderts, sein wird.“ Frei von Sorge können wir also keinesfalls in die Zukunft blicken. Vielmehr Wolken überall! Wer hätte gedacht, wer denkt heute daran, daß wir in wenigen Jahrhunderten auf Alteisen angewiesen sein werden und man das Bisen alsdann so sorgfältig sammeln wird, wie heute irgend ein Luxusmetall; wer hätte gedacht und denkt daran, daß der technische Fortschritt, dem wir von unserer Wohlfahrt fast alles verdanken, sich alsbald vor schwer übersteiglichen Schranken finden wird, so daß ihm kaum beschieden ist, der Leistung der letzten Ver-gangenheit und Gegen wart in der Zukunft volkswirtschaftlich ebenbürtige Leistung zuzugesellen! Wer hätte gedacht, daß die Beschränktheit und mangelnde Ergiebigkeit der Erdrinde der Entwicklung der Menschheit so bald ein ,,bis hieher und nicht weiter“ zu rufen werden, daß also der Menschheit zum verzweifelnden Bewußtsein kommen würde, daß der Planet, auf welchem sie geboren ist, viel zu klein ist! Und doch ist es so.“

So schrieb Julius Wolf im Jahre 1912; er konnte den Weltkrieg, diese gewaltigste Hemmung in der Entwicklung der Menschheit, nicht voraussehen. Das alte Weltbild ist vernichtet; der Fortschritt, die technische Idee, sie selbst haben es zerschlagen; die größte Wirtschaftskatastrophe der Geschichte, sie schreitet unaufhaltsam ihre Bahnen. Noch ist das mörderische Ringen nicht zu Ende, doch lange schon ist die Ernüchterung das Allgemeingut der schwer geprüften Menschheit geworden. Europa ist verarmt, verwüstet und erschöpft. ,,Suchen wir die europäische Bilanz zu ziehen“, führt Walter Rathenau in seiner Schrift über ,,Die neue Wirtschaft“12) aus. ,,so sehen wir uns zunächst der größten Volksverminderung gegenüber. 10 Mill. Menschen sind tot oder verstümmelt, 5 Mill, kehren aus der Gefangenschaft zurück. Alle diese Menschen sind Männer, und Männer besten Alters: es sind deren soviel, als etwa England vor dem Krieg überhaupt aufzuweisen hatte. Die Verminderung der jährlichen Welt Produktion, die diesem Verlust entspricht, beläuft sich auf mindestens 15 Milliarden, nicht viel weniger, als früher die gesamte jährliche Ersparnis Europas ausmachte; die Verminderung geistiger Produktion entzieht sich jeder Schätzung. Die europäischen Kriegskosten werden sich in der Größenordnung von 400 bis 500 Milliarden bewegen; das ist etwa der Umfang des ameri-kani sehen National vermögens.""

Die Völker Europas werden schwere Arbeit leisten müssen, um die der Wirtschaft geschlagenen Wunden zu heilen und allgemein wird die Frage erörtert, auf welchem Wege die rascheste Gesundung der Volkswirtschaft zu erzielen sein wird. Insbesondere ist auch die Frage der Gegenstand vielfacher Untersuchungen, ob die freie oder die organisierte Wirtschaft dazu geeignet seien, das schwer erschütterte Wirtschaftsleben in normale Bahnen zu bringen. Es wird schwer sein, für alle Staaten des europäischen Kontinents das gleiche Heilmittel zu linden, weil bekanntermaßen die Völker verschieden begabt sind und die unterschiedliche Gestaltung der wirtschaftlichen Verhältnisse der Nationen darin auch ihren Grund hat. Aber selbst innerhalb der begabtesten Völker findet man ein gegenüber dem Ganzen fast verschwindendes Häufchen von schöpferisch Begabten. Diese Erkenntnis ist von wesentlicher Bedeutung für die Behandlung der gestellten Frage, welche Aufschluß über die Maßnahmen verlangt, die getroffen werden sollen,, um der schwer erkrankten Wirtschaft auf die Beine zu helfen.

Vor diesem Kriege war die Entwicklung der Wirtschaft in den europäischen Staaten eine Funktion der verschiedensten Verhältnisse. Vor allem war es die geographische Lage eines Staatsgebietes, dann der Reichtum an Naturschätzen und die Begabung des Volkes, welche Faktoren das Gedeihen der wirtschaftlichen Entfaltung wesentlich beeinflußt haben. Eis wird auch nach diesem Kiiege an diesen Bedingungen für die gedeihliche Entwicklung der Volkswirtschaft sich nichts ändern. Immer werden die höher

begabten Völker unter Ausnützung ihrer günstigen natürlichen Kraftquellen, unter weiterer Verwertung ihrer vorteilhaften geographischen Verhältnisse eine führende Rolle in der Weltwirtschaft besitzen; daran werden keine wie immer gearteten Maßnahmen etwas ändern können. Es ist jedoch die Frage, wie man jene Faktoren, die für die wirtschaftliche Entwicklung eines Volkes maßgebend sind, vorteilhaft beeinflussen könnte, im Interesse der Wohlfahrt dieses Volkes. Die geographische Lage eines Staatsgebietes ist unveränderlich, man kann sie durch Maßnahmen möglichst günstig beeinflussen, sowohl für den Verkehr innerhalb eines Landes als auch für jenen mit den benachbarten Gebieten. Die Naturschätze eines Randes sind ebenfalls von Natur aus festgelegt und können in der verschiedensten Art zur Erschließung und Verwertung gelangen. Der Begabung eines Volkes kommt bei gegebenen I,ebensbedingungen die. größte Bedeutung zu. Diese Begabung wohltätig zu beeinflussen, wird eine der vornehmsten Aufgaben der Staatskunst sein. Wir verdanken der Begabung der relativ wenigen überragenden Intellektuellen den Fortschritt. DieZahl dieser initiativ Tätigen zu erhöhen, wird im Interesse der großen Masse einesVolkes gelegen sein. Der große wirtschaftliche technische Fortschritt in der diesem Kriege vorangegangenen Zeit war der Arbeit der Begabten zu verdanken. Auf den Schultern der Intellektuellen, im freien Wirtschaftsleben tätig gewesenen Individuen ist die Welt zu jenem hohen Grade der Entwicklung gelangt, welchen vvir derzeit erstreben. Sind durch diesen Krieg die Voraussetzungen für die neue Belebung der Wirtschaft schwierig geworden, werden an die Begabung der Intellektuellen um so größere Anforderungen gestellt, so muß derStaat ein Interesse d a r a n h a b e n, das Reservoirder Befähigten vo aus zunützen und jede individuelle Veranlagung für sich m Anspruch zu nehmen. Diese individuelle. Befähigung muß jedoch zur Entwicklung gelangen können, sie darf nicht in der großen Masse nutzlos ein latentes Dasein führen. Damit die im Interesse der Volkswirtschaft gelegene Initiative des begabten Individuums zur Entwicklung gelangen könne, muß ein Boden geschaffen sein, der dazu geeignet erscheint, der Träger der schöpferischen Arbeit zu werden. Lasse man den Boden für die wirtschaftliche Entwicklung frei, er wird sich selbst befruchten und jede Zwangswirtschaft wird nur ein Hindernis bedeuten.

Der Weltanschauung, welche die Betätigung öffentlicher Verbände auf den verschiedensten Gebieten des Wirtschaftslebens aus grundsätzlichen Erwägungen beschränken will, stellt eine Auffassung sich entgegen, welche dem Staate ein weites Feld einräumen möchte, zu bedeutend erhöhter Unternehmertätigkeit. Mit der werbenden Kraft der staatssozialistischen Weltanschauung werden gleichzeitig aber auch die »Stimmen immer zahlreicher, welche sich gegen die geplante Zwangswirtschaft verwahren. So hat der deutsche Hansa-b u n d beschlossen, den Kampf gegen den für die Freiheit der wirtschaftlichen Entwicklung immer bedrohlicher werdenden Staatssozialismus aufzunehmen. Der Hansabund will sich mit aller Kraft dafür einsetzen, daß auch in Zukunft die Eigenwirtschaft die feste und sichere Grundlage der Gesamt Wirtschaft bleibe. ,,Bs ist ein Lebensinteresse des Staates“, so führt eine Resolution des genannten Bundes aus, ,,den freien und selbständigen, zur Berücksichtigung der Forderungen auch des Gemeinwohles durchaus geeigneten und gewillten Privatbetrieb zu erhalten, der auch den richtig verstandenen Interessen der Arbeiter Rechnung trägt. Die Tatkraft und Entschlußfähigkeit, die Schaffensfreude und der Wagemut des persönlich verantwortlichen und auch innerlich mit dem Unternehmen eng verknüpften selbständigen Unternehmers werden mehr denn je mitzuwirken haben bei der Wiederherstellung und Mehrung des Wohlstandes, der I,eistungsfähigkeit und des Ansehens des Vaterlandes. Im Interesse der dringend erforderlichen Entfesselung aller produktiven Kräfte, der Wiederherstellung des Mittelstandes und der Freizügigkeit sowie des Emporsteigens der Angestellten zu selbständigen Unternehmern wird, daher der Hansabund jede Zwangs-Wirtschaft aufs schärfste bekämpfen, welche zur Ausschließung und Beschränkung des freien Handels in der Friedenswirtchaft und zur Bevormundung von Industrie, Gewerbe und Handwerk führt und führen muß. Es macht dabei keinen Unterschied, ob diese zwangswirtschaftliche Bevormundung in der Form direkter, beamtlich geleiteter Staatsmonopole oder in der Gestalt formell kaufmännisch geleiteter, tatsächlich staatlich gelenkter -monopolistischer Scheinprivatbetriebe erfolgt“.

Der bekannte Sozialpolitiker Richard Cal wer hat in einer Schrift über die ,, Richtlehre für die Uebergangs-Wirtschaft“ unter anderem angeführt, daß die bürokratische Monopolisierung der Einfuhr mit verhängnisvollen Wirkungen für die Volkswirtschaft verbunden wäre. ,,Es kann keine bürokratische Stelle die Bedürfnisse der einzelnen Unternehmungen und Privatwirtschaften übersehen und nach ihrer . volkswirtschaftlichen Bedeutung werten. Calwer meint, man müsse erwägen, daß nach dem Kriege eine ganz beispiellose Konkurrenz auf dem Weltmärkte um eine ganze Reihe wichtiger Rohstoffe entbrennen wird. Die Kaufleute und Industriellen aller Länder werden sich in der Hauptsache frei .bewegen können und es wäre eine große Gefahr für die deutsche Volkswirtschaft, wenn die deutschen Kaufleute dagegen an einer sie in ihrer freien Beweglichkeit hindernden Kette gehalten würden. Die zwangsläufige Kriegswirtschaft hat ohnehin schon sehr nachteilige Folge-Wirkungen gezeitigt und sollen die bitteren Erfahrungen des Krieges nicht zu einem langen Siechtum des deutschen Wirtschaftslebens führen, so muß dem Handel seine volle Bewegungsfreiheit wiedergegeben werden. Der Drang nach einer möglichsten Steigerung der Ausfuhr kommt nicht von oben herunter, auf Grund einer bürokratischen Maxime, sondern er wächst aus der gesamten Konstellation der wirtschaftlichen Verhältnisse ganz von selbst heraus.“ Calwer warnt vor Maßnahmen, welche einen groben Verstoß gegen den Geist der Gesetze des Wirtschaftslebens bedeuten. ,,Der Hunger nach Rohstoffen für die gewerbliche Verarbeitung“, führt Calwer aus, ,,wird in der ganzen Welt nach dem Kriege groß. sein. Ls gilt ja nicht nur, den dringendsten Bedarf der Verbraucher wieder zu befriedigen, sondern auch die Lager zu füllen und neue Vorräte anzusammeln. In dem Streben nach diesem Ziele kann die freie Initiative des Handels nicht hoch genug bewertet werden, selbst auf die Gefahr hin, daß im einzelnen Ausschreitungen vorkommen könnten. Die Initiative wird sich aber unter staatlicher Bevormundung nie und nimmer entwickeln. Unter dem System staatlicher Regelung wird das anzustrebende Ziel nicht nur nicht erreicht werden, auch das wenige, das dabei herauskommt, krankt an einer erheblichen indirekten Verteuerung, der gegenüber die im freien Wettbewerb vom Handel erzielten Gewinne gar nicht in Frage kommen können."

Walter Rathenau, der Schöpfer der Grundlinien der deutschen Rohstoffwirtschaft im Kriege ist mit einer bereits erwähnten neuen Schrift über „Die neue Wirtschaft“ in die Oeffentlichkeit getreten, um ein Bild über eine neue Wirtschaftsform zu entwerfen, welche zum Zwecke der Br-starkung und Gesundung des deutschen Wirtschaftslebens in der Zukunft notwendig sein soll. Rathenau erörtert einleitend die großen Schäden dieses Krieges recht krass, indem er unter anderem anführt: „Wirtschaftlich verloren sind neben den furchtbaren menschlichen Opfern die Rohstoffe, Halbfabrikate und Waren, die zu Beginn des Krieges vorhanden waren; verloren sind ferner, jedoch nicht in die Rechnung einzusetzen, die Ersparnisse, die im Laufe von ebensoviel Briedens jähren in Form von Neuanlagen den Bändern verblieben wären, verloren sind endlich die Verwüstungen, die Abnutzungen'und Verarmungen aller festen und beweglichen Produktionsmittel. Ihnen stehen in mäßigem, jedoch nicht zu unterschätzendem Umfang die neu ersonnenen und neu errichteten Erzeugungsstätten gegenüber, die zum Teil, vor allem auf den Gebieten der Chemie, der Metallurgie und des Schiffsbaues, der künftigen Wirtschaft dienen werden. Ueberblicken wir das Gebiet der Kriegsschäden, die Verarmung, Zerstörung, Lebensvernich-tung, Umschichtung der Vermögen, Staatsbelastung, Beeinträchtigung- des Völkerverkehres, Schwächung der Kaufkraft, Verteuerung der Lebenshaltung, so finden wir die Völker Europas nahezu gleichmäßig, wenn auch in verschiedenen Abstufungen der Einzelgebiete, betroffen; selbst von den Neutralen haben einige, wenn auch in anderen Zu-' sammenhängen, Not gelitten. Wir erblicken nicht, wie nach dem 30 jährigen Kriege, im ganzen Umkreis des Kriegstheaters rauchende Trümmer verwüstete Felder, entvölkerte Städte; an die Stelle der körperlichen Zerstörung ist die Hypothek, die Belastung getreten. Die Vernichtung hat sich zum überwiegenden Teil im Gebiet des Unsichtbaren vollzogen, freilich werden die sichtbaren Spuren, die heute schon nicht zu verkennen sind,am Verlauf eines Jahrzehnts offenkundig hervortreten. Um die Kriegslasten tragbar zu machen, muß nach Ansicht Rathen a u s eine Verbilligung und gleichzeitig auch eine bedeutende Erhöhung der Produktion stattfinden. Es ist nötig', von der Gütererzeugung auszugehen und den Wirkungsgrad menschlicher Arbeit so
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232 Goldreich: Die Kohlenversorgung Europas zu steigern, daß eine verdoppelte Produktion die Belastung zu tragen vermag und dennoch ihre Hilfskräfte besser entlohnt und versorgt; was 40 Milliarden Gütererzeugung nicht tragen und erschwingen, das leisten 80. Es muß den gewaltigen physischen und geistigen Kräften, die sich in Opposition und innerer Reibung verzehrten, ein Arbeitsfeld zu produktiverem Schaffen gegeben sein; derjenigen Nation allein gehört die Zukunft, die alle Reibungsarbeit in Arbeitsleistung verwandelt, die alle ihre Zugkräfte gleich gerichtet vor den Wagen ihres Staates und ihrer Wirtschaft spannt.“

Rathenau will eine Mechanisierung der gesamten Produktion und fordert vor allem eine sorgfältige Vermeidung jedes Verlustes und jeder Verschwendung an Arbeit und Material. Der bloße Kohlenverbrauch Deutschlands könnte auf die Hälfte verringert werden, wenn alle Betriebe wissenschaftlich durchdrungen, geordnet und alle Kraftquellen erschlossen würden. Es soll ferner die Normalisierung und Typisierung in der Produktion so weit durchgeführt werden, als es ein wissenschaftlicher Arbeitsprozeß erfordert; dadurch könnte bei geeigneter Arbeitsteilung von Werk zu Werk eine Verdoppelung der Erzeugung bei gleichbleibender Einrichtung und gleichbleibenden Arbeitskosten gesichert werden. Durch eine Vereinigung der Produktionsstätten sollen die Nachteile der Zerreißung des Wirtschaftsprozesses beseitigt werden. Einer Vereinigung in einer Hand bedarf es nicht, wohl aber einer Vereinigung in einem Gedanken. Könnten Werke sich verständigen, oder lägen sie in einer Hand, so könnten sie bei vielfachem Verdienst ein Vielfaches leisten. Eine weitere Steigerung der Leistungskraft nationaler Wirtschaft erwächst nach jenen Grundsätzen, die in der Kriegswirtschaft Klärung und Erläuterung erfahren haben. Rathenau schlägt die Schaffung von Berufs- und Gewerbeverbänden vor. Die wichtigere der beiden Organisationsformen ist der B e-r u f s v e r b a n d; er ist es, durch den die wirtschaftliche Einheitsgrppe geschaffen wird, durch den sie einheitliche Kraft und Leben, Augen, Ohren, Sinn, Willen und Verantwortung erhält. Diese Einheit tritt nicht nur in ein festes Verhältnis zu ihren benachbarten Gruppen, sondern auch zur Arbeiterschaft, zur Oeffentlichkeit und. zum Staat worunter hier allemal nicht der Einzelstaat, sondern das

Reich zu verstehen ist. Am einfachsten läßt sich der Berufs-verband seiner Form nach als Aktiengesellschaft, seinem Handeln nach als Syndikat denken. An der Aktiengesellschaft sind die Einzelunternehmungen nach Leistungsverhältnis beteiligt; sie erwählen die Verwaltung und diese ernennt den L,eiter. Der Staat überträgt dem Berufs verbände bedeutende Rechte, als Aufsicht in der Verwaltung, soziale I.eistungen und Gewinnabgaben. Diese Gewinnabgaben bilden die Grundlage eines gewaltigen Staatseinkommens, das die Ware bei ihrer Entstehung und in allen ihren Stufen erfaßt, das den gesamten Umsatz des I,andes besteuert und dennoch nicht verkümmert, weil er auf jeder Produktionsstätte sich selbständig der Tragkraft anpaßt. ,,Die neue Wirtschaft wird“, führt Rathenau aus, ,,keine Staatswirtschaft sein, sondern eine der bürgerlichen Entschlußkraft anheimgestellte Privatwirtschaft, die freilich zum organisatorischen. Zusammenschluß, zur Ueberwindung innerer Reibung und zur Vervielfältigung ihrer Leistung und Tragkraft staatlicher Mitwirkung bedarf.“

Walther Rat heu au ist ein einflußreicher Mann, er hat sich große Verdienste um Deutschlands Kriegswirtschaft erworben, er erntete den Dank hochstehender Personen und seine Worte müssen ernst genommen werden. Nicht etwa, um die Vorschläge in ihrer endgültigen Durchführung zu befürworten, um dieser neu zu schaffenden und bedeutende Kräfte erfordernden gewaltigen Wirtschaftsorganisation das Wort zu sprechen, verdienen die Darlegungen P athenaus besondere Beachtung, sondern vielmehr um rechtzeitig jene Gefahr abzuwenden, welche durch die E n t Individualisierung und Entpersönlichung unseres Wirtschaftslebens der Volkswirtschaft entstehen könnte. Rathenau betont, daß seine neue Wirtschaft in nichts einer staatlichen Zwangsanstalt, einer kommunistischen Kaserne gleichen werde, denn alle Individualität des Gedankens und der Verantwortung bleibt erhalten. Demgegenüber müssen wir bemerken, daß das Rathenau sehe System die Individualwirtschaft ins Herz treffen und die staatssozialistische Zwangswirtschaft zur Folge haben würde. Es könnte für uns in Oesterreich gleichgültig sein, auf welche Weise sich das verbündete deutsche Volk, dessen großen Verdienste um die moderne Kulturwelt wir mit aller Hochachtung anerkennen, in der kommenden

Friedenszeit sein Wirtschaftsleben gestalten möchte. Wir in Oesterreich sind jedoch zu leicht bereit, die für Deutschland etwa geeigneten wirtschaftlichen Maßnahmen an unserem Wirtschaftsorganismus nachzuahmen, wenn auch die wesentlich verschiedenen Verhältnisse der verbündeten Wirtschaftsgebiete eine gleiche Behandlung nicht ratsam machen.

Rathenau will eine Reform der deutschen Wirtschaft unter einheitlicher Zusammenlegung aller Kräfte, um sie gemeinschaftlich vor den großen Staatskarren zu spannen, im Dienste einer vom Staatebegünstig-ten kapitalistischen Gesellschaft. Jede noch so geringe Vergeudung von Kraft und Rohstoff soll vermieden werden durch Vereinigung der Produktionsbetriebe zu Trusts und eine erhöhte Gütererzeugung soll der Endzweck dieser riesenhaften Mechanisierung der Wirtschaft sein. Individualität nucl Initiative sollen unter diesen Verhältnissen erhalten bleiben, bei Ausschaltung jedes Marktes und der Konkurrenz. ,,Fs ist nicht wahr, daß die verzweifelte Angst des Wettbewerbes uns stark macht“, führt Rathenau aus, „der Forscher, der Rechner und Ordner spürt in Werkstatt und Schreibstube nichts von ihr und was ihn anregt und befruchtet, wird ihm auch künftig nicht fehlen.“ So groß die Vorteile der konzentrierten Massenbetriebe in volkswirtschaftlicher Beziehung etwa sein sollten —- auch die Oekonomie des Großbetriebes hat bekanntlich ihre Grenzen — das Attentat gegen die Ceistesentwicklung der Mensch-h e i t wäre so gewaltig, daß keine noch so bedeutende Verbesserung unserer Lebensverhältnisse uns davon abhalten könnte, einen scharfen Protest zu erheben, gegen die Normalisierung und Typisierung m enschlicher Gehirne.

Die Vorschläge Rathenaus betreffend die Modernisierung der Betriebe unter Anwendung aller Errungenschaften der technischen Wissenschaft sind gewiß beachtenswert. Eine erhöhte Gütererzeugung wird sicherlich anzustreben, wenn auch nicht so bald möglich sein. Ob diese notwendigen Maßnahmen in unserem Wirtschaftsleben nur von einer ganz neuen Wirtschaftsorganisation getroffen werden können, ist jedoch die große Frage. Ich glaube, daß gerade nach dieser- Zeit der großen Gütervernichtung die Individualwirtschaft im gegenseitigen angeregtesten Wettbewerb der Volkswirtschaft am raschesten dienen könnte. Es ist kein Grund vorhanden, mit der altbewährten Wirtschaftsmethode zu brechen und es bedarf noch eines Beweises, ob die im Kriege geschaffene Zentralwirtschaft das richtige Rezept für unsere Versorgung war. Um den Interessen des Staates zu dienen, ist es nicht erforderlich, daß alle Kräfte vor einen einzigen großen Wagen gespannt werden. Es könnte auch eine Unzahl solcher Wagen sich bewegen, wohl in gleicher Richtung und auf parallelen Bahnen der Wirtschaft, bewacht von der Autorität des Staates. Die Gesetzgebung hat dafür zu sorgen, daß diese Bahnen parallel sind , es bleiben und jede Entgleisung rechtzeitig verhindert werde. Es fällt uns nicht ein, in der Individualwirtschaft einen Idealzustand zu erblicken, der, dem Wohle der gesamten Menschheit dienend, die Güter dieser Welt gleichmäßig verteilt hat. Millionen Menschen mußten auch schon vor diesem Kriege darben, während andere Tausende mit Glücksgütern reich gesegnet waren. Der Staat wird sich der Hungernden nach diesem Kriege in erhöhter Weise annehmen, er wird ihnen das Minimum der I.ebensexistenz bieten müssen, dem steht die Individualwirtschaft keineswegs entgegen.

Die neue Wirtschaft Rathenau s will eine gleichmäßige Verteilung des Einkommens der großen Menschenmassen, es liegt ihr hier zweifellos ein humaner Gedanke zugrunde. IHese Wirtschaft legt jedoch das Schicksal dieser Massen in die Hände weniger Gewaltiger, die eine Initiative, schöpferische Begabung haben dürfen und einen entsprechend größeren Lohn dafür zu ernten haben. Ich glaube, die dem Kriege folgende Zeit wird nicht danach angetan sein, um eine Uniformierung bezw. Kasernierung der arbeitenden Menschheit durchzuführen. Der dem Staatsinteresse dienenden wirtschaftlichen Freiheit gebührt die- Zukunft. Die wahre Schaffensfreude darf keine künstlichen Schranken erhalten, die das große Staatsinteresse vorschützend, errichtet werden und jede individuelle Betätigung im Keime ersticken sollen. Die „technische Idee“, der Träger zukünftiger Wirtschaftstage muß zur Entwicklung kommen im schwächsten, wie im mächtigsten der Menschen. Wir brauchen kein von Grund aus neu errichtetes Wirtschaftsgebäude, das alte mit seinen festen Fundamenten hat sich gut bewährt, es zu erhalten, ist unsere Pflicht auch für die ferneren Zeiten. Wir werden das Gebäude wohl erweitern und seine Fenster auch vergrößern müssen, damit mehr Licht und frische Luft den Zutritt dort erhalten. Die Räume dieses Baues seien groß und hell und offen sollten seine Türen sein.

Ich halte die freie Entwicklung der Privatwirtschaft für das geeignete Mittel, um neues Leben in das verwüstete Europa zu bringen. Dabei ist es jedoch von besonderer Wichtigkeit, daß die G e-setzgebung möglichst rasch und mit den Fortschritten der Technik in gleichem Schritte funktioniere, damit die im öffentlichen Interesse zu stellenden Forderungen möglichst rasch erfüllt und alle sich sonst ergebenden Mißstände von der Privatwirtschaft ferngehalten werden. Es hat staatliche Unternehmungen vor • diesem Kriege gegeben, welche von vorne-herein auf eine besondere Rentabilität keine Rücksicht genommen haben, bei denen lediglich Wert darauf gelegt wurde, aus militärischen oder sonstigen öffentlichen Interessen, den staatlichen Betrieb einzuführen. Wenn man aber aus Gründen er Rentabildität zum Zwecke der Herabminderung der Steuerlasten den Staat als Unternehmer zur Betätigung anweisen will, dann wird man meiner Ansicht nach nur wenig Aussicht auf Erfolg haben. Alle von ernster Seite in Vorschlag gebrachten Maßnahmen fordern eine besondere Rentabilität des Staatsbetriebes. Die Anwendung aller in der Privatwirtschaft gemachten Erfahrungen auf das staatliche Unternehmen wäre mit so bedeutenden Umwälzungen der bestehenden Verhältnisse verbunden, daß eine Prognose über die Entwicklung der neu zu schaffenden Wirtschaftstypen nicht leicht möglich erscheint. Es würde schwer sein, in dem erforderlichen raschen Tempo dem staatlichen Unternehmen seine durch die Verhältnisse gegebene Eigenart zu nehmen, um den gewünschten Erfolg zu erzielen. Die freie individuelle Betätigung wird auch in der kommenden Zeit die schwersten Probleme lösen. Die Errungenschaften der Technik werden uns aus dem Jammer dieser schweren Zeit befreien müssen. Der „technischen Idee“ gehört die Zukunft, sie ist der Lebensquell der kommenden Wirtschaft, sie befreit uns aus Elend und aus Armut

	
10. Bodenschätze und Weltpolitik



„Die Aufklärungszeit des 18. Jahrhunderts träumte von einer Einheit, welche die Gegensätze unter den Völkern beseitigen und die ganze Menschheit zu einem einzigen Gebilde zusammenfassen sollte. Diese kosmopolitische Schwärmerei gebar die Idee des Weltbürgertums und schuf dadurch einen Gegensatz zwischen dem Nationalismus und dem Kosmopolitismus, dessen Utopien sich bald verflüchtigten, um dem Internationalismus Platz zu machen. Der Internationalismus, wie er sich heute darstellt, besteht dagegen in der Vereinigung einzelner Nationen, Staaten und Verbände zur gemeinsamen Arbeit, um dadurch zu einer Kultur von höherem Werte zu gelangen; er will nicht die Völkereigenheiten gefährden, sondern diese vielmehr durch gemeinsame Arbeit sichern und einen regeren Gedanken- und Sachenaustausch herbeiführen. Solche Gemeinschaftsarbeit stellt sich als die notwendige Folge der technischen Entwicklung dar, denn die Völker können nur durch gegenseitige Vereinbarungen eine volle Nutznießung der modernen Gütergewinnung erzielen, die dadurch erleichtert wird, daß die Technik die Welt durch die modernen Verkehrsmittel kleiner und enger gemacht hat.“

Diese Worte hat der Präsident des k. k. technischen Versuchsamtes in Wien, Geheimer Rat Dr. W. Exner, gelegentlich eines Vortrages gesprochen, den er in der VII. Jahresversammlung des deutschen Museums in München gehalten hat. Exner hat die Gemeinschaftsarbeit der Völker als die notwendige Folge der technischen Entwicklung bezeichnet. Die Entwicklung der modernen Technik ist in erster Linie für die Umgestaltung unseres Wirtschaftslebens veranlassend gewesen und der technische Fortschritt hat einen internationalen Wettbewerb auf allen technischen Gebieten hervorgerufen, welcher in immer höherem Maße die weitere Entwicklung technischen Schaffens verursacht hat. Die Grundlagen für die Ausbildung der modernen Technik sind, in den verschiedenen Teilen dieser Erde verschieden und die Völker dieses • Erdballes müssen in verschiedenem Maße technische Arbeit leisten, um einer materiellen Wohlfahrt teilhaft zu werden. In einzelnen Teilen dieser Erde sind die natürlichen Verhältnisse in so überreichem Maße günstig, daß Verhältnis-

238 G o I d r e ich: Die Koh len Versorgung Europas mäßig wenig Arbeit schon genügt, um in den internationalen Wettkampf auf technischem Gebiete mit Erfolg eintreten zu können, In anderen Gebieten dieser Welt, sind weniger günstige Naturverhältnisse vorhanden und die Menschen können oft nur unter den schwierigsten Bedingungen zu jenen Rohstoffen gelangen, welche den Bewohnern anderer Erdteile fast mühelos in den Schoß fallen. Große Gebiete dieses Erdballes sind von der Natur aus mit fast gar keinen Hilfsmitteln d.er modernen Technik ausgestattet, die dort lebenden Menschen müssen die Rohstoffe erst von anderen Völkern erwerben, um sie nutzbringend zur Verwertung zu bringen. In diesen verschieden günstigen Voraussetzungen für die Vollbringung technischer Arbeit ist die von Exner betonte Gemeinschaftsarbeit de r V ölker begründet. Die Nutznießung der Gütergewinnung erfordert gegenseitige Vereinbarungen unter den Nationen, welche in ihren modernen Lebensbedingungen so sehr auf einander angewiesen sind.

Auf keinem Gebiet hat sich die gegenseitige Abhängigkeit der europäischen Staaten in diesem Kriege so ( rastiscli gezeigt, wie auf dem Gebiete des Kohlenbergbaues. Die Segnungen der modernen Technik haben die Völker näher gebracht, sie haben die Menschen zur Gemeinschaftsarbeit angewiesen. Der Weltkrieg hat das internationale Band der Technik zerrissen und die furchtbarsten Wirkungen zur Dolge gehabt. Es ist gewiß kein Zufall, daß der krasseste Interessengegensatz gerade zwischen jenen großen Nationen Europas eingetreten ist, welchen infolge ihres Kohlenreichtunis gewissermaßen die ethische Pflicht der Kohlenversorgung der kohlenarmen Staaten zukommt. England hat vor diesem Kriege hauptsächlich seine reichen Kohlenlager dazu benutzt, um aus politischen Gründen den Kohlenbedarf der Bewohner der kohlenarmen Gebiete Europas zu decken. Deutschland, hat seine Kohlenausfuhr in den letzten Jahren bedeutend vergrößert, es hat aber hauptsächlich seine Kohle selbst verarbeitet und Fertigerzeugnisse zur Ausfuhr gebracht. Die Kohlenversorgung Europas ist vor diesem Kriege gewissermaßen das einigende Band großer Völkergruppen dieses Kontinents gewesen. Der Weltkrieg hat eine allgemeine Kohlennot Europas hervorgebracht. Außerhalb der kriegerischen Ereignisse stehend, müssen deshalb auch die neutralen Staaten dieses

Weltteiles an empfindlicher Kohlennot leiden und alle diese Staaten sinnen nach Mitteln, sich nach diesem Kriege von der Kohleneinfuhr möglichst unabhängig zu machen. England und Deutschland können ihrer ethischen Pflicht der Kohlenversorgung der kohlenarmen neutralen Staaten nicht mehr in erforderlichem Maße nachkommen und werden noch lange Zeit nach diesem Kriege dieser Pflicht nicht voll entsprechen können. Es läßt sich wohl nicht bestreiten, daß diese ethische Pflicht der Kohlenversorgung in den großen politischen Vorgängen dieser Zeit keine Berücksichtigung erfahren hat. Die reinen egoistischen, wirtschaftlichen Interessen der Nationen waren auch schon vor diesem Kriege für die Entwicklung der Kohlenversorgung maßgebend.

In diesem Kriege ist die Kohle ein wichtiges politisches Instrument geworden., Am 13. Mai 1915 erließ die englische Regierung ein Kohlenausfuhrverbot, von dem nur die Bundesgenossen ausgenommen sein sollten, und am 23. Mai 1915 erklärte Italien an O sterreich-Ungarn den Krieg. Dieser zeitliche Zusammenhang der Ereignisse ist sicherlich nicht zufälliger Art gewesen. England hat Italien Kohlenlieferungen versprochen, doch schon im ersten Monate nach dem Eintritt Italiens in den Krieg, hat England um 40% weniger Kohle nach Italien geliefert, als vereinbart worden war. England hat es verstanden, die Kohle als politisches Zwangsmittel zu verwenden und diese Methode der politischen Unterjochung von Nationen hat den wirtschaftspolitischen Ereignissen dieser Zeit eine besondere Richtung gegeben. Man hat in diesem Kriege so recht erkannt, daß d.ie Unabhängigkeit von der Kohleneinfuhr eine der wichtigsten Voraussetzungen für für die Sicherheit in der wirtschaftlichen und politischen Entwicklung der Staaten darstellt. Aus diesem Grunde ist das Bestreben der Staaten allgemein bemerkbar, . Bodenschätze zu erwerben, um sowohl in wirtschaftlicher als auch politischer Hinsicht, möglichst unabhängig zu werden.

	
a) Elsaß-Lothringen



In den von der Petersburger Telegraphenagentur gemeldeten geheimen Aktenstücken wurde mitgeteilt, daß Frankreich die Rückgabe von Elsaß-Lothringe n einschließlich der Eisen- und Kohlengrube n beansprucht. In seinem im Jahre 1913 erschienenen Buche über Elsaß-Lothringen und die deutsch-französische Verständigung hat Gustave Herve unter anderem aus-geführt: ,,Das heutige französische Lothringen ist in der Tat nicht mehr das fast reine landwirtschaftliche Lothringen von 1870; es ist ein großes Zentrum der deutschen Metallurgie geworden. In der Nähe des Kohlenbeckens der Saar und der Bisenbergwerke der Departements Meurthe et Moselle gelegen, ist das annektierte Lothringen eines der reichsten industriellen Lehen des deutschen Großunter-nehmertums geworden. Line Rückgabe an Frankreich würde, da sie die Grenzlinie verschiebt, gleichzeitig auch die Zollgrenze verschieben und das industrielle Lothringen, das heute seinen Hauptabsatz in dem bevölkerten und industriellen Deutschland, findet, würde nachher als Absatzmöglichkeit nur noch den beschränkten Markt des weniger bevölkerten und weniger industriellen Frankreich haben, wo übrigens die Konkurrenten eine alteingesessene Kundschaft besitzen.“

Die ,,Kölnische Zeitung“ bringt in ihrer Nr. 734 vom 2. August 1917 einige Daten, welche von dem Direktor des statistischen Landesamtes Dr. Platzer erhoben worden sind. Von 995.000 t im Jahre 1872 ist die Gesamtförderung der eisaß - lothringenschen Bergwerke auf 23,811.769 t im Jahre 1912 gestiegen. Die Hochofenerzeugnisse sind in derselben Zeit von 222.000 t auf 2,908.230 t und. ihr Wert von 22’7 Mill. Mark auf 136*2 Mill. Mark gewachsen. Das Bisenbahnnetz hat sich von 768 km im Jahre 1871 auf 2100km im Jahre 1900 ausgedehnt; die Kanäle, d.ie 1871 nur für Schiffe von 200 t berechnet waren, gestatten seit ihrer Vertiefung in den Jahren 1893/95 den Verkehr von 300 t-Schiffen. Die Bisenbahnen allein übernahmen im Jahre 1909 zur Ausfuhr 10,248.604 t, von denen rund, vier Fünftel nach dem übrigen Deutschen Reich gingen; an dem letzten Fünftel nahmen in erster Linie Belgien, an zweiter Stelle d.ie Schweiz und erst an dritter Stelle Frankreich teil. Bin ähnliches Verhältnis beherrscht d.ie Einfuhr. Von einer Eisenbahneinfuhr von insgesamt 6,720.121t empfing das Reichsland, aus dem übrigen Deutschland. 80%. An dem Rest sind wieder Belgien an erster, Frankreich an zweiter und. die Schweiz an dritter Stelle beteiligt gewesen. Der Vergleich der Jahre 1884 und 1909 ergibt bei der Bisenbahnausfuhr von Elsaß-Lothringen nach dem übrigen Deutschland eine Steigerung von 800% und eine Zunahme der Einfuhr in Elsaß-Lothringen um 1 990/0. Die elsaß-lothringensche Ausfuhr nach dem Auslande hat um 2700/0, die Einfuhr vom Auslande hat in der genannten Zeit um 3270/0 zugenommen.

Aus den vorgeführten Zahlen erhellt der innige Zusammenhang der reichsländischen Gütererzeugung mit der deutschen Volkswirtschaft. Deutschland hat es verstanden, dem Bergbau Elsaß-Lothringens einen enormen Aufschwung zu verleihen; die Eisenerzförderung hat im Zeitraum 1872 bis 1912 von 684.600 t auf 20,082.238 t zugenommen, die Kohlenförderung ist von 290.2061 auf 3,538.951 t gewachsen. Bei der Neueinrichtung von Elsaß-Lothringen im Jahre 1871 wurde die staatliche Bergaufsicht nach preußischem Muster umgestaltet. Nach dem alten französischen Berggesetz vom Jahre 1810 war der Bergwerkserwerb und Betrieb zum großen Teile der Willkür der Behörden ausgeliefert. Die Regierung konnte dem vom Schürfer angemeldeten Fund von Konzessionen gegen Ersatz der Bohrkosten verweigern und einem anderen Bewerber zusprechen. Durch die Einführung des preußischen Berggesetzes wurde dem Prinzip der Bergbaufreiheit Rechnung getragen und die Entwicklung der Industrie in neue Bahnen gelenkt. Frankreich mußte mit Staunen die auflebende deutsche Bergbauindustrie in seinem verlorenen Lande verfolgen, es mußte ihm der bedeutende Wert seines Verlustes so recht zur Erkenntnis kommen. Die große wirtschaftliche Bedeutung Elsaß-Lothringens, welche erst durch deutsche Arbeit der Allgemeinheit zur Kenntnis gelangte, hat die politische Situation Europas in den letzten Jahrzehnten wesentlich beeinflußt. Die überragende Bedeutung der deutschen Bergwerksindustrie wurde von den großen Nationen, welche es nicht verstanden haben, die Bodenschätze in einer so mustergültig rationellen Art zu verwerten, mit großer Aufmerksamkeit verfolgt. Deutschland hat auf seinem eigenen Boden mit bewunderungswürdigem Fleiße unter unausgesetzter Vervollkommung technischen Forschens und. Könnens die in der Erde verborgenen Bodenschätze erschlossen und der modernen Kultur damit große Dienste erwiesen. Es muß diese Tatsache in einer Zeit besonders hervorgehoben werden, in welcher unter den Feinden der Zentralmächte ein Wettbewerb um die Bergwerks
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b) Rußla n d



In sehr interessanter Weise beleuchtet Lujo Bre 1-tano in der „Frankfurter Zeitung“ (Nr. 293 und 296 vom Jahre 1917) die im Kriege eingetretenen Verhältnisse in Rußland. Die Engländer gingen im Kriege zunächst darauf aus, den ganzen Absatz von Waren, den die Deutschen bis dahin in Rußland hatten, an sich zu reißen. Aber vorerst haben diese Anstrengungen Enttäuschungen gebracht. Denn der Krieg hat, wie anderwärts, so auch in Rußland die Kaufkraft der Massen sehr nachteilig beeinflußt. „Darauf folgte“, führte Brentano an, „was größere Erfolge für die Dauer versprach, die Ausfuhr enormer Kapitalsbeträge nach Rußland, um die wirtschaftlichen Naturschätze, an denen Rußland so reich ist, wie kaum ein anderes Land, zu heben. Der Kaukasus, der Ural, Zentralasien und Sibirien enthalten reiche Lager von Gold, Blei und Kupfererzen; Eisen, Mangan und Magnesit sowie Schmelzmaterial sind reichlich da. Weite Salzlager, mit Kohle und Schwefel in der Nähe, sind für Alkali- und Düngstoffindustrien vorhanden. Der Nord-Ural produziert 95% allen Platins; auch finden sich Gold, Zinn, Wolfram, Vanadium. Was zur Ausbeutung aller dieser Naturschätze bisher gefehlt hat, sind entsprechende Verkehrsmittel. Schon bisher wurden 50% des Goldes in Rußland durch englisch-russische Gesellschaften produziert. Auch der Anstoß zur Entwicklung der russischen Petroleumindustrie ist von England ausgegangen. Am 10. und 1 1. Februar 1916 sind in Jekaterinburg die bedeutendsten Gold- und Platingruben auf dem Wege der Auktion von dem Generalbevollmächtigten eines englischen Bergwerks- und Hüttensyndikats sowie amerikanischer Syndikate und der kalifornischen Gesellschaft Los Angeles erworben worden. Angekauft wurden ungefähr 200 Gruben, welche ganze Flußgebiete von einigen Tausend Deßjatinen umfassen. Aehnliche Nachrichten finden sich in den sibirischen Zeitungen über die „russische Industrie“ jenseits des Uralgebirges. Es heißt, daß der ganze Komplex des Landes, der zurzeit von ausländischen Syndikaten in jenen Gebieten eingenommen wird, wahrscheinlich etwa die Größe

des europäischen Rußland erreicht. Drei Viertel der sibirischen Goldfelder gehören den Engländern. Von ganz besonderer Bedeutung erscheinen die Irtish-Russo-Asiatik Russian Mining Corporations, die ihren Hauptsitz in London haben und in den Altaibergen Eisen, Blei- und Goldminen ausbeuten. Die Irtish Co. besitzt die ausschließliche Konzession über 16.000 englische Quadratmeilen, erwarb ferner das Kohlengebiet von Ekebastus und eine 80 englische Meilen lange Eisenbahn, welche die Kohlengruben mit dem Irtish-Elusse verbindet. Die Kryshtin Corporation of London betreibt im Ural große Kupferbergwerke und hat im Jahre 1915 nahezu 9000 t Kupfer gefördert. Die englische Tanalyk Company hat im Jahre 1916 606'51 Kupfer, 17.868 Unzen Gold und 130.479 Unzen Silber gefördert; sie besitzt Bergwerksrechte über 200 Quadratmeilen im Ural, ferner Holzrechte mit dem Rechte, das Holz von über 300.000 Acres Wald zu fällen, zu verbrauchen und zu verkaufen. Die englische Syssert Company besitzt die Konzession 340.000 Acres, 340 Meilen von Jekaterinburg entfernt, auszubeuten. Das Gebiet enthält reiche Eisenlager, die auf Millionen Tonnen geschätzt werden, aber wichtiger sollen noch die Kupferlager sein, die es enthält. Nicht zu vergessen sind endlich die großen Petroleumlager in Rußland, deren Ausbeutung das englische Kapital kontrolliert, zumal die Naphtalager, deren Gewinnung bisher in der Hand deutscher Kapitalisten lag, an eine englische Gesellschaft übergegangen sind.

Im Monate J anuar 1917 hielt der englische Industrielle Leslie, der durch 20 Jahre Leiter großer englischrussischer Bergwerksunternehmungen war, in der Royal Society of Arts in London einen Vortrag über die ökonomische Entwicklung Rußlands und die Beteiligung Englands. Leslie führte unter anderem aus, daß für Rußland nur der einzige Ausweg übrig bliebe, einerseits seine Ausfuhr nach Möglichkeit zu erhöhen, wobei es versuchen muß, anstatt der Rohmaterialien, mehr Eabrikate und Halbfabrikate zu exportieren, andererseits seine Einfuhr auf solche Waren zu beschränken, die das Land nicht selbst produziert. Die Ausbeutung der russischen Wälder, speziell in Nordrußland wird durch die während des Krieges entstandenen Transportstraßen sowie durch die Verbesserung und Erweiterung der nordischen Häfen, bedeutend erleichtert. Bisher hatte Deutschland die infuhr von bearbeitetem Holz durch hohe Einfuhrzölle sehr erschwert; es bezog größere Posten, am es als Fabrikate wieder in die anderen Länder Europas auszuführen. Das beste Mittel, um Rußlands Naturreichtum zu heben, ist die Ausdehnung des Eisenbahnnetzes; für das englische Kapital würde es ein sicheres und sehr nutzbringendes Geschäft sein, sich bei der zu erwartenden großen Eisenbahnbautätigkeit zu beteiligen. Mit der Ausdehnung des Eisenbahnnetzes wird auch die russische Industrie einen großen Aufschwung nehmen und der englischen Kapitalswelt wird eine Beteiligung empfohlen. Die Beteiligung des englischen Kapitals ist nicht nur gewinnbringend vom Handelsstandpunkte aus, sondern auch von großer politischer Bedeutung. Die industrielle Stärkung Rußlands ist eine indirekte Schwächung Deutschlands und ein mächtiges Rußland verstärkt unsere eigene Gefahrlosigkeit.“

Der Krieg hat die Finanzkraft der Engländer geschwächt, sie sind selbst große Borger geworden. Nach dem ,,Statist“ vom 16. Februar 1917 hat Großbritannien schon damals 2.006,400.000 Dollars an die Vereinigten Staaten geschuldet. Mehr und mehr treten die Amerikaner nun auch als Geldgeber an Rußland an die Stelle der Engländer.

	
c) A ni e r i k a



,,Es muß als erster Grundsatz, in dessen Erhaltung die Rechte und. Interessen der Vereinigten Staaten mit geschützt erscheinen, erachtet werden, daß die beiden ameri-nischen Festländer bei der Freiheit und Unabhängigkeit, die sie erreicht haben und sich erhalten, nicht in der Zukunft als Kolonisationsgebiete für irgend, eine europäische Großmacht dienen zu dürfen. Wir haben nicht die Absicht, das Recht dieser europäischen Mächte auf die bestehenden Kolonien und abhängigen Gebiete zu bestreiten, noch werden wir dieses in Zukunft tun. Mit Bezug aber auf die Länder, die ihre Unabhängigkeit erklärt und erhalten haben und deren Freiheit wir nach ernstlichen Erwägungen und auf gerechter Grundlage anerkannt haben, würden wir jeden Eingriff zum Zwecke ihrer Unterdrückung oder der Bestimmung ihrer Geschicke vonseiten einer der europäischen Mächte nicht anders als eine unfreundliche Hand-

lung gegen die Vereinigten Staaten von Amerika betrachten können.“                                              -

Mit diesen Worten legte Präsident J ames Monroe in seiner Botschaft an den amerikanischen Kongreß im Jahre 1823 zum ersten Male die Grundsätze fest, welche seitdem die Vereinigten Staaten in ihren Beziehungen zu den lateinischen Republiken von Mittel- und Südamerika geleitet haben. Die Monroedoktrin sollte gegen etwaige europäische Einmischungsversuche in die Angelegenheiten der amerikanischen Völker gerichtet sein, deren Schicksale von fremden Einflüssen bewahrt werden sollten. Seit ungefähr 15 Jahren besteht in Amerika ein neuer, von dem amerikanischen Staatsmanne Hay aufgestellter Grundsatz der offenen Tür in China und der Integrität des chinesischen Staates. Mit der Hay d oktrin wollen die Amerikaner verhindern, daß sich die europäischen Staaten der reichen Bodenschätze in China bemächtigen.

Amerika ist der Kontinent der unermeßlichen Naturschätze; an Kohle und Eisen übertreffen die Vereinigten Staaten sämtliche Länder der Erde. Angesichts der besonders in diesem Kriege sich geltend gemachten Bestrebungen der Vereinigten Staaten, die Bodenschätze anderer Länder zu erschließen, muß man sich fragen, ob die Amerikaner die Reichtümer der Natur auf ihrem heimischen Boden bisher besonders zu verwerten verstanden haben. Gibt vielleicht eine besondere Eignung in der Ausnutzung der in der Erde verborgenen Rohstoffe den Amerikanern schon von vornherein eine gewisse moralische Berechtigung für ihre umfassenden Pläne, oder sind es andere Gründe für diese planmäßig vorbereitete Erwerbung großer europäischer oder asiatischer Bergwerksgebiete ? Wir können den ersten Teil dieser Drage dahin beantworten, daß die Amerikaner in der Vergeudung der natürlichen Hilfsquellen bisher ganz unglaubliches geleistet haben, wie dies die zahlreichen Urteile der amerikanischen Fachleute selbst schon oft hervorgehoben haben. In einem Aufsatze über ,,Die Vergeudung der natürlichen Hilfsquellen in den Vereinigten Staaten Nordamerikas und die zukünftigen Quellen der Kraft“1) gibt Oberingenieur Walter Giesen eine treffende Darstellung der gegenständlichen Verhältnisse. Der Geologe John L. Cochrane führt in einem Aufsatze bezüglich der amerikanischen Kohlenvorräte unter anderem folgendes aus: ,,Bis heute vergeudeten wir die Brennstoffe unseres großen Landes in der gleichen achtlosen Weise, wie der verschwenderische Sohn eines Millionärs seine ererbten Dollars jenen Phantomen nachwirft, die er Vergnügen nennt — ohne Gedanken an den morgigen Tag, ohne Rücksicht auf jene Menschen zu nehmen, die nach uns kommen. Die Möglichkeit, daß unsere Vorräte an Feuerstoffen einst erschöpft werden könnten, kam uns nie in den Sinn. Und wenn es geschah, so entledigten wir uns der unbequemen Gedanken, indem wir uns nach Art echter Optimisten einredeten, das scharfsinnige und erfinderische amerikanische Volk werde nach Verbrauch seiner Kohlenvorräte vielleicht die Sonnenhitze ausnutzen oder irgend eine andere Wärmequelle erschließen. Während unsere Mühlen und Fabriken Tag und Nacht hindurch arbeiten, während, wir ihre Erzeugnisse bis in die entlegensten Gebiete der Erde verschickten, während unser Wachstum und. unsere geschäftliche Blüte eine beispiellose Höhe erreichten, lag es uns fern, über die ernste Frage nachzudenken, wie unsere Vorräte an Brennmaterialien sich zu den kommenden Zeiten verhalten möchten. Der Fabriksbesitzer sah seine Kohlenräume bis zu den Grenzen ihrer Fassungskraft gefüllt. Beim Anblick der den Schornsteinen entquellenden Rauchwolken fühlt er sich glücklich in dem Wahn, daß mehr Rauch auch mehr Geschäft und mehr Geld bedeute. Fr übersah dabei d.ie Tatsache, daß dieser Rauch nicht nur einen augenfälligen Beweis verübter Verschwendung, sondern auch eine kostspielige Beschwerde, eine unnötige Verunreinigung unserer Städte bildet. Im Geiste sah er vielleicht die gewaltigen, Heere unermüdlicher Arbeiter ins Innere der Erde hinabsteigen und einen endlosen. Strom „schwarzer Diamanten“ zutage-fördern. Aber selten oder niemals kam es ihm bei, daß diese Vorräte eine Grenze haben könnten.“

Mit diesen charakteristischen Worten ermahnte der genannte Geologe seine Landsleute zur Sparsamkeit im Verbrauch von Kohle. Die seitens des amerikanischen Geologischen Amtes angestellten Untersuchungen ergaben, daß bei den geübten Arbeitsverfahren 40 bis 70 Prozent der vorhandenen Kohlenmassen unbenutzt in den Gruben bleiben. Es ist erwähnenswert, daß durch die amerikanische Erfindung der Spülversatzmethode die großen Kohlenverluste hätten verhütet werden können. Die Amerikaner haben aber in ihrer lediglich von finanziellen Interessen geleiteten Raubbauwirtschaft von ihrer eigenen Erfindung nur wenig Gebrauch gemacht. Aehnliche Beispiele der Vergeudung von Naturschätzen finden sich auf den anderen Gebieten d.es amerikanischen Bergbaues.

Lujo Brentano erörterte in den bereits angeführten Artikeln der „Frankfurter Zeitung“ die Tätigkeit der American International Corporation in Rußland. Diese Gesellschaft hat bereits vor langer Zeit eine große Anzahl von Ingenieuren nach Rußland geschickt, um die Möglichkeit zur Erschließung der Bodenschätze zu untersuchen. Auch andere Finanzinstitute suchen in Rußland amerikanisches Kapital anzulegen, sie projektieren den Bau von Eisenbahnen und insbesondere ist es Sibirien, das eine dauerndeAnziehungs-kraft für das amerikanische Kapital darstellt. Die „Nowoje Wremja" vom 17. Februar 1917 schreibt unter anderem: „Nachdem die Amerikaner die Mineralreichtümer d.er Kirgisensteppe und der Gebiete Turgai und Akmolinsk einigermaßen kennen gelernt haben, eröffnen sie jetzt eine regelrechte Jagd auf dieselben. Vor kurzer Zeit passierte durch Moskau nach dem Gebiete Turgai eine Gruppe amerikanischer Unternehmer, welche alle diejenigen Bergwerks- und sonstigen Unternehmungen zu erwerben beabsichtigen, die sich in der Umgebung von Wosskresensk, der Kupferwerke Uspjensk und anderer größerer Betriebe gebildet haben. Es wäre unverzeihlich, wenn russische Kapitalisten unsere heimischen Reichtümer den Ausländern widerstandslos überlassen würden.“ Nach den jüngsten Meldungen beabsichtigen die Vereinigten Staaten den zweigeleisigen Ausbau der gesamten sibirischen Eisenbahnen. Kommt es zur Ausführung dieses Planes, dann hätten sich die Amerikaner des zukunftsreichsten russischen Wirtschaftsgebietes bemächtigt. Rußland, würde dann nicht nur wirtschaftlich, sondern auch politisch in eine Abhängigkeit von den Vereinigten Staaten geraten.

Wir können nun an die Beantwortung des zweiten Teiles der gestellten Frage schreiten und. betonen, daß das amerikanische Kapital eine besonders lohnende Anlage in den aussichtsreichen ausländischen Bergwerksgebieten an-

248 Goldreich: Die Kohlen Versorgung Europas strebt, um mit den auf heimischem Boden geübten Raubbaumethoden, eine besonders gute Verzinsung d.er aufgewendeten Gelder zu erzielen. Gleichzeitig wird aber damit auch den politischen Interessen Amerikas ein großer Dienst erwiesen. Amerika, das die systematische Verhinderung jedes europäischen Einflusses zum obersten Grundsätze seiner politischen Betätigung erhoben hat, ist gegenwärtig eifrig bemüht seinen eigenen politischen und wirtschaftlichen Interessen mit großen finanziellen Mitteln auf den europäischen und asiatischen Bergbaugebieten zum Durchbruche zu verhelfen.

	
d) China



Die American International Corporation hat in diesem Kriege die Finanzierung eines 2400 km langen Eisenbahn-Systems in China übernommen. Die gegenständlichen Bahnprojekte zeigen deutlich, daß die Amerikaner bedeutende wirtschaftliche Interessenzonen in China zu erwerben trachten. In China sucht aber gleichzeitig auch Japan mit Hartnäckigkeit seine wirtschaftliche Betätigung und stellt sich der amerikanischen Haydoktrin entgegen, indem es gewissermaßen eine eigene asiatische Monroedoktrin zu errichten trachtet. Japan will die machtpolitischen Ziele anderer Staaten in China verhindern. Japan will durch eine politische Bevormundung in China einen maßgebenden Einfluß auf die Erschließung der chinesischen Wirtschaftsgebiete erlangen. Japan verlangt die Eisenerzbergwerke im Nanking-Distrikt und in Peking hat diese Forderung eine große Beunruhigung hervorgerufen. Die von Japan beanspruchten Gebiete enthalten die reichsten Erzadern Chinas, frei von Phosphorund für hochwertige Stahlerzeugung besonders geeignet.

Der Chinese bringt dem Abbau von Bodenschätzen wohl einiges Interesse entgegen, doch hat er es bisher nur zum Kleinbetrieb gebracht, weil einerseits das für den Großbetrieb erforderliche Kapital mangelt, andererseits aber auch die Eisenbahnen fehlen, welche zur Erschließung dieser Rohstoffe notwendig sind. China hat sich bisher immer dagegen gesträubt, insbesondere im Bergbau ausländische Unternehmungen zuzulassen. China hat im Jahre 1902 in einem Vertrag mit England, d.ie Schaffung eines Bergbaugesetzes versprochen, in welchem es als für beide Teile nützlich anerkannt hat, daß d.ie heimischen Bodenschätze

mit ausländischem und chinesischem Kapital gehoben werden müßten. Der Entwurf des Gesetzes erschien im Jahre 1904, wurde aber vom Diplomatischen Korps in Peking verworfen. Dabei ging der Widerstand gegen ausländische industrielle Unternehmungen nicht vom Volke aus, sondern von den Reichen des Randes, die darauf bedacht sind, durch planmäßige Agitation die ausländischen Unternehmungen unmöglich zu machen.

Der Beginn der chinesischen Revolution war, wenn auch nicht ursächlich, so doch zeitlich mit der chinesischen Eisenbahnfrage aufs engste verknüpft. Parallel mit der derzeitigen Ansicht der chinesischen Staatsmänner bezüglich der unbedingten Notwendigkeit der Ausführung von Bahnbauten zur Erhaltung eines ungeteilten China und der Erschließung der unermeßlich reichen chinesischen Bodenschätze geht der Wunsch des ausländischen Kapitals, Bahn- und Bergwerkskonzessionen in China zu erwerben. Insbesondere hat es außer England auch Japan verstanden, große Bahnkonzessionen in der Mandschurei an sich zu bringen. Die deutschen Konzessionen, die zum Schlüsse des Jahres 1913 nach langen, mühevollen Verhandlungen in Peking unterzeichnet worden sind, sind für Bahnlinien in der Schantungprovinz. Wesentlich an diesen Bahnen ist, daß sie in gleicher Weise der Entwicklung Chinas sowie des deutschen Schutzgebietes entgegenkommen. Deutschland war auf dem Wege, sowohl auf dem Gebiete des Schulwesens als auch auf jenem der technischen Arbeit große Kulturleistungen in China zu vollbringen. Trotz englischer Mißgunst hat Deutschland den bereits betretenen Weg vor diesem Kriege mit großem Erfolg begonnen, doch haben die großzügigen Pläne zur Erschließung der chinesischen Wirtschaftsgebiete durch den Krieg eine j ähe Unterbrechung erfahren.

England hat nun die Zeit des Krieges dazu benützt, die weitere Festsetzung deutschen Kapitals in China zu verhindern. „The China Press“ vom Januar 1915 verweist auf einen Artikel des Amerikaners Bronson Rea, den dieser in einer amerikanischen Zeitschrift veröffentlichte und in welchem unter anderem folgendes ausgeführt ist: „Als die Monopolbestrebungen Englands in vollem Gange waren und sich britische Industrielle darüber aufhielten, daß sie in China keinen eigentlichen Stützpunkt für ihre Interessen hätten, kam in London eine kleine Monatsschrift heraus zur Förderung britischer Interessen im fernen Osten. Aus diesen unbedeutenden Anfängen hat sich jener Feldzug entwickelt, der auf d.ie völlige Vernichtung des deutschen Volkes hinarbeitet, u. zw. mit einer Rachegier und Wildheit, die uns in die dunkelsten Zeiten der Geschichte zurückweist.“

	
e) Die Ko hie n Versorgung der Gegenwart und Zukunft



In allen Staaten Europas bildet die schwierige Frage der Kohlenversorgung ' den Gegenstand fortdauernder öffentlicher Erörterungen. Man trifft Maßnahmen zur Sicherstellung des Kohlenbedarfes, die mit mehr oder weniger Erfolg vorübergehend eine Linderung der sich mit der Dauer dieses Krieges gewissermaßen automatisch vergrößernden Kohlennot bewirken. In den ersten Kriegsjahren waren es nur die kohlenarmen Staaten, welche mit großer Sorge den eingetretenen Schwierigkeiten der Kohleneinfuhr machtlos entgegen zu arbeiten versuchten. Im Spätherbste des Jahres 1916 waren auch die Kohlenriesen England, und. Deutschland, in eine schwierige Lage gekommen, die sich seit dieser Zeit wesentlich verschlechtert hat. Man glaubte ursprünglich, daß die aufgetretenen Mißstände hauptsächlich in der Ungunst der Transportverhältnisse und den damit zusammenhängenden Mängeln in der Verteilung der Kohlen zu suchen seien. Erst allmählich kam man zur Ueberzeugung, daß es sich bei der Kohlenfrage um eine Kombination der durch den Krieg bewirkten Notstände handle.

Die Kohlenversorgung ist eine Frage der Produktion, des Transportes und d.er Verteilung; allen diesen drei Bedingungen kommt eine gleich große Bedeutung zu. Die Vernachlässigung nur eines dieser wichtigen Faktoren muß logischerweise mit nachteiligen Wirkungen verbunden sein. Die Kohlenversorgung der auf Einfuhr angewiesenen Staaten ist vor allem eine Frage d.er Einfuhr d.er Kohle, welche in diesem Falle die Produktion und den Transport d.er Kohlenstaaten als Grundlage haben. In richtiger Erkenntnis der Sachlage haben die kriegführenden Staaten in den Jahren 1916 und 1917 einen großen Teil der zu den Fahnen einberufenen Bergarbeiter rückbeurlaubt, um den eingetre-.tenen Produktionskrisen abzuhelfen. Die großen Streikbewegungen haben insbesondere in England in der Kohlenversorgung bedeutende Schwierigkeiten hervorgerufen. Die Kohlenarbeiter haben durch diese Streiks erzwungen, daß sie sowohl außerhalb der für Munitionsarbeiter eingeführten Kontrolle, als auch praktisch außerhalb des Rekrutierungszwanges geblieben sind.

Ueber die Frage der englischen Kohlenversorgung hat sich die englische Zeitschrift ,,Economist" in charakteristischer Weise folgendermaßen geäußert: „Die rein wirtschaftliche Seite des Kohlenproble ins befindet sich in einem noch verworrenem Zustande; Grubenbesitzer, Exporteure und Händler geben die Notwendigkeit einer staatlichen Regelung unumwunden zu. Ebenso einhellig ist aber die Ansicht, daß die bisherigen Maßregeln die Verwirrung eher gesteigert als verringert haben. Im Februar 1917 sind bekanntlich alle Kohlenbergwerke unter staatliche Kontrolle gestellt worden, wobei die Absicht des Regierungskontrolleurs dahin ging, die Ausbeute mindestens auf ihrem bisherigen Stand zu halten, die Preise am Steigen zu verhindern und die Verteilung zu beschleunigen. Bei dieser sehr radikalen, aber ziemlich mechanischen Maßnahme hat man den komplizierten Charakter des Kohlenvertriebes in England, die allgemeinen und lokalen Sonderheiten der Erzeugung, des Versandes und der Ausfuhr gänzlich außer acht gelassen, mit dem Erfolge, daß eine Durchführung der getroffenen Bestimmungen praktisch so gut wie unmöglich wurde. Am 4. Juli 1917 wurde eine Kohlentransportordnung veröffentlicht, die es ermöglichen sollte, einen Umlauf von 70 Mill, t derart zu zentralisieren, daß langes und überflüssiges Hin- und Herführen vermieden werde. Die Durchführung dieser gut gemeinten Transportordnung hat sich zu einem „Alp" für die ganze Kohlenversorgung ausgebildet und endlose Klagen der Verbraucher hervorgerufen. Ebenso versagt hat das im Juni erlassene Programm für die finanzielle Kontrolle der Kohlenzechen. Am 1. Oktober 1917 sollten die betreffenden Bestimmungen in Kraft treten, aber bisher ist dies noch nicht geschehen.“

Das „Berliner Tagblatt“ vom 12. November 1917 bemerkt zu diesen Ausführungen des „Economist“: „Wir müssen zugeben, daß auch in Deutschland die Organisation des Kohlenvertriebes keineswegs befriedigende Verhältnisse geschaffen hat, glauben aber doch, daß bei uns Ordnung und Disziplin in höherem Maße hergestellt sind als in Großbritannien. Woran es bei uns häufig mangelt, das ist die geschäftliche Feinfühligkeit in den Maßnahmen der Organisation, die in der Lage wäre, manche Situationen früher zu erblicken, als dies jetzt geschieht, und ihnen früher mit geordneten Maßnahmen zu begegnen.“

,,Es ist tieftraurig, wenn nicht verhängnisvoll“, bemerkt Oberbürgermeister Koch in Kassel in einem längeren Aufsatz zur Kohlenfrage im „Tag“ Nr. 119, 1917, „daß alle Kinderkrankheiten, die wir seit zwei Jahren auf dem Gebiete der Lebensmittelversorgung durchgemacht haben, auf dem Gebiete der Kohlen Versorgung ganz von vorne noch einmal gemacht werden.“ „Wir sehen auch wiederum, daß hier wie überall, wo man ratlos ist, das heiße Sehnen Statistiken aufzustellen, sich geltend macht. Leider ist es so, daß eine Statistik nur dann einen Wert hat, wenn man bereits bei Aufstellung der Fragen weiß, welche Maßnahmen in Frage kommen. Wenn man sich erst auf Grund der Statistik über seine Ansichten klar wird, so findet man jedesmal hinterher, daß man eigentlich besser etwas ganz anderes gefragt hätte und daß man auf dem Zahlenwulst, den man gesammelt hat, keine Maßnahmen aufbauen kann. Die leitenden Stellen betrachten es als ihre Aufgabe, den Stadtverwaltungen, die doch glauben dürfen, während des Krieges bewiesen zu haben, daß sie mit solchen Aufgaben fertig zu werden verstehen, Mahnungen zur Sparsamkeit und zur Rationierung des Kohlen- und Gasverbrauches zukommen zu lassen. Aber die Zuteilung der Kohle an die Bevölkerung zu regeln, ist den Städten nur möglich, wenn die Zuteilung der Kohle an die Städte von den maßgebenden Stellen geregelt worden ist. Man kann kein Unterverteilungssystem ausarbeiten, solange man nicht an eine geregelte Zuteilung durch die Zentralstelle rechnen kann. Diese Weisheit ist allen an der Lebensmittelversorgung beteiligten Stellen längst in Fleisch und Blut übergegangen. Die Städte werden den Versuchen, die Verantwortlichkeit auf diesem Wege von den Zentralbehörden auf sie abzuwälzen, auch auf dem Gebiete der Kohlenversorgung zu begegnen wissen.“

Die Situation auf dem Gebiete der Kohlenversorgung ist fortdauernden Veränderungen unterworfen, weil die Produktion, der Transport und die Verteilung immer wieder beeinflußt werden und deshalb keine konstanten Verhältnisse aufweisen können. Die von den verschiedenen Interessenten voigebrachten Klagen und Bemängelungen der Organisation in der Verteilung der Kohlenbestände müssen deshalb in Bezug auf ihre Berechtigung mit großer Vorsicht aufgenommen werden.

Der österreichische Minister für öffentliche Arbeiten R. v. Ho m a n n, der sich hervorragende Verdienste auf dem Gebiete der Kohlenversorgung in diesem Kriege erworben hat, hat in einem Expos vom 14. August 1917, welches er vor den Vertretern der Tagespresse erstattete, sehr interessante Mitteilungen über die Entwicklung der österreichischen Koh len Versorgung gemacht. R. v. Homann kam unter anderem auch auf die Organis a-tion zu sprechen und erwähnte, daß die straffe Zentralisierung in der Zuweisung der Kohle und die möglichste Dezentralisierung bei ihrer Verteilung notwendig seien. Die Schaffung einer solchen Organisation, führte R. v. Horna n n aus, ist übrigens schwerer als man glauben könnte. Das Ministerium für öffentliche Arbeiten ist nach reiflicher Erwägung aller maßgebenden Umstände zu dem Ergebnis gekommen, daß eine ausreichende Versorgung der Bevölkerung nur dann erreicht werden kann, wenn eine Kontingentierung platzgreift, das heißt, wenn der Bevölkerung eine bestimmte Kohlenmenge zugeführt wird, auf welche sie unter allen Umständen rechnen kann. Zu diesem Behufe hat das Ministerium für öffentliche Arbeiten eine Verbrauchserhebung für das Jahr 1916 durchgeführt. Der größte Bedarf an Kohle ist in Oesterreich bei der Eisenindustrie zu verzeichnen; diese Industrie verbrauchte im genannten Jahre 9,910.000t. Das Verkehrswesen (das sind Eisenbahnen und Schiffahrt) brauchte 6,116.000, der Bergbau 4,113.000, die Lebensmittelindustrie 1,494.000, die chemische Industrie 1,338.000, die Papier- und Pappenfabrikation 514.000, die Landwirtschaft 365.000, die Gas-, Elektrizitäts- und Wasserwerke 1,791.000 und die Sanitätspflege 228.000 t, auf den Hausbrand, entfielen 4,078.000 t. Hierbei ist nur der Verbrauch inländischer Kohle angenommen worden. Die ausländische Kohle konnte dabei

254 Goldreich: Die Kohlenversorgung Europas nicht berücksichtigt werden, weil sie nicht erfaßt werden konnte. Man kann annehmen, daß von der eingeführten Kohle rund 40% auf den Hausbrand entfielen, so daß nach dieser Annahme 3'5 Mill, t ausländischer Kohle für den Hausbrand verwendet worden sind. Oesterreich würde auf diese Art jährlich 7-5 Mill, t Kohle für Hausbrandzwecke benötigen.

Im Monate August 1917 erstattete R. v. Horna n n im kriegswirtschaftlichen Ausschuß ein bemerkenswertes Referat, in welchem er unter anderem mitteilte, daß das auf dem Gebiete der Kohlenversorgung bisher eingehaltene System der Gruppeneinteilung sich nicht mehr als vorteilhaft erwiesen habe und daher fallen gelassen werden mußte. „Es geht nicht an“, führte der Minister aus, „daß am Beginne des vierten Kriegsjahres unbekümmert u m die Leiden der Bevölkerung ausschließlich die Kriegsbetriebe mit Kohle bedacht werden. Selbstverständlich wird, auch in weiterer Folge die Erreichung des Kriegszieles in erster Reihe stehen und d.ie zur aufrechten Führung der Kriegsindustrie und der Verkehrsanstalten notwendige Kohle zur Verfügung gestellt werden. Nichtsdestoweniger sind auch Maßnahmen notwendig, die auch der Bevölkerung und den Approvisionierungsbetrieb die für sie notwendige Kohle zu beschaffen geeignet sind. Dies kann nur dadurch erfolgen, daß letztere aus der bisherigen Gruppierung ausgeschaltet und für sie besondere Kontingente geschaffen werden. In seinen weiteren Darlegungen hat R. v. H o-m a n n angeführt, daß die neuesten Erhebungen für den Hausbrand einen jährlichen Bedarf von 9 Mill, t ergeben haben, statt der 7:5 Mill, t, die ehedem berechnet worden sind.

Minister R. v. H o m a n n hat in seinen schwierigen Vorkehrungen für die Kohlenversorgung es als einer der vornehmsten Aufgaben bezeichnet, die für die großen Massen der im Kriege notleidenden Bevölkerung notwendige Kohle sicherzustellen. Die zu diesem Zwecke durchgeführten Erhebungen bezüglich der Größe der Wohnungen haben ei-geben,daßin Oesterreich in den Städten von über 6000 Einwohner 1,668.575 Wohnungen benutzt werden. Hievon bestehen 314.895 Wohnungen, d.as sind. 18'9 Prozent aus

einem Wohnraum, 643.451 Wohnungen, das sind 33’5%, aus Küche und einem Wohnraum, 559.756 Wohnungen, das sind 33'5% aus Küche und 2 oder 3 Wohnräumen und 150.475 Wohnungen, das sind 9% aus Küche und 4 oder mehreren Wohnräumen. Die Sparmaßnahmen zur Sicherstellung des Hausbrandes für die gesamte Bevölkerung haben notwendiger Weise eine wesentliche Restringierung der von den größeren Wohnungen zur Beheizung zugelassenen Wohnräume erfordert, so daß auf diese Weise die Kohlennot der Armen eine Linderung erfahren hat.

Vor diesem Kriege war für die Kohlenversorgung Buropas lediglich die Drage der Kosten entscheidend. Derjenige Kohlenproduzent, welcher seine Kohle unter den günstigsten Bedingungen zu liefern imstande war, konnte den Markt beherrschen. England hat in dieser Hinsicht unter Ausnutzung seiner günstigen geologischen und Transportverhältnisse den europäischen Markt erobeit. Eng-land hat seinen Kohlenbergbau lediglich vom rein finanziellen Gesichtspunkte betrieben und sich dadurch lange Zeit die Konkurrenz Deutschlands ferne gehalten. Die englische Kohle ist bis ins innere Deutschlands vorgedrungen. Deutschland hat seine reichen Kohlenmengen in seinem Bande selbst verarbeitet und seiner Bisenindustrie die notwendige Basis gegeben. Bür Deutschlands Bergbau waren und sind nicht nur rein finanzielle Erwägungen maßgebend, vielmehr ist vom eminent wichtigen bergmännischen Gesichtspunkte aus, eine rationelle Abbauweise in Deutschland in Hebung, welche der Kohlenversorgung in der Zukunft die besten Aussichten bietet. War England vor diesem Kriege der mächtigste Kohlenlieferant in Buropa, so ist ihm in Deutschland, ein gewaltiger Konkurrent erwachsen, dessen Ansehen auf dem Kohlenmarkte, insbesondere in diesem Kriege, eine wesentliche Steigerung erfahren hat.

Die Kohlenversorgung der Vergangenheit war hauptsächlich von finanziellen Motiven getragen. Die Kohlenversorgung der Gegenwart ist bei Berücksichtigung der bekannten Schwierigkeiten der Erzeugung, des Transportes und der Verteilung vorwiegend auch von politischen Motiven beeinflußt. Die Kohlenversorgung der Zukunft wird, noch lange Zeit sehr bedeutende Schwierigkeiten zu bekämpfen haben und sollte in erster Linie im Sinne R. v.

Homa ii n s vom Standpunkte der reinen Menschlichkeit behandelt werden.

Die Kohlenversorgung bildet die unerschütterliche Grundlage der Ernährung der in diesem Kriege erschöpften Volksmassen. Die schwer geprüften Nationen Europas sollten sich nach diesem Kriege zu einer großen Aktion zusammenfinden, welche die Schaffung eines europäischen Kohlenverteilungsplanes zum Zwecke hätte, um die für die Ernährung der Völker unbedingt erforderlichen Kohlenmengen sicherzustellen. Die möglichst rasche Erholung der notleidenden Volksschichten sollte unter anderem auch durch die Sicherstellung der für die Wiederherstellung und Erhaltung der Volksgesundheit notwendigen Brennstoffe in die Wege geleitet werden. Erst wenn dieser im menschlichen Interesse zu stellenden Forderung Rechnung getragen sein wird, sollten die europäischen Kulturnationen darangehen, den Wiederaufbau des zerrütteten Wirtschaftslebens im freien Wettbewerb so rasch als möglich zu bewirken.

NACHTRAG

Die Novelle zum österreichischen Allgemeinen Berggesetz vom 23. Mai 1854, R.G. Bl. Nr. 146

Zur Zeit der Herausgabe dieses Buches ist im österreichischen Abgeordnetenhaus eine Regierungsvorlage eingebracht worden, welche eine Abänderung des österreichischen Allgemeinen Berggesetzes vom 23. Mai 1854 zum Ziele hat. Dieser Gesetzentwurf konnte im Rahmen meiner Ausführungen keine entsprechende Berücksichtigung mehr finden, doch fand ich mich veranlaßt, in Borm eines Nachtrages die in der Gesetzes Vorlage enthaltenen Bestimmungen einer kurzen Erörterung zu unterziehen.

In den „erläuternden Bemerkungen“ zum gegenständlichen Gesetzentwurf wird unter anderem angeführt, daß die Richtung, nach welcher sich der Kohlenbergbau auch in Oesterreich entwickelt hat, mit den Interessen der Allgemeinheit, denen die Bergbaufreiheit dienen sollte, nicht durchaus parallel gegangen ist. Das allgemeine Berggesetz vom 23. Mai 1854 hat aus den früheren Bergordnungen den Grundsatz der Bergbaufreiheit übernommen, welcher darin besteht, daß gewisse, aus dem Grundeigentum ausgeschiedene und der Verügung des allerhöchsten Landesherrn vorbehaltene Mineralien kraft dieses als „Bergregal“ bezeichneten Hoheitsrechtes freigegeben sind, d. h. unter den vom Gesetze auf gestellten Bedingungen von jedermann auf gesucht und gewonnen werden dürfen. Seit der Geltung des allgemeinen Berggesetzes und unter dem Schutze der Bergbaufreiheit hat sich namentlich der Kohlenbergbau Oesterreichs in ungeahnter Weise entwickelt. Die Kohlengewinnung, welche im Jahre 1854 noch 1,555.000 t betrug, ist im Jahre 1913

Ing. A. H. Goldreich: Die Kohlenversorgung Europas auf 43,838.200 t, also auf mehr als das 28 fache gestiegen, und die technische Entwicklung des heimischen Kohlenbergbaues hat eine Höhe erreicht, welche neben jener der ausländischen Reviere achtunggebend dasteht. ,,Unter der Herrschaft der Bergbaufreiheit“, so führt die Gesetzvorlage an, „hat sich der Kohlenbergbau mächtig entfaltet; diese Entwicklung ist in weitaus überwiegendem Maße dem Privatbergbau zugute gekommen, während der staatliche Betrieb verhältnismäßig zurückgeblieben ist, indem sein Anteil an der gesamten Kohlen-Produktion seit dem Jahre 1854 von 7’6% auf 4% im Jahre 1913 zurückgegangen ist; der Staat, welcher einen so wichtigen Bestandteil des Volks vermögens, wie ihn die Kohle darstellt, seinerzeit unter dem Titel der Bergbaufreiheit zugunsten des Privatkapitals aus der Hand gegeben hat, ist nun darauf angewiesen, den größten Teil der Kohlen, welche er für seine Wirtschaftszwecke benötigt. von den privaten Unternehmungen zu kaufen. Abgesehen jedoch von dieser staats wirtschaftlichen Anomalie hat die einseitig-privatwirtschaftliche Entwicklung des Kohlenbergbaues Formen angenommen, welche den Interessen der Allgemeinheit nicht mehr entsprechen. D i e Bergbau-Freiheit hat für den Kohlenbergbau ihre Aufgabe erfüllt, sie ist hier überflüssig, ja volkswirtschaftlich bedenklich geworden, und dem Staate als dem Hüter des Gemeinwohls erwächst sonach die Pflicht, die Freiheit der Verfügung über Mineralkohlen wieder an sich zu nehmen“.
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Der Gesetzentwurf hebt ferner hervor, daß es nicht immer ernste, schaffende Unternehmer waren, welche sich die Bergbaufreiheit zunutze gemacht haben; nur allzu häufig ist es vorgekommen, daß Bergbauberechtigungen, und zwar sowohl Schürf rechte als auch Bergwerkseigentum, erworben wurden, nicht um gesetzmäßig ausgeübt zu werden, sondern lediglich, um als Grundlage für S p e k u-1 a t i o n e n zu dienen. Die verhältnismäßige Leichtigkeit, mit welcher Bergbauberechtigungen, namentlich Schürf-rechte, nach dem geltenden Berggesetze erworben und übertragen werden können, im Verein mit der Unzulänglichkeit der auf die primitiven Verhältnisse einer längst vergangenen Zeit berechneten Vorschriften über die Be-

triebspflicht, haben nicht selten einen Mißbrauch der Bergbaufreiheit ermöglicht, welcher dem wirtschaftspolitischen Zwecke dieses Rechtsinstitutes völlig zuwiderläuft und überdies wenig geeignet ist, das Ansehen sowie den Kredit des Bergbaues zu erhöhen. Die Aufsuchung und die Gewinnung von Kohlen soll im Sinne des § 5 des Gesetzentwurfes in Hinkunft nur mehr dem Staate zustehen. Der Staat kann dieses Recht auf Zeit und gegen Entgelt an andere Personen übertragen; hierbei genießen Bänder und Gemeinden unter sonst gleichen Bedingungen das Vorrecht. § 22 setzt fest, daß die Rechte aus den vor Beginn der Wirksamkeit dieses Gesetzes angemeldeten Freischürfen unter gewissen Bestimmungen betreffend die Abänderung im bisherigen gesetzlichen Umfang aufrecht bleiben. Baut § 23 der Gesetzesvorlage soll nach Beginn der Wirksamkeit des Gesetzes eine Verleihung auf einen Kohlenaufschluß an Private nur dann zulässig sein, wenn der Aufschluß in einem vor Beginn der Wirksamkeit des Gesetzes angemeldeten Freischurf erfolgt und durch bergbehördliche Feststellung vor Ablauf der vorgeschriebenen Frist nachgewiesen worden ist. Diese Frist wird für die nach dem 20. Jänner 1909 angemeldeten Freischürfe mit zwei Jahren, für die früher angemeldeten Freischürfe mit acht Jahren bestimmt und läuft vom Zeitpunkte des Aufhörens der durch den Krieg hervorgerufenen außerordentlichen Verhältnisse; ihr Beginn wird vom Minister für öffentliche Arbeiten im Verordnungswege festgesetzt.

Die verschiedene Bemessung der Fristen für die vor und nach dem genannten Zeitpunkte angemeldeten Freischürfe wird in der Gesetzesvorlage mit der Tatsache begründet, daß am 20. Jänner 1909 im österreichischen Abgeordnetenhause zum erstenmal eine Regierungsvorlage eingebracht wurde, welche die AufhebungderBerg-baufrei h eit zum Ziele hatte. Aus diesem Grunde wurde den Besitzern der jüngeren Freischürfe zur Nachweisung eines Aufschlusses oder Bohrfundes nur eine geringere, den Besitzern der älteren Freischürfe eine längere Frist zuerkannt. Die Gesetzesvorlage geht dabei von der Anschauung aus, daß die Schürfer bei Anmeldung von Freischürfen nach Einbringung der ersten Gesetzesvorlage vom 20. Jänner 1909 schon mit der zeitlichen Begrenzung ihres Rechtes rechnen mußten und daher keinen Anspruch darauf erheben können, bei Ausübung ihrer Rechte mit der gleichen Schonung behandelt zu werden, wie jene Unternehmer, welche ihre Freischürfe schon in früherer Zeit im guten Glauben auf ihre unbefristete Gültigkeit erworben und für Schürfarbeiten bedeutende Kapitalien aufgewendet haben.

,,Bine andere, vom Standpunkt des Gemeinwohls unerwünschte Entwicklung", führt der Gesetzentwurf an, „welche sich auf dem Gebiete der Bergbauindustrie in immer steigendem Maße vollzogen hat, ist in der ii b e r-mäßigen Konzentration des Bergwerksbesitzes zu erblicken. Es ist zwar eine bekannte Tatsache, daß der Bergbau sich schon seiner Natur nach für den Kleinbetrieb wenig eignet und daß speziell der Kohlenbergbau unter den heutigen Verhältnissen nur als Großbetrieb in den Händen kapitalkräftiger Unternehmer richtig gedeihen und seinen sozialen Pflichten verläßlich Genüge leisten kann. Von diesem Gesichtspunkte aus stellt die Konzentration im Bergbau eine Entwicklung dar, welche weder aufgehalten werden kann noch grundsätzlich zu verwerfen ist, allerdings nur solange, als sie nicht monopolistisch ausartet. Gerade in dieser Hinsicht aber hat die Entwicklung der letzten Friedensjahre zu Bedenken Anlaß gegeben. Die Konzentration des Bergwerksbesitzes in den Händen weniger großkapitalistischer Gruppen hat unleugbare Fortschritte gemacht, so daß bei einer weiteren Entwicklung selbst die Gefahr eines monopolisierten Ausbaues nicht mehr völlig von der Hand zu weisen ist. Eine monopolistische Konzentration im Kohlenbergbaue würde aber zweifellos eine wirtschaftliche Gefahr für die Gesamtheit der Kohlenverbraucher und damit für das Gemeinwohl überhaupt ■ bedeuten.“ ,,Im Laufe der letzten Friedensjahre sind Bedenken und Besorgnisse solcher Art“, so wird weiter angeführt, immer nachdrücklicher hervorgetreten und haben schließlich im In- und Ausland eine staatssozialistische Reaktion gegen die Bergbaufreiheit — wenigstens auf dem Gebiete des Kohlenbergbaues — gezeitigt. In Preußen haben sich diese Strömungen unter dem Eindrücke gewisser Auswüchse der Unternehmerkoalitionen schon vor längerer Zeit zu einer legislativen Aktion verdichtet, indem durch das Gesetz vom 5. Juli 1905, die sogenannte lex G a m p, die Mutungen auf Steinkohle und Salz fiir zwei Jahre gesperrt wurden, worauf dann mit dem Gesetze vom 18. Juni 1907 endgültige Bestimmungen über den Vorbehalt der genannten Mineralien für den Staat getroffen 'wurden. Aehnliche Einschränkungen der privaten Bergbautätigkeit zugunsten der Allgemeinheit sind auch in anderen deutschen Staaten, in den deutschen Reichslanden, in Belgien und Holland teils durchgeführt, teils eingeleitet worden. Auch in Oesterreich haben diese Reformbestrebungen einen lebhaften Widerhall gefunden. Ein allgemeines und aktuelles Interesse gewannen sie aber erst, als in der zweiten Hälfte des Jahres 1907 im Gefolge der industriellen Hochkonjunktur, verschärft durch Schwierigkeiten im Eisenbahnverkehre sowie durch Arbeitermangel, da und dort Verlegenheiten in der Kohlen Versorgung auftraten und Hand in Hand damit die Koh len preise auf eine beunruhigende Höhe anstiegen. Schon vorher hatte die Beobachtung der internationalen Entwicklung der Kohlenfrage bei der Regierung den Entschluß gereift, im allgemeinen volkswirtschaftlichen Interesse eine ausschlaggebende V e r-Stärkung des staatlichen Einflusses auf die Gestaltung des Kohlenbergbaues und des Kohlenverkehres überhaupt sicher zu stellen, ein Programm, welches auch in der allerhöchsten Thronrede vom 19. Juni 1907 Ausdruck gefunden hat. Die ungeheure Bedeutung, welche die Kohlenfrage während des Krieges erlangt hat und die zweifellos nicht minder große Rolle, welche ihr auch nach dem Kriege zufallcn wird, machen es der Regierung zur dringenden Pflicht, ihren Entschluß nunmehr im vollen Umfange zur Durchführung zu bringen. Bei Verfolgung dieses Zieles kommt zunächst die unmittelbare Erweiterung des staatlichen Montanbesitzes durch Ankauf von im Privatbesitze stehenden Bergbauberechtigungen oder durch originärenErwerb solcher Berechtigungen auf Grund des bestehenden Gesetzes in Frage. Die Staats-montanverwaltung hat diesen Weg in den letzten Jahren energisch verfolgt, indem sie einerseits Kohlenbergbaue durch Ankauf erworben und andererseits größere, voraussichtlich Kohle führende Terrains mit Freischürfen gedeckt hat.“

Nach dem Gesetzentwürfe sollen die Kohlen zwar die rechtliche Eigenschaft von vorbehaltenen Mineralien behalten, ihre Aufsuchung und Gewinnung sollen jedoch unter Aufrechterhaltung der von Privaten erworbenen Bergbauberechtigungen und Einräumung von B e-günstigungenfür die Länder ausschließlich demStaate zustehen. Der Staat soll aber berechtigt sein, sofern es aus volkswirtschaftlichen oder staatsfinanziellen Gründen vorteilhaft erscheint, d i e Ausübung dieses Rechtes auf Zeit und gegen Entgelt an andere Personen zu übertragen.

Der Gesetzentwurf enthält schließlich Bestimmungen, welche den Ländern hinsichtlich der Aufschlußarbeiten und der Erfüllung der Betriebspflicht in Grubenmaßen und Freischürfen gewisse Erleichterungen bieten und sie in den meisten Belangen dem Staate gleichstellen.

Ohne in die Detailbestimmungen der Gesetzesvorlage näher einzugehen, können wir zusammenfassend jene Aufgaben erörtern, deren Erfüllung die beabsichtigte Reform des veralteten österreichischen Berggesetzes sich zum Ziele macht. Die Gesetzesreform will vor allem der Spekulation mit Schurfrechten ein Ende setzen, indem der private Unternehmer durch eine vorgeschriebene Frist zur Ausübung eines erworbenen Bergbaurechtes gegen eventuellen Verlust dieses Rechtes gezwungen werden soll. Es ist nun die Frage, ob die vorgesehenen Fristen dazu hinreichen, die erworbenen Freischürfe durch Aufschlüsse zur Verleihung zu bringen. Die in der Gesetzesvorlage angezogene lex Gamp2) vom 5. Juli 1905 hat für Preußen die Bestimmung getroffen, daß auf die Dauer von zwei Jahren vom Tage der Gesetzesverkündung der alte Rechtszustand, welcher durch das preußische Berggesetz vom 24. Juni 1865 auf dem Grundsätze der Bergbaufreiheit geschaffen war, außer Kraft gesetzt wurde. Bis zum 8. Juli 1907 durfte in Preußen die Annahme von Mutungen auf Steinkohle (und Steinsalz) nur noch insoweit stattfinden, als diese auf Grund von Schürfarbeiten eingelegt worden waren, die 1. vor dem 31. März 1905 begonnen, oder 2. im sogenannten Schlagkreise, d. h. im Umkreise von 4184'8 m um den Fundpunkt, einer bei Inkrafttreten des Gesetzes noch schwebenden Mutung unternommen worden waren, deren Mineral man bei der amtlichen Untersuchung bereits vor diesem Zeitpunkt nachgewiesen hatte. Der Zweck dieses Gesetzes, dem Staate möglichst viele Steinkohlenfelder vorzubehalten, wurde nicht erreicht, weil einerseits die Privatindustrie mit größtem Nachdruck die Bohrtätigkeit betrieben hat und weil den Mutern durch die Zulassung von Schürfungen und Mutungen während des Schwebezustandes bestehender Mutungen, die Möglichkeit gegeben- war, während der zweijährigen Sperrfrist immer neue Bohrungen anzubringen und neue Mutungen einzulegen.'Das Gesetz vom 18. Juni 1907 schuf nun an Stelle der zeitweiligen Sperre ein vollständiges Verbot des Schürfens und Mutens auf Steinkohle (und Steinsalz) mit gewissen Einschränkungen, welche der Landtag geltend machte. Der Landtag gab dem Staate nur das ausschließliche Recht zur Aufsuchung und Gewinnung der Steinkohle auf weiteren 250 Maximalfeldern neben den damals in seinem Besitz bereits befindlichen Feldern. Im übrigen stellte das Gesetz die alte Bergbaufreiheit wohl nicht wieder her, ließ aber die Möglichkeit zu, daß der Staat das Recht der Aufsuchung und G e w i n n u n g d e r S t e i n k o h 1 e a n andere Personen übertrage. Die Ordnung der Uebertragung dieser Rechte soll durch ein Gesetz erfolgen.

Wie bereits erwähnt wurde, hatte die bedeutend erhöhte Bohrtätigkeit es in Preußen verhindert, daß von privater Seite erworbene Schurfrechte in größerem Maße verfallen und dem Staate anheim gefallen wären. Die Gegenwart bietet jedoch der Bohrtätigkeit ganz bedeutende Hindernisse und es ist heute eigentlich gar nicht abzu sehen, in welchem Zeitpunkte wieder günstige Arbeitsbedingungen vorhanden sein werden. Die österreichische Gesetzesvorlage bestimmt für die Verleihung auf einen Kohlenaufschluß an Private die bereits angegebenen Fristen, welche vom Zeitpunkte des Aufhörens der durch den Krieghervorgerufenen außerordentlichen Verhältnisse zu berechnen sein wird. Wann werden diese außerordentlichen Verhältnisse aufhören und wirdesüberhaupt möglichsein, diesen Zeitpunkt entsprechend bald wahrnehmen zu können ? Die durch den Krieg ge-scliaffenen außerordentlichen Verhältnisse werden noch lange Zeit nach Beendigung des Kriegszustandes andauern und es dürfte noch geraume Zeit vergehen, bis wir uns jenem wirtschaftlichen Zustande annähern werden, den wir als normal und den Verhältnissen vor diesem Kriege ähnlich bezeichnen können werden. Der Gesetzentwurf läßt vorsichtigerweise die Festlegung eines Termines für das Aufhören der durch den Krieg geschaffenen außerordentlichen Verhältnisse offen und es ist die Bestimmung dieses Zeitpunktes, der nicht mit der Beendigung des Kriegszustandes identisch sein kann, dem Minister für öffentliche Arbeiten im Verordnungswege überlassen. Der Krieg hat Verhältnisse geschaffen, welche es leider unmöglich machen, den privaten Unternehmer zur Ausübung seiner erworbenen Bergbaurechte in einer den volkswirtschaftlichen Bedürfnissen entsprechenden kurzen Zeit zu zwingen und es ist mit großer Wahrscheinlichkeit anzunehmen, daß auch und insbesondere der Staat als Unternehmer diesen Forderungen der Gegenwart nicht entsprechen können wird. Aus diesem Grunde ist es sehr fraglich, ob das in Zukunft ausschließlich dem Staate vorzubehaltende Recht der Aufsuchung und Gewinnung von Kohle eine Besserung der in der Gesetzesvorlage beklagten Verhältnisse mit sich bringen wird. Fs würde dem Versuche, den Staat zu erhöhter Bergbautätigkeit heranzuziehen, nichts entgegenstehen, wenn nicht inzwischen der private Unternehmer davon ausgeschlossen wäre, sich an der Neugründung eines Kohlenbergbaues zu beteiligen. Wohl soll dem Staate auch das Recht zustehen, die Aufsuchung oder Gewinnung von Kohle auf Zeit und gegen Entgelt an andere Personen zu übertragen. Der freikonservative Abgeordnete Krause führte über diese Frage am 25. Februar 1907 im preußischen Abgeordnetenhause unter anderem aus: ,,Wir halten es für sehr bedenklich, ganz uneingeschränkt und ohne jede weitere gesetzliche Bestimmung es in Zukunft der Staatsregierung zu überlassen, an irgend einen beliebigen Menschen nach ihrem Gefallen das Recht zur Aufsuchung und Gewinnung der Minerale zu vergeben, ohne daß sie irgend eine Rechenschaft darüber schuldig wäre, weshalb sie es Herrn A gibt und Henn B verweigert. Wir halten es für sehr bedenklich, daß die Grundsätze über die Bedingungen, unter welchen derartige Verleihungen von Gewinnungsrechten erteilt werden sollen, einfach der vollen Diskretion der Staatsregierung überlassen bleiben, und wir glauben, daß wir die endgültige Zustimmung zu diesem Gesetze voraussichtlich davon abhängig machen werden, daß es in der Kommission gelingt, über diese beiden Punkte zu einer befriedigenden Vereinbarung mit der Staatsregierung zu gelangen.“

In der Petitionskommission des preußischen Abgeordnetenhauses hat am 22. März 1917 Geh. Oberbergrat V o e 1 k e 1 als Regierungsvertreter davon Mitteilung gemacht, daß bald nach der Novelle vom Jahre 1907 mit der Ausarbeitung von Grundzügen für ein Kohlengesetz begonnen worden sei, die sich an die in der Kommission des Abgeordnetenhauses im Jahre 1907 hervorgehobenen Richtlinien angelehnt hätten. Der Grundgedanke sei damals gewesen, daß die Bergbaufreiheit beseitigt und eine Art Konzessionssystem eingeführt werden sollte, indem unter Ausschaltung eines Rechtsanspruches des Finders und Muters eine staatliche Behörde von Fall zu Fall unter Berücksichtigung der jeweiligen allgemeinen und besonderen Interessen Abbaurechte verleihen sollte und zwar gegen Entgelt, auf Zeit und unter Auferlegung eines scharfen Betriebszwanges. Geh. Bergrat Dr. A r n d t führt in seinem erwähnten Artikel aus, daß die Angaben V o e 1 k e 1 s insoweit irrtümlich seien, als man in den Jahren 1905 und 1907 weder in der Kommission und im Plenum des Abgeordnetenhauses, noch selbst in den Kreisen der Staatsregierung über die Aufhebung der Bergbaufreiheit für Steinkohle und über ein vom alleinigen Ermessen der Staatsregierung abhängiges Verleihungsverfahren einig war. Geh. Bergrat Dr. Arndt tritt für eine bedingte Bergbaufreiheit ein. „Fine rein dem Ermessen des Staates anheim gegebene Fr-teilung der Verleihung“, führt Arndt aus, „würde der ganzen Ueberlieferung des preußisch-deutschen Bergrechtes widersprechen. Dabei würde die Staatsregierung nie endenden Vorwürfen, Beschwerden und Mißverständnissen ausgesetzt sein. Andererseits erscheint die einfache Rückkehr zum ausnahmslosen Grundsatz der Bergbaufreiheit nicht empfehlenswert. Sie würde auch wohl weder im Abgeordnetenhause noch im Herrenhause eine Mehrheit finden und außerdem mit dem Grundgedanken der 1 e x Gamp, des Gesetzes vom 18. Juni 1907 und den heute herrschenden volkswirtschaftlichen Anschauungen in Widerspruch stehen. Deshalb empfiehlt es sich, zwar die Bergbaufreiheit auf Kohle wieder h erzusteilen, dabei aber dem Staate das Recht einzuräumen in die Rechte eines Finders und Muters gegen Butsch ä d i g u n g einzutreten. Würde man dem Staate das Recht geben, die Abtretung des Fundes und der Mutung ohne genügende Entschädigung zu verlangen, so fiele jeder Ansporn zur Vornahme von Bohrungen auf Steinkohle fort, was schon deshalb zu beklagen wäre, weil die weitere Aufschließung von Steinkohlenvorkommen im allgemeinen volkswirtschaftlichen Interesse liegt. Dem Bohrunternehmer ist aber auch ein seine Kosten übersteigender Betrag in Aussicht zu stellen; denn er wird nicht selten Bohrungen unternehmen, die keinen Erfolg haben oder nur ein minderhöffliches Vorkommen aufschließen. Bei Annahme des erwähnten Aufschlages erspart andererseits der Staat das Wagnis, sowie die Kosten und Mühen des Bohrens. Aus diesen Gründen schlägt A r n d t vor, von der Verfassung eines besonderen Kohlengesetzes Abstand zu nehmen und den § 2 des allgemeinen preußischen Berggesetzes, Absatz 4 folgendermaßen zu gestalten: Der Staat ist befugt, die Abtretung einer Mutung auf Steinkohle binnen drei Monaten nach dem Ablauf des Tages der Mutung gegen Entschädigung zu verlangen. Diese besteht in dem Brsatz der Bohrkosten für den Fund nebst 41/2% Zinsen und einem Aufschlag von 50%. Der Gewinn des Bohrunter-nehmers bei Veräußerung des Bohrfundes ist nicht zu ersetzen. Daneben bleibt dem Staate das Recht, selbst zu schürfen, Funde zu machen und Mutungen darauf einzulegen.“ Geh. Bergrat Dr. Arndt führt in seinen interessanten Darlegungen weiter an, daß eine Stärkung der Stellung des Staates im Bergwesen angezeigt sei, weshalb ihm eine Art Optionsrecht an allen Steinkohlenmutungen gegeben werden soll; ebenso notwendig erscheint es aber auch, die Privatindustrie nicht auszuschalten. „Auf ihrer Unternehmungslust, Arbeitsamkeit und Erfahtung beruht im wesentlichen die Blüte des deutschen Bergbaues und der deutschen Industrie.“

Der österreichische Gesetzentwurf will die A u f-h ebn n g der Bergbaufreiheit, weil in ihrem weiteren Bestände volkswirtschaftliche Bedenken gelegen seien. Wohl erkennt die Gesetzesvorlage an, daß die private Bergbautätigkeit in Oesterreich eine bedeutende Erhöhung der Kohlenproduktion bewirkt habe, während der staatliche Anteil an dieser Förderung wesentlich zurückgegangen ist. Dem Staate soll nun die Möglichkeit gegeben werden, eine Erweiterung seines Montanbesitzes zu erwirken und im Konkurrenzkämpfe mit der bestehenden privaten Bergbauindustrie soll im Sinne der Gesetzesvorlage eine Verstärkung des staatlichen Einflusses auf die Kohlenindustrie erfolgen, um der monopolistischen Gefahr des Privatbergbaues die Spitze zu bieten. Wir leben in einer Zeit, in welcher infolge der verschiedenartigsten Umstände der Unternehmer eine gegen die vergangene Friedenszeit bedeutend erhöhte Initiative und schöpferische Tätigkeit aufweisen müssen wird. Wird der Staat, der in normalen Verhältnissen nicht in der Tage war, in einen erfolgreichen Wettbewerb mit der Privatindustrie einzutreten, in der Zukunft in der Tage sein, seine Unternehmertätigkeit entsprechend leistungsfähig und schöpferisch auszugestalten ? Der Gesetzentwurf will einer „s t a a t s s o z i a 1 i s t i s c h e n Reaktion“ Rechnung tragend, den Staat zu erhöhter Unternehmertätigkeit anweisen. Die bisherigen Erfahrungen mit dem staatlichen Unternehmertum geben wohl nicht zu den besten Aussichten Anlaß, welche sich aus der erhöhten staatlichen Unternehmertätigkeit eröffnen würden. In dem Kohlenstaate Preußen ist man sich noch nicht darüber klar, ob die vollständige Aufhebung der Bergbaufreiheit ein geeignetes Mittel zur Regelung der beklagten Verhältnisse sein würde. Der seinerzeitige Handelsminister Delbrück hat am 29. Februar 1907 im preußischen Abgeordnetenhause ausdrücklich erklärt: ,,In welcher Weise diese Regelung erfolgen soll, ist nicht gesagt, und es hat wohl auch nicht in allen Teilen dieses hohen Hauses eine Uebereinstimmung bestanden. Die einen haben zweifellos darauf gerechnet, daß der Fiskus das vorschlagen würde, was ihnen jetzt vorgeschlagen wird, nämlich die Konzentrierung der Gewinnung von Steinkohle und Kali in der Hand des Staates; andere wiederum

haben in erster Linie wohl nur daran gedacht, daß die jetzigen formalen Bestimmungen über das Muten und Verleihen eine Modifikation erfahren sollten, die gewisse Mißbräuche beseitigen sollte.“

Man wird in Oesterreich insbesondere mit Berücksichtigung der durch den Krieg wesentlich geänderten Verhältnisse in Angelegenheit der Lösung der angeregten Fragen betreffend die Reform des Berggesetzes sehr vorsichtig zu Werke gehen und Mittel suchen müssen, um die ohnehin verhältnismäßig geringe Initiative der Privatindustrie zum Wiederaufbau der zerrütteten Wirtschaft in erhöhter

Weise anzuregen. In diesem die geplante Aufhebung heit nicht geeignet, den Interessen der Allgemeinheit Rechnung zu tragen. Der Staat wird gesetzliche Mittel finden müssen, um die Privatwirtschaft zur Ver
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meidung der beklagten Mißbräuche in die

notwendigen Schranken zu weise n.
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 „Technik und Wirtschaft“, 1910.

2

 ,,lieber den Inhalt des in Aussicht stehenden Kohlengesetzes“. Von Geh. Bergrat Dr. Adolf Arndt, „Glückauf!“, Nr. 7, 1918.


Gegenwart und Zukunft der Elektrizitätswirtschaft in Deutschland und Oesterreich

Preis: Mk 3'— = K 3'60       von Ing. MAX RIED Preis: Mk 3’— = K 3'60

Die Schrift behandelt die Grundlagen und Materialien der Elektrizitäts-Wirtschaft, uni schließlich als Schlußfolgerung der Erwägungen Richtlinien für eine gemeinwirtschaftliche Elektrizitätsversorgung Osterreichsaufzustellen Jede Auseinandersetzung oder Stellungnahme zu der angeschnittenen Frage verlangt die Kenntnis der Ried sehen Schrift, die vor der Aufstellung des Gesetzentwurfes geschrieben wurde.

Einige Urteile über die Schrift:

. . . Wer sich über den Komplex der dabei in Betracht kommenden Fragen unterrichten will, findet einen übersichtlichen, empfehlenswerten Führer in einer jüngst erschienenen Schrift von Max Ried, welche ein reiches Tatsachenmaterial in knapper Behandlung zusammenfaßt. (Neues Wiener Tagblatt.)

. . . Der eingehenden Besprechung der Verhältnisse in Deutschland stellt Ried die Elektri-zitätsversorgung Oesterreichs gegenüber, welcher Abschnitt mit einer glänzenden Erörterung der Richtlinien für die gemein wirtschaftliche Elektrizitätsversorgung Oesterreichs abschließt . . . Hoffentlich findet diese Arbeit eines wirtschaftlich gebildeten Ingenieurs jene allgemeine Beachtung, die ihrer Bedeutung entspricht, denn sie zählt zu dem fachlich Besten, das über die Frage .. . bisher geschrieben worden ist.                                       (Rundschau f. Technik u. Wirtschaft.)

... In zwei größeren Kapiteln wird am Schlüsse der Abhandlung die Elektrizitätsversorgung in Deutschland und diejenige Oesterreichs näher erörtert und mit einer Sachkenntnis durehgeführt, die das Interesse an den behandelnden Fragen besonders rege gestaltet; - (Städtezeitung, Berlin.)

Das Vanadium

und seine Bedeutung für die Eisen- und Stahlindustrie der Zukunft

Von

Privatdozent Ing. A. HÄNIG

Dessau

Preis: Mk 6'— = K 7-20                Mit 7 Tafeln                Preis: Mk 6‘— = K 7’20

Inhalt: I. Geschichtliches. — II. Neuere Funde von Vanadiumerzen. — III. Die Gewinnung des Vanadiums. — IV. Das Vanadium und seine Legierungen. — V. Vanadium und seine Wirkung im Stahl: .1. Bisherige Forscher; 13. Die ersten Spezialforschungen von Ldon GviUet über Vanadiumstallle; C. Neueste Forschungen über Stahle von hoher Festigkeit; D. Die amerikanischen Automobilhandelsstahle. — VI. Handelsübliche Einteilung der Vanadium stähle. — VII. Vanadium im Gußeisen. — VIII. Die metallographische Untersuchung des Vanadiumstahles. — IX. Die Versuche mit gewissen Handelstypen von Vanadiumstahlen. — X. Vanadiumstahle für Zementierung sehr erfolgreich. — XI. Schlußbetrachtung.

Die Arbeit behandelt, das Vanadium und dessen außerordentliche Eigenschaften, die es dem Stahl und Eisen zuerteilt, Eigenschaften, die den Vana-diumstahlan sich befähigen, die höchsten Spannungen, Druckkräfte, Stöße und Schläge auszuhalten, ohne zu deformieren oder seine innere Struktur zu ändern.

Teuerungszuschlag 20'» 0 auf geheftete und 30’’0 auf gebundene Exemplare

Enzyklopädie des Eisenbahnwesens

Herausgegeben von

Dr. Freiherrn v. Röll

Sektionschef im k. k. österreichischen Eisenbahnministerium a. D.

In Verbindung mit zahlreichen Eisenbahnfachmännern

Zweite, vollständig neubearbeitete Auflage

Die Röl Ische Enzyklopädie ist das einzige, vollständige Nachschlagewerk, welches das gesamte Bisenbahnwesen umfaßt und jedem Fachmann des In- und Auslandes über jede einschlägige Frage vollkommen zuverlässigen Aufschluß gibt.

Das Werk erscheint vollständig in 10 Bänden.

Jeder Band kostet gebunden Mk 18 50 = K 22’—
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Enzyklopädie der technischen Chemie

Unter Mitwirkung von Fachgenossen herausgegeben von

Professor Dr. FRITZ ULLMANN, Berlin

Den Gegenstand des auf breitester Basis angelegten Werkes bilden nicht nur die chemische Großindustrie und die Metallhüttenkunde mit ihren maschinellen und apparativen Hilfsmitteln, sondern auch die zahlreichen Grenzgebiete, welche sich mit der stofflichen Veränderung oder der Veredelung der Materie überhaupt befassen. Demgemäß stellt es gleichzeitig eine Art Warenkunde dar, welche Bergwerksprodukte, Metalle, Chemikalien usw., die Gegenstand technischer Verarbeitung sind, umfaßt. Ein klares und zutreffendes Bild von den gegenwärtigen Arbeitsweisen der Technik zu geben, gilt als der Hauptzweck des Werkes.

Vollständig in etwa 10 Bänden.

Jeder Band kostet gebunden Mk 32’— = K 38:—

Bisher erschienen:

Band 1: Abanon—Aethylanilin                           814 S. m. 295 Textabbildungen

Eingehende Prospekte über beide Werke bitte zu verlangen!

Teuerungszuschlag 20% auf geheftete und 30% auf gebundene Exemplare

Sn Vorbereitung:

Schriften zur Neuordnung der Slektrizitätswirtschaft in Oesterreich

^Kerausgegeben von

Sektionschef ^frof. S)r. ddlrnold v. Nrasny

Ingenieur Niax Nied und S)r. dng. Viktor Stöger

Der 3Krieg hat die ddeuordnung der <Glektrizitätswirtschäft Oesterreichs zur unabweislichen Notwendigkeit gemacht und damit ist eine killte von Problemen zur Lösung gestellt, die durch ihre weitgreifenden wirtschaftlichen und finanzpolitischen Niickwirkungen geeignet sind, das dnteresse der weitesten Oeffcuitlichkeit zu erwecken. 3)ie eingehende und umfassende wissenschaftliche Behandlung dieser Brägen ist eine Voraussetzung für erfolgversprechende B/taßnahmen zur großzügigen und planmäßigen Elektrizitätsversorgung. S)er (Schaffung dieser Grundlagen soll eine

zwanglos in Neften mäßigen Umfanges erscheinende

Sammlung von &inzeldarstellun-, en

dienen, in der von Bachmännern die wirtsclmftlichen, finanziellen, technischen und rechtlichen Probleme der Elektrizitätswirtschajt erörtert werden sollen. S)ie Einzelschriften werden behufs einheitlicher und systematischer Erfassung des Qesamtgebietes der Elektrizitätswirtschaft miteinander in Zusammenhang stehen und sich gegenseitig ergänzen; im übrigen bleibt jedoch den Bditarbeitem volle Breiheii der B/lcinung^ äußerung und der Vertretung wissenschaftlicher ^eberzeugung gewahrt.

Sils 1. SKeft erscheint in Bfürze:

geographisch-statistische Grundlagen der Qlektrizitätswirtschäft in Oesterreich

Von

Ingenieur Ntax Nied und fDr. fing. Viktor (Stöger

Blif 7 ‘Uebersichtsplan

2)as Buch soll ein sorgfältig gesammeltes und gesiditetes ^Material zu/ Beurteilung der wirtschaftlichen, finanziellen und technischen Voraussetzungen dec Elektrizitätsversorgung Oesterreichs bieten.
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Die „Zeitschrift“ wird vom Oesterreichischen Ingenieur- und Rrchitekten-Verein herausgegeben und ist das führende technische Blatt Oesterreichs

Sie erscheint wöchentlich jeden Freitag und bringtim Wechsel Artikel aus der Feder erster Autoritäten über die Gebiete: Architektur, Hochbau und Städtebau Bauingenieur-und Eisenbahnwesen— Berg-und Hüttenwesen — Bodenkulturfragen — Chemie — Elektrotechnik — Gesundheitstechnik — Maschinenwesen — Patentwesen — Vermessungsweseri — Verwaltungs- und Wirtschaftstechnik Hiezu kommt die Vertretung der Standesinter-essen und Referate über wichtige Veröffentlichungen anderer Blätter. Eine „Zeitschriftenschau“ gibt den bibliographischen Uleberblick über die einschlägige Zeitschriften-Literatur, die ergänzt wird durch Bekanntgabe der „Heuen Fachliteratur“.

_ Bei der .Bedeutung der Weiterbildung, die heute mehr denn je die gesamte Technikerschaft beschäftigt, darf in der Hand jedes Interessierten ein erstklassiges Fachblatt nicht fehlen. Nur dadurch kann überhaupt ein Uleberblick über die weitverzweigte Fachliteratur gewonnen werden. Der Bezug der „Zeitschrift" kann daher nur empfohlen werden.

Probenummern auf Verlangen kostenfrei vom Verlag: Grban & Schwarzenberg, Wien, I. Maximilianstraße 4.




iS. 611



S-96

Biblioteka Politechniki Krakowskiej

100000297268


Ku.k.HofgeBuohbinder HERMANN SCHEIBE WIEN


[image: ]

main-24.jpg





main-23.jpg
* PRI

i e L1 S w1 gl w0512y
wadenaq wiy 00001 PN IZIDN UID

‘(8161 ye[) 9pIg I9p UBITEIS JOp UIURGUISIY A ‘61 IV






main-26.jpg
9 gty
=

Abb. 22. Die Eisenbahnen der Erde,
Dichte des Netzes im Jahre 1913
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Abb. 13. Die Kohlenvorrite der Erde im Jahre 1913, Stcin- und Braunkohle
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